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VORWORT 


Der Plan, die »staatlichen und parteiamtlichen Außerungen zur evangeli- 
schen Kirche und zum Christentum in der Zeit von 1925-1945« zusammen- 
zustellen, geht auf Professor D. Kurt Dietrich Schmidt, den ersten Vorsitzen- 
den der damaligen »Kommission der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für die Geschichte des Kirchenkampfes in der nationalsozialistischen Zeit« 
zurück. Er hat vor fast 15 Jahren in Hamburg mit den Vorarbeiten begon- 
nen; mit der Sammlung und Aufbereitung des umfangreichen Materials be- 
traute er Dr. C.-H. Feilcke. Ab 1961 hat die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft dies Projekt unterstützt. Früh zeichnete sich dabei die Zeit national- 
sozialistischer Herrschaft in Deutschland von 1933 bis 1945 als eigentlicher 
Schwerpunkt des geplanten Quellenwerkes ab. Als Kurt Dietrich Schmidt 
am 27.7.1964 starb, waren die Vorarbeiten so weit gediehen, daß zumindest 
die Bände 1933/34 und 1937/38 kurz vor dem Abschluß zu stehen 
schienen. 

Auf Wunsch der Kommission, die seit 1970 in »Evangelische Arbeitsgemein- 
schaft für kirchliche Zeitgeschichte« umbenannt worden ist, und ihres neuen 
Vorsitzenden, Professor D. Ernst Wolf, übernahm ich die Betreuung der 
-Abschlußarbeiten an diesem Projekt. Dieser Wechsel und meine Übersied- 
lung nach München 1967 brachten eine Verzögerung mit sich, die aber zu- 
gleich die Möglichkeit bot, die Realisierbarkeit des ursprünglichen Planes zu 
überprüfen. An diesen Überlegungen waren vor allem Professor Wolf und 
mein Mitarbeiter Dr. Carsten Nicolaisen mitbeteiligt. Nach dem Auslaufen 
der Förderung durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft übernahm dann 
Dr. Nicolaisen auch die Bearbeitung des ersten nunmehr vorliegenden Ban- 
des, der das Jahr 1933 dokumentiert, im Rahmen der Arbeitsstelle für kirch- 
liche Zeitgeschichte des kirchengeschichtlichen Seminars der Evangelisch- 
Theologischen Fakultät der Universität München. 

Die Edition von Quellen zur Zeitgeschichte stellt immer vor die Frage nach 
den sachgerechten Auswahlkriterien, da es schlechterdings unmöglich ist, alles 
vielleicht relevante Material vorzulegen. Man kann dieser Verlegenheit da- 
durch begegnen, daß man entweder nur sehr genau eingegrenzte und dem- 
entsprechend schmale Vorgänge relativ vollständig dokumentiert oder sich 
jeweils auf das in bestimmten Archiven oder Sammlungen enthaltene Ma- 
terial beschränkt. Derartige Editionen sind für die Forschung unentbehrlich; 
ein Gesamtbild eines so vielschichtigen Komplexes wie der Kirchenpolitik des 
NS-Staates kann dann naturgemäß nur aus der Verknüpfung und Auswer- 
tung möglichst vieler derartiger Textsammlungen entstehen. Demgegenüber 
war es die Intention K. D. Schmidts gewesen, eben ein solches Gesamtbild zu 
vermitteln und nicht allein dem selbst forschenden Historiker den Zugang 
zu den Quellen zu erleichtern. Jede Dokumentation, die ein derartiges Ge- 
samtbild zu erstellen beansprucht, setzt sich aber dem Verdacht aus, das 
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Ergebnis einer nicht ohne weiteres nachkontrollierbaren, subjektiven Aus- 
wahl zu sein, die nur die Sicht des jeweiligen Bearbeiters widerspiegelt, aber 
keine eigene, kritische Einsicht in die Vorgänge selbst mehr erlaubt. Die hier 
erforderliche Entscheidung kann - im Wissen um die generelle Problematik 
der Edition zeitgeschichtlicher Quellen - am Ende nur auf Grund des kon- 
kreten, vorliegerfden oder erreichbaren, Materials getroffen werden. Und 
danach scheint es möglich, die für die Kirchenpolitik des Dritten Reiches 
ausschlaggebenden oder bezeichnenden Vorgänge zunächst für das Jahr 1933 
so deutlich zu identifizieren, daß sie auch dokumentiert werden können. In- 
soweit blieb der Plan K. D. Schmidts Grundlage der Neuprojektierung. 

Im einzeinen erforderte der gegenüber den ersten Überlegungen fortgeschrit- 
tene Stand der Forschung und auch der Editionspraxis aber erhebliche Ver- 
änderungen in Bezug auf die Auswahl der einzelnen Vorgänge und Texte 
und die Form der Dokumentation. Angestrebt wurde, möglichst weitgehend 
die Politik des Staates im Dritten Reich gegenüber den Kirchen, nicht nur 
gegenüber der evangelischen Kirche, zu dokumentieren und die vorgelegten 
Texte durch einen Kommentar in den Anmerkungen möglichst weitgehend 
aufzuschließen. Die Auswahl aus einer umfangreichen Materialsammlung 
wurde also ergänzt durch eine gezielte Suche nach Dokumenten, die einzelne, 
besonders wichtige Vorgänge erhellen könnten. Insoweit versucht die vor- 
liegende Dokumentation, Elemente der beiden oben skizzierten Möglichkei- 
ten, zeitgeschichtliche Quellen vorzulegen, zu verbinden. Das Ergebnis dieses 
Unterfangens muß für sich selbst sprechen. 

Es ist geplant, in ähnlicher Weise die auf 1933 folgenden Jahre zu dokumen- 
tieren; die Vorbereitungen für den Band 1934/35 sind schon weit voran- 
geschritten. 

Beim Abschluß dieses Bandes gehen meine Gedanken zurück zu meinem ver- 
storbenen Kollegen K.D. Schmidt. Ich denke, er würde seinen ursprüng- 
lichen Plan auch noch in dem so anders gewachsenen Werk wiedererkennen. 
Die Verantwortung für das, was von seiner Konzeption beibehalten und was 
an ihr verändert wurde, liegt bei mir. Aber es wäre mir nicht möglich gewe- 
sen, die 1964 übernommene Aufgabe so weit zum Ziele zu führen, wie es 
dieser nun vorliegende Band erkennen läßt, ohne die jahrelange, intensive 
Arbeit von Herrn Dr. Nicolaisen, die sich in dieser Dokumentation des 
ersten Jahres nationalsozialistischer Herrschaft in Deutschland erst zum Teil 
niederschlägt. Wir haben für die Auswahl der aufzunehmenden Dokumente 
und Komplexe ständig Kontakt gehalten, aber der nun vorliegende Text und 
vor allem der Kommentar ist doch sein Werk. Hierfür möchte ich, auch als 
Mitglied der »Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für kirchliche Zeitgeschich- 
te«,ihm danken. 

Mein nächster Dank gilt Herrn P. Dr. C.-H. Feilcke; die in der Phase des 
Planens und Sammelns in Hamburg geleistete Arbeit war Voraussetzung 
und Ausgangspunkt für die Weiterführung des Projektes. Besonders zu dan- 
ken habe ich auch Herrn Professor Wolf; ohne seinen mitprüfenden und mit- 
ratenden Beistand wäre die Wiederaufnahme der Arbeit an diesem Vorhaben 
vielleicht unterblieben. Und schließlich gebührt mein Dank auch allen, die 
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damals kritische und gerade so weiterführende Ratschläge gaben, für andere 
seien Prof. Dr. K. Scholder und Oberarchivrat Dr. H. Boberach genannt. 
Zusammen mit Herrn Dr. Nicolaisen möchte ich nun auf die Unterstützung 
verweisen, die dieses Projekt von den verschiedensten staatlichen und kirch- 
lichen Archiven erfahren hat. Der Dank gilt dem Bundesarchiv in Koblenz, 
aus dem die meisten der abgedruckten Aktenstücke stammen, ferner der 
Hilfsbereitschaft der Mitarbeiter im Berlin Document Center, im Politischen 
Archiv des Auswärtigen Amtes in Bonn, im Archiv der Hansestadt Lübeck, 
im Archiv der Kirchenkanzlei der EKD in Hannover und der Kirchen- 
kanzlei der Ev. Kirche der Union in Berlin, im Archiv des Ev. Konsistoriums 
in Berlin, im Archiv der Landeskirche in Hamburg und im Zentralarchiv der 
Ev. Kirche in Hessen und Nassau in Darmstadt, im Landeskirchlichen Archiv 
in Nürnberg und nicht zuletzt im Institut für Zeitgeschichte in München, 
ohne dessen Sammlungen und Bibliothek die Bearbeitung der Dokumenta- 
tion nicht möglich gewesen wäre. 

Ein besonderer Dank gilt Herrn Günther Buttmann in Stockdorf, der bereit- 
willig den Nachlaß Rudolf Buttmanns zur Einsicht und Auswertung freigab, 
und Herrn Dr. Jürgen Schmidt in Hamburg, der die Edition mit Rat und 
Tat begleitet hat und die Bodelschwingh betreffenden Dokumente Nr. 23/ 
33 (I, III, V und VI) und Nr. 54/33 (II) zur Verfügung stellte. 

Für weiterführende Auskünfte ist zu danken den Herren Präsident der 
Kirchenkanzlei i. R. D. H. Brunotte in Hannover, Pfr. i. R. J. Hossenfelder 
in Lübeck, Geh. Oberkonsistorialrat D. Dr. B. Karnatz in Berlin, Superinten- 
dent Dr. H. Klemm in Meißen, Prof. Dr. K. Meier in Leipzig, Prof. Dr. 
B. Stasiewski in Bonn, Prof. Dr. Fr. Trendelenburg in Homburg/Saar und 
Dr. K. Gotto von der Bonner Forschungsstelle der Kommission für Zeit- 
geschichte bei der Katholischen Akademie in Bayern. 

Nicht zuletzt ist den Stellen zu danken, die Sammelarbeit und Drucklegung 
finanziell unterstützt haben, der Deutschen Forschungsgemeinschaft für die 
Ermöglichung der Ermittlung und Sammlung einschlägigen Materials durch 
Dr. Feilcke und der »Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für kirchliche Zeit- 
geschichte« dafür, daß sie aus den ihr für Druckkostenzuschüsse zur Ver- 
fügung gestellten kirchlichen Mitteln auch für diesen Band einen namhaften 
Betrag bewilligt hat. 

Die Korrekturen mitgelesen haben Dr. J. Schmidt und cand. theol. G. 
Scholze, dem darüber hinaus auch für die Zusammenstellung des Namen- 
registers zu danken ist. 


Georg Kretschmar 
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XIX 


EINLEITUNG 


Die Erforschung des Verhältnisses von Staat und Kirche unter der national- 
sozialistischen Herrschaft ist ein besonderes Problem der Zeitgeschichtsschrei- 
bung. Die Geschichtswissenschaft hat dieses Problem bislang fast ausschließ- 
lich im Rahmen der allgemeinen Politik behandelt, und in der Literatur zum 
sogenannten »Kirchenkampf« ist dieser Aspekt nicht ausreichend berücksich- 
tigt worden; denn die Historiker des Kirchenkampfes waren weithin so fi- 
xiert von dem Schicksal der Kirchen unter den spezifischen Bedingungen der 
Jahre 1933-1945, daß sie sich mit der Auswertung vornehmlich kirchlicher 
Quellen begnügten, die durchaus vorhandenen staatlichen und parteiamt- 
lichen Akten zur Kirchenfrage aber nicht mit in Betracht gezogen haben. 
Dieser Umstand hat zu gewissen Einseitigkeiten in der Beurteilung der 
nationalsozialistischen Kirchenpolitik geführt. 

Mit der hier begonnenen Dokumentation, deren weitere Bände in Vorberei- 
tung sind, sollen die wichtigsten Quellen zur Kirchenpolitik des Dritten 
Reiches erschlossen werden. »Kirchenpolitik« wird dabei bewußt in einem 
relativ weiten Sinne verstanden; es werden also nicht nur direkt das Verhält- 
nis von Staat und Kirche berührende Erlasse und Aktionen dokumentiert, 
sondern ebenso die gerade für die ersten Monate der nationalsozialistischen 
Herrschaft so charakteristischen öffentlichen Demonstrationen mit durchaus 
kirchenpolitischen Intentionen wie auch grundsätzliche Außerungen führen- 
der Männer zur Frage der Stellung von Christentum und Kirche im neuen 
Staat. 

In diesen Quellen zeigt sich, daß schwerlich von einer geschlossenen kirchen- 
politischen Konzeption des nationalsozialistischen Staates gesprochen werden 
kann. Zwar ließen die an die Macht gekommenen Nationalsozialisten von 
Anfang an keinen Zweifel daran, daß sie sich ihren politischen Führungs- 
anspruch auch von den Kirchen nicht streitig machen lassen würden, aber es 
gab durchaus verschiedene Vorstellungen darüber, welcher Platz den Kirchen 
in den durch die nationalsozialistische Machtergreifung so entscheidend ver- 
änderten politischen und gesellschaftlichen Verhältnissen eingeräumt werden 
sollte. Die an sich naheliegende weltanschauliche Konfrontation mit den bei- 
den großen Konfessionen wurde bewußt vermieden; das Verhältnis von 
Staat und Kirche versuchte man vielmehr auf pragmatisch-organisatorische 
Weise zu lösen, wobei der Staat keine neuen Modelle zu entwickeln brauchte, 
sondern sich weitgehend damit begnügen konnte, die in den Kirchen selbst 
durch den Machtwechsel entstandenen Aktivitäten in seinem Sinne zu 
steuern. 

Das bedeutet, daß man die kirchenpolitischen Aktionen des nationalsoziali- 
stischen Staates im Jahre 1933 nicht als bloße Taktik verstehen kann, hinter 
der das von Anfang an feststehende Ziel der ideologischen Gleichschaltung 
der Kirchen verborgen werden sollte. Der Kampf um die — ausschließliche — 
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Macht im neuen Staat ist zwar nicht von den spezifischen ideologischen Vor- 
aussetzungen des Nationalsozialismus zu lösen; er ist aber nicht definitiv von 
dem weltanschaulichen Gegensatz zwischen Nationalsozialismus und Chri- 
stentum — den Hitler auch im Jahre 1933 klar vor Augen hatte (Nr. 14/33) 
— bestimmt, sondern von dem Bestreben des nationalsozialistischen Staates, 
sich mit den Kirdfen auf einer Ebene zu arrangieren, die dem Staat eine ge- 
wisse Kontrollmöglichkeit über alles, was in den Kirchen geschah, garan- 
tierte, und die von den Kirchen ohne Bedenken und ohne wesentliche Zuge- 
ständnisse betreten werden konnte: das war für die katholische Kirche der 
Abschluß eines Konkordats auf Reichsebene, für die evangelische Kirche die 
Errichtung einer auch von breiten Kreisen des Protestantismus gewünschten 
einheitlichen Reichskirche. 

Bevor jedoch die Verwirklichung dieses Zieles in Angriff genommen werden 
konnte, mußten zunächst die Vorbehalte der Kirchen gegenüber dem Natio- 
nalsozialismus und der »Machtergreifung« vom 30. Januar 1933 ausgeräumt 
werden. Weil zudem das neue Regime der Bestätigung durch die Mehrheit 
der Bevölkerung in den Reichstagswahlen vom März noch bedurfte, wurde 
nun alles daran gesetzt, den konservativen und christlichen Kreisen zu be- 
weisen, daß im Unterschied zu den verschiedenen Regierungen der Weima- 
rer Republik nun wieder eine christliche Regierung die Geschicke des Staates 
lenkte. Dies geschah ebenso durch Erlaß kirchenfreundlicher Verordnungen 
und durch »christliche« Wendungen in den Wahlreden Hitlers wie durch die 
schon in den letzten Jahren der Weimarer Republik praktizierte ostentative 
Teilnahme von Parteiverbänden an kirchlichen Veranstaltungen (Nr. 1/33 
bis 10/33). 

Die dann ab April einsetzende direkte kirchenpolitische Aktivität des immer 
selbstsicherer auftretenden Staates läßt bei allem vermeintlichen Entgegen- 
kommen gegenüber den Kirchen keinen Zweifel daran, daß die zwischen 
Kirche und Staat anstehenden Probleme keinesfalls auf Kosten des Staates 
zu lösen waren: der Abschluß des Reichskonkordates wurde abhängig ge- 
macht von dem Verzicht der katholischen Kirche auf jegliche politische Be- 
tätigung auch des sog. Verbandskatholizismus, und die Überwindung der 
für den nationalsozialistischen Staat so unübersichtlichen und darum mög- 
licherweise gefährlichen »Zersplitterung« des Protestantismus durch die Er- 
richtung einer Reichskirche sollte nicht ohne einen »Vertrauensmann« Hit- 
lers und ohne eine von der NSDAP protegierte kirchenpolitische Bewegung 
verwirklicht werden. 

Mit Abschluß des Reichskonkordats und der Verfassung der neuen Deutschen 
Evangelischen Kirche im Sommer 1933 schienen die Nationalsozialisten die 
erstrebte »klare Regelung« (vgl. S. 121) in der Kirchenpolitik erreicht zu 
haben; es zeigte sich jedoch im Laufe der folgenden Monate, daß diese offen- 
bar so blendenden Erfolge der nationalsozialistischen Politik trügerisch wa- 
ren: in der noch offenen Frage der staatlich anzuerkennenden katholischen 
Organisationen kam es aufgrund der immer zahlreicher werdenden national- 
sozialistischen Übergriffe nicht zu einer Einigung zwischen Staat und Kirche, 
und am Ende des Jahres hatte sich die evangelische Kirche angesichts der Ge- 
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waltherrschaft und der befremdlichen theologischen Außerungen der anfangs 
von Staat und Partei so intensiv geförderten »Deutschen Christen« vollends 
in zwei sich befehdende Lager geteilt. Damit aber waren die Bemühungen des 
Nationalsozialismus, die Probleme von Staat und Kirche auf friedliche Weise 
und ohne Einbuße an den eigenen Machtbestrebungen zu lösen, gescheitert. 


Der Umfang des ersten Bandes ist neben verlagstechnischen Überlegungen 
auch durch die angedeuteten inhaltlichen Erwägungen bestimmt. Die The- 
menstellung der Gesamtdokumentation ließ das:Einsetzen mit dem Beginn 
des »Dritten Reiches« als sinnvoll erscheinen, und gegen Ende des Jahres 
1933 ist auch der erste Abschnitt der nationalsozialistischen Kirchenpolitik 
abgeschlossen; neue und grundsätzlich andere Wege, die »natürliche Einglie- 
derung (auch des Kirchenvolkes) in das nationale Deutschland« (vgl. Nr. 
30/33) zu vollziehen und damit dann auch die Kirchenfrage zu lösen, wer- 
den mit Beginn des Jahres 1934 eingeschlagen. 

Die weite Themenstellung der Dokumentation brachte es mit sich, daß aus 
der Fülle des für die Drucklegung dieses Bandes gesichteten gedruckten und 
ungedruckten Materials sorgfältig ausgewählt werden mußte. Für den Her- 
ausgeber und den Bearbeiter wurde die Entscheidung dabei an einer Stelle 
sehr erleichtert: weil kürzlich die staatlichen und kirchlichen Akten zum 
Reichskonkordat im Auftrage der Kommission für Zeitgeschichte bei der 
Katholischen Akademie in Bayern von A. KUPPER und L. VOLK ebenso 
vollständig wie sorgfältig ediert wurden, konnte sich der vorliegende Band 
auf den Abdruck der für das Verständnis des Gesamtzusammenhanges am 
wenigsten entbehrlichen Quellenstücke begnügen. Leitende Gesichtspunkte 
für die Auswahl waren darüber hinaus, die für die Entwicklung der Kirchen- 
politik auf Reichsebene wichtigen Stücke so vollzählig wie möglich zu brin- 
gen, auf örtliche Sonderentwicklungen aber nur einzugehen, wo es zur Illu- 
stration unbedingt nötig war. So ließen sich natürlich die Proteste gegen 
Bodelschwingh (Nr. 23/33), das Vorgehen gegen die katholischen Organisa- 
tionen (Nr. 25/33) und das Abrücken der NSDAP von den »Deutschen 
Christen« (Nr. 47/33) durch weitere Beispiele auf lokaler Ebene sehr viel 
breiter dokumentieren. Das gleiche gilt für die (durch einen Stern * gekenn- 
zeichneten) »Stimmungsbilder«, die die besondere Situation der ersten Wo- 
chen nach der »Machtergreifung« deutlich machen sollen. An die Stelle der 
hier abgedruckten Presseberichte über kirchenfreundliche Aktionen von 
Parteiverbänden (Nr. 2/33, 4/33, 11/33) könnten ebenso gut die positiven 
Antworten der Reichskanzlei auf Bitten einzelner Gemeinden um Stiftung 
von »Führerbibeln« für den Altar treten; nur geben diese lakonischen 
Schreiben die besondere »Stimmung« der Zeit nicht so deutlich wieder wie 
die enthusiastischen Presseberichte. 

Andere scheinbar lokal beschränkte Aktionen und Entwicklungen tragen 
allerdings entscheidend zu dem komplexen Gesamtbild der nationalsoziali- 
stischen Kirchenpolitik bei und wären nicht ohne weiteres austauschbar. So 
wird z.B. an dem Ton der beiden Reden des bayerischen Ministerpräsiden- 
ten (Nr. 24/33 und 55/33) deutlich, wie sehr sich innerhalb ganz kurzer 
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Zeit die Haltung des Staates zu den Kirchen verändert hat, und das Vor- 
gehen der Bayerischen Politischen Polizei (Nr. 25/33, 39/33, 53/33) ist 
nicht allein auf die besondere Aktivität Himmlers und Heydrichs zurückzu- 
führen, sondern zugleich ein Beispiel dafür, daß in der Kirchenpolitik von 
Anfang an auf mehreren Ebenen agiert wurde: während von Berlin aus die 
Verhandlungen über den auch für den Staat so wichtigen Abschluß des 
‚Reichskonkordats dirigiert wurden, wurde gleichzeitig in Bayern der Ver- 
bandskatholizismus unter Druck gesetzt und in seiner Existenz bedroht. In 
anderer Weise ist der Staatseingriff in Mecklenburg (Nr. 17/33) von ein- 
schneidender Bedeutung gewesen, denn er war der auslösende Faktor für den 
Beginn der Verhandlungen um die Gestalt der neuen Reichskirche und für 
Hitlers persönliches Eingreifen in die Kirchenpolitik. 

Es ließe sich weiter zeigen, wie sich die nationalsozialistische Kirchenpolitik 
an einzelnen Punkten und Themen kristallisierte. Diese inhaltlich bedingte 
Besonderheit findet ihren Niederschlag auch in der formalen Gestaltung der 
Edition: das Prinzip der streng chronologisch geordneten Reihenfolge der 
Dokumente wird immer dann durchbrochen, wenn sich mehrere Stücke zu 
inhaltlich und zeitlich zusammenhängenden Komplexen zusammenfassen 
ließen. 


Der besondere Umstand, daß die erhalten gebliebenen Akten des Reichs- 
innenministeriums und des preußischen Kultusministeriums in DDR-Archi- 
ven lagern und nicht zugänglich waren, mußte in Kauf genommen werden. 
Dieses Manko scheint allerdings in gewissem Umfang dadurch behoben zu 
werden, daß die im Bundesarchiv in Koblenz liegenden Akten der Reichs- 
kanzlei Aufschlüsse auch über Vorgänge in anderen Ministerien geben (Nr. 
34/33, 41/33, 46/33), zum andern durch die Tatsache, daß 1933 die 
kirchenpolitischen Auseinandersetzungen noch weithin öffentlich geführt 
wurden. Damit wird die Presse, unabhängig davon, ob sie schon gleich- 
geschaltet ist oder nicht, zu einer Quelle ersten Ranges. 


Die Anlage der vorliegenden Dokumentation erklärt sich aus dem Bemühen, 
Treue dem Wortlaut der Texte gegenüber mit größtmöglicher Lesbarkeit zu 
verbinden. Aus diesem Grunde wurde im allgemeinen auf eine Legende zu 
jedem einzelnen Dokument ebenso verzichtet wie auf einen besonderen text- 
kritischen Apparat; Auszeichnungen, Randbemerkungen, Bearbeitungs- und 
Aktenvermerke wurden nur dann wiedergegeben, wenn es sich um mehr als 
bloße presse- oder bürotechnische Auszeichnungen und Vermerke handelt, 
die für die Interpretation des Dokumentes weiterführend sind. Dagegen 
wurde weitgehend berücksichtigt, wo sich bei Abdrucken in den verschiede- 
nen Ausgaben des Völkischen Beobachters Abweichungen ergaben. 

Die Orthographie wurde vereinheitlicht, die Interpunktation nur dann be- 
richtigt, wenn die Vorlage besonders schwere Fehler enthielt, offensichtliche 
Schreib- oder Druckfehler wurden stillschweigend korrigiert. Auslassungen 
sind jeweils gekennzeichnet (...), Zusätze des Bearbeiters sind in eckige 
Klammern eingeschlossen und kursiv gesetzt. 
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Bei Briefen, Telegrammen etc. wurden Briefkopf und Anschrift zusammen- 
gefaßt und als Überschrift dem Abdruck des Textes vorangestellt; von dieser 
Regel gibt es allerdings einige bezeichnende Ausnahmen, wie z.B. bei Nr. 
54/33 (I). Wenn kein anderer Ortsname vermerkt wird, ist der Absendeort 
Berlin. Sind Dokumente handschriftlich unterzeichnet, wird dies mit dem 
Sigel für manu propria (:m.p:) wiedergegeben. Handschriftliche Paraphen 
wurden zum vollen Namen ergänzt, was jeweils gekennzeichnet ist. 

Zwischen Überschrift und Text findet sich in Kursivdruck die Quellenangabe. 
Wo nur Sigel und Signatur eines Archivs angegehen werden, handelt es sich 
um eine Erstveröffentlichung; in allen anderen Fällen wurde nach Möglich- 
keit der Ort der ersten Veröffentlichung angegeben, sonst nach weiteren zeit- 
genössischen Quellen bzw. Quellensammlungen zitiert. Ist ein Dokument 
darüber hinaus in wichtigen Quellenpublikationen bzw. Spezialdarstellun- 
gen der jüngsten Zeit veröffentlicht worden, so wird dies vermerkt. Die kur- 
zen — kursiv gedruckten — Einleitungen vor größeren Komplexen dienen 
ebenso wie die Anmerkungen dazu, die Erschließung der Dokumente zu er- 
leichtern. In den Anmerkungen wird auch auf die wichtige Spezialliteratur 
zu den einzelnen Komplexen verwiesen. Auf eine Gesamtbibliographie für 
diesen Band wurde verzichtet; sie hätte notwendigerweise den relativ engen 
Rahmen der Kirchenpolitik des Jahres 1933 sprengen müssen, ohne dabei der 
Gefahr entrinnen zu können, für den Spezialforscher immer noch Lücken 
aufzuweisen. 


Carsten Nicolaisen 
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1/33 AUFRUF DER REICHSREGIERUNG! AN DAS DEUT- 
SCHE VOLK (AUSZUG) 
1. Februar 1933 


L 2 
BAR 43/146 (amtlicher Text nach WTB vom 2. 2. 1933). Wiedergabe im VB, 
4.15. 2.1933 mit Hörfehlern. Nachdruck u. a. Domarus I, 191 ff. 


... Das Erbe, das wir übernehmen, ist ein furchtbares. 

Die Aufgabe, die wir lösen müssen, ist die schwerste, die seit Menschengeden- 
ken deutschen Staatsmännern gestellt wurde. Das Vertrauen in uns Allen 
aber ist unbegrenzt, denn wir glauben an unser Volk und seine unvergängli- 
chen Werte. Bauern, Arbeiter und Bürger, sie müssen gemeinsam die Bau- 
steine liefern zum neuen Reich. 

So wird es die nationale Regierung als ihre oberste und erste Aufgabe anse- 
hen, die geistige und willensmäßige Einheit unseres Volkes wieder herzu- 
stellen. Sie wird die Fundamente wahren und verteidigen, auf denen die 
Kraft unserer Nation beruht. Sie wird das Christentum als Basis unserer 
gesamten Moral, die Familie als Keimzelle unseres Volks- und Staatskörpers 
in ihren festen Schutz nehmen.? Sie wird über Stände und Klassen hinweg 
unser Volk wieder zum Bewußtsein seiner volklichen und politischen Einheit 
und der daraus entspringenden Pflichten bringen. Sie will die Ehrfurcht vor 
unserer großen Vergangenheit, den Stolz auf unsere alten Traditionen zur 
Grundlage machen für die Erziehung der deutschen Jugend. Sie wird damit 
der geistigen, politischen und kulturellen Nihilisierung einen unbarmherzi- 
gen Krieg ansagen. Deutschland darf und wird nicht in Anarchismus und 
Kommunismus versinken. 

Sie wird anstelle turbulenter Instinkte wieder die nationale Disziplin zum 
Regenten unseres Lebens erheben. Sie wird dabei all der Einrichtungen in 


1 Am 28.1.33 war die Regierung Schleicher zurückgetreten. Reichspräsident v. Hindenburg 
ernannte am 30.1. Hitler zum Reichskanzler und vereidigte am gleichen Tage die neue 
Regierung mit Papen als Vizekanzler (bis 26.7.34) und Reichskommissar für Preußen 
(bis 10.4. 33) und den nationalsozialistischen Ministern Frick (Inneres) und Göring (ohne 
Geschäftsbereich; Reichskommissar für den Luftverkehr und kommissarischer preußischer 
Innenminister). Die bisherigen Minister v. Neurath (Außenminister bis 4. 2.38), Schwerin 
v. Krosigk (Finanzen), Eltz-Rübenach (Post und Verkehr) und Gürtner (Justiz) wurden 
ebenso übernommen wie der Reichskommissar für Arbeitsbeschaffung, Gereke (bis 27. 3. 33). 
Reichsarbeitsminister wurde der Stahlhelmführer Seldte, Reichswehrminister Blomberg, 
Reichsminister für Wirtschaft, Ernährung und Landwirtschaft Hugenberg. 

Der Aufruf der neuen Reichsregierung wurde am 1. 2.33 abends um 22 Uhr von Hitler über 
den Rundfunk verlesen; er erschien auch als Anschlag an den Litfaßsäulen. 

2 Vgl. dazu auch die Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat 
vom 4.2.33 (unterzeichnet von Hindenburg, Hitler, Frick und Gürtner), in der es u.a. 
heißt: »Offentliche politische Versammlungen sowie Versammlungen und Aufzüge unter 
freiem Himmel können aufgelöst werden, ... Periodische Druckschriften können verboten 
werden, ... wenn in ihnen eine Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts, ihre Einrich- 
tungen, Gebräuche oder Gegenstände ihrer religiösen Verehrung beschimpft oder böswillig 
verächtlich gemacht werden... .« RGBI I, 1933, 35f. 
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höchster Sorgfalt gedenken, die die wahren Bürgen der Kraft und Stärke 
unserer Nation sind.... 

Getreu dem Befehl des Generalfeldmarschalls wollen wir beginnen: 

Möge der allmächtige Gott unsere Arbeit in seine Gnade nehmen, unseren 
Willen recht gestalten, unsere Einsicht segnen und uns mit dem Vertrauen 
unseres Volkes beglücken. Denn wir wollen nicht kämpfen für uns, sondern 
für Deutschland! 


Adolf Hitler, von Papen, Freiherr von Neurath, Dr. Frick, Graf Schwerin 
von Krosigk, Dr. Hugenberg, Seldte, Dr. Gürtner, von Blomberg, Eltz von 
Rübenach, Göring, Dr. Gereke. 


2/33 *PRESSEBERICHT UBER EIN STAATSBEGRÄABNIS 
6. Februar 1933 


Aus: VB, 7. Februar 1933 (abweichender Text in der Münchner Ausgabe). 


Die Totenehrung der Hunderttausende 
Das feierliche Staatsbegräbnis in Gegenwart A. Hitlers 


Das Staatsbegräbnis für den SA-Sturmführer Hans Maikowski und den 
Polizei-Oberwachtmeister Josef Zauritz, die beide von kommunistischer 
Mörderhand fielen!, war ein Erlebnis, wie es das deutsche Berlin bisher nicht 
zu verzeichnen hatte. Am Sonnabend abend waren die Särge zum Dom 
gebracht und dort in einer Seitenkapelle aufgestellt worden. Schon in der 
Frühe des Sonntags marschierten die Formationen der Berliner und Branden- 
burger SA, SS, der HJ, des Stahlhelms? und der Schutzpolizei zum Lust- 
garten, um dort Aufstellung zu nehmen. Es waren nach den polizeilichen 
Feststellungen etwa 40 000 bis 45 000 Mann. Der Lustgarten war im weiten 
Umfange abgesperrt worden, um für den Aufmarsch der Formationen mit 
ihren Fahnen genug Raum zu bieten. Für die Gedenkfeier im Dom waren 
besondere Eintrittskarten ausgegeben worden. 

Zwischen 12 und 1 Uhr dröhnten die Glocken des Doms über den weiten 
Platz, auf dem Adolf Hitlers braune Bataillone, Seite an Seite mit dem 
Stahlhelm und den Amtswaltern aufmarschiert waren. Vor dem Hauptportal 
standen die Abordnungen der Polizeiformationen mit ihren Kränzen, dar- 
unter prachtvolle Gaben des Ministers Göring?, des Reichskommissars für 


1 Maikowski und Zauritz waren im Anschluß an den Fackelzug vom 30.1. 33 bei politischen 
Zusammenstößen erschossen worden. 

2 Der Stahlhelm oder Bund der Frontsoldaten war eine im November 1918 von Franz 
Seldte gegründete Vereinigung von Teilnehmern des 1. Weltkrieges; am 21. 6.33 »gleich- 
geschaltet«, 1935 aufgelöst, 1951 neugegründer. 

3 Hermann Göring, geb. 12.1.1893 in Rosenheim, Selbstmord am 16. 9. 1946 unmittelbar 
vor seiner Hinrichtung in Nürnberg; hoch dekorierter Jagdflieger im 1. Weltkrieg; 1922 
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Preußen®, des Polizeipräsidenten® und des Verlages und der Schriftleitung 
vom »Völkischen Beobachter«. 

Schnell füllte sich der gewaltige Raum des Domes. Vor dem Altar standen 
die beiden Särge, neben denen [muß wohl heißen: ihnen] acht SA-Männer 
vom Sturm 33 und acht Kameraden des Oberwachtmeisters Zauritz, die mit 
ihm immer zusarfimen Dienst getan hatten. Seinen Sarg deckte die preußische 
Flagge, auf der sein Tschako und sein Seitengewehr lagen. Über den Sarg 
unseres gefallenen Kameraden Hans Maikowski war die rote Hakenkreuz- 
flagge gebreitet, auf der seine verwitterte SA-Mütze lag. 

Die Feldzeichen der Berliner Standarten und drei Sturmfahnen marschierten 
ein, voran die Fahne des Sturms 33. Stumm erhob sich die Trauergemeinde 
zum Gruß. Der Sturm 33 bildete im Mittelgang Spalier, durch das die Eltern 
und Angehörigen der beiden stillen Schläfer nach vorn zum Altar schritten. 
Dann kam der Kronprinz® in Generalsuniform mit einem Kranz, den er vor 
den Särgen niederlegte. Ihm folgten Minister Göring, die Vertreter der 
Reichs- und Staatsregierung, des Polizeipräsidiums Berlin und des Komman- 
dos der Schutzpolizei. Punkt 1 Uhr erschien der Führer im braunen Ehren- 
kleide der SA, um die tapferen Kämpfer zum letzten Male zu ehren. 

Nach dem E-Moll-Präludium von Bach, gespielt vom Professor Heitmann’, 
rauschten die Klänge der Beethoven-Trauermusik aus der Eroika, vom 
Orchester der Schutzpolizei gespielt, auf. Parteigenosse Pfarrer Hossenfel- 
der® hielt die Gedenkrede, der er das Bibelwort zugrunde legte: »Niemand 
hat größere Liebe, denn die, daß er sein Leben lasse für seine Freunde«. Er 
entwarf ein Bild von dem Leben und Sterben dieser beiden deutschen Män- 


Eintritt in die NSDAP, 1928 MdR, August 1932 Reichstagspräsident; 30.1. 33 Reichsmini- 
ster ohne Geschäftsbereich und Reichskommissar für den Luftverkehr, mit der Wahrnehmung 
der Geschäfte des preußischen Innenministers betraut; 10.4. 33 preußischer Ministerpräsi- 
dent und Innenminister (bis 1934); 1935 Reichsminister der Luftfahrt, Reichsforst- und 
Reichsjägermeister; 1936 Beauftragter für den Vierjahresplan; 1.9. 39 von Hitler zu seinem 
Nachfolger bestimmt; 1940 Reichsmarschall. Im Nürnberger Prozeß zum Tode verurteilt. 
Lit.: E. Gritzsach, Hermann Göring, Werk und Mensch. München 1937; H. FRAENKEL/ 
R. ManveLı, Hermann Göring. Hannover 1964; Fest, 103ff. 

4 Vom 30.1.-10.4.33 war Franz von Papen Reichskommissar für Preußen, — ein Posten 
ohne nennenswerte Funktion, zumal Göring für die Polizei zuständig war. 

5 Polizeipräsident von Berlin war Kurt Melcher, eingesetzt am 20.7.32 nach dem Staats- 
streich Papens, abgelöst Ende Februar 1933 durch Admiral a. D. Magnus von Levetzow. 

® Kronprinz Wilhelm (1882-1951) hatte schon 1930 persönliche Beziehungen zu Hitler auf- 
genommen und bei der Reichspräsidentenwahl 1932 für diesen votiert, weil er hoffte, daß 
Hitler die Monarchie wiederherstellen würde. 1937 kam es zum endgültigen Bruch zwischen 
dem Kronprinzen und dem Nationalsozialismus. 

Lit.: P. HERRE, Kronprinz Wilhelm. Seine Rolle in der deutschen Politik. München 1954. 

7 Fritz Heitmann (1891-1953), seit 1918 Organist an der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche 
in Berlin, 1925 Prof. an der Staatlichen Akademie für Kirchenmusik und Schulmusik, 1945 
Prof. an der Musikhochschule in Berlin. 

8 Joachim Hossenfelder, geb. 29. 4. 1899 in Cottbus; Teilnehmer an den Freikorpskämpfen 
in Schlesien; 1923 Pfr. in Alt-Reichenau (Schlesien), 1931 an der Christuskirche in Berlin. 
1929 Eintritt in die NSDAP; Juni 1932 Mitbegründer und erster Reichsleiter der Glaubens- 
bewegung »Deutsche Christen«. 20.4.33 Hilfsreferent im preußischen Kultusministerium. 
24. 6.-14.7.33 komm. Geistlicher Vizepräsident des EOK in Berlin, 6.9.33 Bischof von 
Brandenburg, 27. 9. 33 Geistlicher Minister; im Dezember 1933 aus allen kirchlichen Amtern 
beurlaubt und in den einstweiligen Wartestand versetzt; 1939 Pfr. in Potsdam, 1954 bis 
1969 in Ratekau (Krs. Eutin). 
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ner, die im Kampf für ihr Volk und ihre Heimat fielen. Dann erfolgte die 
Aussegnung und unter den Klängen des Liedes vom Guten Kameraden wur- 
den die Särge herausgetragen. 

Als sie auf der Freitreppe des Domes sichtbar wurden, dröhnte dumpfer 
Trauerwirbel der Trommeln über den gewaltigen Platz. In der regenschwe- 
ren Luft zogen Flugzeuge der SA ihre Kreise über den Lustgarten. Lang 
flatterten die Trauerwimpel von ihren Maschinen. 

Eine berittene Abteilung der Schutzpolizei eröffnete dann den Trauerkon- 
dukt, der sich über die Schloßbrücke, in Richtung Linden-Universitätsstraße 
in Bewegung setzte. Hunderttausende umsäumten trotz des elenden Wetters 
die Straßenzüge bis zum Invaliden-Friedhof. Hunderttausende von Armen 
reckten sich aufwärts zum letzten Gruß, als die Wagen mit den Särgen lang- 
sam vorbei rollten, zum Schwur, weiter zu kämpfen im Geiste der Toten, als 
die ruhmbedeckten Sturmfahnen vorbeizogen. 


3/33 PROGRAMMATISCHE REDE DES PREUSSISCHEN 
KULTUSMINISTERS (AUSZUG) 
7. Februar 1933 


Aus: VB (M), 9. Februar 1933. 


Unser Bekenntnis zum Christentum 
Kultusminister Rust über seine Aufgaben! 


Dienstag mittag um 12 Uhr ließ sich der neu ernannte Kultusminister, 
Pg. Rust?, die Beamten, Angestellten und Arbeiter seines Ministeriums vor- 
stellen. Bei dieser Gelegenheit skizzierte Kultusminister Pg. Rust in großen 
Zügen das Ziel seiner Politik. Der Kultusminister führte aus: 

»Ich begrüße es besonders, daß nicht nur die hohen geistigen Beamten hier 
versammelt sind, sondern alles, was in diesem Hause mitwirkt. Die Arbeiter 
der Stirn und der Faust mit gegenseitiger Hochachtung vor ihrer Arbeit zu 
erfüllen und in eine deutsche Arbeitsfront einzugliedern, ist das Ziel meiner 
Bewegung. 

Sie werden zunächst als ungewöhnlich empfunden haben, daß ein Studienrat 
a. D. mit der Führung dieser hohen Aufgaben betraut wurde. Ich kann Ihnen 


1 Der VB (M) trug am 9.2. die Schlagzeile Schluß mit der konfessionellen Verhetzung. 
Darunter hieß es Der nationalsozialistische Kultusminister Rust ruft die Kirche zum Kampf 
gegen den Bolschewismus auf. - Abweichende Überschriften im VB (B) vom 8. 2. 

2 Bernhard Rust, geb. 30.9.1883 in Hannover, gest. Mai 1945 in Hamburg durch Selbst- 
mord; Studienrat in Hannover; 1925-1940 Gauleiter von Hannover-Braunschweig, 1930 
MdR; 3. 2.33 komm., 22.4. 33 preußischer Minister für Kunst, Wissenschaft und Volksbil- 
dung, September 1933 preußischer Staatsrat; 1.5.34 Reichs- und Preußischer Minister für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 

Zu Rusts Eingreifen in den Kirchenkampf vgl. auch unten Nr. 27/33. 
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versichern, daß ich Schulmann war mit Leib und Seele, und daß ich nicht 
gern vor wenigen Jahren aus meinem Berufe geschieden bin. Unterdessen 
habe ich die Aufgaben meines Berufes im Kampf um die Erneuerung des 
deutschen Volkes fortgesetzt. 

Der Einsichtige muß begreifen, daß die Bewegung der jungen Nation, die 
mich in dieses hohe Ministerium hineingetragen hat, etwas anderes als Partei- 
politik ist. 

Wenn ich etwas in dieses Haus hineinbringe, dann ist es vor allem anderen 
die enge Verbundenheit mit dem Volke, seiner wiedererwachten Kraft und 
Sehnsucht. 

Mein Eintritt in dies Amt ist die Folge der großen Ereignisse der vergange- 
nen Woche. Die Veränderungen in der Reichsregierung bedeuten mehr als 
einen Kabinettswechsel. Das Reichskabinett unter Führung Adolf Hitlers 
bedeutet eine weltgeschichtliche Wende. Die Bewegung der jungen deutschen 
Nation hat Parallelen unter fast allen Völkern der Erde. Diese Bewegung ist 
die deutsche Ausprägung eines völkischen Erwachens und nationalen Erstar- 
kens aller Völker. Die Übernahme des Kultusministeriums durch mich be- 
deutet eine grundsätzliche Entscheidung und eine Anpassung an den Willen 
der jungen Nation. 

Ich weiß, daß für viele von Ihnen die Übernahme der Kulturleitung durch 
einen Nationalsozialisten nicht leicht empfunden wird. Wenn diese Empfin- 
dungen aus dem unbegründeten Verdacht kulturkämpferischer Neigungen 
meiner Bewegung entstehen sollten, so kann ich diese Bedenken sogleich zer- 
streuen. 

In fast 150jährigem Konfessionskriege sind wir als Reich und Volk fast 
zugrundegegangen. Heute stehen wir im erbitterten Existenzkampf gegen 
den Bolschewismus. Ich werde die christlichen Kirchen beider Konfessionen 
aufrufen, die in ihr lebenden Werte von Glaube und Sitte gemeinsam mit 
uns im Kampf gegen diesen Feind einzusetzen.? 

Ich werde nur einen deutschen Kurs steuern und nur, was außerhalb dieser 
Linie liegt, findet meine, allerdings entschiedene, Gegnerschaft. Es hat unser 
Volk fast alles verloren. Es ist zum Aufstieg aus Armut und Unfreiheit nur 
auf seine geistigen und seelischen Kräfte angewiesen. Diese zu schützen, wo 
sie vorhanden sind, besonders bei der Jugend, sie wieder herzustellen, wo sie 
verloren sind, das ist meine Aufgabe und mein fester Wille. Nur aus den 


3 Ahnlich äußerte Rust sich am 23.2. in einer Rede gegen die »Kulturkampfhetze«: »Wir 
müssen eine materialistische Weltanschauung überwinden, die die Grundlage der politischen 
Organisation des Marxismus ist. Hierzu müssen alle Kräfte aufgeboten werden, die ins- 
gesamt in ihrer geistigen Haltung den Marxismus als Gegner und die Überwindung des mar- 
xistischen Geistes als eine religiöse Existenzfrage betrachten. Ich beabsichtige, in allernächster 
Zeit mein Versprechen zu erfüllen und die christlichen Kirchen beider Konfessionen durch 
ein ihnen vorzulegendes Programm zur Mitarbeit gegen die Gottlosenbewegung aufzufor- 
dern« (VB, 24.2.33). Am 25.2. ordnete Rust in einem Erlaß an, die sog. Sammelschulen 
auslaufen zu lassen, und verbot den Lebenskundeunterricht (Moralunterricht) in den Volks- 
schulen außerhalb der Sammelschulen. Aus der Kirche ausgetretene Schüler mußten in Schu- 
len eintreten, die ihrem früheren Religionsbekenntnis entsprachen; vgl. Zentralblatt für die 
gesamte Unterrichts-Verwaltung in Preußen, Jg. 75, 1933, 65. 
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echten Wurzeln unseres Volkstums erwachsen uns die seelischen Riesenkräfte, 
die wir brauchen zum Aufstieg. Nur wo diese Kräfte in den breiten Schichten 
des Volkes vorhanden sind, kann sich hohe Wissenschaft und große Kunst 
entwickeln. 

Die materialistischen-bolschewistischen Einflüsse auf den Geist unseres Vol- 
kes müssen aufhören. Ihre Wirksamkeit auf das deutsche Volk zu verhin- 
dern, ist mein Wille. 

Wichtiger als der Weg deutschen Bildungswesens ist die Feststellung des Bil- 
dungszieles. Wir werden die Form finden, wenn wir vom Inhalt durchdrun- 
gen sind. In der Arbeit werden wir uns kennen lernen. Es liegt in der Natur 
der Sache, daß man draußen an den Bildungsstätten des Volkes die Wirkung 
unserer Arbeit spüren muß. Dort wird festgestellt werden, wo auf den ein- 
zelnen Arbeitsfeldern dieses Hauses im Sinne meiner Zielsetzung gearbeitet 
wird. 

Nun bitte ich Sie um Ihre Mitarbeit. Auch von Ihnen muß eines als Erlösung 
empfunden werden: Daß endlich eine Entscheidung gefallen ist, daß endlich 
ein Kurs festgelegt wurde. Finden wir uns in dem Bewußtsein, daß wir nicht 
für uns, sondern für unser deutsches Volk arbeiten. 

Der Aufbauplan der Reichsregierung stellt uns auch für unser Arbeitsgebiet 
große Aufgaben, denn wenn wir durchdrungen sind von der Vorstellung, 
daß alles aus neuem Geiste geschaffen werden muß, so haben wir bei diesem 
Aufbauwerk das Fundament zu errichten. 

Im Vertrauen auf Gott und im Glauben an unser Volk gehen wir an unsere 
Aufgaben! Kann es etwas Schöneres geben?« 

Die Ausführungen des Kultusministers erweckten bei den Beamten, Ange- 
stellten und Arbeitern lebhafte Teilnahme. 

Der neue Geist, der in den schlichten Bau Unter den Linden eingezogen ist, 
wird draußen im Lande seine Auswirkung finden. 


4/33 *PRESSEBERICHT UBER KIRCHGANG VON 
PARTEIVERBÄNDEN! 
9. Februar 1933 


Aus: VB, 10. Februar 1933. 


In diesen Tagen demonstrierte der Gau Osthannover in 19 gewaltigen Kund- 
gebungen für die Regierung Hitler. 80000 Niedersachsen bekannten sich 
beim Aufmarsch für die Parole »Mit Hindenburg und Hitler für ein freies 


1 Derartige Presseberichte finden sich in den ersten Wochen nach der »Machtergreifung« 
häufig in den NS-Zeitungen. So berichtet der VB am 9. 2. über eine Demonstration der SS, 
SA, HJ und des Stahlhelms in Augsburg unter der Überschrift Für Christentum und Nation. 
Das Ringen um Bayern hat begonnen. 
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Deutschland«. Unser Aufruf erweckte im weiten Hannoverland ein alle 
Erwartungen weit übertreffendes gewaltiges Echo und ein überwältigendes 
Bekenntnis zu Adolf Hitler. 

Der Gauleiter der Niedersachsen, Otto Telschow?, MdR, der Niedersachsen- 
pastor Hahn? und Propagandaleiter Lütt, MdL, erklärten übereinstimmend, 
daß diese Treuekundgebungen das schönste Erlebnis in ihren jahrelangen 
Kämpfen für die nationalsozialistische Bewegung gewesen sei. Einzigartig 
und hinreißend war die Begeisterung und hemmungslose Hingabe dieser 
sonst schwerbeweglichen niedersächsischen Menschen in Stadt und Land. 


Bekenntnis zum Christentum 

Soltau, 9. Februar 

Schon frühmorgens bewegte sich ein Zug von Braunhemden durch Soltau 
zum Kirchgang, wo Vikar Plöger* predigte. Legten die Soltauer Parteigenos- 
sen in dieser stillen sinnvollen Weise ein sichtbares Bekenntnis zum Christen- 
tum ab, so gaben sie wenige Stunden später durch einen Ummarsch zu ver- 
stehen, daß sie auch durch Schneid und militärische Disziplin für die Bewe- 
gung zu werben wußten. 

In der Turnhalle hielt der Kreis Soltau seine Treuekundgebung ab. Dieselben 
Massen wie in anderen Orten. Die Redner in vorwärtsstürmendem, hin- 
reißendem Schwung und die gleiche einmütige Begeisterung für den neuer- 
weckten nationalen Gedanken. Bereitschaft: »Für Hitler, für Deutschland!« 


Ebnet die Wege 

Gifhorn, 9. Februar 

Nach dem Kirchgang marschierten Teile der Standarte 232 unter Führung 
des Sturmbannführers Behm unter Teilnahme des Stahlhelms durch die 
Stadt. Die Bevölkerung begrüßte die braun-graue Front mit stürmischen 
Rufen. Schätzungsweise waren 1500 Menschen auf unserer Kundgebung. Der 
junge Redner des Kreises, Pg. Lütge, gab ein überraschendes Debüt und ern- 
tete großen Beifall. 

Vorher sprach Kreisleiter Fröhlich, MdL, der sich, da er gerade aus dem 
Landtag zurückkam, in einer längeren Rede über die Vorgänge im Preußi- 
schen Parlament ausließ. Wenn das deutsche Volk am 5. März zur Wahlurne 
geht, so wird der Kreis Gifhorn im Rahmen des Gaues Ost-Hannover ein 
gut Teil dazu beitragen, dem neuen Deutschland die Wege zu ebnen. 


2 Otto Telschow, geb. 27.2.1876 in Wittenberge, gest. Mai 1945 nach einem Selbstmord- 
versuch; Verwaltungsbeamter; 1905 Mitglied der deutsch-sozialen Partei, 1925 Gauleiter 
von Lüneburg-Stade (ab 1928 Gau Osthannover); 1929 Mitglied, 1933 Präsident des han- 
noverschen Provinziallandtages, seit 1930 MdR. 

3 Gerhard Hahn, geb. 1. 8. 1901, verstorben in russischer Kriegsgefangenschaft; Freikorps- 
kämpfer; 1928 Pfarrer in Elmlohe; Mitbegründer der DC und (bis 1. 6. 37) Landesleiter der 
DC in Hannover; 1932 Mitglied des preußischen Landtages und Gaufachberater der 
NSDAP für Kirchenfragen; 25.6. 33 als Staatskommissar für die hannoversche Landes- 
kirche eingesetzt, August 1933 geistl. Vizepräsident des LKA; 1936 Übergang in die thürin- 
gische Kirche und Verwalter einer Pfarrstelle in Friemar. 

4 Heinrich Plöger, geb. 8. 6. 1906, gest. Dezember 1945 in russischer Kriegsgefangenschaft; 
1934 Pfr. in Sülfeld bei Gifhorn. 
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Braune Heerlager überall 

Wille und Weg 

Uelzen, 9. Februar 

Wie überall im Gau, so hatten die Ülzener Parteigenossen schon am frühen 
Morgen sich zum Gottesdienst in die Kirche begeben. Im Laufe des Vormit- 
tags verwandelte sich unser Städtchen trotz des unfreundlichen kalten Wet- 
ters in ein braunes Heerlager. 

1200 Mann SA und Stahlhelm wußten durch einen wirkungsvollen Um- 
marsch durch Ülzen die ganze Stadt für die anschließende Kundgebung auf- 
zurütteln. Die Stadthalle reichte für die gewaltigen Massen nicht aus. Eine 
Parallelversammlung in »Stadt Hamburg« mußte angesetzt werden, um die 
von weit her zusammengekommenen Anhänger und Freunde unserer Bewe- 
gung unterzubringen. 

Es sprachen der Reihe nach in beiden Sälen Lütt, MdL, und Pg. Thoma, 
MÄR, die in zündenden Worten für die Regierung Hitler aufriefen. Als der 
Landtagsabgeordnete Lütt vor Beginn seiner Rede in der Stadthalle in einer 
urplötzlichen Eingebung eine Stahlhelmfahne und eine SA-Sturmfahne 
packte, das Fahnentuch in der linken zusammenknotete und die Rechte in 
stummer Geste hob, setzte nicht endenwollender Beifall ein. Die machtvollen 
Kundgebungen klangen mit dem Lied aus: »O Deutschland hoch in Ehren!« 


5/33 AUSZUG AUS HITLERS REDE IN STUTTGART 
16. Februar 1933 


Aus: VB, 17. Februar 1933; erheblich veränderter Wortlaut in der Münchner Aus- 
gabe. 


Das falsche Christentum des Zentrums 


Nun sagt der Staatspräsident Bolz!, das Christentum und der katholische 
Glaube werde durch uns bedroht, darauf habe ich zu erwidern: Zunächst 
stehen heute an der Spitze Deutschlands Christen und keine internationale 


1 Eugen Bolz, geb. 15. 12. 1881 in Rottenburg, wegen Beteiligung an der Widerstandsbewe- 
gung (Mitglied des sog. Goerdeler-Kreises) hingerichtet am 13.1. 1945 in Plötzensee; Zen- 
trumspolitiker, MdR von 1912-1918 und 1920-1933; seit 1913 MdL, 1919 Justiz-, 1924 
Innenminister, 1928 bis 8. 3. 1933 Staatspräsident in Württemberg. 

Lit.: M. MıLLer, Eugen Bolz. Staatsmann und Bekenner. Stuttgart 1951; A. LEBER (Hrsg.), 
Das Gewissen entscheidet. Berlin 1957, 192ff. 

— Am 12.2. hatte Bolz auf dem Landesparteitag des Zentrums in Ulm seine Stimme gegen 
den »preußisch-protestantisch-ostelbischen Geist« erhoben, den Aufruf der Reichsregierung 
(vgl. oben Nr. 1/33) als »phrasenreich« und »nichtssagend« bezeichnet und die Verteilung 
des Aufrufs in den Schulen verhindert (MD 1933, 46 f). -— Die württembergische Regierung 
hatte Hitler die Benutzung des großen Schloßhofes verweigert, so daß er in die Stadthalle 
ausweichen mußte. Die Rundfunkübertragung der Rede wurde gestört. 


8 415 


Atheisten. Ich rede nicht nur vom Christentum, nein, ich bekenne auch, daß 
ich mich niemals mit den Parteien verbinden werde, die das Christentum zer- 
stören. Wenn manche heute das bedrohte Christentum in Schutz nehmen 
wollen, wo war für sie das Christentum in diesen 14 Jahren, da sie mit dem 
Atheismus Arm in Arm gingen? Nein: dem Christentum ist niemals und zu 
keiner Zeit ein gzößerer innerer Abbruch zugefügt worden als in diesen 14 
Jahren, da diese theoretisch christliche Partei mit den Gottesleugnern in einer 
Regierung saß!? (Beifall). 

Bereits am 14. September 1930° war eine andere Möglichkeit klar gegeben. 
Aber nein, man konnte und wollte sich nicht von der Parteiwelt des Atheis- 
mus lösen. 

Wir wollen unsere Kultur wieder mit christlichem Geist erfüllen, nicht nur 
in der Theorie. Nein, ausbrennen wollen wir die Fäulnis-Erscheinungen in 
der Literatur, im Theater, in der Presse, kurz in unserer ganzen Kultur (Bei- 
fall), ausbrennen dieses ganze Gift, das in diesen 14 Jahren in unser Leben 
hineingeflossen ist. Ich frage, ob die Wirtschaftspolitik des überwundenen 
Systems christlich war? War die Inflation ein von Christen zu verantworten- 
des Unterfangen oder ist die Zerstörung deutschen Lebensstandes, des deut- 
schen Bauern und Mittelstandes christlich gewesen? 

Diese Parteien können nicht bestreiten, daß sie in 14 Jahren die deutsche 
Wirtschaft zugrunde gerichtet haben. Der deutsche Bauer ist dem Ruin ent- 
gegengeführt worden und wir haben heute 7 bis 8 Millionen Arbeitslose.* 
Wenn diese Parteien nun sagen, wir wollen noch ein paar Jahre regieren, da- 
mit wir es besser machen können, so sagen wir: Nein, jetzt ist es zu spät, dazu 
hattet ihr 14 Jahre lang Zeit, und ihr habt versagt (Lebhafle Zustimmung). 
In 14 Jahren habt Ihr Eure Unfähigkeit demonstriert, vom Versailler Ver- 
trag ab über die verschiedenen Abkommen bis zum Dawes- und Youngplan. 
Für diesen Plan ist auch Herr Bolz eingetreten, während ich ihn immer be- 
kämpft habe. 

Wir müssen die Parteien fragen, ob das, was in diesen 14 Jahren angerichtet 
wurde, ihr Programm war. 

Wenn wir jetzt den angerichteten Schaden gutmachen und binnen vier Jah- 
ren die öffentlichen Finanzen in Reich, Ländern und Gemeinden wieder in 
Ordnung bringen wollen, dann erfordert das einen Betrag von etwas über 
19 Milliarden (Hört! hört!). 

Wir wollen auch der deutschen Intelligenz wieder die Freiheit geben, die ihr 
durch das bisherige System genommen war. Im Parlamentarismus hatte sie 
diese Freiheit nicht. Wir wollen Deutschland freimachen aus den Hemmun- 
gen einer unmöglichen parlamentarischen Demokratie, nicht weil wir Terro- 
risten sind, weil wir etwa den freien Geist zu knebeln gedenken. Im Gegen- 


2 Diese Anspielungen auf die Koalition zwischen Zentrum und SPD in der Weimarer Repu- 
blik sind feste Formeln in Hitlers Polemik gegen das Zentrum. Vgl. dazu auch DEUER- 
LEIN, 45. 

8 Bei der Reichstagswahl am 14.9. 30 hatte die NSDAP 107 von 577 Sitzen erhalten und 
war damit nach der SPD zur zweitstärksten Partei geworden, ohne jedoch an der Regie- 


rungsbildung beteiligt zu werden. u . 
4 Tatsächlich wurden für Januar 1933 6,014 Millionen Arbeitslose festgestellt. 
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teil, der Geist ist noch nie mehr vergewaltigt worden, als wenn die Zahl sich 
zu seinem Herrn erhob. 

Wir wollen im Gegenteil, daß die Verantwortlichen sich wieder zusammen- 
finden, damit jedem Stande und jedem einzelnen Menschen die Autorität ge- 
geben wird nach unten und die Verantwortung nach oben, die nötig ist, um 
ein Gemeinwesen auszubauen. 

Wir wollen die Nation nicht so erziehen, daß sie für Ideen und künstlerische 
Konstruktionen lebt, sondern wir wollen alle Ideen und Konstruktionen un- 
tersuchen, inwieweit sie fähig sind, dem Leben der Nation zu dienen. Wir 
wünschen nicht am Ende ein verhungerndes Volk, das Programme auswen- 
dig lernt, sondern am Ende wollen wir ein Volk, das wieder leben kann, auf 
daß die deutsche Nation nicht in uns und nach uns vielleicht ihr Ende findet. 
Unsere Kraft liegt nicht in weltwirtschaftlichen Illusionen; unsere Kraft liegt 
in uns selbst und in unseren Grundsätzen, die wir praktisch anwenden wollen 
auf allen Gebieten des Lebens. Es ist ein unerhörtes Programm, das wir be- 
sitzen, und über das sich Herr Bolz nicht täuschen soll, ein Programm, das 
nicht in ein paar eitlen Versprechungen besteht. Sonst könnte ich einfach sa- 
gen: Gebt mir euer Vertrauen und bis Mitte Juni ist Deutschland gerettet! 
Das wäre keine lange Frist, aber es wäre eine Lüge. 


Ich werde mir keine Villa in der Schweiz bauen (Heiterkeit). Ich werde auch 
keine Fonds zur Bekämpfung des Verbrechertums in diesem Wahlkampf in 
Anspruch nehmen. 

Nach vier Jahren soll man urteilen, ob dann die Politik des deutschen Ver- 
falls aufgehört hat, und ob dann Deutschland wieder emporsteigt. 

Ich habe vierzehn Jahre lang gekämpft für das deutsche Volk. Ich bin dafür 
ins Gefängnis gekommen; aber ich habe den Kampf durchgehalten und bin 
jetzt gerechtfertigt (Lebhafter Beifall). Jetzt soll sich das deutsche Volk ent- 
scheiden! Allerdings muß ich auch bekennen, daß ich entschlossen bin, mit 
meinen Verbündeten unter keinen Umständen das deutsche Volk wieder zu- 
rückfallen zu lassen in das vergangene Regiment (Stürmischer, lang anhal- 
tender Beifall). 

Ich bin bereit, jedem die Hand zu geben, auch wenn er uns früher nicht ver- 
standen hat, wenn er jetzt zu unserer Bewegung stoßen will. Allein, ich wer- 
de das Errungene auch zu wahren wissen vor denen, die in vierzehn Jahren 
bewiesen haben, daß sie Deutschland nur vernichten konnten (Beifall). 

Ich habe dieses Amt nicht übernommen, um mich persönlich zu bereichern 
(Beifall). Ich will nichts für mich. 

Unser Wille wird immer der gleiche sein und ich bin der Überzeugung, daß die- 
ser Wille, der sich durch gar nichts brechen läßt, eines Tages uns fähig machen 
wird, auch die deutsche Not zu zerbrechen. (Stürmischer, lang anhaltender 
Beifall und Heilrufe). 


* 


Nach der Kanzlerrede wurde die Versammlung mit einem dreifachen Heil 
auf Deutschland und Hitler geschlossen. 
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6/33 PLAN EINES BITTGOTTESDIENSTES VOR DEN 
REICHSTAGSWAHLEN 
18.-25. Februar 1933 


BAR43 11/149. * 


I. Der Adjutant des Führers an das Büro des Staatssekretärs in der Reichs- 
kanzlei. 18. Februar 1933 


Betreff: Bittgottesdienst für Volk und Vaterland. 
Der Reichskanzler will gegebenenfalls der Regierung in Vorschlag bringen, 
einen »Bittgottesdienst für Volk und Vaterland« ansetzen zu lassen. 


(Im Manuskript gezeichnet) 
Rudolf Heß! 


II. Vermerk im Staatssekretariat in der Reichskanzlei. 23. Februar 1933 
Sofort! 


Betrifft: »Bittgottesdienst für Volk und Vaterland«. 

Der stellvertretende Referent im Reichsministerium des Innern, Ministerial- 
rat Dr. Kaisenberg? (der Referent Dr. Conrad? ist beurlaubt), teilte mit, daß 
es sich empfehlen werden, wegen des Gedankens, einen »Bittgottesdienst für 
Volk und Vaterland« ansetzen zu lassen, mit dem Präsidenten des Evangeli- 
schen Kirchenausschusses, Dr. Kapler* und den Kardinälen Bertram? und 


1 Rudolf Heß, geb. 26.4.1894 in Alexandria; 1920 als Student Mitglied der NSDAP, 
1925-33 Privatsekretär und Adjutant Hitlers, 1932 Vorsitzender der Politischen Zentral- 
kommission der NSDAP; 27. 4. 33 »Stellvertreter des Führers«; 1. 12. 33 Reichsminister, 
4.2.38 Mitglied des Geheimen Kabinettsrates, 1. 9. 39 offiziell zum Nachfolger Hitlers nach 
be 10.5. 41 Flug nach Schottland. 30. 9. 46 in Nürnberg zu lebenslanger Haft 
verurteilt. 

Lit.: A. Kress, Tendenzen und Gestalten der NSDAP. Stuttgart 1959, 170ff.; Fest, 257. 
2 Georg Kaisenberg, geb. 4. 5. 1883 in Nördlingen, seit 1920 Ministerialrat im Reichs- 
innenministerium. 

3 Walter Conrad, geb. 30.1.1892 in Barby/Elbe; seit 1922 im preußischen Justiz-, dann 
bis 1945 im Reichsinnenministerium, bis 2. 2. 34 Referent für Fragen der ev. Kirche. 1947/48 
Senatspräsident beim OLG Potsdam, 1949-54 Stadtrat bezw. (1951) Senator für Gesund- 
heitswesen in Berlin, 1953/54 Bürgermeister in Berlin. 

Lit.: W. Conkap, Kirchenkampf. Berlin 1947; W. Conrap, Der Kampf um die Kanzeln. 
Erinnerungen und Dokumente aus der Hitlerzeit. Berlin 1957. 

4 Hermann Kapler, geb. 2. 12. 1867 in Oels (Schlesien), gest. 2.5.1941 in Berlin; 1925 bis 
30. 6. 1933 Präsident des.EOK in Berlin und des Deutschen Ev. Kirchenausschusses. 

Lit.: B. Karnatz, Hermann Kapler. Zu seinem 100. Geburtstag am 2. Dezember. In: Ber- 
liner Sonntagsblatt Nr. 48, 26. 11. 1967. 

5 Adolf Johannes Bertram, geb. 14. 3. 1859 in Hildesheim, gest. 6.7.1945 auf Schloß Jo- 
hannesberg (im zur CSSR gehörigen Teil seiner Diözese); 1906 Bischof von Hildesheim 
1914 Fürstbischof von Breslau, 1916 Kardinal, 1930 Erzbischof und Metropolit der Kirchen- 
provinz Breslau; seit 1919 Vorsitzender der Fuldaer Bischofskonferenz. 

Lit.: K. ENGELBERT, Adolf Kardinal Bertram Fürsterzbischof von Breslau (1914-1945). In: 
Archiv für schlesische Kirchengescichte 7, 1949, 7f. 
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von Faulhaber® Fühlung zu nehmen. Da die Kirchen in ihrer Verfassung 
selbständig seien, könne nur eine vorsichtige Anregung in Frage kommen. 


Wlienstein]? 


II. Der Staatssekretär in der Reichskanzlei an den Staatssekretär im 
Reichsinnenministerium. 23. Februar 1933 


Persönlich! 


Lieber Herr Pfundtner!® ‘ 

Der Herr Reichskanzler hat die Absicht, im Reichskabinett den Gedanken 
zur Erörterung zu stellen, möglichst bald einen »Bittgottesdienst für Volk und 
Vaterland« zu veranstalten. Da die evangelische und katholische Kirche in 
ihrer Verfassung selbständig sind, würde es wohl notwendig sein, wegen die- 
ses Gedankens mit dem Präsidenten des Evangelischen Kirchenausschusses, 
Herrn Dr. Kapler, sowie den Vorsitzenden der Fuldaer und Freisinger Bi- 
schofskonferenz, dem Fürsterzbischof von Breslau, Herrn Kardinal Dr. Ber- 
tram und dem Erzbischof von München-Freising, Herrn Kardinal Dr. von 
Faulhaber, in vorsichtiger Weise Fühlung zu nehmen. 

Im Auftrage des Herrn Reichskanzlers wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie 
möglichst umgehend die Stellungnahme des Herrn Reichsministers Dr. Frick? 
zu diesem Gedanken herbeiführen könnten. 

Mit den besten Grüßen bin ich Ihr ergebenster 


L[ammers]'’ 


IV. Der Staatssekretär im Reichsinnenministerium an den Staatssekretär in 
der Reichskanzlei. 25. Februar 1933 


Persönlich! 


Lieber Herr Lammers! 

In Erwiderung Ihres gefälligen Schreibens vom 23. d.M.—- Rk. 1391 teile ich 
Ihnen ergebenst mit, daß ich die Angelegenheit mit Herrn Reichsminister 
Dr. Frick besprochen habe. Wir sind übereinstimmend zu dem Ergebnis ge- 


6 Michael Faulhaber, geb. 5. 3. 1869 in Heidenheim/Ufr., gest. 12. 6. 1952 in München; 1903 
Prof. für alttestamentliche Theologie in Straßburg; 1910 Bischof von Speyer, 1917 Erz- 
bischof von München-Freising — und daraufhin geadelt —, 1921 Kardinal. 

Lit.: L. Vor, Kardinal Faulhabers Stellung zur Weimarer Republik und zum NS-Staat. 
In: Stimmen der Zeit 177, 1966, 173 ff. 

? Richard Wienstein, geb. 3. 6. 1892 in Guben; 1922 Regierungsassessor in der Reichsfinanz- 
verwaltung; seit 1923 in der Reichskanzlei, 1929 Ministerialrat für Verfassungs- und ver- 
waltungsrechtliche Fragen, später Ministerialdirektor. 

8 Hans Pfundtner, geb. 15. 7.1881 in Gumbinnen, Selbstmord 1945; 1925-33 Rechtsanwalt 
und Notar; 1933-45 Staatssekretär im Reichsinnenministerium. 

® Wilhelm Frick, geb. 12.3.1877 in Alsenz/Pfalz, hingerichtet am 16. 10.1946 in Nürn- 
berg; Jurist, Teilnehmer am Hitler-Putsch 1923; Mai 1924 MdR, 1928 Fraktionsführer der 
NSDAP, 23.1.30 — 1.4.31 Innen- und Volksbildungsminister in Thüringen; 1.1.32 Re- 
gierungsrat beim Oberversicherungsamt in München; 30. 1. 33 bis August 1943 Reichsinnen- 
minister, ab 20. 8. 43 Reichsprotektor von Böhmen und Mähren. 

1° Hans Heinrich Lammers, geb. 27. 3. 1879 in Lublinitz (Oberschlesien), gest. 4. 1. 1962 in 
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langt, daß sich ein »Bittgottesdienst für Volk und Vaterland« vor den Wah- 
len nicht mehr ermöglichen läßt, da dafür nur der morgige Tag in Frage kä- 
me. Außerdem erschien es uns zunächst noch fraglich, ob die Verhandlungen 
mit den beiden Kirchen ohne weiteres glatt gehen würden. Aus diesen Grün- 
den empfehlen wir, die Angelegenheit vorläufig zurückzustellen und sie nach 
den Wahlen noch £inmal in aller Ruhe zu behandeln. 


Mit besten Grüßen 
Ihr sehr ergebener 
Pfundtner (:m. p.:)!! 


1/33 AUSZUG AUS HITLERS REDE IN KONIGSBERG 
4. März 1933 


Aus: VB (M), 6. März 1933. 


.... Ich lese hier in einem Flugblatt, herausgegeben von der Zentrumspartei: 
»Wir wissen: Wenn der Herr das Haus nicht baut, bauen die Bauleute um- 
sonst. An Gottes Segen ist alles gelegen.« Wenn wir von dem Spruche aus das 
Haus ansehen, das im November 1918 gegründet wurde, dann müssen wir 
die Bestätigung dieses Spruches sehen. Gottes Segen ist ihnen dabei nicht zu- 
teil geworden und das Haus haben sie daher schlecht gebaut, 14 Jahre lang 
haben sie gearbeitet, sich wohl auch vielleicht bemüht und dennoch, das Er- 
gebnis ihres Bauens ist für das deutsche Volk entsetzlich. 14 Jahre lang Un- 
segen über Unsegen, Unheil über Unheil. Sie können sich heute nicht irgend- 
wie lösen von dieser furchtbaren Tat, die im November 1918 begann und 
seitdem fortzeugend immer Böses über Deutschland gebracht hat. Und sie 
konnten keinen Segen bei ihrem Beginnen und bei ihrem späteren Bauen be- 
sitzen, denn der Beginn ihres Werkes baute sich nur auf eine Lüge, auf Mein- 
eid und Treubruch auf. Das Schicksal hat nur vollzogen, was im Sinne einer 
höheren Vorsehung [an?] den Völkern in solchen Fällen immer noch vollzo- 
gen worden war... Das eigene Volk mußte man so anklagen, damit man die 
eigene Meineidstat rechtfertigen konnte. Und aus dieser Quelle der Lüge [ge- 
meint ist hier die sog. Kriegsschuldlüge] kam die Tat des Verrats, des Mein- 
eids. Und wenn nun ein Staat aus einer solchen Quelle das Recht seiner Ge- 
burt schöpft, dann kann der Segen des Herrn nicht dabei sein... 

[Hitler kommt dann auf die Arbeitslosigkeit zu sprechen] Es ist, als ob eine 


Düsseldorf; Jurist; 1922 Bekanntschaft mit Hitler; trotz Ablehnung der Weimarer Republik 
seit 1920 Referent für Staatsrecht im Reichsinnenministerium; 30.1. 33 Staatssekretär und 
Chef der Reichskanzlei; 1937 Reichsminister, später Mitglied des Geheimen Kabinettsrates 
und des Reichsverteidigungsrates; 1940 SS-Obergruppenführer als Ehrenrang. 14. 4. 1949 im 
sog. Wilhelmstraßen-Prozeß zu 20 Jahren Haft verurteilt, am 31.1.51 auf 10 Jahre begna- 
digt, aufgrund der Weihnachtsamnestie am 16. 12. 51 entlassen. 

11 Aktenvermerk: Der Herr Reichskanzler hat Kenntnis. L/ammers], 28.2. 
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allgewaltige Geißel des Herrn unser Volk züchtigen würde... Nicht die 
Welt hilft, das Volk muß sich helfen. Gott ist die Hilfe nur für den, der die 
Hilfe verdient, weil er selbst sich müht, selbst arbeitet, selbst sich helfen will. 
Die eigene Kraft ist die Quelle des Lebens. Der Allmächtige gibt sie einem 
Volk nur dann, wenn es begreift, daß überall, was das Leben sonst auch zer- 
teilen mag, etwas Gemeinsames sein muß... Was die Wirtschaft und die 
Herkunft, die Berufe, die Lebensstellungen, die Bildungsgrade, Konfessio- 
nen, Stamm-Verranntheiten im Laufe der Zeit bei uns zerrissen haben, das 
kann man nicht in wenig Wochen oder Monaten wieder zusammenfügen .. .! 
Unser Volk hat von der Vorsehung seine Mission auch zugewiesen bekom- 
men, und wir wollen sie in Frieden und in der Liebe zum Frieden, aber auch 
in der Kraft der Selbstbehauptung wahren ... 

Und so trete ich heute vor die deutsche Nation, nachdem das Schicksal mich 
nach 14 jährigem Kampfe vom deutschen Musketier zum deutschen Kanzler 
emporgeführt hat... Ich sehe es als eine Fügung an, daß es ein deutscher 
Musketier ist, der wiederherstellen will die Ehre des deutschen Volkes, die 
Ehre der deutschen Nation... Wir alle sind stolz, daß wir durch Gottes 
gnädige Hilfe wieder zu wahrhaften Deutschen geworden sind. 


8/33 MEMORANDUM DES DEUTSCHEN VATIKAN- 
BOTSCHAFTERS 
16. März 1933 


BAR 43 11/174, Bd. 1. 
MEMORANDUM. 


Der Nationalsozialismus, der in der nationalsozialistischen Deutschen Arbei- 
terpartei seine politische Ausdrucksform gefunden hat, lehnt es als politische 
Partei ab, für die eine oder andere Konfession Stellung zu nehmen oder gar 
eigene religiöse Lehren aufzustellen. Als die bisher größte deutsche Volksbe- 
wegung kann er aber an dem religiösen Problem, das stets ein innerer Be- 
standteil eines jeden Volkes ist und das sich in Deutschland in Anbetracht 
der verschiedenen Konfessionen besonders schwierig gestaltet, nicht vorüber- 
gehen. So hat bereits das am 25. Februar 1920 in München veröffentlichte 
Parteiprogramm die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staate gefor- 
dert. Der diesbezügliche Artikel 24 lautet: 

»Wir fordern die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staat, soweit 


! An dieser Stelle heißt es in DDP I, 15: »Die anderen haben in den vergangenen Jahren 
nicht den Segen des Allmächtigen gehabt, der über alle menschliche Arbeit hinweg am Ende 
die letzte Entscheidung in seinen Händen trägt. 
Wir bitten: Herrgott, laß uns niemals wankend werden und feige sein, laß uns niemals die 
Pflicht vergessen, die wir übernommen haben!« 
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sie nicht dessen Bestand gefährden oder gegen das Sittlichkeits- und Mo- 
ralgefühl der germanischen Rasse verstoßen. Die Partei als solche vertritt 
den Standpunkt eines positiven Christentums, ohne sich konfessionell an 
ein bestimmtes Bekenntnis zu binden.« 
Der erste dieser Programmsätze gewährt somit grundsätzlich Religions- und 
Gewissensfreiheit” Der zweite schränkt sodann dieses Prinzip der Freiheit 
‚aller Bekenntnisse zugunsten der christlichen Konfessionen ein und erkennt 
diese, ohne sich an die eine oder die andere zu binden, als religiöse Grundlage 
eines nationalsozialistischen Staates an. Die Einschränkung der Freiheit der 
Bekenntnisse, »soweit diese nicht den Bestand des Staates gefährden oder 
gegen das Sittlichkeits- und Moralgefühl der germanischen Rasse verstoßen«, 
richtet sich, wie auch ausdrücklich in Parteischriften betont wird, keinesfalls 
gegen die christlichen Religionen, insbesondere nicht gegen die katholische 
Kirche, die oft, und auch zuletzt wieder in dem Linzer Hirtenbrief! gerade in 
diesem Nachsatz eine nationalsozialistische Kritik der eigenen Religion und 
Moral sieht. 
Aus diesen Grundsätzen ergibt sich, wie Professor Stark in seinem Buch »Na- 
tionalsozialismus und katholische Kirche« schreibt:? 
»Keine Trennung von Kirche und Staat, sondern Gewährung von Schutz 
und Mittel durch den Staat. Der Religionsunterricht bleibt ausschließlich 
den Kirchen überlassen, ebenso die Heranbildung der Geistlichen.« 
Was die Stellungnahme der nationalsozialistischen Partei zu den Konkor- 
daten betrifft, so hat diese zwar sowohl seinerzeit in Preußen?, als auch kürz- 
lich in Baden? die Verträge mit dem Heiligen Stuhl abgelehnt. Diese Stel- 
lungnahme ergab sich indes aus der politischen Situation. Grundsätzlich 
wünscht der nationalsozialistische Staat eine friedliche Zusammenarbeit und 
ist daher zu Verträgen mit den christlichen Kirchen bereit. Nicht nur in dem 
oben erwähnten Buche des Professor Stark, das im parteiamtlichen Verlage 
erschienen ist, sondern auch in einem Artikel im »Völkischen Beobachter« 
vom 22. November v. J. des Vorsitzenden der nationalsozialistischen Frak- 
tion des Badischen Landtags, Köhler“, wird ausdrücklich in diesem Zusam- 
menhange auf den Lateranvertrag und das Konkordat zwischen Italien und 
dem Vatikan Bezug genommen. In dem Artikel heißt es: 
»Die Fraktion ist entsprechend dem Standpunkt ihres Führers und der Ge- 
samtbewegung grundsätzlich bereit, die Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche vertraglich. zu regeln. Uns schwebt nicht das preußische oder das 
bayerische Konkordat als Vorbild eines solchen Vertrages vor, sondern wir 


! In seinem Linzer Fastenhirtenbrief 1933 hatte Bischof Johannes M. Gföllner »mit der 
bisher schneidendsten Verwerfung des Nationalsozialismus von kirchlicher Seite« aufgewar- 
tet (VoLk, Episkopat 53). 

2 Johannes Stark (1874-1957), Nobelpreisträger für Physik 1919, versuchte in der 1931 er- 
schienenen Schrift die Bedenken der Katholiken gegen die verfängliche Terminologie des 
$ 24 des Parteiprogramms zu zerstören (Voık, Episkopat 38). 1932 erschien von ihm 
die Schrift Hitlers Ziele und Persönlichkeit. 

3 Preußisches Konkordat vom 14. 6. 1929. 

4 Badisches Konkordat vom 12. 10. 1932. 

# Walter Köhler (geb. 1897); 1929 stellv. Gauleiter von Baden, 1933 Ministerpräsident. 
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sehen im Lateranvertrag und den darin enthaltenen Konkordaten zwi- 
schen dem Heiligen Stuhl und Italien das Vorbild einer solchen Regelung 
der Beziehungen zwischen Staat und Kirche. Die Grundtendenz dieses 
Vertragswerkes muß als vorbildlich bezeichnet werden.« 
Maßgeblich für die Stellungnahme des Nationalsozialismus zum Christen- 
tum insbesondere zur Katholischen Kirche sind außer dem Programm in 
erster Linie die offiziellen Erklärungen, die Reden und die Schriften des Füh- 
rers. Hitler hat erklärt, daß die Aufgabe der nationalsozialistischen Bewe- 
gung nicht die einer religiösen Reformation, sondern die einer politischen 
Reorganisation unseres Volkes sei. Sie sieht in beiden religiösen Bekenntnis- 
sen gleich wertvolle Stützen für den Bestand unseres Volkes und bekämpft 
deshalb diejenigen Parteien, die dieses Fundament einer sittlich-religiösen 
Festigung unseres Volkskörpers zum Instrument ihrer Parteiinteressen her- 
abwürdigen wollen. 
Die nationalsozialistische Partei duldet in ihren Reihen keine Propaganda 
gegen die christlichen Bekenntnisse. In den parteiamtlichen Erklärungen zum 
Programm der NSDAP von Gottfried Feder wird ausdrücklich festgestellt, 
»die Kultur des Mittelalters stand im Zeichen des Kreuzes; Großtat, Opfer- 
wille und Glaubensmut fanden im Christentum ihre Wurzel. Die Partei als 
solche verbittet es sich, mit Wotans Kulturbestrebungen identifiziert zu wer- 
den, wobei noch dahingestellt sein muß, ob derartige Bestrebungen über- 
haupt in belangreichem Umfange bestehen.«® Bekanntlich wurde der Schrift- 
steller Arthur Dinter, der früher ein führendes Mitglied der Partei war, als 
er innerhalb dieser für eine neue Kirche zu werben suchte, aus der Partei aus- 
geschlossen.” Die oft angeführten Schriften Rosenbergs, insbesondere das 
Buch: »Der Mythos des 20. Jahrhunderts« sind immer wieder von der Par- 
teileitung als private Auffassung erklärt und von ihm selbst während seines 
letzten Aufenthaltes in Rom in einem Interview an das »Giornale d’Italia« 
vom 18. 11. v. J. als nichtoffiziöse Parteiveröffentlichungen bezeichnet wor- 
den.® Naturgemäß finden sich, ähnlich wie in der Anfangszeit des Faschis- 


5 Wörtlich übernommen aus Mein Kampf, 137./138. Aufl., München 1935, 379 f. 

6 Nicht ganz genau wiedergegeben aus G. Fever, Das Programm der NSDAP und seine 
weltanschaulichen Grundlagen, 156.-165. Aufl., München 1934. 

? Arthur Dinter, geb. 27. 6. 1876 in Mühlhausen/Elsaß, gest. 21.5.1948 in Offenburg, Stu- 
dienrat (Chemie); 1925 komm. Gauleiter von Thüringen. Wegen der Unruhe, die seine völ- 
kischen Lehren - auf der Grundlage eines von artfremden Einflüssen gereinigten Christen- 
tums wollte D. seine Deutsche Volkskirche errichten - in der Partei entstehen ließ, wurde D. 
auf Veranlassung Hitlers am 11. 10. 1928 aus der Partei ausgeschlossen. Vgl. Zıprer, 210 f. 
8 Rosenbergs Mythus des 20. Jahrhunderts war im Oktober 1930, also gerade zu einer Zeit, 
als sich die NSDAP in ihrer Propaganda von der indifferenten Haltung gegenüber kirchlich- 
religiösen Fragen auf stärkere Herausstellung des Programmpunktes des »positiven Christen- 
tums« umgestellt hatte, im Zentralverlag der NSDAP in München erschienen. Im auf Fe- 
bruar 1930 datierten Vorwort des Buches bezeichnet der Verfasser seine Ausführungen als 
»durchaus persönliche Bekenntnisse, nicht Programmpunkte der politischen Bewegung, der 
ich angehöre«; auch im VB vom 10. 10. 30 betonte Rosenberg den privaten Charakter sei- 
nes Buches. Parteioffiziell wurde der Mythus nie anerkannt; Hitler bezeichnete ihn als eine 
Privatveröffentlichung (vgl. unten Nr. 20/33, II) und versicherte später, er habe das Buch 
nur zum geringen Teil gelesen (TiscHGEsPRÄCHE, 11. 4. 42). Papen berichtet am 9. 2. 34 an 
Kardinal Schulte, daß Hitler Rosenberg seinerzeit davon abgeraten, ja ihm untersagt habe, 
ein Buch über die weltanschauliche Grundlage der Partei zu schreiben, und daß sich nur mit 
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mus, in dieser Millionenbewegung die verschiedensten Strömungen und Ge- 
dankenrichtungen, die zum Beweis der antireligiösen Einstellung des Natio- 
nalsozialismus herangezogen werden können. 
Die nationalsozialistische Partei hat nach der Machtübernahme erneut in den 
verschiedensten Erklärungen sich gegen alle kulturkämpferischen Absichten 
ausgesprochen; s6wohl in den letzten Wahlreden Hitlers in Nürnberg?, als 
auch in der Rede Görings in Dortmund'® wird ausdrücklich jede derartige 
Unterstellung zurückgewiesen. Der neue preußische Kultusminister erklärte 
am 7. Februar d. J.: 
»In 150jährigem Konfessionskriege sind Reich und Volk fast zugrunde- 
gegangen. Heute stehen wir im erbitterten Existenzkampfe gegen den 
Bolschewismus. Ich werde die christlichen Kirchen beider Konfessionen 
aufrufen, die in ihnen lebenden Werte von Glaube und Sitte gemeinsam 
mit uns im Kampfe gegen diesen Feind einzusetzen.«!! 
Sowohl der Reichskanzler, als auch die anderen nationalsozialistischen Mini- 
ster haben in ihren Erklärungen immer wieder den Segen und den Schutz 
Gottes für ihre Arbeit herabgerufen'? und auf diese Weise ganz im Sinne des 
Papstes gehandelt, der die Bezugnahme auf Gott in den Reden der Staats- 
männer der letzten Zeit sehr vermißte. 
Seitdem die nationalsozialistische Partei in Deutschland zur Macht gelangt 
ist, haben ihre Führer nicht allein in ihren Reden, sondern auch durch ihre 
ersten Maßnahmen den festen Willen bekundet, entsprechend ihrem Pro- 
gramm im Kampf gegen Kommunismus und Atheismus zur sittlichen und 
religiösen Erneuerung des Volkes beizutragen. Es sei hier nur kurz hinge- 
wiesen auf die Wiedereinführung des Religionsunterrichtes in den Fortbil- 
dungsschulen, auf die Schließung der atheistischen Karl-Marx-Schule und 
der bestehenden weltlichen Schulen.'!? Die strengsten Maßnahmen sind er- 
lassen worden gegen die Verbreitung und Aushängung von Schmutz- und 
Schundliteratur, die für die Jugendlichen besonders gefährlich war.'* In 
einem entsprechendem Erlaß des Reichsministers Göring werden die Poli- 
zeistellen angewiesen, in enger Zusammenarbeit mit den bestehenden dies- 
bezüglichen Vereinen der christlichen Konfessionen vorzugehen.'® Weitere 
Verordnungen sind ergangen gegen die Nacktkultur und die Unsittlichkeit, 
die sich in der Reichshauptstadt besonders breitgemacht hatte.!* Durch all 


Mühe ein Verlag habe finden lassen (vgl. Srasızwskı I, 879). Immerhin waren bis 1942 in 
52 Auflagen 263 000 Exemplare des Werkes erschienen. 

? Vgl. VB (M) vom 27. 2.33. 

” Ebd. 

11 Vgl. oben Nr. 3/33. 

12 So Hitler in Königsberg am 4. 3. 33 nach dem Bericht des VB vom 8.3.33; vgl. oben Nr. 
7/33. . 

18 Vgl. den Erlaß des preußischen Kultusministers vom 25. 2.33; oben Nr. 3/33, Anm. 3. 
14 Vgl. den Runderlaß des Innenministers zur Bekämpfung anstößiger Auslagen vom 24. 2, 
33 und die Allg. Verfügung des Justizministers zur Bekämpfung unzüchtiger Schriften, 
Abbildungen, Darstellungen usw. vom 7. 3. 33; in: Ministerialblatt für die Preußische Innere 
Verwaltung, Teil I, Jg. 94, 1933, 189 £.; 357 ff. 

15 Nicht ermittelt. 

16 Vgl. den Runderlaß des Innenministers zur Bekämpfung der Nactkulturbewegung vom 
3.3.33; in: Ministerialblatt (vgl. Anm. 14), 232 f. 
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diese Maßnahmen hat die Partei bereits bewiesen, daß sie zu ihren bisheri- 
gen Erklärungen steht und ernstlich gewillt ist, mit den christlichen Reli- 
gionsbekenntnissen an der Lösung der gestellten Ziele zusammenzuarbeiten. 

Zur Lösung so hoher Aufgaben bedarf die nationalsozialistische Bewegung 
und mit ihr die heutige Regierung auch in der Tat die volle Unterstützung 
beider christlicher Konfessionen und ihres ganzen Organisationsapparates. 
Was insbesondere die Katholische Kirche anbetrifft, die heute ungefähr ein 
Drittel der Bevölkerung, etwa 20 Millionen zu ihren Anhängern zählt, so 
genügt es für die notwendige tätige Mitarbeit nicht, daß ein großer Teil der 
Parole des Nationalsozialismus gefolgt ist. Von den ca. 12 Millionen Wäh- 
lern haben nur 5,5 Millionen, d.h. noch nicht die Hälfte, bei der letzten 
Wahl ihre Stimme für das Zentrum und die Bayerische Volkspartei abgege- 
ben. Hinter dieser im Zentrum organisierten Wählermasse steht aber nicht 
allein der deutsche Episkopat, der nach seinen wiederholten Erklärungen 
die katholischen Belange in der Zentrumspartei am besten gewahrt sieht, 
sondern auch die gesamten großen katholischen Organisationen, der Volks- 
verein für das katholische Deutschland, die Katholische Aktion, die katholi- 
schen Arbeitervereine, ein großer Teil der Christlichen Gewerkschaften, die 
vielen Berufs- und Standesorganisationen und nicht zuletzt die caritativen 
Verbände. Wenn der Nationalsozialismus zur Durchführung seiner kultu- 
rellen Ziele die Zusammenarbeit mit der katholischen Kirche wünscht, so 
kommt es für diesen nicht darauf an, einzelne Persönlichkeiten des katholi- 
schen Lebens, darunter auch einige, später von ihrer Behörde abgelehnte 
Geistliche zu einer Stellungnahme für die Partei zu gewinnen, sondern dar- 
auf, den ganzen offiziellen Apparat und die gesamte Organisation des deut- 
schen Katholizismus zu gemeinsamer Arbeit heranzuziehen. Ohne hier auf 
die Frage einer möglichen Zusammenarbeit mit der Zentrumspartei einzu- 
gehen, muß eine Einigung mit dem Episkopat und den großen katholischen 
Verbänden dagegen als eine notwendige Voraussetzung zur Erreichung der 
gestellten Ziele angesehen werden. Gerade die Disziplin und das Autoritäts- 
gefühl dieser Kreise sind die wertvollen Faktoren, an die der Nationalso- 
zialismus im Volke appelliert und die im Kampf gegen den Bolschewismus 
und Atheismus in der katholischen Kirche gefunden werden können. Diese 
Autorität und Disziplin wird aber nicht sozusagen von katholischen Außensei- 
tern der nationalsozialistischen Bewegung gebracht werden, sondern nur von 
der Gesamtorganisation der katholischen Kirche. Wenn heute die deutschen 
Bischöfe in den verschiedensten Erklärungen die weltanschaulichen Grund- 
lagen des Nationalsozialismus ablehnen und vor dieser Bewegung warnen, 
»solange und soweit sie kulturpolitische Auffassungen kundgibt, die mit der 
katholischen Lehre nicht vereinbar sind«, ja, wenn sogar von einzelnen die 
Parteimitgliedschaft ausdrücklich den Katholiken verboten wird'7, so müs- 
sen zu allererst diese Schranken fallen, bevor die gesunden, starken, nationa- 


17 Die kritischen Äußerungen katholischer Bischöfe gegenüber dem Nationalsozialismus sind 
zusammengestellt MD 1933, 161 ff.; vgl. auch DEuERLEIN, 48 ff., 78 f.; Vork, Episkopat, 
22 ff.; Stasıewski I, 787 ff. und unten Nr. 9/33, Anm. 8. 
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len und für diesen Abwehrkampf besonders geeigneten Kräfte des katholi- 
schen Volksteils sich in der Erkenntnis, daß der Schutz der Religion nicht 
Sache einer Partei, sondern Aufgabe des christlichen Staates ist, voll auslö- 
sen können. Wenn Lenin selbst einmal äußerte, daß der Endkampf des Bol- 
schewismus um seine Existenz ein Kampf zwischen Moskau und Rom sein 
würde, hat er vielleicht nicht vorausgesehen, daß diese Außerung sich heute 
gewissermaßen in doppelter Hinsicht bewahrheiten könnte. Die dem römi- 
schen Faschismus verwandten Ideen des Nationalsozialismus müssen nach 
Ausräumung der heute noch bestehenden Gegensätze im römischen Katholi- 
den gegebenen Bundesgenossen im Kampf gegen den Bolschewismus 
nden. 

Die heute noch ablehnende Haltung des deutschen Episkopats ist indessen 
keineswegs, wie so oft angenommen wird, auf gewisse Direktiven des Vati- 
kans zurückzuführen. Die Kurie legt sich gegenüber den politischen und in- 
nerpolitischen Vorgängen in den anderen Ländern insbesondere seit dem 
Kriege die größte Zurückhaltung auf. Die Botschaft hat fortlaufend den 
Vatikan über die politische Entwicklung in Deutschland informiert und auch 
auf den Wert der nationalen und nationalsozialistishen Bewegung im 
Kampf gegen den Bolschewismus hingewiesen. Wenn sıch heute bereits An- 
zeichen bemerkbar machen, in denen trotz aller Bedenken gewisses Verständ- 
nis den gegebenen Verhältnissen gegenüber zum Ausdruck kommt, so darf 
dies weder überschätzt, noch unterschätzt werden.'® Der Papst tritt stets für 
die Autorität der Bischöfe ein und muß es in der vorliegenden Frage umso 
mehr tun, als es sich nicht um die Kundgebung eines einzelnen Bischofs, son- 
dern um eine Stellungnahme des Gesamtepiskopats eines großen Landes han- 
delt. Der Schwerpunkt liegt also beim deutschen Episkopat, der natürlich 
durch den hiesigen Stimmungsbarometer beeinflußt wird. 


Um diese wünschenswerte, ja notwendige Änderung der Haltung des Epi- 
skopats gegenüber dem Nationalsozialismus herbeizuführen, werden im Sin- 
ne dieser Ausführungen folgende, zum Teil vorbereitende Wege in Vorschlag 
gebracht. 

1. In der Regierungserklärung, die der Herr Reichskanzler vor dem neuen 
Reichstag verliest, wird die in dem Aufruf der Reichsregierung vom 1. Fe- 
bruar d. J. gegebene Zusicherung »festen Schutzes des Christentums, als Ba- 
sis unserer gesamten Moral«!® erneuert und dahin ergänzt, daß die Regie- 
rung auf einträchtiges Zusammenleben und Zusammenarbeiten beider Kon- 
fessionen größtes Gewicht legt; gleichzeitig wird möglichst unter Bezugnah- 


18 Am 13. 3. hatte der Vatikanbotschafter an das Auswärtige Amt telegraphiert: »Heutige 
Allokution Papstes wird einen Satz enthalten des Inhalts, daß bis vor kurzem allein Papst 
seine warnende Stimme gegen die schwere Bedrohung der christlichen Zivilisation durch die 
umstürzlerischen Kräfte und Bestrebungen erhoben hätte. Im Staatssekretariat wurde mir 
nahegelegt, darauf hinzuweisen, daß dieses Wort als indirekte Anerkennung des entschie- 
denen Vorgehen Reichskanzlers sowie der Regierung gegen den Kommunismus zu deuten 
wäre.« Zitiert nach L. Vorx, Zur Kundgebung des deutschen Episkopats vom 28. 3. 1933. 
In: Stimmen der Zeit 173, 1963/64, 433, Anm. 7. Vgl. dazu auch L. Vor, Päpstliche Lau- 
datio auf Hitler? Ebd., 221 ff. 

1% Vgl. oben Nr. 1/33. 
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me auf das nationalsozialistische Parteiprogramm eine entsprechende au- 
thentische Interpretation des von der Partei vertretenen Standpunktes »po- 
sitiven Christentums« abgegeben.?® 

2. Des weiteren erklärt die Regierung, daß sie den größten Wert darauf 
legt, die freundschaftlichen Beziehungen zum Heiligen Stuhl aufrechtzuer- 
halten.?! Sollte eine derartige öffentliche Erklärung sich nicht ermöglichen 
lassen, so wird der Botschafter beim Heiligen Stuhl ermächtigt, sie vertrau- 
lich im Staatssekretariat abzugeben und dahin zu ergänzen, daß die Regie- 
rung entschlossen sei, die bisher getroffenen konkordatären Abmachungen 
einzuhalten. 

3. Zur Klärung des Verhältnisses der nationalsozialistischen Partei zum 
deutschen Episkopat wird vorgeschlagen, durch einen Vertrauensmann oder 
durch eine hierzu geeignete Persönlichkeit der Partei mit dem Bischof Schrei- 
ber von Berlin®® Fühlung zu nehmen und in einer streng vertraulichen Be- 
sprechung die Möglichkeit einer Ausräumung der bestehenden Gegensätze zu 
erörtern. 

4. Nach dieser vorbereitenden Aussprache findet eine offizielle Besprechung 
statt zwischen führenden Vertretern der nationalsozialistischen Partei und 
den beiden Vertretern des deutschen Episkopats, dem Kardinal Bertram als 
dem Vorsitzenden der Fuldaer Bischofskonferenz und dem Kardinal Faul- 
haber als Vorsitzenden der Freisinger Konferenz.?? 


Bergen” 16. 3. 33 (::m. p.:) 


® Diese Anregungen wurden für die Abfassung der Regierungserklärung nicht aufgenom- 
men. 

21 In der Regierungserklärung vom 23.3. 33 heißt es sogar »weiter zu pflegen und zu ver- 
tiefen« (vgl. unten Nr. 10/33, bes. Anm. 4); dazu vgl. Morser, Zentrumspartei, 363, Anm. 
33 

= Christian Schreiber, geb. 3. 8. 1872 in Somborn bei Hanau, gest. 1.9. 1933 in Berlin; 1921 
Bischof von Meißen, 1930 Bischof von Berlin. - Die angeregten Kontakte kamen nicht zu- 
stande, da der deutsche Episkopat aufgrund der Regierungserklärung vom 23.3. in seiner 
Kundgebung vom 28. 3. die Vorbehalte und Warnungen gegenüber dem Nationalsozialismus 
von sich aus aufhob. Vgl. dazu STasıewski I, 29 ff. mit Literaturangaben. 

®3 Zu Bertram und Faulhaber vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 5 und 6. — Die erste offizielle 
Besprechung zwischen Mitgliedern der Reichsregierung und Vertretern des Episkopats fand 
erst am 25./26. 4. 33 statt; vgl. unten Nr. 20/33. 

24 Diego von Bergen, geb. 30.10.1872 in Bangkok, gest. 7.10.1944 in Wiesbaden; 1919 
preußischer Gesandter, 1920-43 deutscher Botschafter beim Heiligen Stuhl. Auf Bitten Kar- 
dinalstaatssesretär Pacellis trat B. trotz Erreichens der Altersgrenze 1937 nicht zurück; 1943 
wurde er von Ribbentrop abberufen. — 

Ein Empfang Bergens bei Hitler fand am 30. 3. 33 statt (BA R 43 Il/ 174, Bd. 1). 
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933 WÜNSCHE UND VORBEHALTE GEGENUBER DEN 
KIRCHEN IM ZUSAMMENHANG MIT DER REICHS- 
TAGSEROFFNUNG IN POTSDAM 
März 1933 


* 


Die neue Sitzungsperiode des am 5. März gewähl- 
ten Reichstages wurde am 21. März in Potsdam 
eröffnet. Ein feierlicher Staatsakt sollte an die 
christlichen und nationalen Traditionen Preußens 
und Deutschlands anknüpfen, um die Vertrauens- 
würdigkeit des neuen Regimes zu bezeugen.‘ 


I. Schreiben des Reichsministers des Innern an den Präsidenten des Evan- 
gelischen Oberkirchenrates in Berlin. 8. März 1933 


Archiv des EOK, Gen. I, 63, Bd. 1. 


Betrifft: Feierliche Eröffnung des neugewählten Reichstags in der Gar- 
nisonkirche zu Potsdam 


Der neugewählte Reichstag soll nach den Wünschen des Herrn Reichspräsi- 
denten und der Reichsregierung durch einen feierlichen Staatsakt in der Gar- 
nisonkirche zu Potsdam eröffnet werden.? 

Für die Feierlichkeit ist folgender Rahmen vorgesehen: Zunächst sollen in 
der üblichen Weise Gottesdienste aus Anlaß der Eröffnung des Reichstags 
stattfinden, und zwar der evangelische Gottesdient in der Potsdamer Niko- 
laikirche, der katholische in der dortigen katholischen Pfarrkirche. An dem 
Eröffnungsgottesdienst in der Nikolaikirche wird der Herr Reichspräsident 


2 Ausführliche Schilderungen über den Verlauf des Tages, der seine Wirkung auf die konser- 
vativen und christlichen Kreise nicht verfehlte, in der Tagespresse ab 22. 3.; vgl. auch das Be- 
richtsheft von H. HurreLp (Hrsg.), Reichstags-Eröffnungsfeier in Potsdam. Das Erlebnis 
des 21. März in Wort und Bild. Potsdam 1933; auch Domarus I, 224 ff. Kritische Wür- 
digung u. a. bei BRACHER/SAUER/SCHULZ, 149 ff. 

2 Nach dem Reichstagsbrand am 27. 2. hatte das Reichskabinett schon vor den Wahlen, am 
2. 3., die Potsdamer Garnisonkirche zum Tagungsort des neuen Reichstages bestimmt (VB, 
4./5. 3.). Gegen diesen Beschluß protestierten nicht nur kirchliche Kreise, sondern auch der 
Reichspräsident, der Vertretern des Berliner EOK durch seinen Staatssekretär Meißner (vgl. 
unten Nr. 17/33, Anm. 8) erklären ließ, die Garnisonkirche gehöre der Reichswehr, und er 
als Oberbefehlshaber der Wehrmacht werde nicht dulden, daß diese Kirche bei einer parla- 
mentarischen Debatte der Gefahr unwürdiger Vorgänge ausgesetzt würde. Der Gemeinde- 
kirchenrat der Garnisonkirche möge diese für die Eröffnungssitzung des neuen Reichstages 
verweigern. Dieser Bitte des Reichspräsidenten wurde nur halb entsprochen: die Kirche 
wurde für die Eröffnung des Reichstages zur Verfügung gestellt; man bat aber, von parla- 
mentarischen Verhandlungen in dem Gotteshaus abzusehen. Auch der zuständige General- 
superintendent D. Dibelius (vgl. unten Nr. 27/33, Anm. 12) gab dem EOK nunmehr den 
Rat, der Eröffnung des Reichstages in der Garnisonkirche zuzustimmen. Vgl. zum Ganzen 
den Schriftwechsel im Archiv des EOK Berlin, Gen. I, 63; Tu. DuEsTERBERG, Der Stahl- 
helm und Hitler. Wolfenbüttel und Hannover 1949, bes. 49; H. ©. MEıssner/H. WıLoe, 
Die Machtergreifung. Ein Bericht über die Technik des nationalsozialistischen Staatsstreiches. 
Stuttgart 1958, 244 ff.; O. Diserius, Ein Christ ist immer im Dienst. Erlebnisse und Er- 
fahrungen einer Zeitenwende. Stuttgart 1961, 170 ff. 
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teilnehmen. Beginn und Dauer der Gottesdienste wären im Benehmen zwi- 
schen den beiderseitigen kirchlichen Oberbehörden so zu regeln, daß sie etwa 
zur gleichen Zeit enden. Nach Beendigung der Gottesdienste begeben sich die 
Teilnehmer unter dem Glockengeläut der Potsdamer Kirchen® in geschlosse- 
nen Zügen zur Garnisonkirche. Auf den Wegen dorthin bilden Verbände 
usw. Spalier. 
In der Garnisonkirche soll die Eröffnung des Reichstags in der Form eines 
feierlichen Staatsaktes stattfinden. Der Herr Reichspräsident wird eine kurze 
Begrüßungsansprache halten und alsdann dem Herrn Reichskanzler das 
Wort zur Abgabe der Regierungserklärung? geben. Einleitend soll Orgel- 
spiel ertönen und ein geeigneter Choral gesungen werden. Nach der Regie- 
rungserklärung soll Kirchenmusik den Festakt abschließen. Der Herr Reichs- 
präsident begibt sich allein zur Gruft, wo er zwischen den Särgen Friedrich 
Wilhelms I. und Friedrichs des Großen einen Lorbeerkranz niederlegt. Die 
Einzelheiten der Ausgestaltung des Staatsaktes bleiben näherer Besprechung 
mit Ihnen, Herr Präsident, vorbehalten. 
Im Anschluß an den feierlichen Staatsakt schreitet der Herr Reichspräsident 
vor der Garnisonkirche die Front der dort aufgestellten Ehrenkompanie ab. 
Hieran schließt sich der Vorbeimarsch der Ehrenkompagnie. 
Ich beehre mich, Sie hiermit von dem Wunsche des Herrn Reichspräsidenten 
und der Reichsregierung zu verständigen mit der Bitte, die Garnisonkirche 
für die feierliche Eröffnung des Reichstags zur Verfügung zu stellen und 
wegen Ansetzung des Eröffnungsgottesdienstes in der Nikolaikirche sowie 
des Läutens der Kirchenglocken das Weitere zu veranlassen. 
Sobald ich Ihre grundsätzliche Zustimmung habe, wird sich Herr Ministe- 
rialrat Dr. Kaisenberg® wegen der Einzelheiten mit Ihnen in Verbindung 
setzen. 

Frick (:m. p.:)® 


DI. Erklärung Hitlers über sein Fernbleiben vom katholischen Gottesdienst. 
21. März 1933 


WTB vom 21. März 1933; VB (M), 22. März mit der Überschrifl Warum der 
Führer nicht am katholischen Gottesdienst teilnahm’; Kommentar zu dieser Er- 
klärung von Gustav Staebe im VB (M) vom 25./26. März. 


Die katholischen Bischöfe von Deutschland haben in der jüngsten Vergan- 
genheit in einer Reihe von Erklärungen, nach denen in der Praxis seitens 
der katholischen Geistlichkeit gehandelt wurde, Führer und Mitglieder der 


® Randnotiz des Präsidenten des EOK: Davon war bisher nichts gesagt. K[apler]. 

4 Auch Hitler hielt in Potsdam nur eine kurze Ansprache ohne parteipolitische Polemik; 
die Abgabe der Regierungserklärung erfolgte dann zwei Tage später in der Krolloper in 
Berlin im Rahmen der Beratungen über das Ermächtigungsgesetz; vgl. unten Nr. 10/33. 

5 Zu Kaisenberg vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 2. 

® Zu Frick vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 9. 

? In dem Bericht über den katholischen Gottesdienst hieß es an anderer Stelle der Ausgabe: 
»Der große Stuhl, der für den Führer bestimmt ist, bleibt leer, denn der Reichskanzler hat 
im letzten Moment absagen müssen.« 
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NSDAP als Abtrünnige der Kirche bezeichnet, die nicht in den Genuß der 
Sakramente kommen dürften.® Diese Erklärungen sind bis heute noch nicht 
widerrufen, und es wird auch seitens der katholischen Geistlichkeit weiterhin 
danach gehandelt. 

Infolgedessen sah sich der Kanzler zu seinem Leidwesen nicht in der Lage, 
am katholischen Gottesdienst in Potsdam teilzunehmen.? Der Kanzler hat 
während der Zeit des offiziellen Gottesdienstes zusammen mit dem Reichs- 
minister für Volksaufklärung und Propaganda Dr. Goebbels’, auf den das- 
selbe zutrifft, die Gräber seiner ermordeten SA-Kameraden auf dem Luisen- 
städtischen Friedhof in Berlin besucht. Er legte dort einen Kranz nieder mit 
der Inschrift: Meinen toten Kameraden. 


10/33 AUSZUG AUS DER REGIERUNGSERKLARUNG 
HITLERS 
23. März 1933 


Verhandlungen des Reichstages, VIII. Wahlperiode 1933, Band 457. Berlin 1934, 
28f, 32; verkürzt im VB vom 24. 3. Nachdruck u. a. Buchheim, 81; Conway, 44. 


... Indem die Regierung entschlossen ist, die politische und moralische Ent- 
giftung unseres öffentlichen Lebens durchzuführen, schafft und sichert sie die 


® In dieser Schärfe hatte sich nur der Mainzer Generalvikar im Herbst 1930 über die NS- 
Bewegung geäußert. Die pastorale Anweisung des bayerischen Episkopats vom 10. 2.31 
machte die Zulassung zu den Sakramenten von der Prüfung abhängig, »ob der Betreffende 
nur ein Mitläufer der Bewegung ist, der über die religiösen und kulturpolitischen Ziele der 
Bewegung sich keine Rechenschaft gibt, oder ob er als Abgeordneter, als Schriftleiter, als 
Agent für die gesamten Ziele seiner Partei sich einsetzt, also auch für jene Punkte, die mit 
dem Wesen des Christentums und mit der Glaubenslehre der Kirche nicht im Einklang ste- 
—; Zitiert nach Stasıewskı I, 808; vgl. auch DEUERLEIN, 48 ff. und Vork, Episkopat, 
22 ff. 

® Am Abend zuvor hatte Hitler bei Abt Schachleiter in Feilnbach anfragen lassen, ob er 
»es nicht möglich machen könnte, mit dem Nachtschnellzug nach Berlin zu kommen, um im 
Reichskanzlerpalais für Hitler einen kleinen Gottesdienst zu halten. Dem offiziellen Hoch- 
amt könne er nicht beiwohnen.« Schachleiter mußte jedoch absagen, da er am 17.3. die sus- 
pensio a divinis erhalten hatte (Vgl. Vorx, Episkopat 55 und unten Nr. 11/33, Anm. 1). 
Später kommentiert Hitler in seinen TischGEsprÄcHEN (13. 12. 41): »Es ist gut, daß ich 
die Geistlichen nicht hineingelassen habe in die Partei. Am 21. März 1933 — Potsdam — war 
die Frage: Kirche oder nicht Kirche? Ich hatte den Staat gegen den Fluch der beiden Kon- 
fessionen erobert. Wenn ich damals angefangen hätte, mich der Kirche zu bedienen — wir 
sind an die Gräber gegangen, während die Männer des Staates in der Kirche waren -, so 
würde ich heute das Schicksal des Duce teilen.« 

30 Joseph Goebbels, geb. 29. 10. 1897 in Rheydt, gest. 1.5. 1945 durch Selbstmord in Berlin; 
1922 Eintritt in die NSDAP, 1926 Gauleiter von Berlin, 1928 Reichspropagandaleiter der 
NSDAP, seit 13. 3. 33 Reichsminister für Volksaufklärung und Propaganda, 1944 General- 
bevollmächtigter für den totalen Kriegseinsatz; von Hitler testamentarisch (am 30.4. 45) 
zum Reichskanzler bestimmt. 

Lit.: H. Heıser, Joseph Goebbels. Berlin 1962; E. K. BRAMsTED, Goebbels und die national- 
sozialistische Propaganda 1925-1945. Frankfurt am Main 1971. 
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Voraussetzungen für eine wirklich tiefe, innere Religiosität. Die Vorteile 
personalpolitischer Art, die sich aus Kompromissen mit atheistischen Organi- 
sationen ergeben mögen, wiegen nicht annähernd die Folgen auf, die in der 
Zerstörung der allgemeinen religiös-sittlichen Grundwerte sichtbar werden. 
Die nationale Regierung sieht in den beiden christlichen Konfessionen wich- 
tigste Faktoren der Erhaltung unseres Volkstums.! Sie wird die zwischen 
ihnen und den Ländern abgeschlossenen Verträge respektieren; ihre Rechte 
sollen nicht angetastet werden. Sie erwartet aber und hofft, daß die Arbeit 
an der nationalen und sittlichen Erhebung unseres Volkes, die sich die Re- 
gierung zur Aufgabe gestellt hat, umgekehrt die gleiche Würdigung erfährt. 
Sie wird allen anderen Konfessionen in objektiver Gerechtigkeit gegenüber- 
treten. Sie kann aber niemals dulden, daß die Zugehörigkeit zu einer be- 
stimmten Konfession oder einer bestimmten Rasse eine Entbindung von all- 
gemeingesetzlichen Verpflichtungen sein könnte oder gar ein Freibrief für 
straflose Begehung oder Tolerierung von Verbrechen. 

Die nationale Regierung wird in Schule und Erziehung den christlichen Kon- 
fessionen den ihnen zukommenden Einfluß einräumen und sicherstellen.? Ih- 
re Sorge gilt dem aufrichtigen Zusammenleben zwischen Kirche und Staat. 
Der Kampf gegen eine materialistische Weltauffassung und für die Herstel- 
lung einer wirklichen Volksgemeinschaft dient ebensosehr den Interessen der 
deutschen Nation wie denen unseres christlichen Glaubens ... 

Ebenso legt die Reichsregierung, die im Christentum die unerschütterlichen 
Fundamente des sittlichen und moralischen Lebens unseres Volkes sieht, den 
größten Wert darauf, die freundschaftlichen Beziehungen zum Heiligen 
Stuhle weiter zu pflegen und zu vertiefen... .? 

Der Bestand der Länder wird nicht beseitigt, die Rechte der Kirchen werden 
nicht geschmälert, ihre Stellung zum Staate nicht geändert... .* 


1 Vgl. dazu Mein Kampf (137./138. Aufl., 1935, 379): »(Die Bewegung) sieht in beiden 
religiösen Bekenntnissen gleich wertvolle Stützen für den Bestand unseres Volkes.« 

2 Dieser Satz fehlt in der Wiedergabe der Regierungserklärung im VB vom 24. 3. ebenso 
wie in dem als »offiziellen Wortlaut« ausgegebenen Abdruck in: Die Reden Hitlers als 
Kanzler. München 1934, 18 f. Vgl. dazu BucHzeim, 82. Die Tägliche Rundschau und die 
Kölnische Zeitung hoben gerade diese Worte besonders hervor; vgl. GÖTTE, 30 f. 

® Vgl. die Anregung des Vatikanbotschafters, diesen Passus in die Regierungserklärung auf- 
zunehmen, oben Nr. 8/33. 

4 Mit den Zusicherungen der Regierungserklärung im Bereich des Verhältnisses von Staat 
und Kirche, auf dem Gebiet der Schule und der Unabsetzbarkeit der Richter, und mit seinem 
Versprechen, das Ermächtigungsgesetz nicht auf kulturpolitische Dinge anzuwenden, erfüll- 
te Hitler Voraussetzungen, die die Zentrumspartei für ihre Zustimmung zu diesem Gesetz 
erhoben hatte. Vgl. dazu E. MarrtHıas, Die Sitzung der Reichstagsfraktion des Zentrums 
am 23. März 1933. In: VfZ 4, 1956, bes. 306; E.W. BÖCKENFÖRDE, Der deutsche Karho- 
lizismus im Jahre 1933. In: Hochland 53, 1960/61, 215 ff. (Nachdruck in: G. Jasper [Hrsg.], 
Von Weimar zu Hitler 1930-1933. Köln und Berlin 1968, 317 f£.); R. Morsex, Die Proto- 
kolle der Reichstagsfraktion und des Fraktionsvorstandes der deutschen Zentrumspartei 
1926-1933. Mainz 1970, bes. XX und 627 ff. Morsey hält es aufgrund der Zentrumsproto- 
kolle für unhaltbar, »daß in den Vorverhandlungen über das Ermächtigungsgesetz ... zwi- 
schen Hitler und Vertretern der Zentrumsfraktion das (spätere) Reichskonkordat eine Rolle 
gespielt habe« (XVIII, Anm. 1). Diese These wird wieder erschüttert durch H. Brünıng, 
nach dem der Widerstand des Zentrumsvorsitzenden gegen das Ermächtigungsgesetz ent- 
scheidend geschwächt wurde, »als Hitler von einem Konkordat sprach und Papen versicher- 
te, daß ein solches so gut wie garantiert sei«e (Memoiren 1918-1934. Stuttgart 1970, 656; vgl. 
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11/33 EHRUNG DER NSDAP FÜR ABT SCHACHLEITER 
März 1933 


*]. Zeitungsbericht über eine Protestkundgebung 
* 
VB (M), 25./26. März 1933. 


Treue um Treue 
Gewaltige Protestkundgebung für Abt Albanus Schachleiter 


Bad Aibling, 25. März 
»Treue um Treue«, das war der Beweggrund, weshalb am Dienstag, dem 
21. März 1933, am Tage der denkwürdigen Reichstagseröffnung, das sonst so 
friedliche Feilnbach, am Fuße des Wendelsteins, noch in den Nachtstunden 
in höchster Erregung und hellerleuchtet vom Lichte vieler hundert Fackeln 
war. 
Aus nah und fern brachten Lastkraftwagen, Omnibusse, Motorräder usw. die 
Frauen und Männer nach Feilnbach; allein aus Bad Aibling wurden mit der 
Lokalbahn im Sonderzug etwa 500 Personen befördert. 
Nachdem die SA-Formationen, Hitlerjugend, NS-Frauenschaften, der Bund 
deutscher Mädel usw. auf der Straße zum Bahnhof Aufstellung genommen 
hatten, begann der Marsch unter den Klängen der Feilnbacher nationalsozia- 
listischen Musikkapellen mit mehreren hundert Fackeln durch die von Men- 
schenmassen angefüllten Straßen Feilnbachs zum Landhaus »Gott Dank«, 
dessen Besitzer, Herr Dr. Engelhard, dem hochwürdigsten Herrn Abt Schach- 
leiter Gastfreundschaft gewährt hat. Wohl kein Häuschen gibt es in ganz 
Feilnbach, das nicht stolz die Hakenkreuzfahne gehißt hat als offenes frei- 
mütiges Bekenntnis der Zugehörigkeit der Bewohner zu unserer herrlichen 
Freiheitsbewegung und wohl auch als sichtbaren Protest gegen die unwürdige 
und schmachvolle Behandlung, die dem allseits hochverehrten und geliebten 
Gaste in Feilnbach, Abt Albanus Schachleiter, durch seine vorgesetzte Kir- 
chenbehörde zuteil geworden ist, und nur deshalb, weil der greise Pfarrer sich 
begeistert hinter den Führer der nationalen Freiheitsbewegung gestellt hat.! 


auch die Rezension dieses Buches von K. O. Frhr. v. Arerın in: Süddeutsche Zeitung, 9.] 
19.71): 

Die BE | des Zentrums vom 22. 3. und die entsprechenden Passagen der 
Regierungserklärung vom 23. 3. sind gegenübergestellt bei R. MorsEy, Zentrumspartei, 
429. — 

Diese Zusicherungen der Regierungserklärung — im Zusammenklang mit dem »Tag von Pots- 
dam« - verfehlten nicht ihre Wirkung auf die Kirchen, die sich bis in die Kriegszeit hinein 
immer wieder auf sie beriefen, da sie ın ihnen »die magna charta der Eigenständigkeit kirch- 
lichen Lebens« auch über den Augenblick hinaus garantiert sahen (Zitat aus dem Aufruf 
Generalsuperintendent Zoellners an alle Lutheraner vom 13.4. 33; vgl. K.D. Schmidt [Hrsg.], 
Die Bekenntnisse und grundsätzlichen Äußerungen zur Kirchenfrage des Jahres 1933. Göt- 
tingen 1934, 140). 

2 Albanus Schachleiter (20.1. 1861-20. 6.1937), Priesterweihe 1886; 1890-1918 im Em- 
maus-Kloster in Prag, zuletzt als Abt; 1918 aus der Tschechoslowakei ausgewiesen; 1922 bis 
1930 an der Hofkirche in München, wo er die Schola Gregoriana gründete; seit 1926 An- 
hänger und Vorkämpfer Hitlers und des Nationalsozialismus, deswegen Konflikt mit der 
kirchlichen Obrigkeit. Wiederholten Aufforderungen, in ein Kloster zurückzukehren, kam 
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Trotz heftigem Sturm und wildem Schneegestöber marschierte der wohl 1000 
Menschen zählende Fackelzug, und von den nahen Bergen grüßten die leuch- 
tenden Flammen der zu Ehren des Abts entzündeten Bergfeuer. Wo die 
Klänge der Musik nicht mehr hinreichten, den Marschtritt zu halten, stiegen 
spontan deutsche Marschlieder und unser schönes Horst-Wessel-Lied auf; 
Hunderte von Menschen, die zu beiden Seiten der Straße den Zug säumten, 
stimmten begeistert mit ein in das Hohelied unserer Bewegung. 

Vor der Wohnung des Abtes sammelte sich die Menschenmenge. Nachdem der 
Ortsgruppenführer Priller, Feilnbach, den wohl,an die 3000 Köpfe zählen- 
den Versammelten gedankt hatte für das Erscheinen, begann der Kreisleiter 
Dr. August Bierling, Bad Aibling, in begeisterten Worten die Verdienste des 
aufrechten deutschen Kirchenfürsten an dem Werden und Gedeihen unserer 
Bewegung zu schildern. Er dankte dem Abt, daß er, der Priester war, durch 
seine klare Stellungnahme zum Nationalsozialismus endlich die Zweifel löste 
in der Brust vieler Tausender, die von berufener Seite nie mit einem klaren 
Ja oder Nein beantwortet worden waren. Der alte ehrwürdige Abt Schach- 
leiter war es, der uns allen die freudige Gewißheit ins Herz gab, daß glühende 
selbstlose Liebe zu Volk und Vaterland und Kampf für Heimat und Scholle 
unter dem Hakenkreuzbanner keine Sünde sein kann, sondern im Gegenteil 
vom Allmächtigen gesegnet werde. Der Redner versicherte dem Abt, daß alle 
die vielen Volksgenossen, die heute gekommen seien, mit aufrichtigem Herzen 
Anteil nehmen wollten an dem unsagbaren Schmerz und Leid, das dem grei- 
sen Priester zugefügt worden ist, und daß alle geschlossen in Treue zu ihm 
stehen wollen. 

Tief bewegt dankte Abt Schachleiter für dieses Treuegelöbnis, bat aber die 
Volksgenossen, nicht Trauer aufkommen zu lassen an einem Tage, an dem im 
deutschen Vaterlande endlich die heißersehnte und schwer erkämpfte Wende 
eingetreten sei unter der Führung unseres herrlichen Führers Adolf Hitler. 
Mit dem Wunsche, Gott der Allmächtige möge das große Werk des Wieder- 
aufbaues und der Wiedergeburt unseres Vaterlandes segnen und den gelieb- 
ten Führer des jungen Deutschlands erhalten und beschützen, bat er die seinen 
Worten in andachtsvoller Stille lauschenden Volksgenossen, auf den Führer 
und auf das geliebte Vaterland mit ihm in ein dreifaches Sieg-Heil auszu- 
brechen. Wie ein Orkan brausten die Heilrufe von 3000 Menschen in die 
Bergnacht als Treuschwur dem greisen ehrwürdigen Priester und als Gruß der 
Begeisterung und bedingungslosen Hingabe an unseren Führer Adolf Hitler! 


Sch. nicht nach, und sein gegen den Linzer Fastenhirtenbrief (vgl. oben Nr. 8/33, Anm. 1) 
gerichtetes Wort der Beruhigung für strenggläubige Katholiken (VB, 1. 2. 33) führte zu 
einem ultimativen Verweis. Die angedrohte Suspension wurde am 17. 3. ausgesprochen. Dar- 
um mußte Sch. Hitlers Einladung nach Berlin ablehnen (vgl. oben Nr. 9/33, Anm. 9). Hit- 
ler besuchte den Abt am 13.5.33 zu seinem 50jährigen Dienstjubiläum, am 8.11.36 auf 
seinem Krankenlager; auf seine Anweisung hin erhielt Sch. ein Staatsbegräbnis (vgl. VB, 
21. 6. 37). - Im Herbst 1935 wollte Sch. den Reichskirchenminister bewegen, Rosenberg zur 
Abänderung seines Mythus des 20. Jahrhunderts zu veranlassen, damit den Katholiken die 
Hinwendung zum Nationalsozialismus erleichtert würde; er erhielt aber eine ablehnende 
Antwort aus dem Reichskirchenministerium. 

Lit: G. ENGELHARD, Abt Schachleiter der deutsche Kämpfer. München 1941; MD 1933, 
168; Vor, Episkopat, 53ff. 
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Feilnbacher Sänger lösten die Musikkapelle ab durch ein schön vorgetragenes 
deutsches Lied. 

Mit dem von den Volksmassen aus tiefster Seele begeistert gesungenen 
»Deutschlandlied« schloß die eindrucksvolle Kundgebung: Treue um Treue! 


II. Der Staatssekretär in der Reichskanzlei an Abt Schachleiter. 25. März 
1933 


BAR 43 I1/1199a. 


Hochwürdigster Herr Abt! 

Im Auftrage des Herrn Reichskanzlers habe ich die Ehre Ihnen folgendes 
mitzuteilen: 

Im Hinblick darauf, daß Sie durch Ihre klare Stellungnahme zum National- 
sozialismus und durch Ihren mannhaften Bekennermut für die Bewegung 
des Herrn Reichskanzlers ohne Ihr Verschulden in eine wenig angenehme 
wirtschaftliche Lage geraten sind, bittet der Herr Reichskanzler Sie, vom 
1. Februar d. Js. ab eine widerrufliche Unterstützung von monatlich 
200,— RM so lange freundlichst entgegenzunehmen, als Sie dieser Unter- 
stützung bedürfen. Der Herr Reichskanzler läßt bitten, diese Beihilfe ledig- 
lich als ein kleines Zeichen seiner besonderen Anerkennung und Wertschätzung 
zu betrachten. 

Die Beträge für Februar, März und April d. Js. werden Ihnen sofort, die künf- 
tigen Beträge allmonatlich zum 1. jeden Monats durch die Post zugehen. 
Genehmigen Sie, hochwürdigster Abt, den Ausdruck meiner vorzüglichen 
Hochachtung, mit der ich die Ehre habe zu sein 


Ihr ergebener 
gez. Dr. Lammers 


II. Abt Schachleiter an den Staatssekretär in der Reichskanzlei. Feilnbach 
bei Bad Aibling, Ob. By., 30. März 1933 


BAR 43 I1/1199a. 


Hochverehrter Herr Staatssekretär! 

Mit herzlichem Danke bestätige ich das Schreiben vom 25. 3. 33, melde zu- 
gleich das Eintreffen des in Ihrem Briefe genannten Betrages von 600 Mark. 
Haben Sie die große Güte, beiliegenden Brief dem Herrn Reichskanzler zu 
übergeben. 

Für Ihre Bemühungen bestens dankend, mit dem Ausdruck besonderer Wert- 
schätzung, hochverehrter Herr Staatssekretär, 


Ihr ergebener 
Albanus Schachleiter, 
O.B., Abt. (:m.p.:)? 
2 Aktenvermerk: Der Brief ist dem Herrn Reichskanzler ausgehändigt. 1. 4. 33. L/ammers]. 
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12/33 BEKANNTMACHUNG DES BAYERISCHEN KULTUS- 
MINISTERS UBER DIE RELIGIOSE UND NATIONALE 
HALTUNG DER LEHRKRÄFTE AN DEN BAYERI- 
SCHEN SCHULEN 
23. März 1933 


Amtsblatt des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 47. ]g., 
1933, 36f. 


Motto: Unsere Religion heißt Christus, 
unsere Politik heißt Deutschland.! 

1. Unsere Schulen, ebenso wie unser Staat, stehen auf nationaler und christ- 
licher Grundlage. 
2. Da auf den Schultern der Lehrer und Erzieher unseres bayerischen Volkes 
das Schicksal Bayerns für die Zukunft ruht, will das Ministerium eine Er- 
zieherwelt in Bayern schaffen, die jeglihem Marxismus und Freidenkertum 
feindlich gegenübersteht und deren letzte Stützen zerbricht. 
3. Lehrer, deren freidenkerische und marxistische Grundsätze in der Schule 
sich auswirken, können für die Zukunft mit einer Ausübung ihrer Lehrtä- 
tigkeit an bayerischen Schulen nicht mehr rechnen. 
4. Es ist fernerhin das Ziel des Kultusministeriums, daß jedes Kind an baye- 
rischen Schulen mit den Grundsätzen des christlichen und nationalen Staates 
vertraut gemacht wird. Es richtet deshalb an die gesamten Erziehungsberech- 
tigten und an die Erzieherwelt unseres Landes den ernsten Appell, mitzu- 
helfen, daß dieses Ziel: »KeinKindinBayernohnenationale 
und christliche Erziehung« baldmöglichst verwirklicht wird. 
Bayern! Wendet euch ab vom Freidenkertum — hin zum Christentum. 
Bayern! Wendet euch ab vom Internationalismus — hin zu Volk und Vater- 
land. 
5. Der Staat wird mit allen Machtmitteln die Grundfesten unseres Staats- 
lebens: Die Wehr, die Ehre, die Vaterlandsliebe, den Gottesglauben, die Va- 
ter- und Mutterliebe im Kinde zu verankern wissen. 
6. Der Unterricht hat in allen Lehranstalten Bayerns mit Gebet zu begin- 
nen und zu schließen. 
7. Im Schulgebet soll die Bitte um das Gelingen der Arbeit unseres Volkes, 
um den Wiederaufstieg des geknechteten Vaterlandes, die Fürbitte für die 
verantwortlichen Männer der Nation, mithin für Reichspräsident und 
Reichskanzler, und endlich der Dank an den Schöpfer und Erhalter der Völ- 
ker für die Hilfe an unserem Volke tagtäglich zum Ausdruck kommen. Im 
übrigen wird es dem religiösen und nationalen Lehrer gelingen, das Schulge- 
bet nicht zu einer inhaltslosen Formel herabsinken zu lassen. 


! Ebenso lauten die Überschriften im VB (Münchner Ausg. 30. 3.; Berliner Ausg. 1.4.) für 
ang Jerliehen Bericht über die neuen Richtlinien. Zum Ganzen vgl. auch Voık, Epis- 
opat, 65f. 
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8. Aus dem Religionsunterricht ist aller intellektualistischer Betrieb fernzu- 
halten. Religionsunterricht ist nichts anderes als Dienst an der Seele des Kin- 
des. Der Gottesglaube und der Persönlichkeitswert des Lehrers und Erziehers 
muß in einem lebenswahren, von religiöser Innigkeit erfüllten Unterricht 
zum Ausdruck kommen. 
9. Bei der Untersichts- und Erziehungsarbeit hat sich gebührend der hohe 
Wert der beiden christlichen Konfessionen, ihre Bedeutung für das bayerische 
und deutsche kulturelle und religiöse Leben der Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft auszuwirken. 
10. Gemäß unserer Parole: »Unsere Religion heißt Christus, unsere Politik 
heißt Deutschland« reichen sich in christlichem Sinne beide Konfessionen die 
Hand zu gemeinsamer kultureller Aufbauarbeit und zum Dienen für das 
Ganze, für Gott und Volk, und damit im Kampf gegen den gott- und volks- 
zerstörenden Marxismus und Bolschewismus. 
Christentum und Deutschtum sind die obersten Gesetze eines jeglichen Un- 
terrichts. 

H. Schemm? 


13/33 GAULEITER KUBE AUF DER REICHSTAGUNG DER 
GLAUBENSBEWEGUNG »DEUTSCHE CHRISTEN« 
3. April 1933 


Aus: VB, 5.4. 19331; letzter Absatz aus Gauger 1,71. 


Im Juni 1932 war die Glaubensbewegung »Deut- 
sche Christen« entstanden, eine kirchenpolitische 
Gruppe, die der NSDAP im Hinblick auf die alt- 
preußischen Kirchenwahlen im November 1932 
zu größerem Einfluß in der kirchlichen Bevölke- 
rung verhelfen sollte. Die kirchenpolitischen For- 
derungen, die auf der Berliner Reichstagung laut 
wurden, bezogen sich nun auf das ganze Reich: 
es wurde die Errichtung einer protestantischen 


2 Hans Schemm, geb. 6.10.1891 in Bayreuth, tödlich verunglückt 5.3.1935; Lehrer; 1928 
MdL in Bayern, Gauleiter der bayerischen Ostmark, 1929 Gründung des NSLB; Kultur- 
referent im Reichstag, Bearbeiter der schulpolitischen und pädagogischen Fragen für die 
NSDAP, 1930 MdR, seit 16. 3. 33 bayerischer Kultusminister. 

Lit.: G. KAseL-FURTHMANN (Hrsg.), Hans Schemm spricht. Bayreuth 1941", bes. S. 373 ff.; 
B. LocHmüLLer, Hans Schemm. 2 Bde, München 1940. 

1 Schon am 1.4. brachte der VB eine Ankündigung der Reichstagung, wobei auf die promi- 
nente Besetzung des Ehrenausschusses hingewiesen wurde, dem u. a. die Reichsminister Frick 
und Göring und der preußische Justizminister Kerr! angehörten. Am 5.4. berichtete der VB 
ausführlich über die große öffentliche Kundgebung — die auch vom Rundfunk übertragen 
wurde -, am 6. 4. kurz über den Abschluß der Tagung. 


22/13 29 


Reichskirche und die Gleichschaltung dieser Kirche 
mit dem neuen nationalsozialistischen Staat ver- 
langt. 


... Wenn ich hier weniger in meiner Eigenschaft als Oberpräsident von 
Berlin und Brandenburg, sondern vielmehr als Führer der Preußischen Land- 
tagsfraktion der NSDAP und damit der Mehrheit des Parlaments in Preu- 
ßen das Wort zur Begrüßung an Sie richte, darf ich vorweg sagen: Ich fühle 
mich Ihnen und Ihrer Arbeit von Anfang an verbunden? und Sie dürfen die 
Gewißheit entgegennehmen, daß die Preußische Landtagsfraktion der 
NSDAP rücksichtslos mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln des Etats- 
rechts und der durch den Kirchenvertrag uns gegebenen Personalpolitik? der 
Umstellung in unserem Volke auch auf dem Gebiet der Kirchenpolitik Rech- 
nung tragen wird. 

Darum weise ich an dieser Stelle den unerhörten Angriff des Generalsuper- 
intendenten der Kurmark, Dr. Dibelius, gegen unsere Bewegung zurück.® 
(Starker Beifall) 

Sie, meine Freunde, werden die 211 Mann der Preußenfraktion als Ihren 
Schutz und als Ihre Vorkämpfer sehen bei dem Bestreben, die deutsche Revo- 
lution im Sinne Martin Luthers auch im 20. Jahrhundert voranzutragen. 


2 Wilhelm Kube, geb. 13. 11. 1887 in Glogau, gest. 22.9. 1943 in Minsk nach einem Atten- 
tat; Journalist und Publizist; 1920-23 Generalsekretär der DNVP, 1923 Übertritt zur völ- 
kischen Bewegung, 1924 MdR der »Nationalsozialistischen Freiheitspartei«; später — bis zu 
seinem Ausschluß 1927 - in der »Deutschvölkischen Freiheitsbewegung«; 1928 Übertritt zur 
NSDAP, 1928-1933 Fraktionsführer der NSDAP im preußischen Landtag, 1930 MdR; 
1932 Mitbegründer der »Deutschen Christen«; 1928 Gauleiter des Gaues Ostmark, i. 6. 33 
Gauleiter des neuen Großgaues Kurmark und Oberpräsident der Provinz Brandenburg; 
1936 seiner Ämter enthoben, weil er anonym die Frau des Reichsleiters Buch (vgl. unten 
Nr. 49/33, Anm. 2) der nicht-arischen Abstammung verdächtigt hatte; 17.7.1941 General- 
kommissar für Weißruthenien. 

Lit.: H. Fra Aus den Akten des Gauleiters Kube. In: VfZ 4, 1956, 67ff.; HÜTTENBER- 
GER, 200f. 

® Kube spielt hier auf die sog. »politische Klausel« des preußischen Kirchenvertrages vom 
11.5.1931 an: nach Art. 7 des Vertrages sollte niemand zum Vorsitzenden einer Behörde 
der Kirchenleitung ernannt werden, »von dem nicht die zuständige kirchliche Stelle durch 
Anfrage bei der Preußischen Staatsregierung festgestellt hat, daß Bedenken politischer Art 
gegen ihn nicht bestehen.« — Die preußische NS-Fraktion unter Kube hatte seinerzeit gegen 
den Vertrag gestimmt und eine Erklärung abgegeben, in der es u. a. hieß, »daß die Haltung, 
die Würde und Selbstachtung der evangelischen Kirchen verbieten, sich unter den Einfluß 
marxistisch durchsetzter Regierungen zu stellen. Wir Nationalsozialisten sind der Ansicht, 
daß das Verhältnis zwischen dem Staat und der Kirche in dem ja in absehbarer Zeit sieg- 
reichen nationalsozialistischen Staat durch die Gesetzgebung geregelt wird... Wir achten 
die Rechte der christlichen Kirchen, sind aber der Meinung, daß es Sache des Staates, und 
zwar des nationalsozialistischen Staates, ist, die Kirche und ihre Interessen zu schützen und 
das Verhältnis zwischen Staat und Kirche nach den Grundsätzen des Deutschtums und des 
Christentums zu ordnen«. Vgl. K]J 1931, 54. 

4 Dibelius (vgl. unten Nr. 27/33, Anm. 12) hatte am 8.3. in einem vertraulichen Rund- 
schreiben an die Pfarrer seines Sprengels u.a. erklärt, »daß das Evangelium im Gegensatz 
zu jeder menschlichen Ideologie steht, sie mag nationalsozialistisch oder sozialistisch sein, 
liberal oder konservativ sein.« Dieses Schreiben hatte schon der NS-Pressedienst als »Hoch- 
verrat an der Kirche« bezeichnet. Vgl. Gaucer I, 68. 
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14/33 HITLER UBER DAS CHRISTENTUM 
6. April 1933! 


Aus: H. Rauschning, Gespräche mit Hitler. Zürich-Wien-New York 1940, 50f. 


Mit den Konfessionen, ob nun diese oder jene: das ist alles gleich. Das hat 
‚keine Zukunft mehr. Für die Deutschen jedenfalls nicht. Der Faschismus mag 
in Gottes Namen seinen Frieden mit der Kirche machen. Ich werde das auch 
tun. Warum nicht? Das wird mich nicht abhalten, mit Stumpf und Stiel, mit 
allen seinen Wurzeln und Fasern das Christentum in Deutschland auszurot- 
ten. Die Italiener sind naiv, sie können Heiden sein und Christen zu gleicher 
Zeit. Italiener und Franzosen, wenn man sie auf dem Lande sieht, sind 
Heiden. Ihr Christentum geht nicht durch die Haut durch. Aber der Deutsche 
ist anders. Er will seine Sache mit Ernst treiben. Entweder ist er Christ oder 
Heide. Beides zusammen kann er nicht sein. Übrigens, der Mussolini wird 
aus seinen Faschisten immer noch keine Heiden machen. Für die ist es gleich, 
ob sie Heiden sind oder Christen. Für unser Volk aber ist es entscheidend, ob 
sie den jüdischen Christenglauben und seine weichliche Mitleidsmoral haben 
oder einen starken, heldenhaften Glauben an Gott in der Natur, an Gott im 
eigenen Volke, an Gott im eigenen Schicksal, im eigenen Blute... 

Lassen Sie das Spintisieren. Ob nun Altes Testament oder Neues, ob bloß 
Jesuworte wie der Houston Stewart Chamberlain will?: alles das ist doch nur 
derselbe jüdische Schwindel. Es ist alles eins und macht uns nicht frei. Eine 
deutsche Kirche, ein deutsches Christentum ist Krampf. Man ist entweder 
Christ oder Deutscher. Beides kann man nicht sein. Sie können den Epilep- 
tiker Paulus aus dem Christentum hinauswerfen. Das haben andere vor uns 
getan. Sie können Jesus zu einem edlen Menschen machen und seine Göttlich- 
keit und Mittlerrolle leugnen. Das haben früh und spät, immer wieder Leute 
getan. Ich denke, es gibt in Amerika und England auch heute noch solche 
Christen; Unitarier nennen sie sich oder so ähnlich. All das nützt nichts; sie 
werden den Geist nicht los, um den es uns geht. Wir wollen keine Menschen, 
die nach drüben schielen. Wir wollen freie Männer, die Gott in sich wissen 
und spüren... 

Den Jesus können Sie nicht zum Arier machen, das ist Unsinn... Was der 
Chamberlain da in seinen Grundlagen geschrieben hat, ist gelinde gesagt 


1 Die Datierung ergibt sich aus Rauschnings Angaben im Kontext. Danach hat das Gespräch 
am Vorabend des Tages stattgefunden, an dem die Institution der Reichsstatthalter geschaf- 
fen wurde. Dies geschah durch das Zweite Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit dem 
Reich (Reichsstatthaltergesetz) vom 7.4.33. Vgl. dazu BrAcHEr/SAuer/SchuLz, 464. 
-E. JÄckeL (Hitlers Weltanschauung. Tübingen 1969, 14, Anm. 22) bestreitet grundsätzlich 
den Wert der Bücher Rauschnings als primäre Quelle. Es sei jedoch darauf hingewiesen, daß 
ähnliche Außerungen Hitlers über das Christentum aus früherer Zeit in der bald aus dem 
Buchhandel gezogenen Schrift von D.Eckart, Der Bolschewismus von Moses bis 
Lenin. Zwiegespräch zwischen Adolf Hitler und mir (München 1924) überliefert sind, aus 
späterer Zeit in den TiscHGESPRÄCHEN, besonders vom 13. 12. 41. 

2 Vgl. H. Sr. CuamserLam, Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts. 17. Aufl. München 
1933 (bes. Kap. 3). 
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dumm. Was werden soll, fragen Sie? Das will ich Ihnen sagen: verhindern, 
daß die Kirchen etwas anderes tun, als was sie jetzt tun. Nämlich Schritt 
für Schritt Raum verlieren. Was glauben Sie, werden die Massen jemals 
wieder christlich werden? Dummes Zeug. Nie wieder. Der Film ist abge- 
spielt. Da geht niemand mehr herein. Aber nachhelfen werden wir. Die 
Pfaffen sollen sich selbst ihr Grab schaufeln. Sie werden ihren lieben Gott an 
uns verraten. Um ihr erbärmliches Gelumpe von Stellung und Einkommen 
werden sie alles preisgeben. Was wir tun sollen? Was die katholische Kirche 
getan hat, als sie den Heiden ihren Glauben aufgepfropft hat: erhalten, was 
zu erhalten geht und umdeuten. Wir werden den Weg zurückgehen: Ostern 
ist nicht mehr Auferstehung, sondern die ewige Erneuerung unseres Volkes, 
Weihnachten ist die Geburt unseres Heilandes: des Geistes der Heldenhaftig- 
keit und Freiheit unseres Volkes. Meinen Sie, die werden nicht unseren Gott 
auch in ihren Kirchen lehren, diese liberalen Pfaffen, die keinen Glauben 
mehr haben, sondern nur ein Amt? Ich garantiere Ihnen, so wie sie Häckel 
und Darwin, Goethe und Stefan George zu Propheten ihres Christentums 
gemacht haben, so werden sie das Kreuz durch unser Hakenkreuz ersetzen. 
Sie werden anstatt des Blutes ihres bisherigen Erlösers das reine Blut unseres 
Volkes zelebrieren; sie werden die deutsche Ackerfrucht als heilige Gabe 
empfangen und zum Symbol der ewigen Volksgemeinschaft essen, wie sie 
bisher den Leib ihres Gottes genossen haben. Und dann, wenn es soweit ist, 
werden die Kirchen wieder voll werden. Wenn wir es wollen, wird es so sein, 
‚wenn es unser Glaube ist, der dort gefeiert wird. Bis dahin hat es gute 
Weile... 

Man kann das beiläufig seinen Gang gehen lassen... Aber Bestand wird es 
nicht haben. Wozu eine Einheitskonfession, eine deutsche romfreie Kirche? 
Seht Ihr denn in Gottes Namen nicht, daß alles überholt ist? Deutsche Chri- 
sten, Deutschkirche, romfreie Christen, altes Zeug. Ich weiß schon, was kom- 
men muß. Und zu seiner Zeit werden wir dafür Sorge tragen. Ohne eigenen 
Glauben hat das deutsche Volk keinen Bestand. Was das ist, niemand weiß es 
noch. Wir fühlen es. Doch das genügt nicht. 

... Diese Professoren und Dunkelmänner, die ihre nordischen Religionen 
stiften, verderben mir nur das Ganze. Warum ich es dann dulde? Sie helfen 
zersetzen, das ist es, was wir zur Zeit allein machen können. Sie stiften 
Unruhe. Und alle Unruhe ist schöpferisch. An sich hat das Getue keinen 
Wert. Aber immerhin, es mag seinen Gang gehen. Sie helfen an ihrem Teil, 
wie die Pfaffen an ihrem. Wir werden sie zwingen, ihre Konfessionen von 
innen zu zerstören, indem sie die Autorität beseitigen und aus allem ein 
blasses, unverbindliches Phrasenwesen machen. Ob uns das gelingen wird? 
Sicher und gewiß... 

Die Schwarzen sollen sich nichts vormachen ... Ihre Zeit ist um. Sie haben 
verspielt... Ich bin Katholik. Das hat die Vorsehung schon so eingerichtet. 
Nur ein Katholik kennt die schwachen Punkte der Kirche. Ich weiß, wie man 
den Brüdern zu Leibe gehen muß. Der Bismarck ist blöd gewesen. Er ist halt 
Protestant gewesen. Die wissen eh’ nicht, was Kirche ist. Da muß man schon 
mit dem Volk fühlen und wissen, woran die Leute hängen und was ihnen 
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zuwider ist. Der Bismarck hat seine Paragraphen gehabt und den preußi- 
schen Wachtmeister. Damit hat es nicht gelangt. Ich laß mich auf einen Kul- 
turkampf schon gar nicht ein. Das war eine Blödheit, als wenn’s den 
Schwarzen nicht darum zu tun war, vor dem armen Weiblein mit der heili- 
gen Märtyrerkrone zu glänzen. Aber ich werde mit ihnen fertig, dafür 
garantiereich...e 
Die katholische Kirche ist schon etwas Großes. Herr Gott ihr Leut’, das ist 
eine Institution, und es ist schon was, an die zweitausend Jahre auszudauern. 
Davon müssen wir lernen. Da steckt Witz und Menschenkenntnis darin. Die 
kennen ihre Leute! Die wissen, wo sie der Schuh drückt. Aber nun ist ihre 
Zeit um! Das wissen die Pfaffen selbst. Klug genug sind sie, das einzusehen 
und sich nicht auf einen Kampf einzulassen. Tun sie es doch, ich werde be- 
stimmt keine Märtyrer aus ihnen machen. Zu simplen Verbrechern werden 
wir sie stempeln. Ich werde ihnen die ehrbare Maske vom Gesicht reißen. 
Und wenn das nicht genügt, werde ich sie lächerlich und verächtlich machen. 
Filme werde ich schreiben lassen. Wir werden die Geschichte der Schwarzen 
im Film zeigen. Da kann man dann den ganzen Wust von Unsinn, Eigen- 
nutz, Verdummung und Betrug bewundern. Wie sie das Geld aus dem Land 
gezogen haben. Wie sie mit den Juden um die Wette geschachert, wie sie 
Blutschande getrieben haben. So spannend werden wir das machen, daß jeder- 
mann wird hereinwollen. Schlange werden die Leute an den Kinos stehen. 
Und wenn sich den frommen Bürgern die Haare sträuben sollten, umso 
besser. Die Jugend wird es aufnehmen. Die Jugend und das Volk. Auf die 
andern will ich gerne verzichten. Ich garantiere, ... wenn ich will, könnte 
ich die Kirche in wenigen Jahren vernichten. So hohl ist das alles und so 
durch und durch brüchig und verlogen das ganze Glaubensgetue. Wenn rich- 
tig einer daran stößt, muß es zusammenfallen. Bei ihrem bewährten Profit- 
geist und Wohlleben werden wir sie schon zu fassen bekommen. Darum 
können wir alles in Frieden und Eintracht miteinander abhandeln. Ich gebe 
ihnen ein paar Jahre Galgenfrist. Zu was brauchen wir uns streiten. Sie 
werden alles schlucken, um ihre materiellen Positionen halten zu können. Es 
kommt nicht zum Kampf. Die wittern schon, wo ein fester Wille ist. Darum 
brauchen wir bloß ein paar Mal den Herrn zu zeigen. Dann wissen sie schon, 
woher der Wind weht. Dumm sind die nicht. Das war schon was, die Kirche. 
Jetzt sind wir die Erben. Wir sind auch eine Kirche. Der ihre Zeit ist abgetan. 
ie werden nicht kämpfen. Mir kann es schon recht sein. Wenn ich schon die 
Jugend habe, die Alten sollen in die Beichtstühle hinken. Aber die Jugend, 
die wird anders. Dafür stehe ich... 
Die Protestanten wissen überhaupt nicht, was Kirche ist... Man kann mit 
ihnen anstellen, was man will, sie werden sich drücken. Sie sind Kummer 
gewöhnt. Sie haben es von ihren Landesherren und Kirchenpatronen gelernt, 
bei denen sie Sonntags zum Gänsebraten geladen waren. Ihren Platz aber 
hatten sie unten an der Tafel bei den Kindern und Schulmeistern. Es war 
schon viel, daß sie nicht an der Bediententafel mitessen mußten. Es sind 
kleine dürftige Subjekte, unterwürfig bis zum Handkuß, und sie schwitzen 
vor Verlegenheit, wenn man sie anredet. Sie haben schließlich gar keinen 
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Glauben, den sie ernst nehmen, und sie haben auch keine große Herrschafts- 
macht zu verteidigen wieRom... 

Sehen Sie... darauf baue ich. Unsere Bauern haben ihren eigentlichen Glau- 
ben nicht vergessen. Er lebt noch. Er ist nur überdeckt. Die christliche Mytho- 
logie hat sich nur wie eine Talgschicht darüber gelegt. Sie hat den eigentlichen 
Inhalt des Topfes konserviert. Ich habe dem Darr&® gesagt, daß man die 
große Reformation beginnen müsse. Er hat mir Vorschläge gemacht. Groß- 
artig! Ich habe sie gut geheißen. Er wird mit allen Mitteln die alten Bräuche 
wieder zu Ehren bringen. Er wird in der Grünen Woche und in der 
»Landwirtschaftlihen Wanderausstellung< auf unser Glaubenserbe hinwei- 
sen, bildhaft, eindrucksvoll, daß es der simpelste Bauer begreift. Nicht wie 
man das früher getan hat, um in schönen Kostümen zu schwelgen und sich in 
romantische Zeiten zurückzuträumen. Der Bauer soll wissen, was ihm die 
Kirche zerstört hat. Das ganze geheimnisvolle Wissen um die Natur, das 
Göttliche, das Gestaltlose, Dämonische. Sie sollen die Kirche von da aus 
hassen lernen. Sie sollen allmählich erfahren, mit welchen Schlichen dem 
Deutschen die Seele gestohlen worden ist. Wir werden den christlichen Firnis 
abwischen und zu einem arteigenen Glauben kommen. Hier müssen wir 
ansetzen. Nicht in der Großstadt, ... Da geraten wir in die dumme Gott- 
losenpropaganda der Marxisten hinein: Bölsche, das Liebesleben in der 
Natur‘ und solche Abgeschmacktheiten. In den großstädtischen Massen ist 
nichts mehr. Und wo alles erloschen ist, kann man nichts mehr wecken. Aber 
unsere Bauern leben ja noch in heidnischen Vorstellungen und Wertbegriffen. 
Wie bei uns tun sie es überall, in Schweden, in Frankreich, in England, in 
den slawischen Agrarländern. Woran die Renaissance des Heidentums im- 
mer gescheitert ist, das ist der literarische Unfug, die großstädtische Schicht 
total Entwurzelter und Gedankenspieler. Wenn wir den Massen nichts geben 
für das, was wir ihnen nehmen, so fallen sie uns später auf jeden Schwindel 
herein. Aber vom Bauerntum her werden wir das Christentum wirklich zer- 
stören können, weil dahinter die Kraft eines echten Glaubens steckt, der in 
der Natur und im Blut wurzelt. Von ihm aus werden wir auch die groß- 
städtischen Massen einmal missionieren können. Aber das hat noch gute 
Weile. 


® Richard Walter Darr£, geb. 14. 7. 1895 in Belgrano/ Argentinien, gest. 5. 9. 1953 in Mün- 
chen; Diplomlandwirt; 1930 Eintritt in die NSDAP, 30. 6. 33 Reichs- und Preußischer 
Minister für Landwirtschaft und Ernährung; Reichsbauernführer; (1935) als SS-Obergrup- 
penführer Chef des Rasse- und Siedlungshauptamtes der SS 1942 wegen seines Gegensatzes 
zur Partei- und Kriegspolitik Hitlers aus allen Amtern entlassen. 1949 im sog. Wilhelm- 
straßen-Prozeß zu 7 Jahren Haft verurteilt, 1950 vorzeitig entlassen. 

* Wilhelm Bölsche (1861-1939), Verfasser naturkundlicher Schriften und Romane, darunter 
Das Liebesleben in der Natur (1398 f.). 
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15/33 AUSNAHMEREGELUNG FÜR DIE RELIGIONS- 
GESELLSCHAFTEN IN DER SOG. ARIERGESETZ- 
GEBUNG 
7. April/6. Mai 1933 


“ 
I. Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. 7. April 1933 
(Auszug) 


RGBl I, 175. 


$3 

1. Beamte, die nicht arischer Abstammung! sind, sind in den Ruhestand 
($$ 8 ff.) zu versetzen; soweit es sich um Ehrenbeamte handelt, sind sie 
aus dem Amtsverhältnis zu entlassen. 

2. Abs. 1 gilt nicht für Beamte, die bereits seit dem 1. August 1914 Beamte 
gewesen sind oder die im Weltkrieg an der Front für das Deutsche Reich 
oder für seine Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Söhne 
im Weltkrieg gefallen sind. Weitere Ausnahmen können der Reichsminister 
des Inneren mit dem zuständigen Fachminister oder die obersten Landes- 
behörden für Beamte im Ausland zulassen. 


O. Dritte Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Wiederherstel- 
lung des Berufsbeamtentums. 6. Mai1933 (Auszug) 


RGBl 1,245. 


(Abschnitt 5 zu $ 1) 
Auf Beamte, Angestellte und Arbeiter der öffentlich-rechtlichen Religions- 
gesellschaften findet das Gesetz keine Anwendung. 


16/33 RUNDERLASS DES PREUSSISCHEN INNENMINI- 
STERS AN DIE STAATLICHEN POLIZEIBEHORDEN 
BETR. POLIZEISEELSORGE 
10. April 1933 


Ministerialblatt für die Preußische Innere Verwaltung, Teil I, ]g. 94, 1933, 463.1 


1. Auf vielfache Anregungen aus den Reihen der Beamten haben die evan- 
gelischen und katholischen Kirchenbehörden der seelsorgerischen Betreu- 
ung der Schutzpolizei-Beamten in neuerer Zeit erhöhte Aufmerksamkeit 


X In der 1. Durchführungsverordnung zu diesem Gesetz vom 11.4. 33 (RGBl I, 195) wurde 
näher bestimmt: » Als nicht arisch gilt, wer von nicht arischen, insbesondere jüdischen Eltern 
oder Großeltern abstammt. Es genügt, wenn ein Elternteil oder Großelternteil nicht arisch 
ist. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil der 
jüdischen Religion angehört hat.« 

Zur Einführung des sog. Arierparagraphen in die ev. Kirche vgl. unten Nr. 40/33. 

1 Abdruck mit leichten Abweichungen bei Stasıewskı I, 229 f., wo der — nicht unterzeich- 
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zugewandt? und Maßnahmen getroffen, durch die die äußeren Vorbedin- 
gungen für eine erweiterte und vertiefte Arbeit an dieser Aufgabe geschaf- 
fen werden sollen. In der Überzeugung, daß es dem Staate obliegt, den 
in geschlossenen Polizei-Körpern zusammengefaßten Beamten die Aus- 
übung ihrer religiösen Pflichten zu erleichtern, aber auch im Hinblick auf 
die sittlichen Werte, die aus der Pflege einer in religiösem Glauben wur- 
zelnden, geläuterten Berufsauffassung zum Wohle des Staates erwachsen, 
habe ich jene Bemühungen der kirchlichen Stellen lebhaft begrüßt und 
ihnen weitgehende Förderung - selbstverständlich unter voller Wahrung 
des Grundsatzes unbedingter Freiwilligkeit — zugesagt. 

2. Das besondere Arbeitsfeld der Polizei-Seelsorge ist durch den organisato- 
rischen Aufbau der Schutzpolizei vorgezeichnet; es liegt vornehmlich in 
den Polizei-Schulen und in den geschlossenen Polizei-Körpern der Bereit- 
schaften. Für jeden Ort, an dem sich solche Teile der staatlichen Schutz- 
polizei in größerer Stärke befinden, wird von den kirchlichen Stellen ein 
Geistlicher mit der seelsorgerischen Betreuung der Polizei-Beamten seines 
Bekenntnisses beauftragt werden. Er wird insbesondere die Aufgabe ha- 
ben, von Zeit zu Zeit gemeinsame Gottesdienste zu halten, den Beamten 
im Rahmen regelmäßiger Sprechstunden Gelegenheit zu persönlicher Aus- 
sprache zu geben und sich die Versorgung der Beamten mit Lesestoff zur 
religiösen Erbauung angelegen sein zu lassen. 

3. Die evangelischen Provinzialkirchenbehörden, auf katholischer Seite die 
Diözesanbischöfe, werden ferner für jede Provinz einen Geistlichen be- 
stimmen, dem es obliegt, die Verbindung unter den Standortseelsorgern 
aufrechtzuerhalten und die Kirchenbehörden bei etwa erforderlich wer- 
denden Verhandlungen über solche Angelegenheiten der Polizei-Seelsorge, 
die über den Bereich des einzelnen Standortes hinausgehen, den staatlichen 
Polizei-Verwaltungen gegenüber zu vertreten. 

4.Ich ersuche, die Tätigkeit der mit den Aufgaben der Polizei-Seelsorge 
betrauten Geistlichen durch Bereitstellung der notwendigen äußeren Hilfs- 
mittel tunlichst zu erleichtern, z. B. durch Ausstellung amtlicher Ausweise, 
ferner dadurch, daß den Geistlichen, die mit der Wahrnehmung seelsor- 
gerischer Aufgaben innerhalb größerer Bezirke beauftragt sind, die Be- 
nutzung der Polizei-Kraftwagen gestattet und ihnen anläßlich ihrer 
Besuche ein geeigneter Raum in den Polizei-Unterkünften überlassen 
wird. 

5.Im übrigen bleiben die zur Durchführung dieses Rund-Erlasses zu tref- 
fenden Maßnahmen der Vereinbarung zwischen den Polizei-Verwaltern 
oder den Leitern der staatlichen Polizei-Schulen und den kirchlichen Stel- 
len überlassen. 


nete — Erlaß allerdings dem Reichsinnenminister Frick zugeschrieben wird. Die Befugnisse 
des preußischen Innenministers gingen erst am 1. 5. 34 von Göring auf Frick über. 

2 Ähnliche Probleme ergaben sich für den Arbeitsdienst. Vgl. dazu das Schreiben des 
Reichsinnenministeriums vom 30. 10. 33, das zwei Schreiben Kardinals Bertrams vom 9.7. (!) 
und 25.9. beantwortet und sehr viel distanzierter die Notwendigkeit der seelsorgerischen 
Betreuung der Arbeitsdienstwilligen anerkennt. Abgedruckt bei STasızwskı I, 399f. 
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17/33 DER STAATSKOMMISSAR IN MECKLENBURG 
22.-27. April 1933 


Am 22. April setzte der Ministerpräsident von 

< Mecklenburg-Schwerin für die ev.-luth. Landes- 
kirche einen Staatskommissar mit umfassenden 
Vollmachten ein. Diese völlig überraschende Maß- 
nahme, hinter der wahrscheinlich der spätere 
Reichsbauernführer W. Darre! stand, löste ein- 
helligen kirchlichen Protest aus. Der Staatskom- 
missar mußte zurückgezogen werden, aber im 
Zuge dieser Ereignisse berief Hitler L. Müller zu 
seinem Vertrauensmann für die Fragen der evan- 
gelischen Kirche, während auf kirchlicher Seite 
mit der Berufung eines Verfassungsausschusses die 
Verhandlungen über die Verfassung einer neuen 
Reichskirche begannen. 


I. Verfügung des Mecklenburg-Schweriner Ministerpräsidenten. Schwerin, 
22. April 1933 


Mecklenburgische Zeitung, 23.4. 1933. 


Zum Zwecke der Gleichschaltung des Kirchenregiments mit dem Regiment im 
Staat und Reich habe ich Herrn Walter Bohm? aus Hamburg als Staatskom- 
missar für die evangelisch-lutherische Landeskirche von Mecklenburg-Schwe- 
rin eingesetzt. Herr Bohm übernimmt seine Geschäfte heute morgen 8 Uhr im 
Dienstgebäude des Oberkirchenrats. 

In dieser Eigenschaft hat Herr Bohm die gesetzgebende, richterliche und aus- 
führende Gewalt in der Landeskirche, insbesondere hat er alle Befugnisse des 


Oberkirchenrats. 


DI. Aktennotiz der Reichskanzlei, 22. April 1933 
BAR43 11/161. 


1.) Auf Grund einer mir durch Fernsprecher übermittelten Beschwerde des 
Mecklenburgischen Landesbischofs Rentorff? (oder so ähnlich) sowie auf 


i Vgl. Buchneim, 87 ff. und Bohms eigene Aussagen bei K. D. Schmipr, Eine folgenreiche 
Episode. In: EvTh 22, 1962, 379 ff.- Zu Darr& vgl. oben Nr. 14/33, Anm. 3. 

2 Walter Bohm (geb. 1892), baltischer Gutsbesitzer, damals stud. iur. in Hamburg. Nach 
dem Scheitern des Staatskommissariates Mitglied des Stabsamtes des Reichtsbauernführers; 
1944 Senatsrat und Obersenatsrat in Hamburg, 1954-57 wieder im öffentlichen Dienst; 1950 
Übertritt in die röm.-kath. Kirche. 

3 Gemeint ist D. Heinrich Rendtorff (1888-1960), seit 1930 bis 6. 1. 34 Landesbischof von 
Mecklenburg; danach Pfr. in Stettin. 1945-56 Prof. in Kiel. 


17 3 


Grund des anliegenden Telegramms* habe ich heute den Sachverhalt dem 
Herrn Reichskanzler vorgetragen. Der Herr Reichskanzler hat erklärt, 
daß er die Maßnahme des Mecklenburg-Schwerinschen Ministerpräsiden- 
ten nicht billige und mich beauftragt, diese Auffassung dem Herrn Mini- 
sterpräsidenten Granzow? zu übermitteln. Ich habe dies alsbald getan. 
Ministerpräsident Granzow erklärte mir, daß er seine Maßnahme im 
Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminister des Innern getroffen habe® 
und am Montag, dem 24. d. Mts.; dem Herrn Reichskanzler die näheren 
Gründe vortragen werde. : 

2.) Empfang des Herrn Ministerpräsidenten Granzow ist für Montag, dem 
24. April 1933, 1230 Uhr mittags vorzumerken. Der Herr Reichsminister 
Frick ist zu bitten, an dieser Besprechung teilzunehmen. 

3.) W.v. am 24. d. Mts. (pünktlich!). 


L[ammers] 


II. Der Staatssekretär im Büro des Reichspräsidenten an den Staatssekre- 
tär in der Reichskanzlei, 24. April 1933 


BAR43 IIl161. 


Im besonderen Auftrage des Herrn Reichspräsidenten beehre ich mich, anbei 
3 Telegramme’, betreffend die Einsetzung eines Staatskommissars für die 
evangelisch-lutherische Kirche von Mecklenburg-Schwerin, mit der Bitte um 
Prüfung zu übersenden. Der Herr Reichspräsident wäre für eine baldgefällige 
Mitteilung der Stellungnahme des Herrn Reichskanzlers dankbar. 


Meißner (:m.p.:)? 


Lit.: P. Toaspern (Hrsg.), Heinrich Rendtorff, Leben und Werk. Berlin 1963. 

Die Ansicht Buchteims (89) und der ihm folgenden Literatur, Hitler habe Rendtorff 
empfangen und sich damit demonstrativ von den Vorgängen in Mecklenburg distanziert 
(so GöTTE, 41), läßt sich nicht halten. Daß Rendtorff sich bei seinem Entschluß, in die 
NSDAP einzutreten, auf Hitlers Zusicherung der inneren Unabhängigkeit der Kirche berief, 
kann sich nur auf die Erklärung Kaplers vor dem Kirchenausschuß (vgl. unten Anm. 9) oder 
auf die Regierungserklärung Hitlers beziehen (vgl. oben Nr. 10/33). Die Partei machte 
dem Landesbischof das ganze Jahr 1933 hindurch Schwierigkeiten wegen seines Aufnahme- 
antrages und lehnte diesen im Februar 1934 endgültig ab. 

4 Protesttelegramm des mecklenburgischen Oberkirchenrates. 

5 Walter Granzow (geb. 1887), Landwirt; Juli 1932 bis Nov. 1933 Ministerpräsident von 
Mecklenburg-Schwerin. Aufgrund des Scheiterns des Staatskommissariates vom Gauleiter 
fallengelassen; ab Nov. 1933 Präsident der Deutschen Rentenbank. 

& Nach der Aufzeichnung des Präsidenten des mecklenburgischen Oberkirchenrates vom 
22.4.33 über die Gespräche mit Granzow hatte dieser zunächst nicht das Einverständnis 
der Reichsregierung eingeholt, sondern konnte erst am Mittag nach telephonischer Rück- 
sprache mit Berlin mitteilen, daß der Reichsinnenminister »gegen die Einsetzung des Staats- 
kommissars, wenn es sich nur um eine vorläufige Maßnahme handele, keine Bedenken habe.« 
(Vgl. Akten Mecklenburg im Archiv der AKZ). 

7 Protesttelegramme des mecklenburgischen Oberkirchenrates (vgl. Anm. 4), des Präsidenten 
des Deutschen Ev. Kirchenausschusses und der Vereinigung meclenburgischer Geistlicher. 

8 Otto Meißner, geb. 13.3.1880 in Bischweiler/Elsaß, gest. 27.5.1953 in München; seit 
1918 im diplomatischen Dienst, 1920 Leiter des Büros des Reichspräsidenten, 1923 Staats- 
sekretär; 1933 wurde die Bitte um Abschied verweigert. Nach Hindenburgs Tod 1934 
»Chef der Präsidialkanzlei des Führers und Reichskanzlers«, ab 1937 im Rang eines Staats- 
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IV, Aktennotiz der Reichskanzlei, 25. April 1933 


# 


BAR43 II/161. 


1.) Der Herr Reichskanzler hat heute den Präsidenten des Deutschen Evange- 
lischen Kirchenausschusses D. Dr. Kapler? empfangen. Ergebnis der Be- 
sprechung: ” 

a) D. Dr. Kapler soll in allen die evangelische Kirche betreffenden 
Fragen sich an den Herrn Reichsminister des Innern!® wenden und außer- 
dem an den Wehrkreispfarrer Müller als Vertrauensmann des Herrn 
Reichskanzlers (vgl. den in Abschrift anliegenden Erlaß des Reichskanz- 
lers von heutelt), 

b) Auch die Angelegenheit, betreffend Einsetzung eines Staatskommissars 
für die Evangelisch-Lutherische Kirche von Mecklenburg-Schwerin soll 
Herr D. Dr. Kapler mit dem Herrn Reichsminister des Innern erörtern. 

2.) Den Bericht an den Herrn Reichspräsidenten, den Staatssekretär Dr. 
Meißner mit seinem Schreiben vom 24. d. Mts. erfordert, wird das Reichs- 
ministerium des Innern zu entwerfen haben. 

3.) Dem Herrn Referenten mit der Bitte um weitere Veranlassung. 


L[ammers] 


ministers. 1945 verhaftet, 1949 im sog. Wilhelmstraßen-Prozeß angeklagt und freigespro- 
chen, ein darauf folgendes Spruchkammerverfahren in München wurde eingestellt. 

Lit.: O. MEıssner, Staatssekretär unter Ebert -— Hindenburg — Hitler. Hamburg 1950%. 

® Zu Kapler vgl. oben Nr. 6/33 Anm. 4. — Der Empfang Kaplers bei Hitler war schon für 
den 8.4. vorgesehen; an diesem Tage wurde Kapler aber nur von Staatssekretär Lammers 
empfangen. Aus einer Aktennotiz Lammers’ — auf dem Protestschreiben Kaplers gegen die 
Äußerungen Kubes auf der Reichstagung der DC (vgl. oben Nr. 13/33) — geht hervor, daß 
Kapler »erst Ende der Woche nach Ostern« von der Verschiebung des Empfanges auf den 
25.4 benachrichtigt werden sollte. Die Benachrichtigung erfolgte am Dienstag nach Ostern 
(18. 4.), also einen Tag nach der ausführlichen Besprechung zwischen Hitler und Ludwig 
Müller auf dem Obersalzberg (vgl. unten Nr. 19/33, Anm. 2). 

Aus den Akten ist nicht zu ersehen, was bei der ersten Begegnung zwischen dem neuen 
Reichskanzler und dem höchsten Repräsentanten der evangelischen Kirche besprochen wurde. 
Laut offiziellem Protokoll der - wegen des Empfanges des Präsidenten bei Hitler auf den 
Nachmittag verschobenen - Sitzungen des Deutschen Ev. Kirchenausschusses vom 25./26. 4. 
und entsprechenden Meldungen der Tagespresse vom 28. 4. erklärte Kapler vor dem Kir- 
chenausschuß, »daß sich der Reichskanzler bei der Unterredung erneut zu seiner Reichs- 
tagserklärung über das Verhältnis von Staat und Kirche bekannt und zugleich sein lebhaftes 
Interesse für die Einheitsbestrebungen im deutschen Protestantismus bekannt hat« (Archiv 
EKD, A 2/28). Über Kaplers vertraulichen Bericht vor dem Kirchenausschuß heißt es in 
den Erinnerungen des späteren thüringischen Landesbischofs D. Wilhelm Reichardt: »Wir 
hatten aber aus alledem, was er sagte, das dumpfe Gefühl, daß die beiden Männer sich 
nicht verstanden hätten... Mitten in seinen Ausführungen wurde dem Präsidenten durch 
einen Diener ein Telegramm überreicht, das als dringlich bezeichnet war. Er unterbrach seine 
Rede, öffnete das Blatt und las es. Dabei fingen seine Hände an, krampfhaft zu zittern, und 
sein ohnehin bleiches Gesicht wurde aschfahl. Er fand zunächst keine Worte, dann aber gab 
er den Inhalt des Telegramms bekannt [die Ernennung Müllers zum Beauftragten des Reichs- 
kanzlers]. Darauf erklärte der Präsident mit großer Bitterkeit, daß in den Unterhaltungen 
am Mittag mit keinem Wort von einer solchen Regelung die Rede gewesen sei!« (Mikroko- 
pie im Landeskirchlichen Archiv Nürnberg, S. 288 f.). 

10 Schon vor 1933 war für die Angelegenheiten des Deutschen Ev. Kirchenbundes das 
Reichsinnenministerium zuständig gewesen; die Angelegenheiten der einzelnen Landeskir- 
chen fielen in die Zuständigkeit der jeweiligen Kultusministerien. 

11 Vgl. unten Nr. 19/33. 
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V. Bekanntmachung des Staatskommissars. Schwerin, 25. April 1933 
Niederdeutscher Beobachter'2, 25.4. 1933. 
Auf Grund der Einsprüche, die von kirchlicher Seite gegen die von dem Meck- 


lenburg-Schwerinschen Staatsministerium verfügte Einsetzung eines Staats- 
kommissars für die evangelisch-lutherische Landeskirche erhoben worden 
waren, hatte der Reichsminister des Innern den mecklenburg-schwerinschen 
Ministerpräsidenten Granzow und den Landesbischof Dr. Rendtorff zu sich 
gebeten. An der Besprechung nahm auch der von‘ der mecklenburgischen Re- 
gierung bestellte Staatskommissar teil. 

Im Laufe der Aussprache kam sowohl von staatlicher wie von landeskirch- 
licher Seite der Wunsch zum Ausdruck, den von beiden Seiten anerkannten, 
namentlich auf kirchlichem Abgabengebiet obwaltenden Mängeln‘? mit mög- 
lichster Beschleunigung abzuhelfen und die zu diesem Zweck schon wiederholt 
geplante staatsgesetzliche Neuregelung ungesäumt in Angriff zu nehmen. 
Übereinstimmung ergab sich auch dahin, daß die aus derartigen Maßnahmen 
sich mit Notwendigkeit ergebende Vereinfachung des kirchlichen Verwal- 
tungsapparates unverzüglich ins Werk zu setzen sei. 

Bei dieser weitgehenden Übereinstimmung besteht für die Mecklenburg- 
Schwerinsche Staatsregierung kein Anlaß, die von ihr getroffenen Anord- 
nungen aufrechtzuerhalten. Es wird aber von dem Herrn Ministerpräsidenten 
aus den Kreisen des evangelischen Kirchenvolks ein Gutachterausschuß be- 
rufen werden, der die Staatsregierung bei den Verhandlungen mit der Landes- 
kirche und bei den zu treffenden Maßnahmen beraten soll. 

Zu Gutachtern hat der Herr Ministerpräsident berufen die Herren: Hermann 
Busch, Amtshauptmann zu Hagenow, Dr. Baltzer, Rechtsanwalt und Notar 
zu Schwerin, Johann Albrecht Graf von der Schulenburg, Gutsbesitzer zu 
Tressow, Hermann Eberhardt, Hofbesitzer zu Zahrendorf bei Brüel, Fried- 
rich Roschlaub, Kaufmann zu Borkow, Amt Güstrow, Alfred Biereck, Guts- 
besitzer zu Schorrentin, Amt Malchin, Otto Frick, Hofbesitzer zu Marnitz, 
Amt Parchim, Dr. Wilhelm Timmermann, Bürgermeister zu Dömitz, Dr. 
Pufpaff, Amtshauptmann zu Waren, und Walter Volgmann, Stadtrat zu 
Rostock. 


Weitere Berufungen hat sich der Herr Ministerpräsident vorbehalten. 


Der Staatskommissar 
Walter Bohm 


ı2 Offizielles Organ der NSDAP, in dem am 18.4. auch der den Staatseingriff einleitende 
Artikel Bauern erobert die Kirche! von W.Bohm unter dem Pseudonym Walter zur Un- 
gnad erschienen war. —- Die Bekanntmachung erschien auch in der Tagespresse, am 6. 5. eben- 
.— im Kirchlichen Amtsblatt für Mecklenburg-Schwerin, jedoch ohne die Namen der Gut- 
achter. 

13 So hatte z.B. der Pastor von Brüz noch immer jährlich eine Kornlieferung von der 
Schalentiner Mühle zu erhalten, weil der Müller in vorreformatorischer Zeit diese Stiftung 
ar des ewigen Lichtes in Brüz gemacht hatte! (Auskunft von Prof.D.G.Holtz, 

OStOocK). 
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VI. W. Bohm an Ministerpräsident Granzow. Schwerin, 27. April 1933 
Aus: Schmidt, Eine folgenreiche Episode, 390. 


Dem Herrn Ministerpräsidenten melde ich hiermit meinen Rücktritt vom 
Amt des Staatskommissars vom heutigen Tage. 


he Walter Bohm 


VII. Ministerpräsident Granzow an W. Bohm. Schwerin 27. April 1933 
Aus: Schmidt, Eine folgenreiche Episode, 391. 


Sehr geehrter Herr Bohm! 

Nachdem Sie heute von Ihrem Amt als Staatskommissar für die Evangelisch- 
Lutherische Kirche von Mecklenburg-Schwerin zurückgetreten sind, danke ich 
Ihnen für die erfolgreiche Mitarbeit in der Frage der Regelung der materiellen 
Verhältnisse zwischen dem Oberkirchenrat und dem Staate. Ich bitte Sie, 
nunmehr mein Syndikus zu sein und übertrage Ihnen die Beratung in den 
Angelegenheiten des Kirchenrechts. Die Honorarfestsetzung wird von Fall 
zu Fall geregelt werden. 

Granzow 


18/33 SCHREIBEN DER OBERSTEN LEITUNG DER PO 
BETR. STELLUNG DER »DEUTSCHEN CHRISTEN- 
ZUR PO 
24. April 1933 


BA Schu 244 Bd.2, 26 (Nicht gezeichneter Durchschlag mit gestempeltem Kopf: 
Die Oberste Leitung der PO - Der Stabsleiter); abgedruckt bei Zipfel, 266. 


Herrn Gauleiter Joseph Bürckel!, MdR 
Neustadt/Hardt 
Rheinpfalz 


Soeben ist der Vertreter der Deutschen Christen von der Saar bei mir? und 
beschwert sich darüber, daß die Parteidienststellen an der Saar der Bewegung 
der Deutschen Christen Schwierigkeiten bereiten. Ich mache darauf aufmerk- 
sam, daß die Deutschen Christen ihre Arbeit im Rahmen der Parteiorgani- 


1 Joseph Bürckel, geb. 30.3.1895 in Lingenfeld/Pfalz, Selbstmord auf Geheiß Hitlers 
nach der Räumung von Metz am 28.9.1944; Lehrer; 1921 Mitglied der NSDAP, 1925 
Gauleiter der Rheinpfalz, 1930 MdR; Juli 1934 Saarbevollmächtigter, 1935 Reichskommis- 
sar für das Saarland, 1938 Reichskommissar für Österreich und Reichsstatthalter in Wien, 
1940 Reichsstatthalter der Westmark und Chef der Zivilverwaltung in Lothringen. 

2 Stabsleiter der PO war Robert Ley (vgl. unten Nr. 23/33, Anm. 6). 
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sation ausführen und daß der Reichsleiter der Deutschen Christen, Pfarrer 
Hossenfelder, der Obersten Leitung der PO in der Partei unterstellt ist?. 
Aus diesem Grunde sind die Bestrebungen der Deutschen Christen von der 
Partei mit allen Mitteln zu fördern? und ich hoffe, daß dieser Hinweis ge- 
nügt, um die Schwierigkeiten aus der Welt zu schaffen. 


Heil Hitler! 
Der Stabsleiter der PO: 


19/33 HITLER BERUFT LUDWIG MÜLLER ZU SEINEM 
BEVOLLMACHTIGTEN FÜR DIE EVANGELISCHE 
KIRCHE 
25. April 1933 


BA R 43 11/161; abgedruckt in der Tagespresse vom 26. 4. 33; Buchheim, 94. 


Nachdem sich durch die Ereignisse der letzten Zeit! die Notwendigkeit erge- 
ben hat, zu einer Reihe von Fragen, die das Verhältnis des Staates zu den 
evangelischen Kirchen betreffen, Stellung zu nehmen, ernenne ich zu mei- 


3 Hossenfelder (vgl. oben Nr. 2/33, Anm. 8) galt als »Fachberater für Kirchenfragen« bei 
der Reichsleitung der NSDAP in München; die von ihm für die preußischen Kirchenwahlen 
1932 verfaßten ersten Richtlinien der »Deutschen Christen« waren von dem damaligen 
Reichsorganisationsleiter Gregor Strasser genehmigt und unterzeichnet worden. Ob aus die- 
ser Tatsache allerdings eindeutig gefolgert werden kann, daß damit die »Deutschen Chri- 
sten« von der Partei offiziell als Reichsorganisation anerkannt wurden (so BUCHHEIM, 78 
und ihm folgend MEıer, 13 ff. und Baier, 13 f.) muß bezweifelt werden (vgl. auch H. Beyer, 
Volk, Staat und Kirche in der Übergangs- und Krisenzeit 1932-1934. In: Ecclesia und Res 
Publica. K. D. Schmidt zum 65. Geburtstag. Göttingen 1961, 149, Anm. 6): Zwar weist 
Hossenfelder am 10. 4. 33 in einem Schreiben an Strassers Nachfolger R. Ley darauf hin, 
daß er - Ley - ihm zugesagt habe, seine Funktion als Kirchenfachberater bei der Reichs- 
leitung der NSDAP im Parteibuch zu vermerken, und daß ihm von Strasser die Benutzung 
von Briefbögen der Reichsleitung der NSDAP »mit der direkten Verantwortung ihm gegen- 
über« gestattet worden sei (Document Center Berlin), 1935 jedoch wurde - allerdings unter 
veränderten kirchenpolitischen Verhältnissen —- vom Obersten Parteigericht ein Verfahren 
gegen Hossenfelder wegen unberechtigter Benutzung von Briefbögen der Reichsleitung der 
NSDAP (in den Jahren 1932/33!) beantragt. Dabei wurde ausdrücklich vermerkt, daß 
Hossenfelder keinen Auftrag von Dr. Ley bekommen habe (Schreiben W. Buchs an das 
Gaugericht Groß-Berlin vom 15.5.35; Document Center Berlin). Vgl. in diesem Zusam- 
menhang auch Conway, 71 und das bei Baer, 370 f. abgedruckte Schreiben Hossenfelders 
an die Oberste Leitung der PO vom 14. 8. 33, aus dem hervorgeht, daß die Partei den 
»Deutschen Christen« schon frühzeitig verboten hatte, ihre Bezeichnungen Gauleiter und 
Kreisleiter zu übernehmen. 

* Vgl. dazu besonders die Proteste der Partei gegen Bodelschwingh (unten Nr. 23/33, I, 
III und V) und die Interventionen bei den Kirchenwahlen (unten Nr. 34/33). 

ı Vgl. den gleichzeitig beigelegten Konflikt in Mecklenburg (oben Nr. 17/33), der die Kir- 
chenleitung veranlaßt hatte, die Initiative in Richtung auf eine Reform der Verfassung des 
deutschen Protestantismus zu ergreifen (sog. Kapler-Aufruf vom 23. 4.; GAuGer I, 74); auf 
der anderen Seite stand die Aktivität der Deutschen Christen, deren Reichsleiter Hossen- 
felder soeben — am 20.4. (falsche Datierung bei GAucer I, 76) — als Hilfsreferent ins preu- 
Rische Kultusministerium berufen worden war. Vgl. dazu auch den Art. »Kirchenkommissar 
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nem Bevollmächtigten für die Angelegenheiten der evangelischen Kirche, 
soweit sie diese Fragen berühren, 


Herrn Wehrkreispfarrer Müller?, 
Königsberg. 


Er hat noch den,besonderen Auftrag, alle Arbeiten zur Schaffung einer 
evangelischen deutschen Reichskirche zu fördern. 


gez. Adolf Hitler 


für Preußen?« der Täglichen Rundschau vom 21.4., in dem es u.a. heißt: »Da in diesen 
Tagen der altpreußische Kirchensenat Beschlüsse von großer Tragweite fassen soll, wird man 
annehmen dürfen, daß auch die Regierung ihre Posten bezieht. - Angesichts der weitgehen- 
den Forderungen, die Hossenfelder auf der Reichstagung der Deutschen Christen noch vor 
14 Tagen vertreten hat /vgl. oben Nr. 13/33], muß man, solange nichts Gegenteiliges er- 
klärt wird, in seiner Berufung eine nachträgliche Billigung der Vorgänge auf der Reichs- 
tagung sehen... Über Pfarrer Hossenfelder ist noch zu melden, daß er ursprünglich als 
Reichskommissar für die evangelischen Kirchen gedacht war, daß er aber im Reich wohl 
einem dem Kanzler persönlich besonders nahestehenden gemäßigten Wehrkreispfarrer hat 
Platz machen müssen ...« Hossenfelder hatte sich vergeblich telegraphisch bemüht, am 
25. 4. noch vor Kapler von Hitler empfangen zu werden (BA R 43 11/161). - Den Gerüc- 
ten über die Einsetzung eines staatlichen Kirchenkommissars widersprach der preußische 
Kultusminister Rust Anfang Mai in einer Rede über die Kulturpolitik im Dritten Reich: 
»... Die DC hätten ihre Sache mit dem Oberkirchenrat zu bereinigen; das sei eine innere 
Angelegenheit der evangelischen Kirche, in die er sich als Kultusminister in keiner Weise 
einmischen werde... Als Kultusminister könne er sagen, daß für Preußen kein Anlaß zu 
der Befürchtung bestehe, daß der Staat in das innere Leben der Kirche eingreifen werde«; 
GaugeR ], 78. Vgl. aber unten Nr. 27/33. 

®2 Ludwig Müller, geb. 21. 6. 1883 in Gütersloh, gest. Juli 1945 in Berlin durch Selbstmord; 
1908 Pfarrer in Rödinghausen/Westf., 1914-26 Marinepfarrer, 1926-33 Wehrkreispfarrer 
in.Königsberg. 1.8. 31 Eintritt in die NSDAP. 1932 Mitbegründer der DC und Landesleiter 
der DC Ostpreußen, 16. 5.33 Schirmherr der DC; 4. 8. 33 Landesbischof der APU, 27. 9. 33 
Reichsbischof, seit 24. 9. 35 (Einsetzung der Kirchenausschüsse) ohne Befugnisse, — 

Müller war weder theologisch noch kirchenpolitisch besonders hervorgetreten, kannte aber 
Hitler persönlich. In einem im Reichsboten und in der Täglichen Rundschau vom 12.5.33 
veröffentlichten Interview erklärt Müller über sein Gespräch mit dem Reichskanzler vom 
17.4. und über seine Beauftragung: »Seit ich den Kanzler kenne - seit etwa 6 Jahren -, 
haben wir sehr oft über die Zukunftsaufgabe der evangelischen Kirche gesprochen. Am 
Ostermontag nachmittag habe ich in Berchtesgaden lange und ausführlich mit dem Kanzler 
Adolf Hitler die Probleme einer geeinten deutschen evangelischen Kirche durchdacht. Die 
Vorgänge nach Ostern (Mecklenburg) und eine etwa einstündige Aussprache zwischen dem 
Kanzler und dem Präsidenten D. Kapler /vgl. oben Nr. 17/33, Anm. 9] gingen meiner Be- 
auftragung voran... Ich soll dafür sorgen, daß der Kampf um die Zukunft der evangeli- 
schen Kirche nicht so geführt wird wie der politische Kampf. Adolf Hitler will keine Reli- 
gionskriege [Gauger I, 74 nach Tägliche Rundschau: Religions k rise] heraufbeschwören«. 
Nach K. Schorper (Die Kapitulation der evangelischen Kirche vor dem NS-Staat; in: 
ZKG 81, 1970, 195) soll die Unterredung zwischen Hitler und Müller, bei der Müller Hitler 
offenbar den Gedanken eines Sonderbevollmächtigten eingab und eine Einflußnahme Hitlers 
auf die kirchliche Entwicklung verabredet wurde (vgl. dazu unten Nr. 34/33, Anm. 26), 
in Bayreuth stattgefunden haben. Ein Besuch Hitlers in Bayreuth bei der Familie Wagner 
hatte allerdings schon vor Ostern stattgefunden. — Als »Beauftragter des Führers« erbat sich 
Müller ein Zimmer im Reichsinnenministerium, das er nach einigem Zögern des Ministers 
auch erhielt; vgl. Conrap, 24. 
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20/33 BESPRECHUNGEN ZWISCHEN VERTRETERN DES 
KATHOLISCHEN EPISKOPATS UND MITGLIEDERN 
DER REICHSREGIERUNG 
25. und 26. April 1933 


I. Besprechung der Bischöfe Berning! und Kaller? mit Vizekanzler von 
Papen?. 25. April 1933 


Aus dem Protokoll der Konferenz der Diözesanvertreter in Berlin am 25. und 
26.4.1933; abgedruckt bei Müller, 113 f., Stasiewski I, 96 f. (andere Version ebd., 
114). 

Herr von Papen hat mit Hitler vereinbart: die katholische Kirche soll in 
ihrer Freiheit nicht angetastet werden, weil ein Kulturkampf für den jungen 
Staat ein Verhängnis wäre. Göring teilt auch diese Meinung. Man erwartet 
andrerseits auch von der Kirche, daß sie keinen Kampf heraufbeschwöre. 
Die Geistlichen möchten sich in ihrer politischen Betätigung zurückhalten. 
Ein Verbot der politischen Betätigung für Geistliche sei nicht beabsichtigt. 
Auch für die katholischen Organisationen sei zurzeit nichts zu befürchten. 
Die unteren Stellen der NSDAP sollen durchaus zurückgewiesen werden, 
wenn sie versuchen, gegen katholische Organisationen einzuschreiten. Das 
System der Parteikommissare bei Regierungs- und Amtsstellen‘ sei bereits 
am 25. April gänzlich beseitigt. Die öffentliche Gewalt muß fest in den Hän- 
den der Staatsorgane bleiben. Wenn politische Vertreter zu katholischen 
Organisationen mit Forderungen kommen, sollte man ihnen die Tür weisen. 
Herr von Papen habe dem Generalpräses Nattermann? gesagt, er soll zu 
dem Gesellentag, der demnächst in München stattfinden wird, die Reichs- 
regierung und den Reichskanzler einladen und der Offentlichkeit zeigen, wie 
staatserhaltend und aufbauend der Gesellenverein immer gewesen sei.° Eine 


1 Wilhelm Berning, geb. 26. 3.1877 in Lingen/Ems, gest. 23. 11.1955 in Osnabrück; 1914 
Bischof von Osnabrück, bis 1930 zugleich Apostolischer Vikar der norddeutschen Mission; 
von 1933-1945 Sprecher der kath. Bischöfe vor der Reichsregierung (vgl. Vork, Episkopat, 
85); 1949 Titular-Erzbischof. 

®2 Maximilian Kaller, geb. 10. 10. 1880 in Beuthen, gest. 7. 7. 1947 in Beuthen; 1926-30 Apo- 
stolischer Administrator von Schneidemühl, 1930 Bischof von Ermland; 1946 päpstlicher 
Sonderbeauftragter für die heimatvertriebenen Deutschen. 

3 Franz von Papen, geb. 29.10.1879 in Werl/Westf., gest. 2.5.1969 in Oberasbach/Ba- 
den; 1914-16 Militärattache in Washington und Mexiko; 1921-1932 Zentrumsabg. im 
Preuß. Landtag, 1. 6.-2.12.32 Reichskanzler, 30.1. bis Juli 33 Vizekanzler, bis 11. 4. 33 
zugleich Reichskommissar für Preußen; 26. 7. 34 außerordentlicher Gesandter, 11. 7. 36 bis 
März 1938 Botschafter in Wien; April 1939 bis Herbst 1944 Botschafter in Ankara; 1946 in 
Nürnberg freigesprochen, aber von einer Spruchkammer zu 8 Jahren Arbeitslager verur- 
teilt, 1949 entlassen. 

Lit.: F. von Papen, Der Wahrheit eine Gasse. München 1952; F. von Paren, Vom Schei- 
tern einer Demokratie 1930-1933. Mainz 1968; Fest, 209. 

4 Die Besetzung aller wichtigen Verwaltungsposten mit Kommissaren oder »Sonderbeauf- 
tragten« gehörte »zu den charakteristischen Erscheinungen der ersten Machtergreifungsperio- 
de« (BrAcHER/SAuUER/ScHuLz, 462). In der Tat wurden die Kommissare bis 24.4. 
Ze zurückgezogen, nicht aber die »Sonderbevollmächtigten« (in Bayern z.B. 
Röhm). 

5 Johannes Nattermann (1889-1961), 15. 8. 1920 bis 6. 6. 1934 Generalsekretär des Katholi- 
schen Gesellenvereins (Kolpingverein). 

© Diese Anregung Papens wurde in der Tat aufgenommen, aber Hitler lehnte die Einladung 


44 20 


solche Demonstration würde auch für die NSDAP von größter Wichtigkeit 
sein. 

Auch die anderen Organisationen sollten ihr Eigenleben weiterführen. Zur- 
zeit sei nicht beabsichtigt, dieses Eigenleben zu stören. Er erkennt an, daß 
gerade bei Jugendlichen zwischen 14 und 19 Jahren die konfessionelle Er- 
ziehung auf kathelischer Grundlage durchaus notwendig sei. Er habe zwar 
kürzlich die Balilla” sehr gelobt, aber man könne sie in Deutschland nicht 
kopieren, weil wir konfessionell gespalten sind. Er hofft, daß Hitler der oft 
widerstrebenden Haltung der Geister der Unterführer, die oft gegen seine 
Intentionen arbeiten, Herr werden würde.® - Er hofft auch mit Sicherheit, 
daß die konfessionelle Schule erhalten bleibe und versteht durchaus, daß die 
Gesinnungsverbände, insbesondere auch die der Lehrer bestehenbleiben 
müßten. Er glaubt, daß Hitler die Kraft und die Klugheit hat, sich durch- 
zusetzen. — Versuche wegen der Einschränkung der Freiheit der Kirche wer- 
den kaum gemacht werden. 


I. Aktennotiz über den Besuch Bischof Bernings und Generalvikar Stein- 
manns’ bei Hitler. 26. April 1933 


Pol. Archiv, Vatikanboischafl (Abschrift, datiert vom 7.6.33); abgedruckt bei 
Kupper, 28 ff. und Müller 120 ff. (ebd., 116 ff. und Stasiewski I, 100 ff. auch Bericht 
über die Besprechung im Protokoll der Konferenz der Diözesanvertreter in Berlin 
am 25. und 26.4. 33). 


Am 26. April d. Js. besuchte auf Grund der Konferenz der Diözesanvertre- 
ter Bischof Dr. Berning mit dem Generalvikar Prälat Dr. Steinmann nach- 
mittags 2 Uhr den Reichskanzler Hitler. Folgende kirchliche Besorgnisse 
wurden dem Reichskanzler unterbreitet: 

1. Freiheit der Kirche, 

2. Freiheit der katholischen Schule, 

3. Freiheit und Selbständigkeit der katholischen Vereine, 

4. Abbau der katholischen Beamten auf Grund ihrer katholischen Weltan- 
schauung oder ihrer bisherigen Betätigung in und für die Zentrumspartei. 
Der Reichskanzler Hitler führte darauf folgendes in ruhiger, sachlicher 

Weise aus: 
Es sei ihm der Vorwurf gemacht, er gehe gegen das Christentum vor und 
dieser Vorwurf hätte ihn schwer getroffen. Er sei auf das Festeste davon 


ab und übertrug dem Vizekanzler seine Vertretung. Der bayerische Reichsstatthalter v. Epp 
weigerte sich, die Schirmherrschaft über den Gesellentag zu übernehmen. Vgl. Vork, Episko- 
pat, 92 ff. und unten Nr. 25/33, Anm. 1. 

7 1925 gegründete militärische Jugendorganisation des italienischen Faschismus für die 8- bis 
18jährigen. 

8 Vgl. auch den Bericht Bischof Schreibers über sein Gespräch mit Reichsverkehrsminister 
Eltz von Rübenach: »Hitler sei mit den Auffassungen seiner Unterführer nicht immer ein- 
verstanden, nicht einmal mit Göring. Er rücke davon ab, wenn er nicht damit einverstanden 
sei. Hitler habe den ernsten Willen, mit der katholischen Kirche übereinzukommen.« Zitiert 
nach STAsıEwskt ], 105. j 

® Paul Steinmann (1871-1937), Dompropst, seit 1931 Generalvikar von Berlin, Sept. 1933 
Kapitularvikar. 
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überzeugt, daß ohne Christentum weder ein persönliches Leben noch ein 
Staat aufgebaut werden könne; und besonders der Deutsche Staat sei ohne 
die feste Basis des Christentums gar nicht denkbar. Auf das Volksbewußt- 
sein allein ließe sich auf keinen Fall ein Staat aufbauen, weil damit die 
stärkste, nämlich die religiöse und sittliche Grundlage fehlen würde. Er sei 
aber zu der Überzeugung gekommen, daß das Christentum in den letzten 
Jahrhunderten nicht mehr die Kraft und die Entschlossenheit aufgebracht 
hätte, die feindlichen Mächte von sich aus zu überwinden. Es hätte sich 
darauf beschränkt, die Irrtümer wissenschaftlich zu widerlegen. Infolgedes- 
sen sei ihm die Erkenntnis gekommen, daß der Staat die Kirche in diesem 
Kampf gegen die Gottlosigkeit unterstützen müsse. Gottlosigkeit und Bol- 
schewismus seien nur mit Härte und Gewalt niederzukämpfen. Daß dabei 
auch unbillige Härten vorkommen, sei zu bedauern, aber er könne es nicht 
hindern. In den Ausführungen hat H. mit der größten Hochachtung von 
der katholischen Kirche gesprochen. Er kam dann auf die Judenfrage zu 
sprechen. Hitler berief sich für seine Judenfeindlichkeit auf die katholische 
Kirche, die die Juden ebenfalls immer als Schädlinge angesehen hätte, die 
wegen der sittlichen Gefahren verboten hätte, daß Christen bei Juden in 
Dienst treten. Aus eben diesem Grunde hat die Kirche die Juden in das 
Ghetto verbannt. Er sieht in den Juden nur die Schädlinge für Staat und 
Kirche und deshalb will er die Juden mehr und mehr zurückdrängen, insbe- 
sondere vom Studium und den öffentlichen Berufen. 

Sodann sprach er über seine Einstellung zum Christentum, von dessen Macht 
‚und tiefen Bedeutung er vollkommen durchdrungen war. Er werde infolge- 
dessen auch keinen anderen Religionsstifter zulassen. Deshalb hat er sich 
auch von Ludendorff getrennt.!? Das Buch von Rosenberg, das man ihm 
zum Vorwurf macht, gehe ihn nichts an; es sei eine Privatveröffentlichungtt, 
mit der sich unter Umständen die lutherischen Pastoren auseinandersetzen 
sollten. 

Einen Kulturkampf lehnt H. energisch ab. Es wird in keiner Weise daran 
gedacht, in die Rechte der Kirche einzugreifen. Bezüglich der Schule erklärte 
H., daß er eine weltliche Schule niemals dulden werde. Eine Charakterbil- 
dung sei nur möglich auf dem Grunde der Religion. Diese dem Volke zu 
vermitteln, sei Sache der Kirche und infolgedessen müsse auch die Kirche 


10 In seinen Anfangsjahren hatte Hitler mit General Ludendorff politisch zusammengear- 
beitet, aber nach Hitlers Entlassung aus der Festungshaft kam es im Dezember 1924 zum 
Bruch, als Hitler »als erstes den bayerischen Ministerpräsidenten Held aufsuchte, um mit der 
Bayerischen Volkspartei und der katholischen Kirche seinen taktischen Frieden zu machen. 
Ludendorff dagegen hatte sich damals bereits in eine unversöhnliche Feindschaft gegen die 
katholische Kirche hineingesteigert« (H. BucHHEim, Die organisatorische Entwicklung der 
Ludendorff-Bewegung und ihr Verhältnis zum Nationalsozialismus. In: Gutachten des Insti- 
tuts für Zeitgeschichte. München 1958, 364). Der radikal völkisch-antiklerikale Tannenberg- 
bund Ludendorffs wurde am 22.9. 33 wegen »Polemik gegen den NS-Staat« und »Herab- 
setzung von Führern des Staates und der nationalsozialistischen Bewegung« vom preußi- 
schen Innenministerium verboten, aber alle Beschränkungen wurden aufgehoben, als Luden- 
dorff sich im März 1937 mit Hitler versöhnte. Seine Bewegung wurde allerdings wie alle 
völkisch-religiösen Sekten vom SD bzw. von der Gestapo überwacht (ebd., 360 ff.). 

11 Vgl. dazu auch oben Nr. 8/33, Anm. 8. 
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Einfluß auf die konfessionelle Schule haben. Es genüge aber nicht, daß ge- 
taufte Katholiken an der Schule tätig sind, sondern es müßten auch gläubige 
Lehrer daran tätig sein. Auf dem Gebiete der Schule müssen Staat und 
Kirche aufs engste zusammenarbeiten. 

Bezüglich der Vereine erklärte H., die katholischen Organisationen sollen in 
keiner Weise besehränkt werden, wenn sie ihre Aufgaben erfüllen, den 
christlichen Geist in ihren Mitgliedern zu fördern, den Staat bejahen und 
den Gemeinschaftsgeist pflegen. Auch die Jugendvereine werden nicht ange- 
tastet werden, wenn sie den Kampf gegen den Marxismus ermöglichen. 
Übergriffe mögen vorgekommen sein, sie werden bedauert und werden in 
Zukunft nicht wiederholt werden.:? 

Bezüglich der Beamten erklärte Hitler, daß wohl in einzelnen Fällen Härten 
entstehen können. Zwei Gründe veranlaßten zum Abbau: 1. die Sparsamkeit 
und 2. Es muß auch Platz gemacht werden für die Vorkämpfer der Natio- 
nalsozialistischen Bewegung, die früher zu Unrecht zurückgedrängt wurden. 
Die Marxisten müssen zunächst hinausgesetzt werden. Bezüglich des Abbaues 
der Zentrumsbeamten erklärte er, daß seine erste Sorge sei, den national- 
sozialistischen Beamten zunächst wieder einen Platz freizumachen, es muß 
aber schonend vorgegangen werden. Dem Prälaten Kaas hat er die Frage 
vorgelegt: »Sind Sie einverstanden, daß die Zentrumsbeamten in demselben 
Prozentsatz wie die Stimmenzahl des Zentrums bei der letzten Wahl war, in 
ihren Amtern belassen werden?«!? Auf diese Frage hat Kaas nichts geant- 
wortet. Wenn Unordnung vorgekommen ist, werde er Abhilfe schaffen. Im 
übrigen hätten die Nationalsozialisten ja gar nicht soviel ausgebildete 
Beamte, um alle Stellen besetzen zu können, so daß auch für das Zentrum 
noch Stellen übrigbleiben würden. Hitler bat dann, seine Ausführungen ver- 
traulich zu behandeln. Den Bischöfen könnte davon Mitteilung gemacht 
werden. Er betonte nochmals, daß er den größten Wert darauf lege, mit der 
katholischen Kirche zusammenzuarbeiten. 

Mit diesen Ausführungen decken sich dann auch die Ausführungen des Kul- 
tusministers sowie des Ministerpräsidenten Göring. Abgelehnt wurde überall 
der Kulturkampf. Die Freiheit der Kirche soll in keiner Weise angetastet 
werden, ihr würde die volle Freiheit in der Ausübung der Seelsorge und des 
Gottesdienstes garantiert. Den Vereinen soll ihr selbständiges Eigenleben 
erhalten bleiben. Auf alle Fälle müßten aber, wie Herr Göring betonte, 
sich die katholischen Organisationen freihalten von Parteipolitik und libe- 
ralistischen und marxistischen Ideen. Bezüglich des Beamtenabbaues erklärte 
er, es würden unweigerlich alle marzistisch gesinnten Beamten entlassen, um 
Platz für die nationalsozialistischen Beamten zu schaffen. Freilich müßten 
dabei auch einige Zentrumsbeamten abgebaut werden. 


12 Vgl. dazu aber unten Nr. 25/33; 30/33; 39/33. 

18 Vgl. Protokoll der Kabinettssitzung vom 7. 4. 33; BA R 43 1/1461, zitiert bei Morsey, 
Zentrumspartei, 372. Hitler hatte wiederholt versprochen, die Zentrumsbeamten bei der 
schon im März beginnenden politischen »Säuberung« des Beamtenapparates auszunehmen, 
aber die Sorge vor Entlassungen blieb bestehen, besonders nach Erlaß des Gesetzes zur Wie- 
derherstellung des Berufsbeamtentums (vgl. oben Nr. 15/33). 
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III. Besprechung Bischof Bernings und Generalsekretär Böhlers!‘ mit dem 
preußischen Kultusminister Rust. 26. April 1933 


Aus dem Protokoll der Konferenz der Diözesanvertreter in Berlin am 25. und 
26.4. 1933; abgedruckt bei Müller, 115 f., Stasiewski I, 98 f. 


1. Verhältnis von Staat und Kirche. 

Der Herr Minister Rust beantwortete die dahingehenden Fragen des 
Herrn Bischofs folgendermaßen: 

Der Staat erkennt die Kirche an, wie er erwartet, daß auch die Kirche den 
Staat anerkennt. Der Staat will mit der Kirche zusammenarbeiten. 
Irgendwelche Eingriffe in die Substanz der Kirche oder in bestehende 
Rechtsverhältnisse sind nicht geplant. Der Staat erkennt die Verträge an, 
die mit der Kirche bestehen und wird auch die Rechte gelten lassen, die die 
Kirche auf den Religionsunterricht in der Schule hat. Bischof Berning 
brachte zum Ausdruck, daß die Katholiken die jetzige Obrigkeit anerken- 
nen und bereit sind, dem neuen Staat aus Pflichtbewußtsein und ın Treue 
zu dienen. 

2. Bekenntnisschule. 

Auf die Frage des Herrn Bischofs Berning, ob für die Bekenntnisschule 
Gefahr bestände, antwortete Herr Minister Rust, das sei nicht der Fall. 
Man denke nicht daran, die Bekenntnisschulen aufzuheben oder in ihrem 
Wesen zu gefährden. Der Staat erwarte allerdings, daß die Bekenntnis- 
schule zu nationaler Gesinnung erziehe und sich positiv zum Staate stelle. 
In der Erwiderung des Herrn Bischofs wurde betont, daß dies für die 
katholische Kirche wie für die Katholiken selbstverständlich sei. 

.Der Hochwürdigste Herr Bischof berührte auch die Fragen der Privat- 
schulen, vor allem der Ordensschulen. Die Kirche erwartet, daß diese Schu- 
len erhalten blieben und daß der Staat auch weiterhin in Anerkennung 
der großen Verdienste dieser Schulen, ihrer besonderen inneren Werte, und 
der großen Ersparnisse, die der Offentlichkeit durch diese Schulen erwüch- 
sen, Zuschüsse zahle. In der Diaspora und auf dem Gebiete des höheren 
Schulwesens böten die Privatschulen oft die einzigste Möglichkeit kon- 
fessioneller Beschulung. 

Herr Minister Rust erklärte, daß Änderungen an den bisherigen Zustän- 
den nicht geplant seien. 

4. Bischof Berning berührte weiterhin die Frage des Schulbuchmonopols. 
Man höre, daß gerade für den Deutsch-, Geschichts- und staatsbürgerlichen 
Unterricht Schulbücher monopolartig eingeführt werden sollen. Darin 
könne eine große Gefahr für den inneren Charakter der Bekenntnisschule 
liegen (Berücksichtigung des katholischen Bildungsgutes). Es bestehe aber 
auch die Gefahr, daß freies geistiges Schaffen auf diese Weise unterdrückt 
werde, in allen Lehrbüchern müßten selbstverständlich die nationale Er- 
hebung und die Stellung zum Staate positiv behandelt werden. Auch man- 


w 


4 Wilhelm Böhler (1891-1958), seit 1920 Generalsekretär der katholischen Schulorgani- 
sation. 
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ches andere werde in den Lehrbüchern gegenüber dem bisherigen Inhalt 
geändert werden müssen. Es stimme aber sehr bedenklich, wenn man 
em auf dem Gebiete des Lehrbuches monopolartige Stellungen schaffen 
wolle. 

Die Erwiderung des Herrn Ministers Rust ging dahin, daß Beschlüsse über 
eine monopolamtige Einführung von Lehrbüchern noch nicht gefaßt seien. 
Er wisse wohl, daß solche Bestrebungen beständen, er habe sich aber noch 
nicht genügend orientieren können. Er habe Verständnis für die Beden- 
ken, die vom Weltanschaulichen her kämen, aber auch für die Sorge, daß 
die geistige Konkurrenz erlahme. Er werde sich informieren, es solle nichts 
geschehen, bevor nicht mit der Kirche verhandelt worden sei. 

. Auf die Frage, wie es mit der konfessionellen Lehrerbildung stehe, erwi- 
derte der Herr Minister, daß diese bekenntnismäßigen Anstalten blieben 
wie bisher. An eine Änderung sei nicht gedacht. 

6. Zum Schlusse behandelt der Bischof auch die Frage, daß jetzt so viele 
treue Lehrer und Beamte entlassen würden. Es gehöre zum Wesen des 
katholischen Beamten, daß er dem Staate aus innerem Pflichtbewußtsein 
diene. So habe es der katholische Beamte im früheren Staate gehalten, so 
stehe er auch dem neuen Staate gegenüber. Es sei für viele niederdrückend, 
daß ihnen die Möglichkeit genommen werden, dem Staat weiter zu dienen, 
und daß es den Anschein habe, als ob sie wegen ihrer Treue zum alten 
Staat verfolgt würden. 

Der Minister erwiderte, daß kein Beamter abgebaut werde, weil er katho- 
lisch sei. Für den Staat handele es sich nur darum, daß der Beamte die 
Gewähr biete, dem neuen Staat in der rechten Weise dienen zu können. 
Die Katholiken sollten nicht imparitätisch behandelt werden. 

Frühere parteipolitische Betätigung könne allerdings sehr hinderlich sein. 
Er sei gewillt, das höchstmöglichste Maß von Gerechtigkeit walten zu las- 
sen. Es seien Anweisungen getroffen, daß nur in solchen Fällen, wo es sich 
‚um notorische Marxisten handle, eine Entlassung aus dem Dienst an sich in 
Frage komme. In den übrigen Fällen werde ein regelrechtes Verfahren 
eingeleitet, in dem auch der Angeklagte gehört werde. 

Zweifelhafte Fälle würden einer Nachprüfung unterzogen. 

Wenn die Bischöfe glaubten, in einzelnen Fällen sei Unrecht geschehen, 
so bitte er um Benennung dieser Einzelfälle, die dann nachgeprüft werden 
sollen. 

Der Bischof wies in diesem Zusammenhang darauf hin, daß heute auch 
schon behördlicherseits auf Lehrer und Beamte ein Druck ausgeübt werde, 
der NSDAP beizutreten. 

Der Herr Minister antwortete, er werde Anweisung geben, daß ein solcher 
Druck unter allen Umständen zu unterbleiben habe. 

7.Über die Frage der Einordnung der katholischen Lehrerorganisationen 
konnte der Herr Minister weiter keine Auskunft geben, da diese Frage mit 
der ministeriellen Tätigkeit nicht zuammenhänge und mit den dafür zu- 
ständigen Herren der Bewegung besprochen werden müsse. 

Es wurde vereinbart, die Niederschrift der Verhandlung dem Herrn Kultus- 


un 
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minister und Bischof Berning zur Genehmigung vorzulegen. Es ist beabsich- 
tigt, daß beide sie unterschreiben und daß der Kultusminister bezeichnet, 
welche Teile der Besprechung evtl. veröffentlicht werden können. 


21/33 SCHREIBEN HITLERS AN KARDINAL BERTRAM 
28. April 1933 | 


& 


Pol. Archiv, nach: Müller, 122 ff.; Stasiewski I, 62 ff. 
Eure Eminenz! 


Eure Eminenz geruhten eine Anzahl von Eingaben an den Herrn Reichs- 
präsidenten und an einzelne Ressortminister zu richten, die mir zur Kennt- 
nisnahme vorgelegt wurden. Durch das unter dem 16. April an mich gerich- 
tete direkte Schreiben - für das ich Eurer Eminenz ehrerbietigst danke — 
erhalte ich die Möglichkeit, zu den in den verschiedenen Eingaben behandel- 
ten Vorgängen und Fragen selbst Stellung zu nehmen. 

Eure Eminenz drücken in dem unter dem 6. April an den Herrn Reichs- 
präsidenten gerichteten Briefe Besorgnisse aus über die bedrohte Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ordnung, der eine Schmälerung des Rechts und 
Gerechtigkeitsbewußtseins im Volke nachfolgen könnte.! 

Niemand bedauert mehr die Notwendigkeit, durch eine Revolution Deutsch- 
land vor dem Schicksal der Bolschewisierung zu bewahren als ich selbst, Herr 
Kardinal. Lange Jahre lebte ich in der Meinung, es könnte vielleicht doch ge- 
lingen, die Regierungen und insonderheit das Zentrum als eine der tragen- 
den Regierungsparteien zu bewegen, in Würdigung des Sinnes der Verfassung 
der Nationalsozialistischen Partei den ihr gebührenden Einfluß zu gewäh- 
ren. Leider wurden diese Hoffnungen bitter enttäuscht. Als sich der Herr 
Generalfeldmarschall v. Hindenburg endlich entschloß, von sich aus die 
nationalsozialistische Bewegung und mich in die Regierung zu berufen, war 
die Frage des drohenden kommunistischen Aufruhrs zur akuten Gefahr ge- 
worden. Was in den letzten anderthalb Jahrzehnten auf diesem Gebiete von 
den verschiedenen Regierungen gesündigt worden war, kann heute aus Grün- 
den der Staatsraison und der öffentlichen Sicherheit noch nicht bekanntgege- 
ben werden. Ich bin aber gerne bereit, einem Priester, den Eure Eminenz zu 
diesem Zwecke bestimmen mögen, einen Einblick in Zustände zu gewähren, 
deren Kenntnis Eure Eminenz den Ablauf der nationalen Revolution sicher- 
lich in vielem entschuldigen wird. 


% In den erwähnten Schreiben (abgedruckt bei MüLıer, 93ff. und Stasıewskı I, 49f., 52f. 
und 60ff.) hatte Kardinal Bertram (vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 5) seiner Sorge um das Fort- 
bestehen der katholischen Jugendverbände Ausdruck gegeben und sich über die Maßnahmen 
der NSDAP und des Stahlhelms gegen Lager des Katholischen Reichswerks für Freiwilligen 
Arbeitsdienst und über die Übergriffe gegen die Jugendorganisationen und ihre Sportver- 
bände beschwert. 
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Gemessen an dem Unglück, das das hinter uns liegende Regiment seit den 
Novembertagen 1918 über Deutschland gebracht hat, der Tiefe des Verfalls, 
in den es uns zog, sowie der Gefahr, vor der wir standen, ist der Gesamt- 
verlauf der nationalen Erhebung ein in der Geschichte solcher Vorgänge 
einzigartig gemäßigter und disziplinierter. Ich darf Eure Eminenz darauf 
hinweisen, daß meine Bewegung, die immer nur aus glühender Vaterlands- 
liebe gehandelt hat, in den wenigen Jahren ihres politischen Ringens mehr 
als 350 Tote und über 40 000 Verletzte zu beklagen hatte. Ich darf weiter 
darauf hinweisen, daß viele Zehntausende die Liebe und das Bekenntnis zu 
ihrem Volk und Vaterland mit dem Gefängnis büßen mußten. Kaum einer 
der Führer dieser Bewegung — mit Stolz kann ich mich selbst dazu rechnen — 
hat nicht infolge einer oft geradezu unerhörten Beugung von Recht und 
Gesetz schwere Freiheitsstrafen erduldet. Ich darf weiter bemerken, daß 
Hunderttausende meiner Anhänger Amt und Stellen verloren haben ohne 
Rücksicht auf Frauen und Kinder, daß man sie vom Arbeitsplatz brachte 
und der schlimmsten Not auslieferte, nur weil sie es wagten, sich der marxi- 
stischen Verderbung unseres Volkes zu widersetzen. Ich will dabei ganz 
schweigen von den sonstigen Verfolgungen, den ewigen Verboten, den un- 
unterbrochenen Haussuchungen, den Konfiskationen, den Redebehinderun- 
gen usw. 

Man wird in der Geschichte dereinst die nationale Revolution dieses Jahres 
nur als eine Erhebung, aber keineswegs als eine Vergeltung bezeichnen kön- 
nen. Ich glaube nicht, daß im Ablauf dieses geschichtlichen Geschehens mehr 
als höchstens 20 Menschen ihr Leben verloren haben. Ich bedauere auch dies, 
obwohl ich nicht dasselbe Bedauern bei unseren Gegnern anläßlich der Er- 
mordung der Hunderte meiner Anhänger gefunden habe. 

Die Arbeit, die heute vor uns steht, Eure Eminenz, ist eine sehr schwere. Was 
viele Jahre gesündigt haben, muß jetzt wieder gesühnt werden. Wenn zahl- 
reiche deutsche fleißige Menschen durch den Druck unerträglicher Steuern 
Geschäft und Haus und Hof verloren, dann trägt nicht geringe Schuld an 
dem eine Aufblähung unserer Verwaltung, die wir uns selbst in den glück- 
lichen Zeiten des deutschen Lebens nicht hätten leisten können. Wenn wir 
heute einen Teil unseres Beamtenkörpers abzubauen gezwungen sind, dann 
tun wir, was auf die Dauer andere Regierungen nicht hätten vermeiden kön- 
nen. Ich nehme vor der Nation die Unpopularität auf mich, die diese Ein- 
griffe mit sich bringen müssen. Ich darf allerdings Euer Eminenz versichern, 
daß kein Beamter entfernt wird wegen seiner Religion oder gar wegen sei- 
nem katholischen Glauben. Eure Eminenz weisen besonders hin auf Ober- 
schlesien und beklagen, daß gerade dort solche Eingriffe vorgenommen 
würden. Eure Eminenz befürchten, daß gerade im Grenzland die Volks- 
seele — durch jahrelange feindliche Besatzung aufgepeitscht und zermürbt — 
Schaden nehmen könnte. Ich bedaure, daß man aber gerade in Oberschlesien 
durch viele Jahre ohne Rücksicht auf diese gefährliche Situation die zahl- 
losen Anhänger meiner Bewegung auf das ungerechteste behandelt hat. Heute 
fordern diese allerdings die Wiederherstellung des verletzten Rechtes. 

Eure Eminenz weisen weiter auf beispiellose rohe Haussuchungen hin. Ich 
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bedaure sehr, wenn solch ein Fall vorgekommen sein soll und bitte um nähere 
Angaben darüber. Ich darf aber wieder sagen, daß unter der Regierung des 
Reichsinnenministers Wirth? bei unzähligen Nationalsozialisten Haus- 
suchungen stattfanden, ohne jeden Grund und ohne jede Veranlassung -, 
Haussuchungen, bei denen man des Nachts die Frauen und Kinder aus den 
Betten trieb und auf die Korridore hinausjagte, oder in den Höfen aufstellen 
ließ, nur auf das Notdürftigste bekleidet, um sie so stundenlang in eisiger 
Kälte stehenzulassen. Wir konnten uns darüber ja nicht beklagen, denn wir 
waren rechtlos und wehrlos. Anläßlich meiner Yernehmung als Zeuge vor 
dem Gericht zu Leipzig? hat mein früherer Oberster SA-Führer? als Zeuge 
unter seinem Eide eine solche an ihm vorgenommene Prozedur dem Obersten 
deutschen Gericht mitgeteilt. Und das passierte nicht zehnen, zwanzig oder 
Hunderten, nein Zehntausenden von uns. Noch zu Beginn des vergangenen 
Jahres wurden durch den Reichsinnenminister Wirth in Berlin zahlreiche 
meiner SA-Kameraden aus ihren Quartieren getrieben, die Betten auf die 
Straße hinuntergestellt, wo sie im Regen blieben, bis sich barmherzige Men- 
schen ihrer annahmen. 

Aber trotzdem bedauere ich aufrichtig, Herr Kardinal, wenn einem Priester 
Ähnliches zugestoßen sein sollte. Im übrigen bin ich überzeugt, daß, wenn 
irgendwo Angriffe gegen Staatsbeamte in hohen Stellungen erfolgt sind, 
diese Angriffe nicht dem Katholiken oder dem Staatsbeamten, sondern dem 
parteipolitischen Feind gegolten haben. Hier aber glaube ich, kann man bei 
aller Verurteilung einzelner Ausschreitungen insgesamt immer nur feststel- 
len, daß diese Vergeltungen in keinem Verhältnis zu dem stehen, was man 
zum Teil durch dieselben Beamten den Anhängern meiner Bewegung an Leid 
zugefügt hat. 

Es wird aber mein Bestreben sein, Euer Eminenz, alles zu tun, um die voll- 
ständige Ruhe und Ordnung in Deutschland so schnell als möglich wieder 
herzustellen. Denn über diese Erhebung soll ja nicht der Haß gegen unsere 
früheren Feinde, sondern die Liebe zu unserem Volk stehen. 

Ich bitte aber nochmals, mir im einzelnen für die angezogenen Fälle gütigst 
die Namen zukommmen zu lassen, und ich werde dann unverzüglich anord- 
nen, eine Untersuchung einzuleiten. Eure Eminenz erwähnen in den ver- 
schiedenen Eingaben die Lage der katholischen Verbände und knüpfen daran 
die Erwartung, daß ihnen durch das neue Regiment keinerlei Schädigung 
erwachse. Ich darf Ihnen, Herr Kardinal, versichern, daß, insoweit solche 
Verbände keine parteipolitisch dem jetzigen Regiment feindliche Tendenzen 


2 Joseph Wirth (6.9. 1878-3.1.1956), Zentrumspolitiker; 1920/21 Reichsfinanzminister, 
Mai 1921 bis November 1922 Reichskanzler, 1930/31 Reichsinnenminister; 1933-48 in der 
Schweiz; 1953 Vorsitzender des Bundes der Deutschen für Einheit, Frieden und Freiheit, 
der sich für eine Verständigung mit der Sowjetunion einsetzte. 

3 Gemeint ist der Prozeß vor dem Reichsgericht in Leipzig gegen die Reichswehroffiziere 
Scheringer, Ludin und Wendt, die wegen NS-Propaganda innerhalb der Reichswehr ange- 
klagt waren. Hitler sagte am 25.9. 30 als Zeuge der Verteidigung aus. Vgl. Näheres jetzt 
bei E. Da Hitler. Eine politische Biographie (List-Taschenbücher 349). München 
1969, 95 ff. 

; “a Juli 1926 bis August 1930 war Hauptmann Franz Pfeffer von Salomon Oberster SA- 

ührer. 
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pflegen, auch keine Absicht besteht, gegen sie vorzugehen. Die Regierung 
würde glücklich sein, wenn sich erweisen sollte, daß diese Voraussetzungen 
zuträfen. Denn sie wünscht nicht mit den beiden Kirchen in Deutschland 
Konflikte, sondern ein aufrichtiges Zusammenarbeiten zum Nutzen des Staa- 
tes sowohl als auch zum Nutzen der Kirchen. 

Die Fragen, die den Arbeitsdienst betreffen, finden ihre Erledigung in der in 
Kürze bevorstehenden Einführung der Allgemeinen Arbeitsdienstpflicht. 

Ich darf Eure Eminenz bitten, den guten Willen und die guten Absichten 
der nationalen Regierung mit Vertrauen anzunehmen. Die nationalsoziali- 
stische Bewegung aber hat keinen sehnlicheren Wunsch als den, es möchten 
doch die beiden Kirchen dem Kampfe zur Niederzwingung des Bolschewis- 
mus und der Wiederherstellung einer wirklichen Autorität sowie der Stär- 
kung und Festigung unseres gesamten Lebens ein gütiges Verstehen entgegen- 
bringen. Ich glaube, Ew. Eminenz, daß wir damit nur mitkämpfen, auch das 
Christentum wenigstens in Deutschland vor einer der größten Gefahren zu 
schützen, die seit vielen Jahren in Erscheinung getreten sind. 

In aufrichtiger Verehrung Eurer Eminenz ergebener 


gez. Adolf Hitler 


22/33 RUNDERLASS DES BAYERISCHEN KULTUSMINI- 
STERS BETR. SPORTLICHE VERANSTALTUNGEN 
AN SONN- UND FEIERTAGEN 
2. Juni 1933 


Aus: Herrmann, 58 ff. (ohne Quellenangabe); fehlt im Amtsblatt des Bayer. Staats- 
ministeriums für Unterricht und Kultus 1933. 


An Sonn- und Feiertagen finden vielfach Übungen, Vorführungen, Wett- 
kämpfe, Wanderungen und sonstige Veranstaltungen der Turn- und Sport- 
verbände, der Wehrsport- und Jugendverbände statt. Es entspricht deutscher 
Sitte, bei allen diesen Veranstaltungen darauf Rücksicht zu nehmen, daß die 
Teilnehmer ihren kirchlichen Verpflichtungen nachkommen können. Eine be- 
sondere Verantwortung erwächst in dieser Beziehung den Leitern von Ver- 
anstaltungen für Jugendliche. Nach Benehmen mit den kirchlichen Oberbe- 
hörden übermittle ich Richtlinien, die zur Weitergabe an die unterstellten 
Verbände, Vereine und Gruppen empfohlen werden. 


5 Vgl. dazu aber unten Nr. 25/33; 30/33; 39/33. 
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Richtlinien für die Turn- und Sportverbände, die Wehrsport- und 
Jugendverbände betr. Sonntagsgottesdienst 


1. 
Veranstaltungen am Wohnort 


Die Vormittage von Sonn- und Feiertagen sind soweit als möglich von Ver- 
anstaltungen für Jugendliche frei zu halten. 

Ist es notwendig, die Vormittage der Sonn- und Feiertage zu Veranstaltun- 
gen heranzuziehen, so ist in der Regel der Beginn der Veranstaltungen so 
anzusetzen, daß die Teilnehmer vorher den Gottesdienst ihres Bekenntnisses 
besuchen können. Soweit Schulgottesdienste stattfinden, dürfen nicht gleich- 
zeitig mit diesen Veranstaltungen für Jugendliche abgehalten werden. 

Sollen ausnahmsweise Veranstaltungen für Jugendliche an einem Sonn- oder 
Feiertag zu einer ganz frühen Stunde beginnen, so muß am Vormittag eine 
genügend große Pause eingelegt werden, während deren die Teilnehmer den 
Gottesdienst ihres Bekenntnisses besuchen können. 


Veranstaltungen an Orten außerhalb des Wohnortes 


Wenn möglich ist die Abgangszeit so festzusetzen, daß die Teilnehmer in der 
Lage sind, den Gottesdienst (Schulgottesdienst) ihres Bekenntnisses am 
Wohnort zu besuchen. 

Wenn dies nicht möglich ist, so ist den Teilnehmern am Ort der Veranstal- 
tung Gelegenheit zu geben, den Gottesdienst zu besuchen. Dies gilt selbst- 
verständlich auch, wenn der Wohnort bereits am Vortage des Sonn- oder 
Feiertages verlassen wurde. 


3 
Wanderungen 


Die Abgangszeit der Wanderungen ist, wenn möglich, so festzusetzen, daß 
die Teilnehmer in der Lage sind, den Gottesdienst (Schulgottesdienst) ihres 
Bekenntnisses am Wohnort zu besuchen. In größeren Städten finden vielfach 
besondere Frühgottesdienste an den Bahnhöfen oder in deren unmittelbarer 
Nähe statt, so daß auch bei Benützung der Frühzüge Gelegenheit zum Be- 
suche des Gottesdienstes gegeben ist. 

Ist der Besuch eines Gottesdienstes vor Antritt der Wanderung nicht möglich 
oder wurde die Wanderung bereits am Vortage angetreten, so ist den Teil- 
nehmern Gelegenheit zu geben, unterwegs den Gottesdienst zu besuchen. Den 
Führern wird die Erfüllung dieser Aufgabe dadurch erleichtert, daß in den 
Großstädten Verzeichnisse ausgehängt und erhältlich sind, aus denen die Zei- 
ten der Gottesdienste in dem benachbarten Wandergebiet zu ersehen ist. 


4. 


Alle Führer von Jugendverbänden, -Vereinen und -Gruppen haben die 
Pflicht, die Erziehung der ihnen anvertrauten Jugend so zu gestalten, daß die 
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Jugendlichen von der Möglichkeit des Besuches des Gottesdienstes ausnahms- 
los Gebrauch machen. Auf jeden Fall müssen die Führer streng darüber wa- 
chen, daß dem einzelnen der Besuch des Gottesdienstes weder durch die Füh- 
rung noch durch das Verhalten der Kameraden erschwert wird. 


+ Ih 


Wegen der Veranstaltung von Feldgottesdiensten im Freien ist rechtzeitig 
mit dem zuständigen Pfarramt in Verbindung zu treten. 


6. 


Diese Richtlinien gelten auch für die Beteiligung von Jugendlichen an ge- 
schlossenen Lagern und für die im Arbeitsdienst tätigen Jugendlichen. 


H. Schemm! 


23/33 KEINE ANERKENNUNG FÜR REICHSBISCHOF 
VON BODELSCHWINGH 
Juni 1933 


Während der Beratungen über die Verfassung der 
neuen Deutschen Evangelischen Kirche trat die 
Frage nach der Person des Reichsbischofs immer 
mehr in den Vordergrund. Die »Deutschen Chri- 
sten« stellten Ludwig Müller! als ihren Kandida- 
ten heraus, aber die Vertreter der Landeskirchen 
»bestimmten«? am 26.127. Mai Friedrich von Bo- 
delschwingh® zum Reichsbischof. Bodelschwingh 
trat das neue Amt sofort an. 


t Zu Schemm vgl. oben Nr. 12/33, Anm. 2. 

ı Zu Müller vgl. oben Nr. 19/33, Anm. 2. 

2 So der Terminus in dem Rundschreiben des Deutschen Ev. Kirchenausschusses vom 7. 6. 33. 
In dem Beschluß vom 27.5. wird vom »designierten Reichsbischof« gesprochen; zitiert im 
Rundschreiben des DEKA vom 6. 6. 33; Archiv EKD, A 2/61. — Die Rechtsgrundlage 
für die Wahl Bodelschwinghs war insofern so unsicher, »als die neue Verfassung der DEK 
noch nicht rechtskräftig war, diejenige des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes aber für 
diese Wahl nicht zureichte.« So E. Worr, Barmen. Kirche zwischen Versuchung und Gnade. 
München 19702, 54; vgl. auch KATer, 81 ff. 

® Friedrich von Bodelschwingh, geb. 14. 8.1877 in Bethel, gest. 4.1.1946 in Bethel; seit 
1910 Leiter der Betheler Anstalten. Am 24. 6. 33 als Reichsbischof zurückgetreten (vgl. unten 
Nr. 27/33). 

Lit.: W. ge Friedrich von Bodelschwingh 1877-1946. Nachfolger und Gestalter. 
Bethel 1967. 
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I. Schreiben eines Kreisfachberaters der NSDAP für kirchliche Angelegen- 
heiten an Bodelschwingh. Annaberg/Erzgeb., 1. Juni 1933 


Archiv Bethel, Ki 21. - 


Sehr geehrter Herr Pastor! 

Es ist Ihnen nicht unbekannt, daß Ihre Ernennung zum evangelischen Reichs- 
bischof bei der überwiegenden Mehrzahl des evangelischen Kirchenvolkes 
schwerste Beunruhigung hervorgerufen hat. Der Weg, den man Ende voriger 
Woche hat gemeint beschreiten zu können, wird yon uns Deutschen Christen 
des Obererzgebirges als unmöglich und illegal betrachtet. Durch die evange- 
lische Kirche und ihre Glieder geht ein Sturm‘, der schwere Gefahren für die 
Kirche heraufbeschwören wird. Wir bitten Sie sehr dringend, um der Kirche 
und des Friedens in der Kirche willen, durch Ihren sofortigen Rücktritt die 
Bahn freizumachen für die Kürung des Reichsbischofs durch die allein den 
Grundsätzen germanischer Demokratie entsprechende Volkswahl. Unser 
Vertrauen hat, wie Ihnen nicht unbekannt ist, allein der Vertrauensmann des 
Führers des geeinten deutschen Volkes, Herr Wehrkreispfarrer Müller. 


Mit vorzüglicher Hochachtung und 
Heil Hitler! 
Reichel, P. (:m. p.:)° 


I. Anordnung des Stabsleiters der PO. 2. Juni 1933 


Zitiert in einem Schreiben der Reichsleitung DC an alle Gauleiter der NSDAP vom 
17. Juli 1933; Dokument Center Berlin, abgedruckt u. a. bei Zipfel, 267. Genaue 
Datierung und Abdruck nach anderer Vorlage bei K. Scholder, Die Kapitulation der 
ev. Kirche vor dem NS-Staat. In: ZKG 81, 1970, 201. 


Anordnung Nr. 28/33 


Wehrkreispfarrer Müller, der Beauftragte des Führers für die evangelische 
Kirche, teilt mir mit, daß der Führer wünscht, daß die Deutschen Christen die 
Reaktion aus ihrer letzten Stellung herausdrängen. 
Die Deutschen Christen werden einen vierwöchentlichen Kampf aufnehmen. 
Die NSDAP hat diesen Kampf mit allen Mitteln zu unterstützen, ohne je- 
doch selbst den Kampf zu führen. Die Gauleiter werden von sich aus die 
nötigen Schritte unternehmen. 

Heil Hitler! 

Der Stabsleiter der PO 

gez. Dr. Ley® 


% Schon gleich nach der Wahl Bodelschwinghs hatten die »Deutschen Christen« Protestver- 
sammlungen organisiert und alle NS-Organisationen aufgefordert, Protesttelegramme abzu- 
senden. Vgl. die genauen Anweisungen bei GAuGeRr ], 83. 

5 Erich Reichel, geb. 20. 1. 1897 in Roßwein, gest. 1957 (?); seit 1923 Pfr. in Annaberg. 1943 
Amtsniederlegung unter Verzicht auf die Rechte des geistlichen Standes. R. soll 1945 nach 
Buchenwald gekommen und 1950 zu 20 Jahren Zuchthaus in Waldheim wegen Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit verurteilt worden sein. 

% Robert Ley, geb. 15. 2. 1890 in Niederbreidenbach/Rheinland, Selbstmord am 25. 10. 45 in 
Nürnberg; Chemiker; 1924 Mitglied der NSDAP, 1925 Gauleiter im Rheinland; 1928 Mit- 
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II. Schreiben einer Ortsgruppe der Gewerkschaft der deutschen Kauf- 
mannsgehilfen an Bodelschwingh. Zschopau i./Sa., 14. Juni 1933 


Archiv Bethel, Ki21. 


Die in der »Deutschen Arbeitsfront«, »Deutscher Handlungsgehilfenver- 
band« (DHV) Oxtsgruppe Zschopau i./Sa. organisierten deutschen Kauf- 
mannsgehilfen legen gegen die vorgenommene Reichsbischofswahl nachste- 
henden Protest ein: 

Die Rettung des christlichen Glaubens und der evangelischen Kirche verdan- 
ken wir in erster Linie der NSDAP, welche jederzeit den Kampf und Mut 
hierfür aufgebracht hat. Die Hoffnung einer einheitlichen deutschen evange- 
lischen Kirche verdanken wir nur der NSDAP und der Bewegung deutscher 
Christen, deren Führer Wehrkreispfarrer Müller ist. 

Wir deutschen Kaufmannsgehilfen im DHV verlangen deshalb, daß vor der 
Wahl des Reichsbischofs unbedingt die Deutsche Freiheitsbewegung gehört 
und ihr der bestimmte Einfluß gewährt wird! 


Mit deutschem Gruß und 

Heil Hitler 

DHV Ortsgruppe Zschopau/Sa 
W. Bretschneider(?) (:m. p.:) 


IV. Presseanweisungen des Propagandaministeriums. 13.-21. Juni 1933 
BA, Sig. Brammer. 


a. 13. Juni 1933 (Auszug) 

Das Reichspropagandaministerium erinnert auf das Strikteste an die Anwei- 
sung, keine Mitteilungen über bevorstehende Empfänge des Herrn Reichs- 
kanzlers zu veröffentlichen. Das Propagandaministerium wünscht desglei- 
chen eine ähnliche Zurückhaltung gegenüber Empfängen, die beim Herrn 
Reichspräsidenten in Aussicht stehen, obwohl von dieser Seite ein direktes 
Verbot nicht ergangen ist. Der Grund für diese Bitte ist der, daß eine Mit- 
teilung veröffentlicht wurde, daß der Reichsbischof von Bodelschwingh durch 
den Reichskanzler und den Reichspräsidenten empfangen würde, wobei der 
Reichspräsident seine besondere Verbundenheit zu Bodelschwingh zum Aus- 
druck bringen wolle. 


glied des preußischen Landtages, 1930 MdR; 6. 11.32 als Leiter der PO nach München be- 
rufen, Reichsleiter; 2. 5. 33 Zerschlagung der Gewerkschaften, Führer der DAF, Reichsorga- 
HE später Generalarbeitsführer, Reichswohnungskommissar, Chef der Ordens- 
urgen. 
? Derartige Gerüchte kursierten in der Tat, und die Kreuzzeitung meldete am 14. 6., daß 
Hindenburg Bodelschwingh anerkannt habe und ihn empfangen werde (vgl. GöTTE, 73f.). 
Bodelschwingh wurde jedoch lediglich von Frick empfangen, der »bestimmte grundsätzliche 
staatliche Gesichtspunkte gegenüber den kirchlichen Vorgängen« sicherstellen wollte (VB, 
11./12.6.); sowohl Hindenburg als auch Hitler lehnten einen Empfang des designierten 
Reichsbischofs ab. Vgl. unten VI und das Schreiben L. Müllers an den Verfassungsausschuß 
vom 15. 6.: »Der Herr Reichskanzler hat mir sein außerordentliches Bedauern darüber aus- 
gedrückt, daß die Arbeiten für den Neubau der DEK eine schwierige und durchaus unlieb- 
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Diese Mitteilung ist an sich wichtig, ihre Veröffentlichung liegt aber naturge- 
mäß nicht im Interesse der Reichsregierung.® 


b. 20. Juni 1933 (Auszug) 

Das Propagandaministerium bittet, unter allen Umständen jede Diskussion 
über Kirchenfragen, insbesondere über Streitigkeiten in der Evangelischen 
Kirche, zu unterlassen. Wieweit die kirchenamtlichen Mitteilungen veröffent- 
licht werden können, wird noch durch eine nähere Anweisung des Propa- 
gandaministeriums geklärt werden. 


c. 21. Juni 1933 (Auszug) 


% 


2. Die Erörterung über die Frage des Reichsbischofs ist in den letzten Tagen? 
in einer Form wiederaufgelebt, die nicht wünschenswert ist. Das Reichspro- 
pagandaministerium legt Wert darauf, daß diese Frage möglichst wenig und 
mit der gebotenen Zurückhaltung in der Presse behandelt werde. 


V. Schreiben einer Ortsgruppe der NSDAP an Bodelschwingh. Berlin- 
Steglitz, 21. Juni 1933 


Archiv Bethel, Ki 21. 


Protest 
gegen die Wahl des Pfarrers D. von Bodelschwingh zum Reichsbischof! 


Bei allen Volksgenossen, denen ein lebendiges evangelisches Glaubenstum 
Herzensbedürfnis ist, hat die überhastete Benennung des Pastors D. v. Bo- 
delschwingh zum Reichsbischof jähe Bestürzung und teilweise eine Erbitte- 
rung ausgelöst, an der kein Freund des Zusammenhalts unserer evangelischen 
Kirche achtlos vorübergehen sollte. 

Wir evangelischen Christen sehen es als ein Zeichen kirchenhierarchischer Ge- 
ringschätzung an, daß man bei dieser überstürzten Wahl das evangelische 
Kirchenvolk, auf dessen seelische und materielle Hilfe man doch sonst so gro- 
ßen Wert legt, einfach übergangen hat. 

Ebenso unfaßbar ist es uns, wie Herr D. v. Bodelschwingh ohne das persön- 
liche Vertrauen des Herrn Reichskanzlers, dem wir Christen für die Erret- 
tung vor Bolschewismus und Unglauben auf den Knien danken sollten, sein 
Amt irgendwie segensreich ausüben könnte. 

Wenn man in dieser Zeit machtvollen Glaubenserwachens nun bei der flott 
vollbrachten Bischofswahl ausgerechnet die »Glaubensbewegung Deutsche 
Christen« auszuschalten beflissen war, so können wir dies beim besten Willen 


same Entwicklung genommen haben. Er hat meine Bitte, die Herren Bevollmächtigten zu 
empfangen, abgelehnt. Er lehnt auch den Empfang des Herrn Pastors D. von Bodelschwingh 
ab. Ein Empfang beim Herrn Reichspräsidenten ist zurzeit ebenfalls nicht möglich.« Zitiert 
nach GAuceR I, 82. 

® Vgl. dazu den vertraulichen Informationsbericht des Berliner Vertreters des Dienatag- 
Pressebüros. in dem es heißt: »In der Kirchenfrage wird man Stellung nehmen können, so- 
fern wir eine Haltung im Sinne der Deutschen Christen einnehmen.« Zitiert nach GÖTTE, 69. 
® Vgl. dazu den Bericht über die Protestversammlungen bei GAuceR I, 85. 
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nicht anders deuten, als daß alle, welche die nationale Großtat des 30. Januar 
aus Schwerfälligkeit oder Mißgunst noch nicht recht zu erfassen vermögen, 
sich in ihrer Beklommenheit auf einen Mann einigten, der nicht mit ausge- 
sprochenen Kämpfersinn und völkischem Schwung begnadet ist. 
Wenn sie dabei auf den Träger eines durch Wohltun berühmten Namens ver- 
fallen sind (an dessen Verdiensten auf kampfabgewandter, stiller Bahn auch 
wir uns nicht zu kritteln unterfangen), so ist das für uns bei der ganzen Art 
ihres Vorgehens weniger ein Zeichen von Großzügigkeit als von Taktik und 
richtiger Einschätzung leicht beeinflußbarer Leute. 
Nach all diesem erheben wir unsere warnende Stimme gegen das am evange- 
lischen Kirchenvolk verübte Unrecht bezw. dessen Aufrechterhaltung und be- 
dauern, daß Herr Pastor D. v. Bodelschwingh angesichts des elementaren 
Ausbruchs des Volksunwillens noch nicht von sich aus die sittliche Größe auf- 
gebracht hat, einen Posten zu räumen, der ihm nicht gebührt. 
Die billige Erwartung aber, daß wir die berühmte »vollendete Tatsache« mit 
der Zeit doch hinnehmen und nicht wagen würden, unsere verbürgten Rechte 
zu verteidigen, empfinden wir als eine Beleidigung gegen uns persönlich und 
gegen die Freiheit eines Christenmenschen. 

»Wer Ohren hat zu hören, der höre!« 


Die evangelischen Christen der 
Ortsgruppe Steglitz-Paulsen 
der NSDAP 

I. A. der Obmann 

Dr. Wiese (:m. p.:) 


VI. Schreiben des Reichspräsidenten an Bodelschwingh. Neudeck, 21. Juni 
1933 


Archiv Bethel, E 24/3 — 402.403 (mit handschrifllichem Vermerk: Durch Boten ab- 
gegeben am 23.6. um 10 Uhr 30). Abschrifl (durch Staatssekretär Meißner am 
23.6. an die Reichskanzlei gesandt) auch BAR 43 II/161. 


Sehr verehrter Herr Reichsbischof! 

Die Sorgen um die Zukunft der Evangelischen Kirche, die Sie mir in Ihrem 
Briefe vom 15. Juni! vortragen, bewegen auch mich; mit großem Bedauern 
habe ich feststellen müssen, daß die so hoffnungsvoll begonnene Arbeit für 
den Zusammenschluß der Evangelischen Kirchen Deutschlands zu einer ge- 
meinsamen Deutschen Evangelischen Reichskirche einen so heftigen Streit um 
die Bestellung und die Persönlichkeit des Oberhauptes dieser werdenden Kir- 
che entfesselt hat, der die so dringend notwendige Einheit unserer Evangeli- 


10 Bodelschwingh hatte am 15. 6. den Reichspräsidenten um einen Empfang gebeten und 
u.a. geschrieben: »Nachdem mich die Kirchenleitungen durch fast einmütigen Beschluß zum 
Reichsbischof der werdenden deutschen evangelischen Kirche bestimmt haben, trage ich für 
diese Dinge eine besondere Verantwortung. Ich sehe, daß es um letzte Entscheidungen geht, 
auch für die Zukunft unseres Volkes und Vaterlands. Im Blick darauf würde es mir ein gro- 
ßes Geschenk und wertvollste Hilfe sein, mit dem vornehmsten Glied dieser Kirche eine 
ganz persönliche und vertrauliche Besprechung haben zu dürfen.« BAR 43 I//161. 
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schen Kirche ernstlich in Gefahr bringt. Trotz dieser Sorgen, die mich als 
evangelischen Christen bewegen, muß ich Sie bitten, von Ihrem Ersuchen um 
einen persönlichen Empfang in Neudeck Abstand zu nehmen, und zwar aus 
zwei Gründen: Einmal, weil ich im Hinblick auf die notwendige Erholung, 
die ich in Neudeck suche, während meines Aufenthalts hier keinen persönli- 
chen Empfang bewillige und diesen Grundsatz, wenn ich ihn in einem Falle 
verlasse, überhaupt aufgeben müßte; vor allem aber auch, weil im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt der Empfang Ihrer Person hier als eine einseitige Stellung- 
nahme ausgelegt und mich in den Streit der beiden Richtungen hineinziehen 
würde. Ich halte es für zweckmäßig, wenn zunächst — vielleicht unter dem 
Vorsitz des hierfür zuständigen Reichsministers des Innern - Sie selbst und 
ein Vertreter der anderen Richtung zu einer persönlichen Aussprache sich zu- 
sammenfinden, damit die bestehenden Meinungsverschiedenheiten aus dem 
lärmenden Streit des Tages in die ruhigere Atmosphäre sachlicher Verhand- 
lungen über das Verfassungswerk der kommenden Reichskirche überführt 
und der Versuch zu einer Überbrückung der Gegensätze gemacht würde. Falls 
Sie es wünschen, bin ich bereit, den Reichsminister des Innern zu bitten, für 
eine solche Verhandlung die Initiative zu übernehmen. 

Mit dem Ausdruck meiner besonderen Hochschätzung und mit freundlichen 
Grüßen bin ich 

Ihr ergebener 
von Hindenburg (:m. p.:)" 


24/33 REDE DES BAYERISCHEN MINISTERPRÄSIDENTEN 
BEI DER AMTSEINFUHRUNG DES BAYERISCHEN 
LANDESBISCHOFS 
11. Juni 1933 


Pressebericht des VB (M), 13. Juni 1933. 


Staat und Kirche in der neuen Zeit 
Gemeinsamer Dienst an Volkstum und Gott, Deutschtum und Christentum 


Nürnberg, 12. Juni. 
In seiner großen Rede im Rathaussaal in Nürnberg anläßlich der Amtsein- 
führung des evangelischen Landesbischofs für Bayern, D. Meiser?, verbrei- 


1 Paul von Hindenburg (1847-1934), Reichspräsident seit 1925. Über Hindenburgs Ein- 
den Kirchenkampf vgl. oben Nr. 9/33, Anm. 2, unten Nr. 27/33 (XIII) und 
54/3 2 

ı Schon am 12.6. hatte der VB (M) einen ausführlichen Bericht über die Einführung des 
neuen Landesbischofs gebracht und darauf hingewiesen, daß die Rede des Ministerpräsiden- 
ten »mit Rücksicht auf die außerordentliche Bedeutung dieser Ausführungen« am folgenden 
Tage im Wortlaut abgedruckt würde. 

® Hans Meiser, geb. 16.2.1881 in Nürnberg, gest. 8.6. 1956 in Nürnberg; 1928-33 Ober- 
kirchenrat in München, 4. 5. 33-1. 5. 55 bayerischer Landesbischof. 

Lit.: J. SCHIEDER, D. Hans Meiser - Wächter und Haushalter Gottes. München 1956. 
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au sich Ministerpräsident Siebert? über das Verhältnis von Kirche und 
taat. 

Der Ministerpräsident wies eingangs darauf hin, daß die bayerische Staats- 
regierung mit ihrer Teilnahme an der Amtseinsetzung des Landesbischofs 
ihren Willen bekunde, das ganze Land in den Kreis ihrer Pflichten gestellt 
zu wissen im Bewaußtsein der Aufgaben, die beiden Bekenntnissen des christ- 
lichen Glaubens zukommen. Er sprach dann dem Kirchenpräsidenten D. Veit? 
‚den herzlichen Dank der Staatsregierung für dessen 16jährige Tätigkeit an 
der Spitze der Landeskirche aus und betonte, daß der Name des Kirchenprä- 
sidenten durch das Vertragswerk von 1924, durch welches das Verhältnis des 
Staates zur evangelischen Kirche auf eine neue Grundlage gestellt worden ist, 
für immer wachgehalten wird. 

Sodann brachte der Ministerpräsident dem Landesbischof D. Meiser die 
Glückwünsche der Staatsregierung zu seinem schweren Amt dar und fügte 
daran folgende grundsätzliche Ausführungen: 

Daß Sie durch das Vertrauen der berufenen Vertreter der evangelischen Kir- 
che so einmütig zu diesem Amt berufen worden sind, das wird Ihnen die 
innere Kraft geben, die Sie benötigen, um all den schweren Aufgaben ihres 
Amtes gerecht zu werden. Daß ich als Chef der bayerischen Staatsregierung 
je und je stärkste und aktive Betätigung mit Ihnen suche, um mit Ihnen zum 
Wohl von Kirche und Staat gemeinsame Fragen zu erörtern und zu fördern, 
brauche ich nicht zu betonen. 

Wir sind hineingeboren in eine Zeit von ganz besonderer Größe. Was der 
Traum der Väter war, hat sich erfüllt; die Einheit des Deutschen Reiches, die 
innere nationale Geschlossenheit hat uns der vom Himmel geschenkte Führer 
Adolf Hitler gegeben. Wir werden uns ihrer würdig erweisen, indem wir uns 
freudig zu dem Höchsten bekennen, zur Kirche, zur deutschen Kirche. 

In diesem Neuwerden aller Dinge ist das Verhältnis von Kirche zu Staat 
für die Staatsregierung und die Reichsregierung in ihrer Bedeutung ganz 
klar. Unser Führer hat bei der programmatischen Erklärung so eindeutig vor 
dem Reichstag ein Bekenntnis treuester Hingabe an den christlichen Glauben 
abgelegt und festgestellt, daß der Politiker die Dinge der Kirche der Kirche 
selber überlassen soll. Das ist auch die Auffassung der bayerischen Staatsre- 
gierung. 

Sie erkennt, daß die lebendigen Ströme, welche aus dem Kirchentum heraus- 
fließen, ebenso notwendig sind zum Neuaufbau der Verhältnisse wie die po- 
litische Macht. Sie weiß aber auch, daß der Urgrund, auf welchem die Kirche 


Die außerordentliche Synode vom 4.5.33, auf der Meiser zum Landesbischof gewählt wor- 
den war, hatte gleichzeitig in Anlehnung an staatliche Ermächtigungsgesetze ein Gesetz über 
die Ermächtigung des Landesbischofs zum Erlaß von Kirchengesetzen verabschiedet, das 
Meiser praktisch unumschränkte Vollmachten gab; vgl. BAıEr, 45f. 

8 Ludwig Siebert, geb. 17. 10. 1874 in Ludwigshafen, gest. 1. 11. 1942; Staatsanwalt; 
1908-1919 Bürgermeister von Rothenburg o. d. T., 1919-1933 Oberbürgermeister von Lind- 
au; 9.3.33 komm. bayerischer Finanzminister, seit 12.4. 33 bayerischer Ministerpräsident 
und Staatsminister der Finanzen; 12. 11. 33 MdR. Vgl. auch unten Nr. 55/33. 

4 Friedrich Veit, geb. 18. 5. 1861 in Augsburg, gest. 18. 12. 1948 in Bayrischzell; 1892-1915 
Pfarrer in München, 1915 Oberkonsistorialrat, 1917 Oberkonsistorialpräsident, 1921-1933 
Kirchenpräsident. 
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beruht, daß der Fels, auf dem die Kirchen der beiden Bekenntnisse gebaut 
sind, von besonderer Art ist, und wir wissen, daß die Kirche in ihrer eigenen 
Atmosphäre und Verantwortung ihre Geschicke, wenn auch nicht gegen den 
Staat, so doch selber zu bestimmen hat. 

Im Laufe des Jahrhunderts sind die evangelisch-lutherische Kirche rechts des 
Rheins und die Pfälzische Landeskirche je zu einer starken Einheit verwach- 
sen. Diese ist drüben links des Rheins verwurzelt mit der alten Pfalz und 
rechts des Rheins mit dem Frankenland. Darüber hinaus aber auch mit dem 
Süden des bayerischen Landes. Was hier an Kraft herausquillt aus den prote- 
stantischen Landeskirchen, das wird der Staat bei dem Neuaufbau zu nutzen 
wissen. 

Staat und Kirche dienen in der neuen Zeit dem Volkstum und Gott, 
dem Deutschtum und Christentum. 

Wir stehen heute mitten in einem großen Geschehen auch in unserer prote- 
stantischen Kirche. Das neue Werden der evangelischen Reichskirche ist eine 
Angelegenheit von ganz besonderer Bedeutung für unser ganzes protestanti- 
sches Volk in Deutschland. Möchten hier die Verhältnisse so geregelt werden, 
daß die Landeskirche in ihrer Gestalt mittätig sein kann nach ihrem eigenen 
Leben an dem großen Ziel, welches der Gedanke der Neuschaffung der Evan- 
gelischen Reichskirche in sich birgt. Es wird noch manche Arbeit geben, um 
hier die verschiedenen Meinungen zum Wohl und Segen des ganzen Prote- 
stantismus zusammenzuführen. 

Der moderne Staat, das neue Deutschland, kann der Mitwirkung der Kirchen 
gar nicht entbehren. Wenn die Kirchen in ihrer eigenen Gesetzlichkeit, aus ih- 
rem Fundament heraus, auf dem sie stärker und fester als alles menschliche 
Denken gegründet sind, selbst ihre Geschicke bestimmen, so müssen sie und 
werden sie auch in Zukunft unter der neuen Führung erkennen, daß unsere 
Arbeit eine gemeinsame ist. 

Nach drei Richtungen möchte ich Ihre Mitwirkung erbitten: 

1. Bei der Erweckung reinen Opfersinnes, den wir im Volk so nötig haben. 

2. Schaffung des neuen sozialen Gedankens und Menschentums. 

3. um die Jugend hinzuführen zu Volk und Gott, zu Vaterland und Chri- 
stentum. 

Wenn wir uns hierin zu gemeinsamer Arbeit zusammenfinden, dann wird 
diese Zusammenarbeit eine gesegnete und glückliche sein. Noch etwas liegt 
mir besonders am Herzen: 

Es wird Ihre Aufgabe sein, darüber zu wachen, daß der konfessionelle Friede 
in Deutschland nicht gestört wird. Wir brauchen diesen Frieden notwendiger 
denn je. Ich bin der Ansicht, je mehr einer verwurzelt ist in seinem eigenen 
Glauben, um so mehr wird er die Achtung vor dem anderen Bekenntnis zu 
schätzen wissen. Die Zeit ist in Bayern und in Deutschland vorüber, wo kon- 
fessionelle Zwietracht in unser Volk hineingetragen werden konnte. Die bay- 
erische Staatsregierung, die gläubige Männer beider Bekenntnisse in ihrer 
Arbeit eint, wird es nicht zulassen, daß Zeiten wiederkehren, wo das Höchste 
und Heiligste, das den Menschen gegeben ist, dazu benutzt wird, Zwietracht 
in die Menschen zu säen. 
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Ich habe mit Freude und Genugtuung gesehen, so betonte der Ministerpräsi- 
dent, sich an den Landesbischof wendend, daß Sie Verständnis für die Auf- 
fassung unseres Führers haben und bereit und gewillt sind, in positiver Mit- 
arbeit seinen hohen Gedanken über die Zukunft des deutschen Volkes auch 
in Ihrem hohen Amt mit Nachdruck Förderung angedeihen zu lassen. Dazu 
gebe Ihnen für lange Zeit der Allmächtige Kraft, Weisheit und Stärke. 

Gott zu Ehren, Ihnen zur Freude, der Ev.-Luth. Landeskirche zum Wohle 
und dem deutschen Volk und Vaterland zum Segen und Heil, das ist der 
Wunsch, den ich namens der bayerischen Staatsregierung aus tiefstem Her- 
zensgrund hiermit zum Ausdruck bringe. 


25/33 DAS VERSAMMLUNGSVERBOT IN BAYERN UND 
SEINE GELTUNG 
13. Juni-15. Juli 1933 


I. Runderlaß des Politischen Polizeikommandeurs Bayerns. München, 
13. Juni 1933 


BA Schu 243/I Bd. 2, 96 f; abgedruckt bei Baier, 362 f. 


Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit! er- 
geht folgende Anordnung: 

Bis auf weiteres sind öffentliche und geschlossene Versammlungen sowie Ver- 
sammlungen und Aufzüge unter freiem Himmel jeglicher Art verboten. 
Ausnahmen von diesem Verbot können nur im Benehmen mit der Bayeri- 
schen Politischen Polizei gewährt werden. 


EW: 
Heydrich? 


I. Runderlaß des Politischen Polizeikommandeurs Bayerns. München, 
20. Juni 1933 


BA Schu 244 Bd. 1, 121. 


Gemäß Abs. III der Bekanntmachung vom 13. 6. 1933 über Versammlungs- 
verbote sind nachbezeichnete Aufzüge und Versammlungen von dem Verbot 
auszunehmen und zuzulassen: 


1 Unmittelbar voraufgegangen war der 1. Deutsche Gesellentag (Kolpingtreffen) vom 8. bis 
11.6. in München, der, zunächst am 2.6. von der Bayerischen Politischen Polizei verboten, 
dann doch stattfinden durfte, »wenn jegliches öffentliche Auftreten, Aufmarschieren in ge- 
schlossenen Gruppen vermieden werde und die Fahnen nur eingerollt getragen würden.« 
Dennoch kam es zu schweren Ausschreitungen seitens der SA und SS, gegen die von den 
Polizeibehörden kein Schutz zu erlangen war. Vgl. dazu Vork, Episkopat, 92 ff; J. Neu- 
HÄUSLER, Amboß und Hammer. München 1967, 24-29. 

2 Reinhard Heydrich, geb. 7. 3.04 in Halle/Saale, gest. 4. 6.42 in Prag nach einem Atten- 
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a) Versammlungen und Aufzüge der NSDAP und ihrer Zweigorganisa- 
tionen wie der SA, SS, der NSBO, des Kampfbundes für den gewerb- 
lichen Mittelstand, der Hitlerjugend usw. 

b) Versammlungen und Aufzüge nationalsozialistischer Gewerkschaften, 

c) Versammlungen und Aufzüge des Stahlhelms, Bund der Frontsoldaten, 
sofern nicht Veranstaltungen von Stahlhelmgruppen in Betracht kommen, 
bei denen durch eine übergroße Neuaufnahme von Mitgliedern in letzter 
Zeit eine Durchsetzung mit regierungsfeindlichen Elementen zu besorgen 
ist. 

d) Versammlungen und Aufzüge von unpolitischen Organisationen, z.B. 
Turn- und Sportvereinen, Wanderorganisationen, Gesangvereinen, Mu- 
sikvereinigungen, Genossenschaften, Standesvereinen, Innungen, Gesellig- 
keitsvereinen u. ä. soferne diese Organisationen nicht in einer gewissen 
Abhängigkeit oder in Zusammenarbeit mit Parteien und Organisationen 
standen, die der nationalen Bewegung gegenüber feindlich eingestellt 
waren. 

e) Rein kirchliche Veranstaltungen wie Wallfahrten, Prozessionen, Einseg- 
nungen u. ä.; nicht aber Veranstaltungen mit weltlichem Gepräge.? 

f) Versammlungen und Aufzüge von Veteranen- und Kriegsvereinen, Regi- 
mentsvereinigungen, Kriegsbeschädigtenorganisationen u. ä. soferne die- 
se Organisationen restlos und einwandfrei hinter der nationalen Regie- 
rung stehen. 

g) Rein wissenschaftliche Vorträge. 

Als Versammlungen und Aufzüge i. S. dieser Vollzugsvorschriften sind 

öffentliche und geschlossene Veranstaltungen in Räumen wie auch unter 

freiem Himmel anzusehen. 

Unter den Begriff der Aufzüge fallen auch Personenfahrten auf Fahrzeugen 

jeglicher Art. 

Den Veranstaltern von Aufzügen und Versammlungen sind schriftliche Ge- 

nehmigungs-Bestätigungen auszuhändigen. 

Über die Genehmigung und das Verbot von Versammlungen und Aufzügen 

entscheiden für mittelbare Gemeinden die Bezirksämter, im Benehmen mit 

den Sonderkommissären, in kreisunmittelbaren Städten mit staatlicher Poli- 
zeiverwaltung die Polizeidirektionen und Staatspolizeiämter, in den übrigen 
kreisunmittelbaren Städten die Stadtkommissäre. In Zweifelsfällen ist die 

Entscheidung der Bayerischen Politischen Polizei zu erholen. 


H. Himmler* 


tat vom 27.5.; Marineoffizier; 1931 Eintritt in die NSDAP, SS-Sturmbannführer, 1932 
Chef des »Sicherheitsdienstes des Reichsführers SS«; 1. 4. 33 Assistent Himmlers in der BPP, 
1934 im Reich; 1936-42 Chef des SD und des RSHA, 1941 stellv. Reichsprotektor für Böh- 
men und Mähren. 

Lit.: Fest, 139ff. 

® Damit wurde deutlich, wohin der Erlaß vom 13. 6. eigentlich zielte: »Nirgends im Reich 
war es bis dahin auf Länderebene zu einem derart radikalen Eingriff in die Versammlungs- 
freiheit gekommen, nirgends die Stoßrichtung auf Kirchliches außerhalb der Kirche so un- 
verhüllt zutage getreten.« VoLk, Episkopat, 99, 

4 Heinrich Himmler, geb. 7.10.1900 in München, gest. 23.5.1945 in Lüneburg durch 
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III. Runderlaß der Regierung von Unterfranken und Aschaffenburg (Kam- 
mer des Innern). Würzburg, 1. Juli 1933 


BA Schu 243/1 Bd. 2, 97. 


Veranstaltungen des »Verbandes katholischer Jungbauern« sowie des »Bayer. 
christlichen Bauernvereins« sind gemäß der Anordnung des Staatsministe- 
riums des Innern vom 13. 6. 33 gl. Betreffs zu verbieten. 


(Unterschrift) 


IV. Runderlaß des Politischen Polizeikommandeurs Bayerns. München, 
5. Juli 1933 


BA Schu 244 Bd. 1, 123. 


Der Abs. 1 Buchst. e der Ausführungsbestimmungen vom 20. 6. 1933 zu der 
Bekanntmachung v. 13. 6. 1933 über Versammlungsverbote wird dahin ge- 
ändert, daß künftig kirchliche Feiern wie Primizen u.ä. in der herkömmli- 
chen Form einschl. öffentlicher Aufzüge und sonstiger Veranstaltungen zuge- 
lassen werden können, soferne Störungen der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit nicht zu besorgen sind. 

H. Himmler 


V. Runderlaß des Politischen Polizeikommandeurs Bayerns. München, 
15. Juli 1933 


BA Schu 244 Bd. 1, 124. 


Zum Vollzug der Bekanntmachung des Staatsmin. d. Innern — Politischer 
Polizeikommandeur Bayerns — vom 20.6. 33 (Ausf. Best. zur Bekanntm. 
v. 13. 6. 33 betr. Versammlungs- und Aufzugsverbot) wird folgendes be- 
kanntgegeben: | 

Unter die Bestimmungen des Abs. 1 Buchst. e der Bekanntm. des Staatsmin. 
d. Innern — Politischer Polizeikommandeur Bayerns — vom 20. 6. 1933 fallen 
auch sogen. Dekanats- und Pastoralkonferenzen sofern hierbei lediglich rein 
kirchliche Angelegenheiten besprochen werden und Störungen der öffent- 
lichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit nicht zu besorgen sind. Der Bayerischen 
Politischen Polizei ist von der Abhaltung derartiger Konferenzen (Ort, Zeit, 
Tagesordnung, Redner) nach der Verbescheidung über Zulassung oder Ver- 
bot umgehend zu berichten. 


Selbstmord; Diplom-Landwirt; Teilnehmer am Putsch von 1923, 1925 Mitglied der NSDAP; 
1926-30 stellv. Gauleiter. von Niederbayern; 1925 Mitglied, 6. 1. 29 Reichsführer der SS; 
9. 3. 33 komm. Polizeipräsident von München, 1. 4. 33 politischer Polizeikommandeur in 
Bayern, 2. 6. 33 Reichsleiter der NSDAP, 20. 11. 34 Chef der Preußischen Geheimen Staats- 
polizei, 17. 6. 36 Chef der gesamten deutschen Polizei; 7. 10. 39 Reichskommissar für die 
Festigung deutschen Volkstums; 25. 8. 43 Reichsinnenminister und Generalbevollmächtigter 
für die Reichsverwaltung; 21. 7. 44 Oberbefehlshaber des Ersatzheeres und Chef der 
Heeresrüstung. 

Lit.: H. Fraenker/R. Manverı, Heinrich Himniler. Berlin 1965; Fest, 156 ff.; J. Acker- 
MANN, Himmler als Ideologe. Göttingen 1970. 


25 65 


Der Abs. 4 der angeführten Bekanntmachung hinsichtlich der Ausstellung 
schriftlicher Genehmigungsbestätigungen ist zu streichen. 

Die Anmeldepflicht zwecks Genehmigung von Versammlungen und Aufzü- 
gen bleibt nach wie vor bestehen. 

Durch den Wegfall der Ausfertigung schriftlicher Anmeldebestätigungen 
darf die Übersicht über die Versammlungstätigkeit in keiner Weise beein- 
trächtigt werden. 

Heydrich 


N 


26/33 VERFÜGUNG R. LEYS GEGEN DIE KONFESSIO- 
NELLEN ARBEITERVEREINE 
22. Juni 1933 


Aus: Stasiewski I, 254. 


Mit der Bildung der Deutschen Arbeitsfront sollte der Vielheit der Arbeit- 
nehmer- und Unternehmerorganisationen gegenübergetreten werden.? Nicht 
allein sollte damit der letzte Unterschlupf des Marxismus getroffen werden, 
sondern es sollte auch die unglückselige Zerklüftung der deutschen Arbeits- 
menschen behoben werden. Kleinliche und eigensüchtige Subjekte wollen die- 
se große revolutionäre Tat nicht anerkennen und versuchen, mit Nachbildun- 
gen und Selbsthilfeorganisationen diese Arbeit zu schwächen. 


1 Nach DAZ vom 23.6.33. - Nach VB (M) vom 24.6. (anderer Wortlaut in den MNN 
vom 24.6. und bei L. DAEscHneER, Das Recht der deutschen Arbeit. München 1934, 17) hieß 
es in weiteren Verfügungen Leys vom gleichen Tage u. a.: »Der Nationalsozialismus handelt 
kraft seiner Stärke großmütig... So glaubte der Nationalsozialismus, auch den christlichen 
Gewerkschaften er anderen bürgerlichen Gruppen gegenüber großmütig sein zu können. 
Diese Tat wurde mit Undank und Unloyalität beantwortet. Hierzu kommt, daß sich in den 
vorstehenden Verbänden bezüglich Kassen- und Wirtschaftsangelegenheiten größte Korrup- 
tion herausgestellt hat. Aus dieser Erkenntnis heraus verfüge ich folgendes: Alle Dienststellen 
der christlichen Gewerkschaften und der Angestelltenverbände sind mit Nationalsozialisten 
zu besetzen...« — Voraufgegangen war, daß die 17. Internationale Arbeitskonferenz in 
Genf der deutschen Vertretung unter Führung Leys die Anerkennung versagt und das NS- 
Regime heftig angegriffen hatte, die ebenfalls erschienenen Vertreter der christlichen Ge- 
werkschaften aber tatkräftige internationale Unterstützung erhielten. Auf der »Riesenpro- 
testkundgebung gegen die Vorgänge auf der Internationalen Arbeitskonferenz« (VB vom 
23.6.) betonte dann Ley: »Den Kirchen sei — bei aller Ehrfurcht vor ihnen — gesagt, daß sie 
für das Heil der Seelen unseres Volkes sorgen sollten, zum Seelenheil gehöre aber nicht, 
daß man katholische Turnvereine, evangelische oder katholische Arbeitervereine habe. Das 
sei Sache des Staates.« 

2 Die DAF war am 6.5.33 unmittelbar nach der Zerschlagung der Freien Gewerkschaften 
gebildet worden; der Gesamtverband der Christlichen Gewerkschaften hatte vorerst seine 
volle Bewegungsfreiheit behalten. Am 6. 5. hatte Ley betont, daß »an dem bisherigen Zu- 
stand bis zur Rückkehr der Saar in das Reich nichts geändert wird, und daß sie (die christ- 
lichen Gewerkschaften) nach wie vor nach ihrem freien Ermessen den Gedanken der Christ- 
lichen Gewerkschaften und des Deutschtums weiter wie bisher vertreten und hochhalten« 
sollten. Zitiert nach W. MüLter, Das soziale Leben in Deutschland unter besonderer Berück- 
sichtigung der Deutschen Arbeitsfront. Berlin 1938, 53; vgl. auch H. G. Schumann, Natio- 
nalsozialismus und Gewerkschaftsbewegung. Hannover und Frankfurt 1958, 69 ff. 
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Es ist der Wille des Führers, daß außer der Deutschen Arbeitsfront keinerlei 
Organisationen mehr, weder der Arbeitnehmer noch Arbeitgeber existieren. 
Ausgenommen sind der ständige [muß heißen: ständische] Aufbau und 
Organisationen, die einzig und allein der Fortbildung im Berufe dienen. 

Alle übrigen Vereine, auch sogenannte katholische und evangelische Arbei- 
tervereine, sind als Staatsfeinde zu betrachten, weil sie den großen Aufbau 
hindern und hemmen. Deshalb gilt ihnen unser Kampf, und es ist höchste 
Zeit, daß sie verschwinden.? 

gez. Robert Ley? 


27/33 DAS STAATSKOMMISSARIAT IN PREUSSEN 
24. Juni-14. Juli 1933 


Da Bodelschwingh weder vom Staat noch von den 
»Deutschen Christen« als Reichsbischof anerkannt 
wurde, kam die Kirchenfrage nicht zur Ruhe. Der 
preußische Kultusminister benutzte einen angeb- 
lichen Vertragsbruch des altpreußischen Kirchen- 
senats als Anlaß, um am 24. Juni einen Staats- 
kommissar einzusetzen, der die Kirchenfrage 
gewaltsam zu lösen suchte. Bodelschwingh trat 
zurück. Wenige Tage später intervenierte der 
Reichspräsident bei Hitler, der seinerseits den 
Innenminister mit der Lösung des Konfliktes be- 


3 Unter der Schlagzeile Alle konfessionellen Verbände sind in die Deutsche Arbeitsfront 
eingegliedert bringt der VB (M) vom 1.7. 33 »anläßlich der Einordnung der konfessionellen 
Verbände in die Deutsche Arbeitsfront« eine Erklärung Leys, in der zunächst berichtet wird, 
daß eine Kommission gebildet wurde, »um die Überführung der Arbeiter- und Arbeite- 
rinnenvereine in die Deutsche Arbeitsfront vorzubereiten«, in der es dann aber weiter heißt: 
»Nachdem nun die katholischen und evangelischen Arbeiter- und Gesellenvereine der Deut- 
schen Arbeitsfront eingegliedert sind, haben Einzelaktionen gegen Arbeiter- und Gesellen- 
a zu unterbleiben. Ohne eine entsprechende Anordnung von oben ist nichts zu unter- 
nehmen. 

Mißverständlicherweise wurden meine Veröffentlichungen teilweise dahingehend ausgelegt, 
daß ich die Arbeiter- und Gesellenvereine als staatsfeindlich ansehen würde. Das trifft nicht 
zu, sondern ich betonte, daß nur dann, wenn sich die konfessionellen Vereine gegen die Ein- 
gliederung in den neuen Staat wehren würden, sie als staatsfeindlich zu bezeichnen seien.« 
Nach einem Schreiben des Berliner Diözesanpräses der kath. Gesellenvereine, G. Siebers, 
schien Ley vor Abschluß des Konkordats vollendete Tatsachen schaffen zu wollen, was ihm 
offensichtlich nicht gelungen ist: die Kommissionen sollten am 13. 7. wieder zusammentreten. 
Vgl. Vor, Akten 89 ff.; ebd., 130 f. auch ein Schreiben Bischof Bernings an Frick vom 
7.7.33 mit der Bitte um Aufschub der Besprechungen, »bis die grundsätzlichen Verhand- 
lungen zwischen Staat und Kirche über die katholischen Verbände auf der Grundlage des 
Reichskonkordates stattgefunden haben.« Vgl. dazu auch das Rundschreiben Fricks vom 
12.7.33 und die Auslegungsgrundsätze zu Art. 31 des Reichskonkordats; unten Nr. 32/33 
(IV und VI). 

4 Zu Ley vgl. oben Nr. 23/33, Anm. 6. 
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auftragte. Die Zurückziehung der Kommissare 
erfolgte erst 14 Tage darauf, als das Verfassungs- 
werk abgeschlossen war und die Regierung Kir- 
chenwahlen für die gesamte ev. Kirche angeordnet 
hatte. 


Lit.: JK 1, 1933, 13 ff.; Gaucer I, 85 ff; Buchmem 106 ff.; Conran, 11 ff; 
O. SöHNGEN, Wie es anfing. In: Gestalten und Wege der Kirche im Osten. Festgabe 
für A. Rhode. Ulm 1958, 176 ff.; Van Norpen, 71 ff.; O. SöHnGen, Hindenburgs 
Eingreifen in den Kirchenkampf 1933. In: AGK 153 30 f.! 


I. Die Umbesetzung in der Leitung der Kirchenabteilung des preußischen 
Kultusministeriums. 22. Juni 1933 


WTB und Tagespresse, 23. Juni 1933 (Beginn der WTB-Meldung: Berlin, den 
22. Juni). 


Der Preußische Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, Rust, 
hat an den Leiter der Kirchenabteilung des Preußischen Kultusministeriums, 
Herrn Ministerialrat Dr. Trendelenburg? folgenden Brief geschrieben: 


Sehr geehrter Herr Dr. Trendelenburg! 


Die Bestellung eines kommissarischen Präsidenten des Evangelischen Ober- 
kirchenrats ohne Unterrichtung und Befragung? des Preußischen Ministers 
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung bedeutet einen Schritt der Alt- 
preußischen Landeskirche, der für das Verhältnis des Staates zur Kirche nicht 
ohne ernste Folgen bleiben kann. 

Zur Lösung der dadurch auftauchenden Fragen bedarf ich eines Referenten, 
der mich vor derartigen Überraschungen bewahrt und dessen Auffassung 
vom nationalen Staat sich mit der von mir vertretenen vollständig deckt. 

Ich beurlaube Sie daher mit dem heutigen Tage von Ihrem Amte. 


gez. Rust 


1 In dieser Lit. sind einige der folgenden Dokumente abgedruckt, was in der Dokumen- 
tation nicht eigens vermerkt wird. 
® Friedrich Trendelenburg, geb. 10. 10.1878 in Rostock, gest. 10.12.1962 in Köln; 1935- 
1939 an der Preuß. Oberrechnungskammer in Potsdam, nach 1945 Amtsrichter in Berlin. 
3 Die offizielle Unterrichtung des Ministeriums erfolgte erst nach dem Beschluß des Kirchen- 
senats vom 21. 6., und zwar am 22. 6. früh, als die Presse schon die Meldung von der kom- 
missarischen Besetzung der Präsidentenstelle gebracht hatte, durch einen Telephonanruf des 
EOK (Karnatz) bei Trendelenburg. Trendelenburg bat um eine amtliche Anzeige, die dann 
auch formuliert und noch am 22. 6. durch Boten überbracht wurde: 
»Der Kirchensenat hat beschlossen, die mit dem Ablauf dieses Monats frei werdende Stelle 
des Präsidenten des Evangelischen Oberkirchenrates mit Rücksicht auf die schwebende Frage 
einer Umgestaltung unserer Kirchenleitung bis auf weiteres nicht durch Ernennung eines 
Nachfolgers für den ausscheidenden Präsidenten D. Dr. Kapler zu besetzen, vielmehr die 
kommissarische Versehung der Präsidentenstelle bis auf weiteres dem Generalsuperintenden- 
ten D. Stoltenhoff in Koblenz mit sofortiger Wirkung zu übertragen. Herr D. Stoltenhoff 
behält sein Amt als Generalsuperintendent der Rheinprovinz bei. 
er uns, hiervon ergebenst Kenntnis zu geben.« (Archiv des EOK, Präs. I, Abt. 2, 
59): 
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Kultusminister Rust hat gleichzeitig den Landesgerichtsrat Jäger‘ mit der 
“ Leitung der Kirchenabteilung im Kultusministerium beauftragt. 


I. Telegramm des preußischen Kultusministers an die Vertreter der ev. 
Landeskirche der Altpreußischen Union auf der Kirchenkonferenz in Eise- 
nach. 23. Juni 1933, 19.30 Uhr 


Archiv des EOK, Präs. I, Abt. 2, Bd. 9; Tagespresse 24. Juni 1933. 


Nachdem die evangelische Landeskirche der altpreußischen Union den 
Rechtsboden verlassen hat, weise ich ihre Vertreter in Eisenach? nachdrück- 
lichst darauf hin, daß sie rechtsgültig nicht handeln können. 


Staatsminister Rust 


III. Telegramm des preußischen Kultusministers an die ev. Kirche der Alt- 
preußischen Union. 24. Juni 1933, 14.20 Uhr 


Archiv des EOK, Gen I, Nr. 66, Bd. 1 (gleichlautende Telegramme an den EOK 
und an den Kirchensenat); Tagespresse, 25./26. Juni 1933; KGVBl Berlin, Nr. 9 
vom 27. Juni 1933. 


Die Lage von Volk, Staat und Kirche verlangt Beseitigung der vorhandenen 
Verwirrung.® Ich ernenne deshalb den Leiter der Kirchenabteilung im preu- 
Rischen Kultusministerium, Jäger, für den Bereich sämtlicher ev. Landeskir- 
chen Preußens’ zum Kommissar mit der Vollmacht, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen. 


Rust 


4 August Jäger, geb. 21. 8.1887 in Dietz/Lahn, hingerichtet am 17. 6.1949 in Polen; 1926 
bis 33 Landgerichtsrat in Wiesbaden. 1.3.33 Eintritt in die NSDAP. 1.7. 33 Ministerial- 
direktor im preußischen Kultusministerium. 12.4. 34 »Rechtswalter« der DEK, 26. 10. 34 
aus diesen Ämtern ausgeschieden. 1936 Senatspräsident am Kammergericht in Berlin. 1938 
Kirchenaustritt. 1939 stellvertretender Chef der Zivilverwaltung, dann Regierungspräsident 
als allgemeiner Vertreter des Reichsstatthalters im Warthegau. — Für den zum Tode Verur- 
teilten richtete Bischof Dibelius ein Gnadengesuch an den polnischen Staatspräsidenten, das 
aber unberücksichtigt blieb. 

nr am kirchenpolitischen Aktivität Jägers im Jahre 1933 vgl. unten Nr. 34/33 (II) 
und 38/33. 

5 Seit 1852 fanden die Konferenzen der deutschen ev. Kirchenregierungen in Eisenach statt. 
Die wichtigsten Themen der Kirchenführerkonferenz im Juni 1933 waren die Reichsbischofs- 
und Verfassungsfrage. 

6 Damit wird ein Notstand proklamiert — eine These, die auch Hitler selbst in einer 
Unterredung mit dem Dean of Chichester Anfang Juli 1933 vertrat: »Nur weil er einen 
Notstand vorgefunden habe, wäre er gezwungen, mit ordnender Hand einzugreifen« (Vgl. 
GÖTTE, 88). Gegen diese Rechtsauffassung wandte sich W. FLor: »Es ist aber nicht einzu- 
sehen, inwiefern die angeblich in der Kirche vorhandene Verwirrung einen Staatsnotstand 
sollte begründen können« (Der Kirchenstreit vom Rechtsstandpunkt aus beurteilt. In: JK 1, 
1933, 232). - Noch wenige Wochen zuvor hatte Rust es zurückgewiesen, »daß der Staat in 
das innere Leben der Kirche eingreifen werde«; vgl. oben Nr. 19/33, Anm. 1. 

? Die Einsetzung des Staatskommissars beschränkt sich also nicht auf die Kirchen der alt- 
preußischen Union (für die allein der EOK und sein Präsident zuständig waren), sondern 
greift auf die auf preußischem Staatsgebiet liegenden Landeskirchen von Hannover, Schles- 
wig-Holstein und Hessen über. 
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IV. Telegramm des Staatskommissars an den Kirchensenat der ev. Kirche 
der altpreußischen Union. 24. Juni 1933, 21 Uhr 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1; Tagespresse, 26.27. Juni 1933; KGVBl 
Berlin, Nr. 9 vom 27. Juni 1933. 


1. Getragen von der Verantwortung gegenüber dem Werk der Reformation 
und beseelt von dem unbeugsamen Willen, der Zerrissenheit im Kirchenvolke 
ein Ende zu machen®, hat mich der Herr Preußische Minister für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung zum Kommissar für sämtliche evangelischen 
Landeskirchen Preußens mit der Vollmacht bestellt, die zur Beseitigung der 
vorhandenen Verwirrung und zur Verhütung weiterer Zerreißung und Auf- 
spaltung erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 
2. Ich übernehme hierdurch die Führung der Geschäfte der sämtlichen evan- 
gelischen Landeskirchen Preußens. Ich beauftrage mit der vorläufigen Wei- 
terführung der Geschäfte die bisherigen Stellen. 
3. Der Geschäftsverkehr der evangelischen preußischen Landeskirchen mit 
dem Deutschen Evangelischen Kirchenbund erfolgt ausschließlich über meine 
Person. 
4. Ich beurlaube mit sofortiger Wirkung den Vizepräsidenten des Evange- 
lischen Oberkirchenrats Hundt? in Berlin, und den Generalsuperintendenten 
Schian!® in Breslau. 
5. Ich löse mit sofortiger Wirkung sämtliche gewählten kirchlichen Vertre- 
tungen in den evangelischen Landeskirchen Preußens auf. 
6. Weitere Anordnungen folgen.'! 

Der Kommissar 


Jäger 


8 Ähnlich auch die Begründung des Staatseingriffs durch die Pressestelle des Kultusministe- 
riums; vgl. GAUGeR I, 84. 

® Ernst Hundt, geb. 10.9. 1877 in Calbe a. Saale, Selbstmord 27.4.1945 in Berlin; 1929 
bis September 1933 weltlicher Vizepräsident im EOK. 

Hund. der den DC nahestand, hatte am 23. und 24. 6., aus Eisenach zurückgekehrt, im Kul- 
tusministerium Verwahrung gegen den Staatseingriff eingelegt und es abgelehnt, sich von 
Jäger die Führung der Geschäfte des EOK übertragen zu lassen. Vgl. dazu JK 1, 1933, 47ff. 
und die Aufzeichnungen Hundts im Archiv EKD, F 2/2. 

10 Martin Schian, geb. 10. 8. 1869 in Liegnitz, gest. 11. 6. 1944 in Breslau; seit 1924 General- 
superintendent des Sprengels Liegnitz. — Schian hatte im Mai 1933 gegen den Staatseingriff 
in Mecklenburg (vgl. oben Nr. 17/33) Stellung genommen und einem Pfarrer seines Spren- 
gels, der für die Reichsbischofskandidatur L. Müllers sprechen wollte, Redeverbot erteilt. 
Er fügte sich der Amtsbeurlaubung und verzichtete nach Zurückziehung des Staatskommis- 
sars auf die Wiederaufnahme seines Amtes. Vgl. dazu G. EHRENFORTH, Die schlesische 
Kirche im Kirchenkampf 1932-1945. Göttingen 1968, 34ff. 

11 Am 24./25.6. wurde fast der gesamte EOK beurlaubt und durch Deutsche Christen 
ersetzt. Komm. Präsident wurde der Rechtsanwalt Dr. Werner (dem Jäger auch sämtliche 
Befugnisse des Kirchensenats übertrug), komm. geistl. Vizepräsident Hossenfelder (zu H. 
vgl. oben Nr. 2/33, Anm. 8), komm. weltl. Vizepräsident der Breslauer Konsistorialrat Dr. 
G. Fürle. Für alle Landeskirchen in Preußen wurden Unterbevollmächtigte eingesetzt, ebenso 
für den Zentralausschuß der Inneren Mission und für den Reichsverband ev. Arbeiter. Am 
24.6. besetzten Unterbevollmächtigte im Auftrag Ludwig Müllers und Jägers unter Hinzu- 
ziehung der SA und der Schutzpolizei die Geschäftsstelle des Ev. Preßverbandes für 
Deutschland — eines rein privaten Verbandes — und erklärten auf Proteste hin, »daß ein 
revolutionärer Akt vorläge« (vgl. den Bericht des Vorstandes des ev. Preßverbandes an das 
Reichsinnenministerium vom 25. 6. 33; Nachlaß Buttmann). 


70 27 


V. Telegramm des Staatskommissars an die ev. Kirche der altpreußischen 
Union. 26. Juni 1933, 15.18 Uhr 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1; Tagespresse, 27. Juni 1933; KGVBl Berlin, 
Nr. 9 vom 27. Juni 1933. 


1. Für die Abwendung des bolschewistischen Chaos schulden wir Gott und 
seinem Werkzeug Adolf Hitler Dank. Nur das Bestehen der Nation ermög- 
licht das Bestehen einer Kirche. 
2. Die heute bei mir versammelten, gestern ernannten Bevollmächtigten der 
evangelischen Kirchenprovinzen und Landeskirchen in Preußen sind beauf- 
tragt, die Neubildung der aufgelösten gewählten kirchlichen Vertretungen 
rn auf das Ziel — einer — deutschen evangelischen Kirche durchzu- 

ühren. 
Gleichzeitig übertrage ich auf diese Bevollmächtigten sämtliche Befugnisse 
aller aus den gewählten kirchlichen Vertretungen hervorgegangenen Aus- 
schüsse. In Zweifelsfällen entscheidet mein Bevollmächtigter. 
3. Mit sofortiger Wirkung beurlaube ich den Generalsuperintendenten der 
Kurmark, D. Dibelius.'? 
4. Weitere Anordnungen folgen. 

Der Kommissar 


Jäger 


VI. Rundfunkansprache des Staatskommissars. 27. Juni 1933 
KGVBl Berlin, Nr. 11 vom 29. Juni 1933. 


Am 27. Juni sprach der Staatskommissar des Preußischen Kultusministe- 
riums für die Neuordnung der Angelegenheiten der preußischen Landeskir- 
chen über den Deutschlandsender und führte folgendes aus: 

Es war von Seiten des Staates nicht möglich, länger der Zerreißung des Vol- 
kes zuzusehen, wie sie sich in dem unseligen Streit über die Reichsbischofs- 
frage zeigte.!® Eine solche Gefährdung der durch Adolf Hitler geschaffenen 
Volkseinheit war und ist nicht nur im Interesse des Staates, sondern gerade 
auch im Interesse der Kirche und des wichtigsten Teiles der Kirche, nämlich 


Am 26. 6. verbot Werner in einem Aufruf jegliche kirchenpolitische Tätigkeit der Geistlichen 
und jegliche Kritik an staatlichen Maßnahmen. 

12 Otto Dibelius, geb. 15.5.1880 in Berlin, gest. 31.1. 1967 in Berlin; seit 1926 General- 
superintendent der Kurmark; 1949-66 Bischof von Berlin-Brandenburg, 1949-1961 Vor- 
sitzender des Rates der EKD, 1954 Präsident im Okumenischen Rat der Kirchen. 

Lit.: ©. DiseLius, Ein Christ ist immer im Dienst. Stuttgart 1961; G. Jacosı (Hirsg.), Otto 
Dibelius. Leben und Wirken. Berlin o. J. (1960). 

Dibelius galt als Verfasser des Aufrufes der altpreußischen Generalsuperintendenten vom 
26. 6., in dem gegen die Einsetzung des Staatskommissars Verwahrung eingelegt, gegen die 
Besetzung des höchsten geistlichen Amtes der APU mit Hossenfelder protestiert und für den 
folgenden Sonntag ein Buß- und Betgottesdienst angeordnet wurde (JK 1, 1933, 16f.). Ge- 
gen seine Beurlaubung protestierte Dibelius in einem Schreiben an Jäger — eine Abschrift ging 
allen Geistlichen der Kurmark zu — und betonte, daß er sich zwar von allen Verwaltungs- 
geschäften fernhalten wolle, sich aber aus den »innersten Pflichten« seines Amtes »von kei- 
nem Staatskommissar beurlauben lassen« könne (ebd., 17). 

13 Vgl. dazu oben Nr. 23/33. 
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des Kirchenvolkes unerträglich. Gerade weil es sich um den Schutz des Eigen- 
lebens und der Eigengesetzlichkeit der Kirche, als der Form religiösen Ge- 
schehens und religiöser Kultur handelt, muß für den Bereich der Kirche eine 
volle Freiheit der Entwicklung und Entfaltung nach dem ureigenen inneren 
Wesen der Kirche gewährleistet sein. Die Führung der Kirche stand diesen 
großen und ernsten Fragen und Aufgaben mit wenig Verständnis gegenüber. 
Dem Kirchenvolk blieb vorenthalten, was sein ureigenes Recht war, nämlich 
zu fordern, in unangetasteter Eigenart als lebendige Kirche in den großen 
Aufbau Deutschlands einbezogen zu werden. Das Vorgehen des Staates in 
der Kirchenfrage bedeutet deshalb nicht einen Eingriff des Staates in das 
religiöse Leben. Der Staat fühlte vielmehr die Verpflichtung, helfend und 
ordnend einzugreifen, um die Voraussetzungen für eine Regelung der kirch- 
lichen Fragen zu schaffen. Das Kirchenvolk und die Kirchen sollen nach 
Schaffung dieser äußeren Voraussetzungen in eigener Selbständigkeit die 
Form und den Inhalt ihres religiösen Lebens bestimmen. 

Zu der ernsten Sorge des Staates um die Gefährdung der Kirche und des Vol- 
kes trat nun hinzu, daß die evangelische Landeskirche der altpreußischen 
Union einen offenen Rechtsbruch beging. Es wurde nämlich die verwaiste 
Stelle des Präsidenten des Evangelischen Oberkirchenrates in Berlin durch 
die Kirchenleitung mit einem kommissarischen Vertreter besetzt, ohne daß 
die nach Artikel 7 des Konkordates erforderliche zuvorige Anfrage an die 
preußische Staatsregierung gerichtet worden war. Es liegen bestimmte Tat- 
sachen für die Richtigkeit der Annahme vor, daß dieser Schritt der Kirchen- 
leitung in der Absicht geschah, die gesetz- und vertragsmäßig festgelegte 
Einflußnahme des Staates zu umgehen. Ein solch flagranter Rechtsbruch mit 
seiner unabsehbaren Bedeutung für die Entwicklung der Dinge in unheilvol- 
ler Richtung konnte nicht geduldet werden. Es ist auch klar, daß sich eine er- 
forderliche Maßnahme des Staates nicht nur auf den Bezirk der altpreußi- 
schen Kirche erstrecken, sondern auch, wenn sie sich zu voller Wirksamkeit 
entfalten sollte, auf den Bereich sämtlicher evangelischen Landeskirchen 
Preußens ausgedehnt werden müßte. 

Getragen daher von der Verantwortung gegenüber dem Werk der Refor- 
mation und beseelt von dem Willen, der Zerrissenheit im Kirchenvolkes ein 
Ende zu machen, hat der Herr Preußische Minister für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung mich für sämtliche evangelischen Landeskirchen Preußens 
mit der Vollmacht bestellt, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die 
vorhandene Verwirrung zu beseitigen und eine weitere Zerreißung und 
Aufspaltung zu verhüten. Durch Verfügung vom gleichen Tage habe ich die 
Geschäfte der sämtlichen evangelischen Landeskirchen Preußens übernom- 
men. Zur Entwirrung der Lage habe ich als unbedingt erforderliche Maß- 
nahme die Auflösung der sämtlichen gewählten kirchlichen Vertretungen in 
den evangelischen Kirchen Preußens verfügt. Es fallen hierunter alle Syno- 
den, Kirchentage oder wie jeweils die rechtliche Bezeichnung lautet. 

Wie weiter bekannt ist, habe ich für die Kirchenprovinzen der altpreußischen 
Union, wie für die übrigen Landeskirchen Bevollmächtigte bestellt, welche 
nunmehr die Neubildung der aufgelösten kirchlichen Körperschaften durch- 
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führen sollen. Diese Neubildung geschieht durch die Bevollmächtigten in der 
Weise, daß die Sitze in den kirchlichen Vertretungen in dem Maße zugeteilt 
werden, als auf Grund des vorhandenen Materials Anspruch der kirchlichen 
und religiösen Auffassung auf einen solchen Sitz besteht. Es werden also alle 
berechtigten Ansprüche Erfüllung finden. 

Erfüllt also von ngıem Leben, werden die Kirchenkörper alsdann ihr Schick- 
sal selbst in die Hand nehmen und im Hinblick auf das große Ziel der Schaf- 
fung einer evangelischen deutschen Kirche erfolgreich gestalten können. 
Hand in Hand mit der Errichtung dieses Unterbaues, der durch meine Be- 
vollmächtigten selbständig durchgeführt werden wird, wird die Arbeit ge- 
hen, die sich mit dem Zustandekommen der Verfassung einer großen evange- 
lischen deutschen Kirche befaßt. Dieses Verfassungswerk, das, wenn es, wie 
wir hoffen, in kürzester Zeit zustandegekommen sein wird, seine Billigung in 
der Kirche selbst und im Kirchenvolke finden wird und muß, liegt nicht mehr 
im Bereiche der Aufgabe des Staatskommissares, die sich ausschließlich, wie 
eingangs betont, auf die Schaffung äußerer Voraussetzungen bezieht. Immer- 
hin mag angedeutet werden, daß die Gesamtlage von Volk, Staat und Kirche 
wohl die Beachtung folgender Gesichtspunkte fordert: 

Der überlieferte Glaubensinhalt der evangelischen Bekenntnisse, das ihnen 
eigentümliche Glaubensleben, Denken und Fühlen, sowie die religiös und 
kirchlich wertvollen Einrichtungen und Bildungen in Einzelgemeinde und 
Kirche sollen keineswegs gehemmt oder angetastet werden. Die Eingliede- 
rung deutscher Art und deutschen Volkstums in die Kirche, wie sie von 
der nationalen Bewegung mit Recht gefordert wird, soll den Glauben 
der Väter in Lehre, Gottesdienst und Gemeinschaft nicht etwa verdrängen 
oder durch andere, dem christlichen Glauben nicht angemessene Elemente er- 
setzen, sondern vielmehr diesen christlichen Glauben verdeutlichen, klären 
und dem Volke, insbesondere in seinen der christlichen Kirche entfremdeten 
Teilen näherbringen und aufs neue lieb und wert machen: sie soll der natio- 
nalen Bewegung den unentbehrlichen religiös kirchlichen Unterbau liefern 
und Kirche und Volk sich einander aufs neue finden lassen. 

Wir stehen in einem großen Werk. Es kann nicht geduldet werden, daß die 
Vollendung einer solchen, zunächst auf das Äußere, dann auf das Innere ge- 
richteten Aufgabe von Kräften sabotiert wird, welche Kirche sagen und sich 
selbst meinen. Das trifft auch zu auf den Versuch einer Klageerhebung nach 
dem Beispiel Severings.'* Der Staat kann im Interesse seiner selbst, des Vol- 
kes und der Kirche Widerstände solch niederer Art, die als Volks- und 
Staatsverrat betrachtet werden müßten, nicht dulden, sondern müßte sie als 
Revolte und Auflehnung gegen die Staatsautorität niederschlagen. Wir kön- 
nen und müssen, wie ich in meiner Kundgebung vom 26. Juni! hervorgeho- 


14 Der EOK (Karnatz) hatte gegen den Staatseingriff Klage beim Staatsgerichtshof einge- 
reicht (die nach der Zurückziehung der Kommissare ebenfalls zurückgezogen wurde). Diese 
Klage vergleicht Jäger mit der des preußischen Innenministers Carl Severing gegen die Ein- 
setzung von Kommissaren in Preußen durch die Regierung Papen am 20.7.1932. Vgl. dazu 
K. D. BrACHER, Die Auflösung der Weimarer Republik. Eine Studie zum Problem des 
Machtverfalls in der Demokratie. Villingen 1964, bes. 636ff. 

15 Vgl. oben V. 
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ben habe, für die Abwendung des bolschewistischen Chaos Gott und seinem 
Werkzeug Adolf Hitler nicht genug Dank schuldig sein, denn nur das Be- 
stehen der Nation ermöglicht das Bestehen einer geordneten und dadurch ar- 
beitsfähigen Kirche. 

Mit meinen Ausführungen habe ich dem praktischen Erfordernis der Auf- 
klärung über die Lage Genüge getan. Der Herr Staatsminister Rust wird am 
Donnerstag Abend über alle deutschen Sender von Berlin aus weiter zur Lage 
sprechen und hierbei die Hauptfragen: Gott und Volk und Kirche und Staat 
in weltanschaulicher Ausweitung behandeln.'® 

Hiermit schließe ich. Heil unserem Führer, unsetem Volk und unserer Kir- 
che. 


VII. Telegraphischer Erlaß des Staatskommissars an alle Ober-, Regierungs- 
und Polizeipräsidenten in Preußen. 27. Juni 1933 


Archiv des EOK, Gen I, Nr. 66, Bd. 1 (Abschrift), teilweise abgedruckt bei Gauger I, 
87 (unter dem Datum des 24. 6.). 


Das Vorgehen des Staates in der Kirchenfrage bedeutet nicht einen Eingriff 
des Staates in das Religionsleben. Das Vorgehen war vielmehr lediglich des- 
halb erforderlich, weil die Verwirrung der Lage sich zu einer Gefahr für die 
durch Adolf Hitler geschaffene Volkseinheit auszuwirken drohte. Der Staat 
fühlt deshalb die Verpflichtung, helfend und ordnend einzugreifen, um die 
Voraussetzungen für eine Regelung der kirchlichen Frage zu schaffen. Das 
Kirchenvolk und die Kirchen sollen nach Schaffung dieser äußeren Voraus- 
setzungen in eigener Selbständigkeit die Form und den Inhalt ihres Religions- 
lebens bestimmen. Da der Staat im Interesse seiner selbst, des Volkes und der 
Kirche Widerstände irgendwelcher Art nicht dulden kann, den Versuch sol- 
cher Widerstände vielmehr als Volks- und Staatsverrat betrachten müßte, 
so ersuche ich, schärfstes Augenmerk darauf zu richten, daß meine Anord- 
nungen und die meiner öffentlich bekannt gemachten Bevollmächtigten nicht 
sabotiert werden. Ein solcher Versuch wäre Revolte und Auflehnung gegen 
die Staatsautorität, die sofort zu unterdrücken wären. Dem Wesen der Kir- 
che und des religiösen Lebens entsprechend ersuche ich zwar schonend, jedoch 
mit voller Bestimmtheit, diese meine Auffassung durchzuführen. Es ist z. B. 
unzulässig, daß Proteste in lokalen kirchlichen Blättern veröffentlicht werden 
oder daß gar die Geistlichen von ihrer bisherigen Behörde angehalten wer- 
den, in Gottesdiensten Proteste in Form einer Bitte um Schutz für die jetzt 
angeblich vom Staat bedrängte Kirche sprechen. Ich bitte auch ein Augen- 
merk auf die Betätigungen kirchlicher Vereine oder Gemeinschaften zu rich- 
ten. Die Herren Regierungspräsidenten ersuche ich, die Durchführung meiner 
Anordnungen auch bis in die Landgemeinden hinein zu veranlassen. Es wird 
sich empfehlen, mit den Pfarrern vorsorglich verwarnend zu sprechen. 


Der Staatskommissar für die evangelischen Landeskirchen Preußens 


Jäger 


16 Vgl. unten XI. 
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VII. Schreiben des preußischen Ministerpräsidenten an den preußischen 
Kultusminister. 27. Juni 1933 


VB (M), 30. Juni 1933 mit Ergänzung (kursiv) nach ]. Glenthoj, Unterredung im 
Vestibül. In: Kirche in der Zeit 17, 1962, 390 Anm. 1. 


Ich bin in diesen Jagen mehrfach gebeten worden’”, in den bedauerlichen 
Kirchenstreit einzugreifen und besonders Ihre Maßnahme aufzuheben. Ich 
. habe dies abgelehnt. Ich war immer der Überzeugung, daß es sich bei der Er- 
nennung eines Reichsbischofs nur um einen Plan handeln könnte. Ich war 
aber außerordentlich erstaunt, als ich mich überzeugen mußte, daß die Er- 
nennung Tatsache war. Solange wir die Landeskirche und keine Reichskirche 
haben, kann meines Erachtens kein Reichsbischof ernannt werden.'® 

Bis zur Revolution war der König von Preußen summus episcopus der preu- 
fischen Kirche (Landeskirche). Nach meiner Meinung sind diese Befugnisse 
auf das preußische Staatsministerium bezw. auf den preußischen Minister- 
präsidenten übergegangen. Aus diesem Grunde war eine Veränderung der 
Landeskirche ohne unsere ausdrückliche Zustimmung nicht denkbar.” 

Ich stelle fest, daß zu keinem Zeitpunkt auch nur eine Benachrichtigung der 
preußischen Staatsregierung seitens der Landeskirche über die beabsichtigte 
Einsetzung des Reichsbischofs erfolgte. Ich habe mich deshalb entschlossen, 
Ihnen vor wenigen Tagen auf Grund Ihres Vortrages?® sämtliche Vollmach- 
ten meinerseits zu übertragen, um den Kirchenstreit zu beenden und die Be- 
lange des preußischen Kirchenvolkes zu wahren. Ich wiederhole auch heute 
noch einmal schriftlich die Übertragung dieser Vollmacht. 

Hierdurch beauftrage ich Sie, alle Ihnen geeignet erscheinenden Schritte selb- 
ständig zu tun, und übertrage Ihnen meine sämtlichen Rechte als Minister- 
präsident und Stellvertreter des Reichsstatthalters.?! 

Ich bin überzeugt, daß ich keinen besseren Mann finden konnte als Sie, um 
diese für das-preußische Kirchenvolk hochwichtige Frage einer befriedigen- 
den Erklärung entgegenzuführen. 


17 Auch der Berliner EOK hatte sich mit Schreiben vom 24. 6. an Göring gewandt und u.a. 
darauf hingewiesen, daß dem Kultusministerium von der komm. Besetzung der Präsidenten- 
stelle vorher auf dem Referentenwege Kenntnis gegeben worden und kein Widerspruch er- 
folgt sei (Archiv des EOK, Präs. I, Abt. 2, Bd. 9. Diese Behauptung wurde später sowohl 
von Karnatz als auch von Trendelenburg korrigiert; zum tatsächlichen Hergang vgl. 
Anm. 3). 

= u wird wiederum deutlich, daß es in Wirklichkeit um die Entwicklung im Reich ging, 
die für Göring ebenso wenig nach Wunsch verlief wie für Hitler (vgl. oben Nr. 23/33, 
Anm. 7). , 

2 Nad, einer Tagebuchnotiz C. G. Schweitzers vom 24. 6. 33 sollen die Aufrufe des Staats- 
kommissars ursprünglich mit den Worten begonnen haben: »Wir als Nachfolger der Hohen- 
zollern als Oberste Bischöfe... verordnen .. .«; Archiv der AKZ. 

2 Nicht zu ermitteln. 

21 Reichsstatthalter von Preußen war Hitler. Als sein Vertreter fungierte Göring auch bei 
der Vereidigung des Bischofs Galen von Münster am 19. 10.33; vgl. dazu den Vorgang BA 
R 43 11/174. 
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IX. Verfügung Ludwig Müllers »zur Behebung der Notstände in Kirche 
und Volk«. 28. Juni 1933 


Das Evangelische Deutschland, Nr. 28 vom 9. Juli 1933, 246; verkürzt bei Ganger 
I, 90. 


1. Die deutschen evangelischen Kirchen sind in einen Notstand geraten; die 
unbedingt nötige Einheit von Volk und Kirche ist in Gefahr. 
2. Dieser Notstand erfordert außerordentliche Maßnahmen. Im Einverneh- 
men mit dem Herrn Staatskommissar für die evangelischen Landeskirchen 
Preußens übernehme ich daher, um der Kirche und um des Evangeliums wil- 
len als Bevollmächtigter des Herrn Reichskanzlers die Leitung des evangeli- 
schen Kirchenbundes.? 
3. Ich übernehme insbesondere den Vorsitz im Kirchenbundesrat, die Befug- 
nisse des Kirchentages, des Kirchenausschusses und seiner Unterausschüsse. 
Mit Gottvertrauen und dem Bewußtsein meiner Verantwortung vor Gott 
und unserem Volk gehe ich ans Werk, gehorsam der Wahrheit des reinen und 
lauteren Evangeliums Jesu Christi. 

gez. Ludwig Müller 


In Verfolg der vorstehenden Verfügung beurlaube ich mit sofortiger Wir- 
kung den Bundesdirektor des Kirchenbundesamtes Dr. Hosemann.® Mit der 
weiteren Durchführung der Verfügung zur Übernahme der Geschäfte des 
Kirchenbundesamtes beauftrage ich Herrn Admiral Meusel.** 


gez. Ludwig Müller 


Bevollmächtigter des Reichskanzlers 
für die Angelegenheiten der evangelischen Kirche 


X. Telegramm des Staatskommissars an die ev. Kirche der Altpreußischen 
Union. 28. Juni 1933, 20.24 Uhr 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1; KGVBl Berlin, Nr. 11 vom 29. Juni 1933. 


1. Die Sorge der Regierung gilt dem aufrichtigen Zusammenleben zwischen 
Kirche und Staat. Die Rechte der Kirche sollen nicht angetastet werden. Die 
nationale Regierung erwartet aber und hofft, daß die Arbeit an der natio- 
nalen und sittlichen Erneuerung unseres Volkes, die sich die Regierung zur 


22 Diese »Übernahme« erfolgte durch Besetzung des Kirchenbundesamtes durh SA 
(GAuGer I, 90). Der Staatskommissar hob am 30.6. den Abs. 3 seiner Anordnung vom 
24.6. (oben IV) auf und verfügte: »Nach Übernahme der Geschäfte des Deutschen Evange- 
lischen Kirchenbundes durch den Bevollmächtigten des Reichskanzlers, Wehrkreispfarrer 
Müller, erfolgt nunmehr der Geschäftsverkehr der evangelischen preußischen Landeskirchen 
mit dem Deutschen Evangelischen Kirchenbund wieder unmittelbar.« KGVBl Berlin, Nr. 13 
vom1V.7233 

23 Johannes Hosemann, geb. 3.6.1881 in Malchow/Berlin, gest. 1.9.1947 in Karlsruhe; 
1926-1936 Direktor des Kirchenbundesamtes; 1936-1946 Konsistorialpräsident in Breslau. 
24 Ernst Meusel, geb. 1881 in Gotha, gest. 15. 11. 1933 in Berlin; bis 1930 aktiver Marine- 
offizier. Seit 1924 Bekanntschaft mit Müller. 
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Aufgabe gestellt hat, umgekehrt die gleiche Würdigung erfährt. (Aus der 
Rede Adolf Hitlers bei der Reichstagseröffnung im März 1933) 

2. Für die unverzügliche Neubildung der aufgelösten gewählten kirchlichen 
Vertretungen verordne ich was folgt: 

a. Die kirchlichen Vertretungen werden wieder hergestellt durch Ernennung 
von Mitgliedern. Die Ernennung erfolgt durch meine Bevollmächtigten. Der 
Bevollmächtigte legt Vorschlagslisten zugrunde, die ihm von den durch ihn 
bestimmten Stellen eingereicht werden. — In Ermangelung ausreichender 
Vorschlagslisten trifft mein Bevollmächtigter die erforderlichen Bestimmun- 
gen nach Maßgabe der durch ihn zu ermittelnden und auf Grund dieses 
Prüfungsergebnisses festgestellten Entwicklung des kirchlichen Lebens. 

b. Entgegenstehende Bestimmungen der Verfassung der evangelischen Lan- 
deskirchen in Preußen sind dadurch bis auf weiteres außer Kraft gesetzt. 

c. Meine Bevollmächtigten sind befugt, zur Durchführung der Neubildung 
Ausführungsvorschriften zu erlassen. 

3. Auf seinen Antrag und im Einvernehmen mit dem Bevollmächtigten des 
Reichskanzlers, Wehrkreispfarrer Müller, gewähre ich dem kommissarischen 
geistlichen Vizepräsidenten des Evangelischen Oberkirchenrates, Pfarrer 
Hossenfelder, bis auf weiteres Urlaub, mit der Anweisung, sich dem Bevoll- 
mächtigten des Reichskanzlers zur Durchführung der volksmissionarischen 
Aufgaben zur Verfügung zu stellen. 

4. Ich beurlaube mit sofortiger Wirkung den Generalsuperintendenten der 
Mark Brandenburg, D. Karow.* 

5. Weitere Anordnungen folgen. 


Der Kommissar für die evangelischen Landeskirchen in Preußen 


Jäger 


XI. Rede des preußischen Kultusministers auf einer Massenversammlung 
der »Deutschen Christen«. 29. Juni 1933 


Bericht des »Reichsboten«, 1. Juli 1933.27 


Staat und Kirche 
Grundsätzliche Auführungen des preußischen Kultusministers Rust 
Der Gau Groß-Berlin der Glaubensbewegung »Deutsche Christen« hielt am 
Donnerstag abend in den Tennishallen eine Massenversammlung ab, in der 


25 Vgl. dazu auch unten XII. ‚ 

26 Emil Karow, geb. 22.8.1871 in Prenzlau, gest. 10.7.1954 in Klein-Machnow; seit 1928 
Generalsuperintendent von Berlin, 1.11.33 Bischof von Berlin; 31.7.34 auf eigenen An- 
trag in den Ruhestand versetzt. - Nach JK 1, 1933, 48 war Karow Sprecher der General- 
superintendenten, als diese wegen ihres Aufrufes vom 26. 6. (vgl. oben Anm. 12) auf den 
28.6. zu Jäger bestellt wurden, wo sie sich aber weiterhin zu ihrem Aufruf bekannten und 
sich wegen dessen Schlußsatz Ist Gott für uns, wer mag wider uns sein? Blasphemie vorwer- 
fen lassen mußten. , 

27 Die Rede wurde auch vom Rundfunk übertragen; vgl. GAaucer I, 86. -— Wegen seiner 
Kritik an der Rede Rusts wurde der Steglitzer Pfarrer ©. Großmann als einer der ersten 
Pfarrer verhaftet und verhört; vgl. P. Neumann, Die Jungreformatorische Bewegung. AGK 
25. Göttingen 1971, 101. 
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nach dem Reichsleiter Pfarrer Hossenfelder der preußische Kultusminister 
Rust zu dem Thema »Gott und Volk — Kirche und Staat« sprach. 


> 


Die Tennishallen bis zum letzten Platz gefüllt. Das Hakenkreuzbanner und 
die Kirchenfahne grüßen die Versammelten. Kirchliche Jugend zieht ein un- 
ter Trommel- und Hörnerklang. Voran die Banner und Wimpel. Begeistert 
grüßt die Versammlung die einziehende Jugend, die sich um die Rednertri- 
büne gruppiert. Eine Massenversammlung — und doch liegt ein tiefer Ernst 
über dieser Gemeinde der Glaubensbewegung %Deutsche Christen«. Zwei 
Fragen hört man immer wieder: »Was geht in der Kirche vor?« und dringen- 
der, antwortheischender die andere: »Was wird aus unserer evangelischen 
Kirche?« 

Wer geglaubt hatte, eine Verteidigungsrede zu hören, wurde enttäuscht. An- 
klage, harte Anklage erhob der Kultusminister gegen die Kirchenleitung, die 
versagt hätte, den Neubau der Kirche von sich aus aufzuführen. Selten ist 
wohl mit einer derartigen Deutlichkeit und unerbittlichen Strenge der Kirche 
vor Augen geführt worden, welche Aufgaben von ihr erwartet werden müs- 
sen, und inwieweit sie diese übersehen habe. Und daß die Versammlung sich 
diesen Anklagen nicht verschließen konnte, zeigte der spontane Beifall, der 
oft den Redner unterbrach. Ein zorniges Gericht, aber wir wissen, daß Zorn 
auch Liebe sein kann. Das ist aber der tiefste Eindruck dieser Rede, daß sie 
bestimmt war aus tiefer Liebe zur evangelischen Kirche und jenen Millionen 
von Männern und Frauen, die wieder ein lebendiges Verhältnis zu einer le- 
bendigen Kirche für sich herbeisehnen. So gaben jene Sätze dem Wollen und 
Sehnen des Kirchenvolkes Ausdruck, wenn der Minister sagte: »Niemals 
werden wir uns an einen Glaubenssatz der Kirche heranwagen!« 

Diese Betonung der Freiheit der Lehre wirkte ebenso stark, wie das Ver- 
sprechen, daß zur Neugestaltung des inneren kirchlichen Lebens alle ernst- 
haften Strömungen innerhalb der Kirche herangezogen werden würden. Oh- 
ne entzweienden Wahlkampf soll eine freie lebendige Kirche in voller Frei- 
heit entstehen, die sich ihrer Sendung im Volke bewußt ist. Die Einsetzung 
des Staatskommissars solle nur die äußeren Voraussetzungen für eine solche 
Neuordnung schaffen. Sobald diese Aufgabe erfüllt sei - und das sei voraus- 
sichtlich in zwei bis drei Wochen der Fall, würden die Kommissare unver- 
züglich zurückgezogen. 

So brachte diese Rede eine sehr erwünschte Klärung und macht denen, die 
in Liebe zur evangelischen Kirche stehen, den Weg frei zu verantwortlicher 
Mitarbeit am Neubau der Kirche. Es war ein starkes Bekenntnis, als spontan 
es aus der Versammlung erklang: »Eine feste Burg ist unser Gott« und »Das 
Wort sie sollen lassen stahn!« 

Um der grundsätzlichen Bedeutung willen lassen wir die Rede im Wortlaut 
folgen, ohne zu Einzelheiten Stellung zu nehmen: 

»Früher hatte man auf der einen Seite Hitler einen Romhörigen, einen Rom- 
knecht genannt und prophezeit, er würde das evangelische Volk in römische 
Knechtschaft führen. Auf der andern Seite hat man ihn als den Todfeind der 
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katholischen Kirche bezeichnet. Um alle diese Angriffe hat sich Hitler nicht 
gekümmert, er ist mit seiner Fahne geradeaus geschritten. Er hatte einen 
schweren Kampf zu führen gegen die, die sich im Priestergewand in den po- 
litischen Kampf hineinmischten und uns dann vorwarfen, wir griffen die 
Kirche an, wenn wir sie als politische Gegner bekämpfen. 

Es haben in den letzten Wochen und Monaten alle möglichen geistigen und 
wirtschaftlichen Organisationen Autonomie für sich beansprucht. Wir enden 
aber bei der Anarchie, wenn jeder dieser Verbände sich einen eigenen Begriff 
von dieser Autonomie macht. Es muß immer eine innere Verbundenheit mit 
dem Marsch des Volkes gegeben sein. Niemals werden wir uns an einen 
Glaubenssatz der Kirche heranwagen. Aber die leitenden Persönlichkeiten 
der Kirche müssen immerhin so ausgewählt werden, daß der Staat eine Stö- 
rung seiner Aufgaben von ihnen nicht vorauszusetzen hat. (Beifall.) 


Der Kirchenvertrag 

Aus diesem Grunde haben sich die Kirchen mit dem Staat dahin geeinigt, daß 
bei der Ernennung führender kirchlicher Persönlichkeiten der katholischen 
wie der evangelischen Kirche der Staat zu befragen ist, ob er staatspolitische 
Bedenken zu äußern hat.?® Das ist richtig und muß so bleiben. Ich habe noch 
keine Veranlassung gehabt, so fuhr der Minister fort, in solchen Fällen ge- 
genüber den Vorschlägen der katholischen Kirche irgend etwas einzuwenden. 
Ich stände als preußischer Kultusminister heute nicht hier, wenn die Herren 
der evangelischen Kirche diese ihr Pflicht erfüllt hätten. (Beifall.) Ich habe 
feierlich zu erklären: Es war die verantwortliche Leitung der Altpreußischen 
Union, die das Konkordat gebrochen hat. Wenn Sie anders unterichtet sind, 
werden sie in einer Weise getäuscht, die nicht in Einklang zu bringen ist mit 
jenen frommen Worten der Männer, die sich vor sie hinstellen, als ob sie das 
Werk Gottes gegen die Brutalität des Staates verteidigen müßten. 


Kämpfer für die Kirche 

Wenn in der evangelischen Kirche selbst ein Hitler erstanden wäre, brauch- 
ten wir heute nicht zu kämpfen. Er ist nicht erschienen. Die Herren können 
es heute nicht unterlassen, mit Märtyrergebärde vor das Volk hinzutreten. 
Sie hatten Gelegenheit, Märtyrer zu sein, als die Gottlosen-Bewegung frech 
durch die Straßen marschierte! (Stürmischer Beifall.) 

Danken Sie Gott, meine Herren von der Kirche, daß von der anderen Seite 
her eine Kraft gekommen ist, die Sie selbst der Kirche zu geben nicht verstan- 
den haben! (Beifall.) 

Ich habe den Dingen zunächst zugesehen, indem ich mich der Verpflichtung 
erinnerte, die in den Worten des Führers in Potsdam lag. Ich kann aber nicht 
umhin, festzustellen, daß ich mit tiefer Bewegung und auch als Christ voll 
Vertrauen auf die Zukunft den Kampf der »Deutschen Christen« beobachtet 


28 Dies sah der Art. 7 des Kirchenvertrages vom 11.5.1931 in der Tat vor; die Kirchen- 
leitung der altpreußischen Kirche war allerdings der Auffassung, daß ein Auftrag zur vor- 
läufigen Wahrnehmung der Geschäfte keine »Ernennung« im Sinne des preußischen Kirchen- 
vertrages sei. Vgl. auch FLor (Anm. 6), 231. 
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habe, die nun mit einem Mal in diese große Welt der Kirche lebendigen Le- 
bens- und Kampfeswillen hineingetragen haben. 

Mit dem Ruf nach neuem kirchlichem Leben, nach einer lebendigen Kirche, 
erhob sich auch der Ruf nach einer evangelischen Reichskirche. Als Adolf 
Hitler mit bewunderungswürdiger Sicherheit in wenigen Tagen die große 
Frage einer zentralen deutschen Reichsgewalt löste, kam die Sehnsucht der 
evangelischen Christen nach einer Reichskirche zum Durchbruch. Es kam die 
Namhaftmachung eines Reichsbischofs. Es ist wohl selbstverständlich, daß 
zwischen der Leitung des Reiches und der neuen Reichskirche ein Einver- 
ständnis über die Wahl der Persönlichkeit besteten muß. Man sagt nun, da 
die »Deutschen Christen«, über Nacht gewissermaßen, einen Namen in die 
Welt hineingerufen hätten, sei man gezwungen gewesen, zu der Ernennung 
zu schreiten. 

Ich habe mich in diese Dinge nicht hineingemischt. Aber eines konnte ich 
bald nicht mehr mit ansehen: die Erklärungen hin und her. Die katholische 
Kirche hat auch ihre Schwierigkeiten in ihrem Schoße gehabt, sie machte das 
aber hinter verschlossenen Türen ab. In der evangelischen Kirche schlug man 
sich mit Erklärungen hin und her herum, und zwar vor den Augen der gan- 
zen Welt. Es war auch nicht zu verantworten, daß sich jetzt von dem Kir- 
chenstreit aus die erste Widerstandszentrale gegen den Gang des deutschen 
Volkes nach seiner Einheit bildete. Ich habe dann Gelegenheit genommen, 
von mir aus einzugreifen, aber nicht etwa im Sinne einer Einmischung in die 
kirchlichen Angelegenheiten. Dieser Kampf um Verwaltungs- und Personen- 
fragen war nicht fruchtbar, sondern nur geeignet, das kirchliche Leben zu 
hemmen. Bodelschwingh sagte, er sei von Gott berufen, und das Kirchenvolk 
erklärte: Wir verlangen etwas anderes. Eure Verwaltungsreform ist nicht 
das, was wir wollen. Wir wollen neues Leben, wir wollen eine Auferstehung 
der Reformation, wir wollen, daß Gott in der Kirche wieder lebendig werde. 
(Lebhafter Beifall.) Dieser Streit hätte am Ende zu dem Ergebnis geführt, 
daß in dem Augenblick, als die deutsche Nation einiger erstand als je zuvor, 
das Werk Martin Luthers und der anderen Reformatoren auseinanderge- 
brochen und zurückgegangen wäre. Wir mußten die verhärteten Fronten 
aufweichen, indem wir eine Persönlichkeit des kirchlichen Lebens an die Stel- 
le des zurückgetretenen Präsidenten Kapler stellten, die gleichzeitig in tief- 
ster innerer Verbundenheit mit der neuen völkischen Bewegung Adolf Hit- 
lers steht, damit er von innen heraus die beiden Streitenden zur Harmonie 
bewegt, ohne daß der Staat einen Finger zu rühren braucht. Die Antwort 
war die Einsetzung eines kommissarischen Nachfolgers für D. Kapler, ohne 
daß ich über die Entscheidung befragt worden wäre. Das ist ein Streich ge- 
wesen, der sehr schlecht zu dem Talar und zu dem frommen Wort dieser 
Männer paßt. 

‘Was ich dann getan habe, war das, was ich als Vertreter des Staates tun 
mußte. Ich habe einen Kommissar eingesetzt. Dieser Kommissar hat die Auf- 
gabe, nicht auf die Dauer die Kirche zu gängeln oder sich auch nur in einem 
einzigen Punkt in die Angelegenheiten der Kirche einzumischen, sondern er 
hat die Verbindung mit dem Kirchenvolk herzustellen. Der Bruch des Kon- 
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kordats ist nicht dadurch erträglicher geworden, daß man versucht hat, ihn 
mit einer kleinen Schiebung zu vollziehen. Es kommt nicht darauf an, ob der 
Nachfolger des Präsidenten des Oberkirchenrats kommissarisch ist oder 
nicht, sondern ob er die Amtsgewalt hat. Der Nachfolger mußte selbstver- 
ständlich auch Mandatsnachfolger sein im Dreimänner-Kollegium.?? Als sol- 
cher hatte der dann die Aufgabe, die Vertreter zum Kirchenbund zu instruie- 
ren. Ich habe dann den zweiten Schritt getan und nach Eisenach telegra- 
phiert, daß Beschlüsse, die dort gefaßt werden, nicht rechtsgültig sind. Es 
blieb nichts anderes übrig, als den Kommissar zu bestimmen. 


Die Aufgaben des Kommissars 

Die Aufgaben des von mir eingesetzten Kommissars sind folgende: Er wird, 
gemessen an den Anzeichen der kirchlichen Entwicklung, die sich im Anwach- 
sen der »Deutschen Christen« zeigen, im Laufe der nächsten zwei oder drei 
Wochen in den Gemeinden, Kirchenprovinzen usw. die Vertretungen neu zu 
regeln haben. Wenn ich heute zum Kampf aufrufen wollte, so wüßten wir 
genau, wie er ausgehen würde. Ich glaube aber, der evangelischen Christen- 
heit nicht jetzt noch einen Wahlkampf zumuten zu dürfen (Beifall). Aus die- 
sem Grunde wird nunmehr die Vertretung in den nächsten Wochen neu ge- 
regelt und damit jene Verbindung zwischen Volk und Kirche geschaffen wer- 
den, die herzustellen Pflicht ihrer verantwortlichen Männer gewesen wäre. 
Als zweites wird dann ein Ausschuß unter dem Vorsitz des Vertreters des 
Reichskanzlers und neuen Vorsitzenden des Kirchenbundes, Pfarrer Mül- 
ler°‘, zu bilden sein, der sich aus allen ernsthaften Strömungen innerhalb der 
evangelischen Kirche zusammensetzt. Dieser Ausschuß wird die Arbeiten der 
neuen Verfassung durchzuführen haben.” 

Die von mir direkt und indirekt eingesetzten Kommissare werden unverzüg- 
lich nach Erledigung dieser einfachsten Dinge zurückgezogen und kein 
Mensch wird in die weitere Regelung der Kirchenangelegenheiten von Sei- 
ten des Staates noch ein Wort hineinreden. Die Sorge um die Kirche ist also 
unnötig. 

Die Herren haben geglaubt, für den nächsten Sonntag einen Bitt- und Bet- 
dienst einsetzen zu müssen. Da ist eine absolute Bereinigung über diese Be- 
griffe notwendig. Die Kirche Luthers und seiner Mitreformatoren besteht 
nicht aus einem Dutzend Generalsuperintendenten (Beifall), die den An- 
schluß an die Zeit nicht zu finden vermögen, sondern aus den Millionen gott- 
sehnsüchtiger Männer und Frauen. Ich will vor der Geschichte Recht behal- 


2% Diese Bezeichnung hatte sich für den am 23.4. 33 berufenen Verfassungsausshuß durch- 
gesetzt, der aus Kapler, dem hannoverschen Landesbischof Marahrens und dem reformier- 
ten Pfarrer Hesse aus Elberfeld bestand. 

% Vgl. oben II. j 

31 Vgl. oben IX. 

s® Am 29.6. hatte Müller, der ja am 28.6. auch die Befugnisse des Kirchenausschusses (vgl. 
oben IX) übernommen hatte, dem Verfassungsausschuß den ihm vom Kirchenausschuß er- 
teilten Auftrag wieder entzogen und einen neuen Verfassungsausschuß berufen (vgl. Gau- 
GER I, 90). Er konnte aber nicht auf die Mitarbeit der legalen Kirchenleitung verzichten 
und versuchte am 4. 7. die Zusammenarbeit wiederherzustellen (KATER, 87). 

33 Vgl. oben Anm. 12. 
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ten und nicht vor einem sogenannten Staatsgerichtshof, den die Herren an- 
gerufen haben.“ Die Stimme des Volkes, meine Herren da oben, fürchten 
Sie. Wir aber rufen dieses Volk. Sie haben, meine Herren Generalsuperin- 
tendenten, einen Aufruf erlassen, der damit schließt: »Wenn Gott für uns 
ist, wer will wider uns sein?«° Lassen wir das! Berufen Sie sich lieber auf 
das Volk. Das kann man kontrollieren. Die Legitimation Gottes aber können 
wir nicht kontrollieren. 

Das evangelische Kirchenvolk, so schloß der Minister, ist ergriffen von der 
Sehnsucht nach Einigkeit. Es will, daß dem Streit ein Ende gemacht wird. 
Wenn einer das Recht hat sich auf Gott zu berufen und an ihn zu glauben, 
so ist es der Mann, der mit sieben Arbeitern anfıng ein Volk aufzubauen. 
(Stürmischer Beifall!) Wenn einer sich auf Gott berufen darf, so ist er es, 
denn ohne Gottes gütige Vaterhand, ohne seinen Segen, stände das Volk 
nicht da, wo es steht. 

Es ist ein unbegreifliches Wunder, das Gott an unserem Volk getan hat. Dar- 
um stehen wir auch weiter unter seiner gütigen Hand. Wir glauben an Dich, 
Gott, wir wollen ein frommes Volk der Kämpfer sein. 

Die Versammlung stimmte spontan das Lutherlied an. 


XI. Schreiben des Staatskommissars an Ludwig Müller. 30. Juni 1933 


Archiv EKD, A 4/245; teilweise abgedruckt in: Das Evangelische Deutschland, 
Nr. 28 vom 9.7.1933, 251. 


Seiner Hochwürden 
Herrn Wehrkreispfarrer Müller 
in Berlin 


Hochverehrter Herr Wehrkreispfarrer! 
Nachdem ich im Einvernehmen mit Ihnen Herrn Pfarrer Hossenfelder zur 
Erfüllung der volksmissionarischen Aufgabe Befreiung von den Geschäften 
seines Amtes als geistlichen Vize-Präsidenten des evangelischen Oberkirchen- 
rates gewährt habe°®, ist Herr Pfarrer Hossenfelder durch diese neue Tätig- 
keit voll in Anspruch genommen. Wiewohl sich meine eigene Aufgabe auf 
die Herbeiführung geordneter äußerer kirchlicher Zustände beschränkt, wer- 
de ich jeweils, um eine umfassende Beurteilung eintreten lassen zu können, 
der Beratung in geistlichen Dingen nicht entraten können. 
Ich gestatte mir daher, hochverehrter Herr Wehrkreispfarrer, die Bitte aus- 
zusprechen, mir erforderlichen Falles mit Ihrem Rate zur Verfügung stehen 
zu wollen. 

In verehrungsvoller Hochachtung 

und Heil Hitler 

bin ich 

Ihr Ihnen sehr ergebener 

Jäger (:m. p.:) 


2 Vgl.oben Anm. 14. 
85 Vgl. oben Anm. 26. 
36 Vgl. auch oben X. 
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XII. Schreiben des Reichspräsidenten an den Reichskanzler. Neudeck, 
30. Juni 1933 


BAR43 IIl161; Abdruck in der Tagespresse vom 1.7. (nicht im VB). 


Sehr verehrter Herr Reichskanzler! 

Die Auseinandersggzungen in der Evangelischen Kirche und die Gegensätze, 
die zwischen der Preußischen Staatsregierung und der Leitung der Preußi- 
schen Evangelischen Landeskirchen entstanden sind, erfüllen mich als evan- 
gelischen Christen wie als Oberhaupt des Reiches mit ernster Sorge. Zahl- 
reiche an mich gerichtete Telegramme?? und Zuschriften bestätigen mir, daß 
die deutschen evangelischen Christen durch diese Auseinandersetzungen und 
durch die Sorge um die innere Freiheit der Kirche aufs Tiefste bewegt sind. 
Aus einer Fortdauer oder gar einer Verschärfung dieses Zustandes muß 
schwerster Schaden für Volk und Vaterland erwachsen und die nationale 
Einheit leiden. Vor Gott und meinem Gewissen fühle ich mich daher ver- 
pflichtet, alles zu tun, um solchen Schaden abzuwenden. 

Aus meiner gestrigen Besprechung dieser Fragen mit Ihnen weiß ich, daß 
Sie, Herr Reichskanzler, diesen Sorgen vollstes Verständnis entgegen brin- 
gen und bereit sind, auch Ihrerseits zur Überbrückung der Gegensätze mit- 
zuhelfen. Deshalb habe ich die Zuversicht, daß es Ihrer staatsmännischen 
Weitsicht gelingen wird, durch Verhandlungen sowohl mit den Vertretern 
der beiden im Widerstreit befindlichen Richtungen der evangelischen Kirche, 
als auch mit den Vertretern der Preußischen Landeskirchen und den Organen 
der Preußischen Regierung den Frieden in der Evangelischen Kirche wieder- 
herzustellen und auf dieser Grundlage die angestrebte Einigung der verschie- 
denen Landeskirchen herbeizuführen. 

Mit freundlichen Grüßen bin ich Ihr ergebener 


von Hindenburg (:m. p.:)® 


XIV. Schreiben des Reichsinnenministers an Ludwig Müller. 30. Juni 1933 


Der Reichsbote, 2. Juli 1933. Leichte Abweichungen bei O. Söhngen (vgl. Anm. 
37), 34 f. (nach »Der Tag«) und Gauger I, 90 (nach »Tägliche Rundschau«) mit 
Datierung auf den 2.7.33. 


837 Auch die Eisenacher Kirchenkonferenz hatte schon am 24. 6. an Hindenburg geschrieben 
und ihn um Vermittlung gebeten; vgl. O. Söungen, Hindenburgs Eingreifen in den Kir- 
chenkampf 1933, aaO, 34. 
3 Aktenvermerke der Reichskanzlei u. a.: 
2.) Der Herr Reichsminister des Innern hat bereits eine Abschrift dieses Schreibens des Herrn 
Reichspräsidenten erhalten. . 
3.) Nach Mitteilung des Herrn Staatssekretärs Dr. Meißner ist anl. Schreiben des Herrn 
Reichspräsidenten im Einvernehmen mit dem Herrn Reichskanzler der Presse zur Ver- 
öffentlichung übergeben worden. ’ en 
4.) Der Herr Reichskanzler hat sich damit einverstanden erklärt, daß der Herr Reichsmini- 
ster des Innern an den Herrn Wehrkreispfarrer Müller ein Schreiben richtet, welches auf die 
Einsetzung des zur Beratung einer Kirchenverfassung eingesetzten Kirchenausschusses Bezug 
nimmt und zur Beruhigung des Kirchenvolkes zu dienen geeignet ist. Der Herr Reichskanz- 
ler hat keine Bedenken dagegen, daß auch dieses Schreiben der Presse übergeben wird... 

30. 6.1933. L/ammers] 
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Sehr geehrter Herr Wehrkreispfarrer, 
nachdem mich der Herr Reichskanzler mit der weiteren Behandlung der 
evangelischen kirchlichen Einigungsbestrebungen betraut hat und Sie mir 
über den derzeitigen Stand der Verhandlungen Bericht erstattet haben, er- 
sehe ich aus diesem Ihren Bericht, daß das Einigungswerk bei treuer Mitar- 
beit der Beteiligten baldigst sein Ziel erreichen wird. 
Ich wünsche Ihnen für das unter Ihrer Führung stehende Werk und für die 
erste Sitzung des Ausschusses für die Schaffung einer neuen Verfassung der 
Deutsch-Evangelischen Kirche‘ vollen Erfolg und, Gottes Segen. 
Ich habe das Vertrauen, daß Sie als Bevollmächtigter des Herrn Reichskanz- 
lers das große Werk für Kirche und Volk bald zu einem guten Abschluß 
führen werden. 

gez. Frick 


XV. Rundschreiben des Staatskommissars an seine Bevollmächtigten. 
30. Juni 1933 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1. 


Im Nachfolgenden fasse ich einige Hauptgesichtspunkte zu Richtlinien zu- 
sammen, die ich bei der Durchführung Ihres Auftrages zu beobachten er- 
suche. 

1. Bei der Durchführung Ihrer Aufgabe muß der Gedanke an das große 
Ziel, nämlich die Schaffung einer deutschen evangelischen Kirche maßgebend 
sein. Es dürfen keinerlei partikulare oder lokale Interessen verfolgt wer- 
den. 

Als Ziel unserer Hoffnungen steht vor uns die einheitliche, deutsche evange- 
lische Kirche, die etwa in 10 Kirchenländer geteilt sein mag. Die Kirchen- 
länder werden voraussichtlich nach Gesichtspunkten gebildet werden, wie 
dies die Zusammenfassung von Gebieten erfordert, die nach Art, Eigentüm- 
lichkeiten und sonstigen Merkmalen von vornherein miteinander verbunden 
sind. So kann ich mir z.B. denken, daß die Kirchen von Hessen-Kassel, 
Hessen-Darmstadt, Frankfurt a. M. und Nassau zu einem Kirchenland zu- 
sammengefaßt werden. 

2. Ich hebe hervor, daß die Bevollmächtigten ausschließlich die Aufgabe und 
die Befugnis haben, die neuen Vertretungen zu bilden. Lediglich insoweit 
treten sie neben oder an die Stelle des bisherigen Kirchenregimentes, das im 
übrigen, sofern es willig ist und keinen Widerstand leistet, weiterarbeitet. 

Bei Widerständen ersuche ich um sofortige Meldung. 

Hinsichtlich der Personalpolitik, insbesondere hinsichtlich der Abberufung 
von Personen, soll möglichste Zurückhaltung gewährt werden. Aktiver Wi- 
derstand muß allerdings sofort gebrochen werden. Die personelle Reinigung 
wird sich nach dem Neuaufbau ohne weiteres von selbst vollziehen. 


% Vgl. oben Anm. 32. 
“ Vgl. dazu unten Nr. 38/33. 
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Ich hege die bestimmte Erwartung, daß meine Aufgabe innerhalb 2-3 Wo- 
chen gelöst sein kann, wenn meine Bevollmächtigten zuverlässig, schnell und 
richtig arbeiten. 

3. Der grundlegende Erlaß des Herrn Ministers vom 24. 6. 19334 sowie 
meine Rundfunkrede vom 27.6. 1933* sind, soweit noch nicht geschehen, 
sofort nach dem Worbild des evangelischen Oberkirchenrates in den betref- 
‚fenden kirchlichen Amtsblättern im genauen Wortlaut zu veröffentlichen. 

4. Nach einer mir zugegangenen Zeitungsnachricht wird aus Kassel berich- 
tet*, daß mein Bevollmächtigter lediglich die Gemeindevertretungen ernenne 
und daß von hier aus im Siebsystem die höheren Vertretungen gebildet wer- 
den sollen. 

Ein solches Verfahren ist unzulässig. 

Mein Bevollmächtigter hat alle Vertretungen von der niedersten bis zu der 
obersten mitgliedweise zu ernennen. Sofern er hierzu die Lage nicht über- 
schaut, hat er sich zuverlässiger Unterbevollmächtigter zu bedienen. 

Mein Bevollmächtigter ernennt sämtliche Mitglieder der Vertretungen. Er 
ernennt also auch diejenigen Vertreter, die bisher nicht gewählt, sondern be- 
rufen wurden. 

Sofern hinsichtlich der Mitglieder, die aus den Fakultäten genommen wer- 
den, Widerstände bei den Universitäten ersichtlich werden, ersuche ich um 
sofortige Meldung, damit von hier aus eingegriffen werden kann. 

5. Was die Auswahl einzelner Mitglieder aller Vertretungen anlangt, so 
sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

Es kommen nur christliche Persönlichkeiten in Frage, deren tätige Anteil- 
nahme am kirchlichen Leben einwandfrei feststeht. Maßgebend ist also nicht 
allein die kirchenpolitische Zugehörigkeit. Immerhin muß die Bewegung 
Deutsche Christen als machtvolle Volksbewegung in ihrer vollen Bedeutung 
gewürdigt werden.“ 

Die Ernennung von Frauen als Mitglieder der zu bildenden Vertretungen ist 
unzulässig. Sollten aus dieser Bestimmung im Einzelfalle besondere Schwie- 
rigkeiten erwachsen, so ersuche ich um sofortigen Bericht. 

Die neugebildeten Vertretungen haben nicht die Aufgabe, über das religiöse 
Leben und über Fragen des Glaubens Entscheidungen zu treffen. Diese Ver- 
tretungen werden vielmehr zu dem Zweck gebildet, dem deutschen evange- 
lischen Kirchenvolk möglichst rasch eine Verfassung zu sichern. Die weitere 
Gestaltung des äußeren Lebens der deutschen evangelischen Kirche wird 
dann durch die neue Verfassung geregelt. 

Oberster Gesichtspunkt ist also, bei der Auswahl der Vertreter die unbeding- 
te Zuverlässigkeit im Hinblick darauf, daß später von den maßgebenden 
Provinzial-Synoden oder Landeskirchentagen die unter der Führung von 


41 Vgl. oben III. 

#2 Vgl. oben VI. 

43 Nicht ermittelt. 5: 

4 In einer Anordnung vom 3.7.33 bestimmte Jäger, daß die Mitglieder der kirchlichen 
Körperschaften zu 80%0 »aus den Reihen der Bewegung Deutsche Christen entnommen wer- 
den« müßten. Diese Anordnung wurde jedoch zurückgezogen. Vgl. JK 1, 1933, 49. 
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Herrn Wehrkreispfarrer Müller hergestellte Verfassung“ ohne Streiterei an- 
genommen wird. 

Ich bitte hierbei auch im Auge zu behalten, daß bei der späteren Annahme 
der Verfassung eine entsprechende verfassungsändernde Mehrheit vorhan- 
den ist. 

Ich halte es für erforderlich, daß meine Bevollmächtigten alle Vertretungen 
mindestens durch Handschlag feierlich zur Treue und zum Gehorsam im 
Hinblick auf unser großes Ziel verpflichten. 


Der Kommissar für die evangelischen Landeskirchen Preußens 
Jäger 


XVI. Rundschreiben des Staatskommissars an seine Bevollmächtigten. 
2. Juli 1933 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1. 


Aus einigen Bezirken sind erfreulicherweise ständig Berichte eingegangen, 
welche über einen guten Stand der Dinge berichten. Andere Bezirke dagegen 
haben überhaupt noch nichts von sich hören lassen. Dies Letzte entspricht 
nicht dem Sinne unserer gemeinsamen Arbeit. 

Ich ersuche daher, dauernd mit mir in Fühlung zu sein, damit der Leitung 
jederzeit ein zutreffendes Bild der Verhältnisse vorliegt. 

Wie berichtet worden ist, hat sich der Bevollmächtigte in einzelnen Bezirken 
darauf beschränkt, in den Gemeinden die bisherigen geschäftsführenden 
Pfarrer mit der Neubildung oder vorläufigen Bildung der Gemeindevertre- 
tungen zu beauftragen. Dieses Verfahren kann nur dann gebilligt werden, 
wenn der geschäftsführende Pfarrer unbedingt im Sinne der Neuentwicklung 
zuverlässig ist. Eine Neubildung, auch nur im Sinne einer vorläufigen Zu- 
sammensetzung der Gemeindevertretungen darf nur im Einvernehmen mit 
der Bewegung Deutsche Christen erfolgen. Der Bevollmächtigte darf sich bei 
jeder, auch der kleinsten Maßnahme nur von dem Gedanken leiten lassen, 
daß diese Maßnahme geeignet ist, der Umwälzung im kirchlichen Leben voll 
Rechnung zu tragen und unser letztes Ziel zu fördern. 

In den laufend zu erstattenden Berichten ist nicht nur der positive Stand der 
Entwicklung und Lage zu schildern, sondern auch über die Widerstände, ins- 
besondere, soweit sie sich von Seiten der Kirchenregierungen her geltend ma- 
chen, zu berichten. 


Der Kommissar für die ev. Landes- 
kirchen in Preußen: 


Jäger 


45 Vgl. oben Anm. 32, 
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XVII. Anordnung des Staatskommissars. 6. Juli 1933 
Tagespresse 6./7. Juli 1933%; KGVBl Berlin, Nr. 13 vom 10. Juli 1933. 


An alle Bevollmächtigten der evangelischen Landeskirche der altpreußischen 
Union und der anderen evangelischen Landeskirchen in Preußen, sowie an 
die sämtlichen evangelischen Landeskirchen Preußens. 

1. Meine heute bei mir versammelten Bevollmächtigten aus ganz Preußen 
berichten übereinstimmend von dem gewaltigen Widerhall, den das Werk 
ei Hilfe des Staates zur Selbsthilfe der Kirche im Kirchenvolke gefunden 

at. 

2. In Weiterführung des gemeinsamen Werkes aller zum Neubau der deut- 
schen evangelischen Kirche willigen Kräfte übertrage ich auf den Herrn Be- 
vollmächtigten des Herrn Reichskanzlers, Wehrkreispfarrer Müller, im Ein- 
verständnis mit ihm das Recht der obersten Kirchenleitung der evangelischen 
Landeskirche der altpreußischen Union. 


Der Kommissar für die evangeli- 
schen Landeskirchen in Preußen 


Jäger 


XVIH. Telegramm des Reichskanzlers an den Reichspräsidenten. 12. Juli 
1933 


BAR 43 11/161 (Konzept mit den Paraphen Hitlers und Lammers’ und Absende- 
vermerken)%; Abdruck in der Tagespresse. 


Hochverehrter Herr Reichspräsident! 

Nachdem gestern das Verfassungswerk der Deutschen Evangelischen Kirche 
zum Abschluß gebracht ist, sind heute die Verhandlungen über die Beile- 
gung des preußischen Kirchenkonflikts in einer für Staat und Kirche gleicher- 
maßen befriedigenden Weise zu Ende geführt worden. Die auch mir beson- 
ders am Herzen liegende innere Freiheit der Kirche wird durch Zurückzie- 
hung der Kommissare und Unterkommissare des Staates außer Zweifel ge- 
stellt. Der innere Neubau der Landeskirchen wird nach kirchlichem Recht 
durch freie Wahl des evangelischen Kirchenvolkes einer baldigen Vollendung 
entgegengeführt werden.“ Ich bin glücklich, Eurer Exzellenz berichten zu 


4 Gaucer I, 87 druckt die Anordnung nach VB vom 6.7. ab, datiert sie aber auf den 
28. 6. So auch die ihm folgende Literatur. 

47 Weitere — nicht datierte und gezeichnete — Vermerke u. a.: Der Presseabteilung zur Ver- 
u auch durch den Rundfunk. - Die Neuwahlen werden am Sonntag den 23. Juli, 
stattfinden. 

> ge unten Nr. 33/33; zum Abschluß der Verfassungsverhandlungen vgl. auch KATER, 
88ft. 

4 An diesem Tage (12. Juli) scheint es in der Reichskanzlei zu dramatischen Auseinander- 
setzungen zwischen Rust und Frick gekommen zu sein, in deren Verlauf Rust die Kabinetts- 
frage stellte (vgl. auch unten XXIII). Dennoch setzte sich Frick mit seinem - vorher ihm von 
Dr. Conrad (oben Nr. 6/33, Anm. 3) unterbreiteten — Vorschlag durch, den Konflikt durch 
Zurückziehung der Staatskommisssare und Ausschreibung kirchlicher Neuwahlen zu been- 
den. Vgl. Conrap, 16 f. und die Aufzeichnungen Hundts (vgl. Anm. 9). - Nach Einsetzung 
der Staatskommissare hatten die Deutschen Christen ihre früher geäußerte Forderung nach 
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können, daß nunmehr Gewähr gegeben ist, Ihren auch von mir und allen 
Beteiligten gehegten Wunsch nach Befriedung des evangelischen Kirchenle- 
bens binnen kürzester Frist erfüllt zu sehen. 


In verehrungsvoller Ergebenheit! 
Reichskanzler Adolf Hitler 


XIX. Telegramm des Reichskanzlers an Ludwig Müller. 12. Juli 1933 


BAR 43 II/161 (Konzept mit den Paraphen Hitlersstund Lammers’ und Absende- 
vermerken)°; Abdruck in der Tagespresse. 


Mit Freude habe ich von der Vollendung des Verfassungswerkes Kenntnis 
genommen. Möge damit die Grundlage für die Einigkeit und Freiheit der 


evangelischen Kirche geschaffen sein. 
Reichskanzler Adolf Hitler 


XX. Telegramm des Reichspräsidenten an den Reichskanzler. Freystadt/ 
Wpr., 13. Juli 1933 


BAR 43 II/161; Abdruck in der Tagespresse. 


Mit großer Freude entnehme ich Ihrem Telegramm, daß das Verfassungs- 
werk für die Deutsche Evangelische Kirche fertiggestellt und der Kirchen- 
konflikt in Preußen beigelegt ist. Für diese erfolgreiche Arbeit um die Wie- 
derherstellung des Friedens innerhalb der evangelischen Kirche sage ich Ih- 
nen, Herr Reichskanzler, wie auch dem Herrn Reichsminister des Innern 
Dr. Frick von Herzen Dank. 

Mit freundlichen Grüßen 

von Hindenburg 


XXI Anordnung des Reichsinnenministeriums. 13. Juli 1933 


Aus: Christenkreuz und Hakenkreuz, Nr. 2, 17; zitiert nach D. Röthig, Chronik 
des Kirchenkampfes in Sachsen. 1960, 24. 


Reichsministerium des Innern befiehlt auf Grund von Beratungen im An- 
schluß an das Schreiben des Reichspräsidenten an den Reichskanzler in der 
Frage der Auseinandersetzungen in der evangelischen Kirche vom 1. Juli’! 
sofortige Aufhebung aller staatlichen Notverordnungen, nachdem die Ver- 
fassung für die Deutsche Evangelische Kirche geschaffen ist. Sonderregelung 


kirchlichen Urwahlen nicht wiederholt, und noch Anfang Juli hatte der Preußische Presse- 
dienst der NSDAP erklärt, daß Kirchenwahlen nicht notwendig seien, da die kirchlichen 
Körperschaften gemäß den Grundsätzen der Gleichschaltung der Länder- und Gemeinde- 
parlamente neugegliedert werden sollten (mit 70°%0 der Sitze für die Deutschen Christen); 
vgl. GöTTE, 103. 

50 Weiterer Vermerk u.a.: Anliegenden Durchschlag der Presseabteilung mit der Bitte um 
Veröffentlichung. 

51 Gemeint ist das Schreiben Hindenburgs vom 30. 6. 33; vgl. oben XIII. 
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für Sachsen, wo kein Staatskommissar, sondern Pfarrer Coch als Mann der 
Kirche ernannt ist, ist nicht zu erreichen. ’? 


XXI. Zurückziehung des Staatskommissars durch den preußischen Kultus- 
minister. 14. Juli 1933 


Tagespresse, 15. Juli 1933; KGVBl Berlin Nr. 18 vom 31. Juli 1933. 


Ihr Kommissariat für die preußischen Landeskirchen ist mit dem heutigen 
Tag beendet. Ich ersuche, die von Ihnen eingesetzten Unterkommissare mit 
dem heutigen Tage gleichfalls zurückzuziehen. Ich verbinde mit dieser Ver- 
fügung meinen ganz besonderen Dank für die hervorragenden Dienste, die 
Sie Kirche und Staat durch Ihre erfolgreiche Arbeit geleistet haben. 


Der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
Rust 


XXIH. Auszug aus einem Bericht über eine Besprechung beim preußischen 
Ministerpräsidenten. 15. Juli 1933 


BAR 53/2038. 


Verhältnis Preußen-Evangelischer Oberkirchenrat 

Sonnabend, den 15. Juli fand eine Besprechung in der Privatwohnung von 
Ministerpräsident Göring statt. Anwesend waren von Seiten des Staates Gö- 
ring, Staatssekretär Stuckardt (Preuß. Kultusministerium)’*, Staatskommis- 
sar Jaeger°®, Rechtsanwalt Dr. Werner, von Jaeger als kommissarischer Prä- 
sident im EOK eingesetzt, Pfarrer Hossenfelder, von Werner als Geistlicher 
Vizepräsident im EOK eingesetzt”; von kirchlicher Seite war der ordentliche 
juristische Vizepräsident des EOK#” dort. Nachdem man ihm zunächst zuge- 
sagt hatte, er dürfe seine Referenten mitbringen und er sich darauf be- 
schränkt hatte, nur den maßgebenden juristischen Mitarbeiter des EOK, Ge- 
heimrat Karnatz’® zu bitten, wurde die Beteiligung von Geheimrat Karnatz 
an den Verhandlungen abgelehnt mit der Begründung, es sei nur Präsident 
Hundt aufgefordert worden. 

In der Verhandlung stellte sich Pfarrer Hossenfelder auf den Standpunkt, 
er sei rite in eine freie Stelle berufen. Hundt: »Zu dieser Berufung ist nur 


52 Vgl. dazu unten Nr. 29/33. 

53 — Akten des Stellvertreters des Reichskanzlers (Vizekanzler von Papen). Wahrscheinlich 
ist der Bericht von Hundt an Papen weitergeleitet worden. Zum Ganzen vgl. auch die Auf- 
zeichnungen Hundts (vgl. Anm. 9). 

54 Gemeint ist Wilhelm Stuckart (1902-1953), seit 30. 6.33 Staatssekretär im preußischen 
Kultusministerium; ab 11. 3. 35 Staatssekretär im Reichsinnenministerium, Mitverfasser der 
»Nürnberger Gesetze« (1935-1938). Vgl. Conwax, 137 ff. 

55 Richtige Schreibweise: Jäger. 

56 Zur Einsetzung Werners und Hossenfelders vgl. oben Anm. 11. 

57 Juristischer Vizepräsident des EOK war E. Hundt (vgl. oben Anm. 9). 

58 Bernhard Karnatz, geb. 29. 3. 1882 in Verden; Geh. Konsistorialrat, 1908-1933 beim 
EOK Berlin; 1952-57 auftragsweise Vizepräsident der Kirchenkanzlei der EKD und Leiter 
der Berliner Stelle. 
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der Kirchensenat in der Lage!« Darauf Göring an Hossenfelder: »Wer hat 
Sie berufen?« Hossenfelder: »Der Kirchensenat!« Göring: »Der alte oder der 
neue?« Hossenfelder: »Präsident Werner, dem die Wahrnehmung der Ge- 
schäfte des Kirchensenats übertragen worden ist!« Göring: »Dann ist Ihre 
Berufung ungültig; das Gleiche gilt für Werner!« 

In der 2. Phase der Verhandlungen forderte Göring die kommissarische Ein- 
berufung von Werner und Hossenfelder in den EOK. Rust habe ihm gegen- 
über die weitere Verwendung der beiden Herren im EOK zur Kabinetts- 
frage gemacht‘®; er selbst sei entschlossen, das Gleiche dem Kanzler gegen- 
über zu tun. Dann müsse Hitler eben wählen zwischen seinen alten Front- 
kameraden und der evangelischen Kirche; ihm sei nicht zweifelhaft, wohin 
dann die Wahl fallen werde. 


XXIV. Bericht Pfr. Stratenwerths®! über Gespräche mit staatlichen Stellen. 
15. Juli 1933 


Archiv Bethel, E 2413 - 469.470. 


Herrn D. v. Bodelschwingh 
Herrn Landesbischof Marahrens® 


1. Stellung Hitlers zu Müller 
Ich habe heute mit dem Reichsminister Seldte® und Schwerin-Krosigk so- 
wie, da der Vizekanzler nicht mehr erreichbar war, mit seinem politischen 


5 Vgl. oben Anm. 49. 

% Nach den Aufzeichnungen Hundts (vgl. oben Anm. 9) hatte sich Frick mit Göring in 
Verbindung gesetzt und ihn gebeten, es nicht zu weiteren Komplikationen kommen zu las- 
sen. Darum sollten Werner und Hossenfelder vor ihm erklären, ihre Funktion im EOK auf- 
zugeben, ihm aber in loser Form als Verbindungsmänner zu den Deutschen Christen atta- 
chiert zu bleiben. Tatsächlich blieben beide hauptamtliche Mitglieder des EOK; solange die 
Präsidentenstellen unbesetzt blieben, führten Werner und Hundt deren Dienstgeschäfte ge- 
meinsam. Vgl. DAZ vom 18.7.33 und ©. Söhngen, Hindenburgs Eingreifen in den Kir- 
chenkampf, aaO, 44. 

&1 Gerhard Stratenwerth, geb. 20.7.1898 in Barmen; seit 1926 persönlicher Mitarbeiter 
Bodelschwinghs in Bethel; 1933/34 in der Leitung des Pfarrernotbundes, 1934 Pfarrer in 
Dortmund, Mitglied der Reichs- und preußischen Bekenntnissynoden; 1946 Aufbau des 
Sozialamtes der westfälischen Kirche, 1948 Vizepräsident, des Kirchlichen Außenamtes. 

62 August Marahrens, geb. 11. 10. 1875 in Hannover, gest. 3. 5. 1950 in Loccum; 1925-1947 
Landesbischof von Hannover, 1934-1936 Vorsitzender der ersten VKL der DEK, 1939 bis 
1945 Mitglied des Geistlichen Vertrauensrates der DEK; 1935-1945 Präsident des Luth. 
Weltkonvents. M. wurde nach Abschluß des Verfassungswerkes der DEK als Präsident des 
Kirchenbundesrates kommissarisch mit der Leitung der neugegründeten DEK bis zur Bil- 
dung einer »einstweiligen Leitung« betraut. Vgl. E. Krücer, Die lutherische Landeskirche 
Hannovers und ihr Bischof 1933-1945. Berlin und Hamburg 1964, 61. 

% Franz Seldte, geb. 29. 6.1882 in Magdeburg, gest. 1947 in einem amerikanischen Laza- 
rett in Fürth; 1918 Gründer und Leiter des Stahlhelms (der am 21. 6. 33 in die NSDAP ein- 
gegliedert wurde); im Kabinett Hitlers Reichsarbeitsminister, März 1933 Reichskommissar 
für den Arbeitsdienst. 

% Lutz Graf von Schwerin-Krosigk, geb. 22.8.1887 in Rathmannsdorf/Anhalt; Reichs- 
finanzminister seit 2. 6. 1932; Mai 1945 Vorsitzender der geschäftsführenden Reichsregierung 
Bier Dönitz. 1949 im Wilhelmstraßen-Prozeß zu 10 Jahren Gefängnis verurteilt, 1951 be- 
gnadigt. 
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Adjudanten von Tschirschky® gesprochen. Von Tschirschky hat gestern sehr 
stark in die Kabinettsitzung® hineingewirkt und ist teils durch eigene An- 
schauung teils durch persönliche Informationen von Papens ebenfalls zu wer- 
ten als ein an den Verhandlungen unmittelbar Beteiligter. 

Der Kanzler hat gestern nach übereinstimmender Aussage aller drei Herren 
wörtlich erklärt: „Es ist mir völlig gleichgültig, wer zum Reichsbischof ge- 
wählt wird.« Er hat vor 10 Tagen Schwerin-Krosigk schon dasselbe gesagt 
unter Hinzufügung der Worte: »Wenn man Müller wählt, so ist mir das 
lieb, denn er ist der einzige Vertreter der evangelischen Kirche, den ich ken- 
ne. Aber wenn Sie Ihren Bodelschwingh haben wollen, ist mir das auch recht. 
Ich will mich in diese Dinge nicht einmischen und habe darum loyalerweise, 
seitdem ich den Empfang Bodelschwinghs abgelehnt habe, auch jeden Emp- 
fang Müllers abgelehnt.«*7 

2. Die Sage von Hitlers Übertritt 

Von Papen brauchte für die Konkordatsverhandlungen eine Erklärung Hit- 
lers über seinen Übertritt. In dieser Besprechung hat Hitler erklärt: »Wenn 
ich je daran gedacht hätte überzutreten, so wäre mir diese Neigung völlig 
vergangen nach den Eindrücken, die ich in den letzten Wochen von dieser 
Kirche gewonnen habe. Da ziehe ich denn die katholische Kirche doch 
vor.«®® 

3. Müllers Vollmacht 

Von Papen ist gestern unter dem Druck Schwerins nach der Kabinettssitzung 
noch einmal beim Kanzler gewesen und hat ihm gesagt, die Bevollmächti- 
gung Müllers habe jetzt ihren Sinn verloren. Der Kanzler hat daraufhin zu- 
gesagt auch diese Bevollmächtigung zurückzuziehen. 

4. Schwerin-Krosigk hat gestern mit Göbbels® über die Propaganda gespro- 
chen. Dabei hat Göbbels erklärt, er wolle den Rundfunk keiner der beiden 
Gruppen zur Verfügung stellen. Damit hat sich Schwerin-Krosigk einver- 
standen erklärt. Göbbels hat ferner gesagt, daß alle Pressebeschränkungen 
‘aufgehoben sind. 

5. Durch Kabinettsbeschluß ist völlige Versammlungsfreiheit zugesichert 
worden. 


Lit: L. Graf von Schwerin-Krosıck, Es geschah in Deutschland. Tübingen und Stutt- 
art 1951. 

& Fritz-Günther von Tschirschky und Boegendorff, geb. 4.7.1900 in Kobelau (Schlesien); 

1.4.33 bis 31.12.34 Adjutant und Mitarbeiter Papens (auch an der Botschaft in Wien); im 

Zusammenhang mit dem sog. Röhm-Putsch verhaftet und ins Konzentrationslager gebracht; 

1937 Kaufmann in London. Nach der Rückkehr nach Deutschland 1952 Legationsrat 1. Kl. 

in der Protokollabteilung des Auswärtigen Amtes, später Botschaftsrat in London. 

% In der Kabinettsitzung vom 14. 7. wurden sowohl das Reichskonkordat als auch die Ver- 

fassung der DEK verabschiedet; vgl. unten Nr. 32/33 und 33/33. 

67 Vgl. dazu oben Nr. 23/33, Anm. 7. 

68 Gerüchte über einen möglichen Übertritt Hitlers zur ev. Kirche kursierten damals schon 

seit Monaten; vgl. die derartige Äußerung Hossenfelders vom April 1933 bei REIMERsS, 

34 und die Meldung des VB (M) vom 3.7.: »In der ganzen Welt sind Meldungen des 

Inhalts verbreitet worden, daß Reichskanzler Adolf Hitler der evangelischen Kirche beige- 

treten sei. Diese Meldungen sind frei erfunden und erlogen. Der Reichskanzler gehört nach 

wie vor der katholischen Kirche an und beabsichtigt nicht, sie zu verlassen.« 

® Richtige Schreibweise: Goebbels. 
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6. Heß hat erklärt, er wünsche keine Identifizierung zwischen Partei und 
Deutschen Christen. Es ist im Kabinett gefordert und zugesagt worden ein 
Parteibefehl, nach dem der Einsatz des Parteiapparates im Wahlkampf ver- 
boten wird.’ Ich lasse am Montag feststellen, ob dieser Befehl heraus ist. 
Und zwar durch Papen. 

7. Ich bin gebeten worden bis Montag früh, den Entwurf einer Verordnung 
vorzulegen, durch die die völlige Freiheit des Wahlkampfes vor der Öffent- 
lichkeit gewährleistet wird, damit die Wendung der Dinge auch ins Land 
hinaus kommt und zur Kenntnis der verängsteten Gemüter gelangt. 

8. Ich werde morgen abend zwischen 7 und 8 bei beiden Empfängern dieses 
Briefes anrufen und die Punkte, die ich zusammengestellt habe, vorlegen. 

9. Es ist notwendig, daß alsbald im Lande bekannt wird, daß jede Leisetre- 
terei als ein Ausdruck innerster Schwäche von der Regierung gewertet wird. 
10. Sowohl bei Schwerin-Krosigk als auch von Tschirschky Verzweiflung 
über die Nachgiebigkeit der Kirchenführung und den Mangel an Mut als 
gleichberechtigte fordernde Partner aufzutreten. 

11. Vogelsang”! ist heute bei Dibelius gewesen und hat dort erklärt, sowohl 
Bodelschwingh als Marahrens seien untragbar. Daraufhin hat Dibelius Mül- 
ler für tragbar erklärt! - Ebenso war Tschirschky verzweifelt über die Nach- 
richt, die ich noch nicht kannte, daß der EOK heute bei Göring verhandelt 
hat. Eine Nachricht, die sich inzwischen bestätigt hat. Danach hat Göring 
gefordert, daß Werner und Hossenfelder im EOK bleiben.”? Der EOK tagt 
zur Zeit noch und hatte vor einer halben Stunde, als ich in die Sitzung hin- 
eintelefoniert habe, offenbar noch nicht den Mut, diese Forderung entschlos- 
sen abzulehnen. Ich habe vom Inhalt meiner heutigen Besprechung in die 
Sitzung hinein Kenntnis gegeben. 

12. Ich stelle anheim, den Inhalt dieses Schreibens den Bevollmächtigten 
der Kirchen zur Kenntnis zu geben. 


Mit herzlichen Grüßen 
Stratenwerth (:m. p.:) 


Zusatz. 

1. Soeben 20,30 Uhr Anruf des EOK. Rechtfertigung der Verhandlung mit 
Göring: Frick habe die Bereinigung der preußischen Angelegenheiten an 
Göring abgegeben. Ein Vertreter des EOK ist unterwegs hierher um persön- 
lich zu berichten, da telefonischer Bericht nicht möglich. Nach telefonischer 
Andeutung sind bestimmte Personalfragen, anscheinend Hossenfelder und 
Werner zur Kabinettsfrage erklärt worden. Angeblich auch dem Reichska- 
binett gegenüber.”® Ich werde sofort, nachdem der Vertreter des EOK hier- 


” Vgl. dazu aber unten Nr. 34/33, bes. V, VII, VIII, X, XII. 

71 Erich Vogelsang, geb. 20.4.1904 in Beverungen/Weser, gef. 25.6.1944 bei Witebsk; 
1929 Privatdozent für Kirchengeschichte und Kirchenmusik in Königsberg, 1937 Prof. in 
Gießen; 1933 Referent für Fragen der ev.-theol. Fakultäten im preußischen Kultusmini- 
sterium. 

72 Vgl. oben XXI. 

78 Vgl. ebd. und Anm. 49, 
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gewesen ist, einen Ergänzungsbericht schreiben und heute Nacht ebenfalls 
noch durch Eilbrief weitergeben. 

Von Papen ist persönlich leider nicht vor Montag nachmittag zu erreichen, 
da von Berlin abwesend. Schwerin-Krosigk ist erst Dienstag früh wieder da. 
Sollten sich die oben angegebenen Nachrichten bewahrheiten, so werde ich 
sofort entsprechende Schritte unternehmen. 

Die Behauptung betreffend Kabinettsfrage halte ich für einen Bluff, da ich 
darüber bei den eingehenden Besprechungen bestimmt gehört hätte. 

2. Zur Ergänzung noch etwas aus den Verhandlungen mit Schwerin-Kro- 
sigk. Der Kanzler hat in der schon angezogenen früheren Besprechung mit 
Schwerin-Krosigk erklärt: er wolle keine Staatskirche. Er habe alles das, was 
bisher geschehen sei, nicht gewollt. Er wolle auch keine Staatskommissare. 
Anfrage von mir: Wer ist Herr im Land? 


XXV. Schreiben des Reichsinnenministers an den preußischen Kultusmini- 
ster. 15. Juli 1933 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1 (Abschrift). 


In Verbindung mit dem Abschluß des Verfassungswerkes der Deutschen 
Evangelischen Kirche ist unter ausdrücklicher Billigung des Herrn Reichs- 
kanzlers die Vereinbarung getroffen worden, daß die staatlicherseits bestell- 
ten Kommissare und Unterkommissare zurückgezogen und die ordnungsmä- 
Rigen Organe wieder in Wirksamkeit treten würden.”* Von dem bisherigen 
Staatskommissar Dr. Jäger sind, wie mir bekannt, kommissare /sic/] Leiter 
für den Centralausschuß der Inneren Mission und für den Evangelischen 
Presseverband für Deutschland bestellt worden”, die, wie ich erfahre, noch 
heute ihre Tätigkeit ausüben. Es kann m. E. kein Zweifel darüber bestehen, 
daß nach Inhalt und Sinn der getroffenen Vereinbarung gleichzeitig mit der 
Zurückziehung des Staatskommissars für die evangelischen Landeskirchen in 
Preußen auch die von ihm vorgenommene Bestellung der Kommissare für 
die Innere Mission und des Presseverbandes hinfällig geworden ist. Die loya- 
le Durchführung der getroffenen Vereinbarung und der von mir beim Ab- 
schluß des Verfassungswerkes den evangelischen Landeskirchen gegenüber 
abgegebenen Erklärungen erfordert es, daß die Wiederaufnahme der Tätig- 
keit der ordnungsmäßigen Leiter der genannten kirchlichen Einrichtungen 
kein Hindernis mehr in den Weg gelegt wird. 

Von dieser meiner Auffassung habe ich dem Evangelischen Oberkirchenrat, 
dem Centralausschuß für Innere Mission und dem Evangelischen Preßver- 
band für Deutschland Kenntnis gegeben. 


gez. Frick 


74 Vgl. oben XVII. 
75 Vgl. oben Anm. 11. 
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XXVI. Schnellbrief des preußischen Kultusministeriums an den Evangeli- 
schen Oberkirchenrat. 21. Juli 1933 


Archiv des EOK, Gen. I, Nr. 66, Bd. 1. 


Bei Durchsicht des »Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes« vom 
20.7.1933, Nr. 16 sehe ich, daß mein Erlaß vom 14. Juli 1933, den ich 
abschriftlich mit Ersuchen um Abdruck dorthin mitgeteilt habe, nicht in das 
Kirchliche Verordnungsblatt aufgenommen worden ist. Dieses Ersuchen ist 
sowohl vom Standpunkt des Kommissariats, wie,vom Standpunkt des Mini- 
steriums aus dorthin gerichtet worden. 
Ich ersuche, meinem Ersuchen nunmehr umgehend in einer Ergänzungsnum- 
mer zu Nr. 16 des Verordnungsblattes nachzukommen, da mein Erlaß von 
der gleichen sachlichen Bedeutung ist, durch den ich seiner Zeit das Kommis- 
sariat angeordnet habe. 
Ich ersuche, meinen Erlaß vom 14. 7. 1933°% nicht nur inhaltlich, sondern 
wörtlich zum Abdruck zu bringen. 

1. A. Jäger (:m. p.:) 


28/33 UNTERREDUNG ZWISCHEN PFARRER BACKHAUS! 
UND HITLER 
28. Juni 1933 


BAR 43 11/162; abgedruckt bei J. Glenthoj, Unterredung im Vestibül. In: Kirche 
in der Zeit 17, 1962, 389 ff.? 


I. Das Geheime Staatspolizeiamt Berlin an die Reichskanzlei. 15. Februar 
1934 


In der Anlage überreiche ich eine Abschrift von Aufzeichnungen des Pfarrers 
Backhaus über eine Unterredung, die zwischen dem Herrn Reichskanzler und 
einer Deputation der Pfarrer? am 28. Juni 1933 stattgefunden haben soll, 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 


- vol. oben XXII; der Erlaß wurde dann im KGVBl Berlin Nr. 18 vom 31.7.33 abge- 
rTUuckt. 

1 Erich Backhaus, geb. 12. 1. 1886 in Stettin, gest. 11. 6. 1946; seit 1928 Pfarrer an St. Mat- 
thäus in Berlin. 

® Ebd. auch die näheren Umstände, wie es zu dem Gespräch kam, eine weitere Kurzfassung 
und ausführlicher Kommentar. 

8 Dies ist oifensichtlich falsch; es handelte »sich um eine auf Ort und Stelle ganz und gar 
improvisierte Intervention von Pfarrer Backhaus« (GLEnTH2J, aaO, 392). 
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Die Aufzeichnungen hat der Pfarrer Scharf? aus Sachsenhausen i/M. am 
2. oder 9. Juli 1933 von der Kanzel verlesen. 
Die Vorgänge sind mir erst jetzt übermittelt worden. 


In Vertretung 
(Unterschrift) 


+ 


I. Niederschrift Pfarrer Scharfs 


Mittwoch, den 28. Juni 1933, 1210-ca, 1230 Uhr. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, bitte, retten Sie unsere Kirche! 
Bewahren Sie sie vor Zerspaltung und Vergewaltigung. 

Hitler (nach einigem Zögern): Ich vergewaltige doch Ihre Kirche nicht. Was 
habe ich damit zu tun? 

Backhaus: Herr Reichskanzler, was in den letzten Tagen in Preußen ge- 
schehen ist, ist Vergewaltigung unserer Kirche durch den Staat. 

Hitler: Damit habe ich nichts zu tun. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, Sie sind aber verantwortlich für die Staats- 
führung. Sie sind der Führer, nach dem sich alle richten sollen. 

Hitler: Ich habe mit den kirchlichen Dingen nichts zu tun und will auch 
nichts [damit] zu tun haben. Sie hängen mir allmählich zum Halse heraus. 
Ich empfange auch meinen Vertrauensmann® nicht mehr. Die Kirche soll 
sehen, wie sie allein fertig wird. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, das ist auch unser Wunsch und wir Evan- 
gelischen stimmen alle Ihrem Grundsatz zu, daß der Politiker die Kirche 
nicht antasten soll. Es wird aber jetzt ganz im Gegensatz dazu gehandelt. 

Hitler: Was soll ich denn tun? 

Backhaus: Sorgen Sie dafür, daß der Staat unsere Kirche nicht weiter ver- 
gewaltigen darf. 

Hitler: Das geschieht doch nicht. 

Backhaus: Das geschieht doch. Man hat uns unsere alten bewährten Führer 

genommen, hat uns ganz unbewährte hingesetzt, die wir innerlich ableh- 
nen. Es sind fast lauter Deutsche Christen.” 

Hitler: Wollen Sie etwa sagen, daß die deutsch-christlichen Pfarrer schlech- 
tere Christen seien als Sie und Ihre Richtung? 

Backhaus: Herr Reichskanzler, ich weiß, daß unter den Deutschen Christen 
feine innerliche Christen und Menschen sind. Aber die radikale Reichs- 
leitung hier in Berlin — das sind oberflächliche Theologen und im tiefsten 
Grund Politiker, die handeln nicht aus Glauben heraus, sondern aus der 
Macht des Staates heraus, die hinter ihnen steht. 

Hitler: Ich stehe nicht hinter ihnen! 


4 Kurt Scharf, geb. 21.10.1902 in Landsberg a. d. Warthe; 1928 Pfarrer in Friesack, 1933 
in Sachsenhausen; 1934 Präses des Bruderrates der BK in Brandenburg; 1957 Vorsitzender 
des Rates der EKU, 1960 Ratsvorsitzender der EKD, 1966 Bischof von Berlin-Brandenburg. 
5 Vgl. die Einsetzung des Staatskommissars in Preußen, oben Nr. 27/33. 

6 Vgl. oben Nr. 27/33 (XXIV). 

7 Vgl. oben Nr. 27/33, Anm. 11. 


28 95 


Backhaus: Andere Führer des Staates stehen aber hinter ihnen, so z.B. der 
Oberpräsident Kube.® 

Hitler: Aber die Deutschen Christen haben doch das Kirchenvolk hinter 
sich. 

Backhaus: Das stimmt nicht. Hier bei uns in Berlin merkt man keinen Auf- 
schwung des kirchlichen Lebens durch die Deutschen Christen. Herr 
Reichskanzler werden als Katholik kaum etwas wissen von der großen 
Not unserer evangelischen Kirche, daß so viele seit Jahren und Jahrzehn- 
ten nicht mehr zur Kirche kommen. Viele von denen werden jetzt ab und 
zu in die Kirche kommandiert, aber freiwillig gehen sie nicht. Das ist doch 
nicht Kirchenvolk! Das alte, bewährte Kirchenvolk, das auch unter dem 
alten System die Treue gehalten hat, das lehnt zum größten Teil die 
Deutschen Christen ab. 

Hitler: Mir ist bekannt, daß in Mitteldeutschland die Kirchen durch die 
Deutschen Christen gefüllt sind. 

Backhaus: Verzeihung, Herr Reichskanzler, ich kann nur sagen, für Berlin, 
und ich glaube auch für Norddeutschland, gilt das nicht. 

Hitler: Ich wollte doch Ihrer Kirche zur Einheit verhelfen. 

Backhaus: Dafür sind wir dankbar und begrüßen die Bildung einer ein- 
heitlichen deutschen Kirche außerordentlich. Wenn aber so weiter ver- 
fahren wird, wie in den letzten Tagen, dann wird unsere Kirche innerlich 
zerspalten. Viele Geistliche können nicht mit und werden zu Märtyrern 
gemacht. 

Hitler: Das glaube ich nicht. Wo sind denn die Märtyrer? Die sind bei den 
Deutschen Christen. Die sind für uns eingetreten, als wir noch nicht die 
Macht hatten. Da sind sie schändlich verfolgt und drangsaliert worden. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, soviel ich weiß, ist hier in Norddeutschland 
kein nationalsozialistischer Pfarrer wegen seiner politischen Stellung vom 
Amt gekommen. Wir aber sollen vom Amt kommen und wohl gar ins 
Gefängnis. 

Hitler: Dafür liegt doch kein Grund vor. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, unser Gesetz- und Verordnungsblatt, das 
gestern erschienen ist, bezeichnet jede Kritik an der jetzigen Kirchenre- 
gierung als Verletzung der Staatsautorität.? 

Hitler: Mein Kultusminister Rust! sieht die Dinge anders an. — Ihre Kirche 
hat mich sehr vor den Kopf gestoßen durch die Ernennung Bodel- 
schwinghs zum Reichsbischof.!! Mein Wille war, es sollte erst die Verfas- 
sung gebildet werden. Dann sollten die Gemeinden darüber entscheiden, 


8 Vgl. oben Nr. 13/33. 

® Der vom Staatskommissar eingesetzte komm, Präsident des altpreußischen EOK, Dr. 
Friedrich Werner, hatte am 26. 6. in einem Aufruf an die Geistlichen gedroht: »Jeder An- 
griff auf die von solchen Organen vorgenommenen oder in Aussicht genommenen Maßnah- 
men wird disziplinare Ahnungen, nötigenfalls die Entfernung aus dem Amt zur Folge 
haben.« KGVBl Berlin, Nr. 9 vom 27. 6. 33; vgl. auch oben Nr. 27/33, Anm. 11. 

10 Zu Rust vgl. oben Nr. 3/33, Anm. 2. Rusts Auffassung über den Kirchenkonflikt vgl. 
oben Nr. 27/33 (XI). 

11 Vgl. dazu oben Nr. 23/33, bes. Anm. 7. 
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und dann sollte ein Reichsbischof ernannt werden.'? Das hat man nicht 
getan, sondern einfach den Reichsbischof ernannt. 

Backhaus: Wissen Herr Reichskanzler, daß das aus großer Not geschehen 
ist? Wir wußten, daß die Deutschen Christen Wehrkreispfarrer Müller 
zum Reichsbischof proklamieren wollten.'® 

Hitler: Davon ist mir nichts bekannt, und wenn es geschehen wäre, hätte 
ich mein Jawort nicht dazu gegeben. Die Kirche hätte mich nicht vor den 
Kopf stoßen sollen. Die Kirche darf nicht unserer Zeit und Bewegung 
feindlich gegenüberstehen. 

Backhaus: Herr Reichskanzler, das tut sie doch nicht. Ich kann versichern, 
daß wir evangelischen Kirchenchristen ganz ernst und innerlich für Sie 
eintreten. Die Ernennung Bodelschwinghs sollte doch nicht eine Spitze 
gegen den heutigen Staat sein, im Gegenteil, man hat einen Mann genannt, 
der so in der Gegenwart steht, daß man annehmen konnte, alle würden 
für ihn sein, auch die Deutschen Christen und die Staatsführer. Wenn 
Fehler bei der Ernennung vorgekommen sind, ist das bedauerlich. Aber 
auf keinen Fall wollte man etwas gegen den Staat damit tun. 


Zu vorstehendem Gespräch ist zu sagen: 

Von Pfarrer Backhaus, der dies Gespräch mit Hitler geführt hat, ist unmit- 
telbar nach der Unterredung nur das Wichtigste der Hin- und Widerrede aus 
dem Gedächtnis aufgezeichnet worden. Das Gespräch selbst — es hat 20 Mi- 
nuten gedauert — ist viel ausführlicher gewesen. Manche Teile desselben sind 
mehrfach wiederholt worden. So die Bitte des Pfarrers, uns evangelische 
Christen vor dem Martyrium zu bewahren, und vor allem auch die Entgeg- 
nung Hitlers: »Davon ist mir nichts bekannt«. Pfarrer Backhaus hob hervor, 
daß diese Redewendung Hitlers auf mehrere seiner Argumente hin, speziell 
die Erwähnung bestimmter staatlicher Maßnahmen, sich wörtlich so wieder- 
holt habe. Überhaupt habe er ganz klar den Eindruck gewonnen, daß Hitler 
über die Einzelheiten des Vorgehens nicht ganz unterrichtet gewesen sei. 
Weiter ist zum Ton des Gesprächs zu bemerken, daß Hitler kurz und be- 
stimmt geantwortet habe, wie es ja auch aus der Aufzeichnung hervorgeht, 
aber nicht etwa unwillig oder brüsk, sondern ganz im Gegenteil freundlich 
darauf eingehend und mit sichtlicher innerer Anteilnahme, ernst, aber 
freundlich. 

Der Erfolg dieses Gespräches ist wohl in der Feststellung zu sehen, die Hin- 
denburgs Brief an Hitler macht: » Aus meiner gestrigen Besprechung dieser 
Fragen mit Ihnen weiß ich, daß Sie, Herr Reichskanzler, diesen Sorgen 
vollstes Verständnis entgegenbringen und bereit sind, auch Ihrerseits zur 
Überbrückung der Gegensätze mitzuhelfen!«'* 


12 Das war auch der modus procedendi, den der Verfassungsausschuß ausdrücklich verein- 
bart hatte; vgl. GauceR ], 78. 

13 Eine falsche Conti-Meldung hatte am 24.5. verbreitet, daß auch die kirchlichen Bevoll- 
mächtigten der Kandidatur Müllers zugestimmt hätten; daraufhin sahen diese sich genötigt, 
nun auch ihrerseits den Namen ihres Kandidaten — Bodelschwingh — bekanntzugeben; vgl. 
GAUGER ], 80. 

14 Vgl. oben Nr. 27/33 (XIII). 
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Der Reichskanzler besuchte ein Verwaltungsgebäude in der Matthäikirch- 
straße am 28. Juni 1933. In der Vorhalle, als er das Haus verlassen wollte, 
fand das Gespräch statt.?® 


29/33 EINSETZUNG EINES KOMMISSARISCHEN LANDES- 
BISCHOFS DURCH DEN SÄCHSISCHEN INNEN- 
MINISTER . 

30. Juni 1933 


I. Verfügung des sächsischen Innenministeriums an das Ev.-luth. Landes- 
konsistorium. Dresden, 30. Juni 1933 


Staatsarchiv Dresden, Ministerium für Volksbildung Nr. 13058/39 Bl. 49 (Durch- 
schlag); Abdruck im Dresdner Anzeiger, 1.7.33; KGVBl der ev.-luth. Landeskirche 
des Freistaats Sachsen, Nr. 11 vom 3.7. 33; Gauger I, 88. 


Durch die politischen Ereignisse der letzten Zeit und die Vorgänge im kir- 
chenpolitischen Leben anderer deutscher Länder sind innerhalb des evan- 
gelischen Kirchenvolkes Sachsens Spannungen und Unruhen entstanden, 
deren sofortige Behebung um der Kirche und um des Evangeliums willen 
notwendig ist. Der kirchliche Notstand ist in Sachsen um so größer, als in- 
folge des Todes des bisherigen Landesbischofs die evangelisch-lutherische 
Landeskirche ihres verfassungsmäßigen Vertreters entbehrt. Die kirchlichen 
Behörden haben von sich aus bisher keine durchgreifenden Schritte zur Be- 
hebung dieses Notstandes und zur Anpassung der kirchlichen Verhältnisse 
an den durch die nationale Erhebung geschaffenen Zustand unternommen.! 
Infolgedessen sieht sich das Ministerium des Innern gezwungen, auf Grund 
der Reichspräsidentenverordnung zum Schutze von Volk und Staat vom 
28. Februar 1933 (Reichsgesetzbl. S. 83)? folgendes anzuordnen: 

Der Pfarrer Friedrich Coch? in Dresden wird mit der Wahrnehmung aller 
dem Landesbischof der evangelisch-lutherischen Landeskirche des Freistaates 
Sachsen zustehenden Rechte und Befugnisse auf solange betraut, bis ein Lan- 
desbischof nach der künftigen Verfassung der in Bildung begriffenen »einen 
evangelischen Kirche deutscher Nation« gewählt oder ernannt worden ist. 


15 Dieser Abschnitt fehlt in der im BA R 43 Il/162 enthaltenen Abschrift. 

1 Der seit 1922 amtierende Landesbischof Ludwig Ihmels (geb. 1858) war am 7.6.33 ge- 
storben; in den folgenden Wochen hatten die DC nachdrücklich gefordert, ihren Landesleiter 
F. Coch (vgl. Anm. 3) zum kommissarischen Landesbischof einzusetzen, aber die zuständigen 
kirchlichen Gremien hatten diese Forderung — die vom sächsischen Ministerpräsidenten un- 
terstützt wurde — abgelehnt. 

2 D.i. die VO des Reichspräsidenten zum Schutze von Volk und Staat zur Abwehr kommu- 
nistischer staatsgefährdender Gewaltakte. 

® Friedrich Coch, geb. 11. 12. 1887 in Eisenach, gest. August 1945 in einem Gefangenenlager 
in Bayern; 1927 Landespfarrer für Innere Mission in Dresden; 1931 Eintritt in die NSDAP, 
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Pfarrer Coch wird weiter ermächtigt, bis auf weiteres alle dem Evangelisch- 
lutherischen Landeskonsistorium, dem Landeskirchenausschusse und dem 
ständigen Synodalausschusse zustehenden Rechte auszuüben. 
Die Notverordnung über Ermächtigung des Landeskonsistoriums vom 
7. juni 1933 (Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche, S. 31)? wird außer Kraft gesetzt. 
Die vorstehenden Maßnahmen treten mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

‚ Pfarrer Coch ist von hier aus beschieden worden. 


Ministerium des Innern. 
gez. Dr. Fritsch? 


II. Schreiben des sächsischen Innenministeriums an Pfr. Coch. Dresden, 
30. Juni 1933 


Dresdner Anzeiger, 1. Juli 1933. 


Anliegend wird Ihnen der Durchschlag einer dem Evangelisch-Iutherischen 
Landeskonsistorium zu Händen seines Präsidenten Dr. Dr. Seetzen® zuge- 
stellten Verfügung zur Kenntnisnahme und mit der Bitte übersandt, die 
Ihnen durch diese Verordnung übertragenen Rechte und Befugnisse sofort 
auszuüben und das weiter Erforderliche zu veranlassen. 


gez. Dr. Fritsch 


1932 Gaufachberater für kirchliche Angelegenheiten; 11. 8.33 Landesbischof, 1935 entmach- 
tet. 

* Diese VO hatte das Landeskonsistorium ermächtigt, »diejenigen Erklärungen rechtsver- 
bindlich abzugeben, die durch die Entwicklung der gesamtevangelischen Verhältnisse im 
Reich in solcher Dringlichkeit erforderlich werden, daß eine sofortige Stellungnahme unver- 
meidlich ist.« Der Ständige Synodalausschuß brauchte also nicht befragt zu werden. 

5 Karl Fritsch, geb. 16. 6.1901 in Hof a.S$.; 1928 stellv. NSDAP-Gauleiter von Sachsen, 
1933 sächsischer Staatsminister des Innern. 

Die vorstehenden VO wurde aufgrund des Erlasses des Reichsinnenministeriums vom 13.7. 
und der Zurückziehung der Staatskommissare in Preußen (vgl. oben Nr. 27/33, XXI und 
XXI) am 14.7. zurückgezogen; am gleichen Tage kam es zwischen den kirchlichen Behör- 
den und Coch zu einem Abkommen, nach dem Coch bis zur Wahl eines Landesbischofs alle 
dem Landesbischof und den bisherigen kirchlichen Oberbehörden zustehenden Rechte aus- 
üben konnte, jedoch nur im Einvernehmen mit dem — wieder amtierenden — Konsistorialprä- 
sidenten. Am 11. 8. wurde Coch dann endgültig von der Synode zum Landesbischof gewählt. 
Vgl. D. Rörke, Chronik des Kirchenkampfes in Sachsen. Dresden 1960 (Vervielfältigung), 
12 ff.; dazu auch J. Fischer, Der Kirchenkampf in der Ev. luth. Landeskirche Sachsens 
1933-1937. Theol. Diss. Göttingen 1961; G. Prater (Hrsg.), Kämpfer wider Willen. Erin- 
nerungen des Landesbischofs von Sachsen, D. Hugo Hahn, aus dem Kirchenkampf 1933- 
1945. Metzingen 1969, 21 ff. 

6 D. Dr. Friedrich Seetzen, geb. 22.4.1868 in Großpösna, gest. 15.1.1945 in Dresden; 
1927-1. 9. 1933 Präsident des Ev.-luth. Landeskonsistoriums in Dresden. 
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30/33 VERBOT KATHOLISCHER ORGANISATIONEN DURCH 
DIE GEHEIME STAATSPOLIZEI 
1. Juli 1933 


VB (M), 3. Juli 1933. 


Der Amtliche Preuß. Pressedienst teilt mit: 

Das Geheime Staatspolizeiamt hat im Laufe des Samstag in ganz Preußen 
die Geschäftsstellen folgender Verbände geschlossen und deren Schriften- 
material und sonstiges Vermögen sichergestellt: ' 

Friedensbund deutscher Katholiken!, Windthorstbund?, Kreuzschar?, Sturm- 
schart, Volksverein für das katholische Deutschland und Volksvereins-Ver- 
lag, G.m.b.H.5, Katholischer Jungmännerverband® sowie Personenvereini- 
gungen, die als Fortsetzung dieser Vereinigungen und Verbände anzusehen 
sind.” 

Diese Maßnahmen waren notwendig, da sich herausgestellt hat, daß die ge- 
nannten konfessionellen Hilfsverbände des Zentrums sich staatsfeindlich be- 
tätigt haben und durch eine systematische Hetze die natürliche Eingliederung 
großer Teile des katholischen Volkes in das nationale Deutschland zu sabo- 
tieren suchten. Durch diesen Mißbrauch religiöser und kirchlicher Einrich- 
tungen für parteipolitische Zwecke mußte das Verhältnis zwischen dem 
nationalen Staat und der katholischen Kirche ernstlich gefährdet werden. 
Nicht berührt von den Maßnahmen bleiben die rein kirchlichen Vereine, 
die sich von einer parteipolitischen Einmischung fernhielten und lediglich 
sozialen und karitativen Zwecken dienten. 


1 1919 gegründet. 1931 88 Ortsgruppen mit 8 166 Mitgliedern; 58 angeschlossene Bünde. 

Wirkte für den friedlichen Ausgleich besonders mit Polen und Frankreich. 

® Seit 1895 entstandene Reichsjugendorganisation der Zentrumspartei; die Windthorstbün- 

de schlossen sich 1920 zu einem Reichsverband zusammen. 1932 30 000 Mitglieder. 

3 Näheres nicht zu ermitteln. 

r ine der Wanderer innerhalb des Jungmännerverbandes; 1933 ca. 25 000 
itglieder. 

5 1890 gegründete Zentralaktion deutscher Katholiken in Vereinsform zur politischen und 

sozialen und religiös-kulturellen Belehrung und Schulung ihrer Mitglieder. 1928 in die Ka- 

tholische Aktion einbezogen; 1932 ca. 380 000 Mitglieder. 

® 1896 gegründet; 1933 4740 Vereine mit 390 000 Mitgliedern; gegliedert in 28 Diözesan- 

verbände mit 420 Bezirksverbänden. 

? Die bei Vork, Akten 94, abgedruckte Meldung der Freiburger Tagespost führt hier 

namentlich noch die große katholische Sportorganisation Deutsche Jugendkraft auf. 

VoLk macht auf den Widerspruch aufmerksam, »den Hitler dadurch provozierte, daß er 

das Signal zum Frontalangriff auf den Verbandskatholizismus geben ließ, während sein Vi- 

zekanzler in Rom den Attackierten konkordatären Schutz versprach« (ebd., XXIV). Am 

Tage der Paraphierung des Konkordats wurde das Verbot teilweise rückgängig gemacht 

(vel. unten Nr. 32/33 III); wegen ihrer Abhängigkeit vom Zentrum verfielen nur Windt- 
orstbund und Kreuzschar der Auflösung (vgl. Vork, aaO, 432 Anm. 6). 
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31/33 SCHREIBEN GORINGS AN KARDINAL BERTRAM 
BETR. MASSNAHMEN GEGEN DIE KATHOLISCHEN 
ORGANISATIONEN 
7. Juli 1933 


Aus: Volk, Akten” 115 Anm. 1. Von Göring an die Reichskanzlei gesandte Ab- 
schrift BAR 43 11/174. 


Euerer Eminenz beehre ich mich auf das gefällige Telegramm vom 4.d. M.! 
ergebenst zu erwidern, daß die Maßnahmen gegen die katholischen Jugend- 
verbände? aus grundsätzlichen politischen Erwägungen nicht zu vermeiden 
waren. Sie richten sich nicht gegen die Katholische Kirche, deren Bestand 
und Rechte im verfassungsmäßigen Rahmen unversehrt aufrecht erhalten 
geblieben sind. Die derzeitigen Verhandlungen über die Neuordnung der 
Beziehungen zwischen Staat und Katholischer Kirche werden, wie ich hoffe, 
eine baldige Regelung aller einschlägigen Fragen bringen. 

Mit dem Ausdruck vorzüglichster Hochachtung habe ich die Ehre zu sein 


Euerer Eminenz sehr ergebener 
gez. Göring? 


32/33 DER ABSCHLUSS DES REICHSKONKORDATS* 
8./14. Juli 1933 


Nach langen Verhandlungen, deren erste Anfänge 
bis in den April 1933 zurückreichen, wurde das 
Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem 
Deutschen Reich am 8. Juli in Rom paraphiert. 
Am 14. Juli stimmte das Reichskabinett dem Ver- 
trag zu, der dann am 20. Juli in Rom von Kardi- 
nalstaatssekretär Pacelli und Vizekanzler v. Pa- 
pen unterzeichnet und am 10.September ratifiziert 
wurde. 


1 In dem Telegramm hatte Bertram namens der Fuldaer Bischofskonferenz erklärt, daß die 
aufgelösten Verbände »rein kirchliche Organisationen sind ohne jedwede politische Auf- 
gaben, als kirchliche Kongregationen der Aufsicht der Bischöfe unterstehen und treu zur 
jetzigen Regierung halten.« Gleichzeitig bat Bertram »um Aufnahme von Verhandlungen 
zwecks Aufklärung und Rückgängigmachung der Maßnahmen.« Das Telegramm ist abge- 
druckt bei Vor, Akten, 115. 

2 Vgl. oben Nr. 30/33. 

3 Die Verhandlungen befanden sich bereits im abschließenden Stadium: am 8.7.33 wurde 
das Konkordat paraphiert (vgl. unten Nr. 32/33). In der Frage der katholischen Organi- 
sationen kam es zu einer vorläufigen Vereinbarung, nicht aber zu einer endgültigen Lösung 
(vgl. Art. 31 des Reichskonkordats; Anhang, 197). 

4 Zu Göring vgl. oben Nr. 2/33, Anm. 3. 

* Zur Dokumentation dieses Komplexes vgl. die Bemerkungen in der Einleitung. 


31/32 101 


I. Presseanweisung des Propagandaministeriums. 7. Juli 1933 
BA, Sig. Brammer. 


Alle Meldungen über das Konkordat sind verboten.! Es darf nichts gebracht 
werden, auch keine Sonderberichte aus Rom und anderen Ländern usw., bis 
eine amtliche Wolff-Meldung über den Stand der Konkordat-Verhandlun- 
gen kommt, die möglicherweise noch heute nacht erwartet werden kann. 
Diese Bestellung ist besonders dringlich, Zuwiderhandlungen sind mit 


schwersten Strafen bedroht. 


II. Presseanweisung des Propagandaministeriums. 8. Juli 1933 
BA, Sig. Brammer. 


Das Konkordat ist in Rom paraphiert worden. Bei WTB in der Berliner 
Zentrale liegt auch bereits eine Erklärung Papens vor zum Abschluß des 
Konkordats.? Der gestrigen Anweisung entsprechend wird jedoch von Wolff 
diese Papen-Erklärung noch nicht ausgegeben, ehe nicht von Seiten der 
Reichskanzlei amtlich der Abschluß des Konkordats mitgeteilt wird, was bis 
zur Stunde noch nicht erfolgt ist. Ich bitte, bis zum Vorliegen der amtlichen 
WTB-Meldung über die Unterzeichnung des Konkordats alle Veröffentli- 
chungen zu unterlassen. Sobald die Unterzeichnung des Konkordats amtlich 
mitgeteilt wird,wird gleichzeitig eine Verfügung des Reichskanzlers® durch 
WTB veröffentlicht werden, die zusammen mit der amtlichen Mitteilung 
veröffentlicht werden muß. In diesem Augenblick ist dann auch eine Ver- 
öffentlichung der Erklärungen Papens gestattet. 


gez. Dertinger* 


IIla. Entwurf einer Erklärung des Reichskanzlers. 8. Juli 1933 
BAR 43 IIl176; abgedruckt bei Kupper, 217 f.5 


Durch den Abschluß eines Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhl und 
der Deutschen Reichsregierung ist eine sichere Gewähr dafür geschaffen, daß 
die Reichsangehörigen römisch-katholischen Bekenntnisses sich nunmehr 


1 Die Verhandlungen in Rom verliefen unter strengster Geheimhaltung. Erst am 11.7. ging 
der Text des inzwischen paraphierten Konkordats den verschiedenen Ministerien zu (vgl. 
den Protestbrief Stuckarts an Lammers vom 8.7.; Kupper, 222); vgl. dazu K. D. BRACHER, 
Nationalsozialistische Machtergreifung und Reichskonkordat. Ein Gutachten. Wiesbaden 
1956, 68. 

2 Abgedruckt bei Kupper, 221. 

3 Vgl. unten III b. 

4 Georg Dertinger, geb. 25.2.1902 ın Berlin, gest. 21.2.1968 in Leipzig; Journalist und 
Begleiter Papens bei den Konkordatsverhandlungen; seit 1935 für die ausländische Presse 
tätig. Mitbegründer der CDU in der sowjetisch besetzten Zone, 1946 Generalsekretär der 
CDU, 12. 10.49 Außenminister der DDR. 1953 wegen angeblicher Spionage verhaftet und 
aller politischen Ämter enthoben. Wegen » Verschwörung zur Beseitigung der DDR und ihrer 
Errungenschaften« zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt; Mai 1964 begnadigt. 

5 Bei Kurprr auch ausführlicher textkritischer Apparat, der sich aus dem Vergleich der 
vorliegenden Erklärung mit zwei weiteren Fassungen aus dem Buttmann-Nacdllaß ergibt. 
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rückhaltlos in den Dienst des neuen nationalsozialistischen Staates stellen 

werden. 

Daher ordne ich hiermit an: 

1. daß Auflösungen katholischer Organisationen, die ohne Anweisung der 
Reichsregierung angeordnet oder durchgeführt wurden, sofort rückgängig 
gemacht werden. 

2. Die praktische Anpassung der katholischen Organisationen und Verbände 
an die durch das Konkordat geschaffene Rechtslage und die Abgrenzung 
ihres Tätigkeitsbereiches gegenüber staatlichen und staatlich betreuten 
Organisationen ist entsprechend meinen Weisungen unverzüglich durch- 
zuführen. 

3. Irgendwelche Zwangsmaßnahmen gegen Geistliche und andere Führer der 
durch das Konkordat anerkannten katholischen Organisationen sind 
— unzulässig und werden nach Maßgabe der bestehenden Gesetze 

estraft. 

4. Die Reichsregierung wird der öffentlichen Verkündigung und Verteidi- 
gung katholischer Lehren und Grundsätze, soweit es im Rahmen der all- 
gemeinen staatlichen Vorschriften zulässig ist, ohne Unterschied, ob es sich 
um eine Verbreitung durch Rede oder Schrift handelt, keine Hindernisse 
in den Weg legen. 


DlIb. Verfügung des Reichskanzlers. 8. Juli 1933 


BAR 43 11/176; abgedruckt in der Tagespresse vom 9.10. Juli 1933; Kupper, 
2197. 


Gleichzeitig mit dem Abschluß des Konkordates erläßt der Reichskanzler 
die folgende Verfügung: 
Durch den Abschluß des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
deutschen Reichsregierung erscheint mir genügende Gewähr dafür gegeben, 
daß sich die Reichsangehörigen des römisch-katholischen Bekenntnisses von 
jetzt ab rückhaltlos in den Dienst des neuen nationalsozialistischen Staates 
stellen werden. 

Ich ordne daher an: 

1. Die Auflösungen solcher katholischer Organisationen, die durch den vor- 
liegenden Vertrag anerkannt sind und deren Auflösung ohne Anweisung 
der Reichsregierung erfolgte, sind sofort rückgängig zu machen.® 

2. Alle Zwangsmaßnahmen gegen Geistliche und andere Führer dieser 
katholischen Organisationen sind aufzuheben. Eine Wiederholung solcher 
Maßnahmen ist für die Zukunft unzulässig und wird nach Maßgabe der 
bestehenden Gesetze bestraft. 


Die Streichung der Punkte 2 und 4 der vorliegenden Fassung und redaktionelle Änderungen 
in den Punkten 1 und 3 hat Hitler offensichtlich eigenhändig vorgenommen. Veröffentlicht 
wurde dann die Fassung III b mit weiteren leichten redaktionellen Änderungen in den 
Punkten 1 und 2 und der anschließenden Ergänzung. 

Bei Vork, Akten, 131, ist eine Erklärung Papens abgedruckt, die nur die Punkte 1 und 2 
der Fassung III b enthält. 

% Vgl. dazu oben Nr. 30/33. 
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Ich bin glücklich in der Überzeugung, daß nunmehr eine Epoche ihren Ab- 
schluß gefunden hat, in der leider nur zu oft religiöse und politische Inter- 
essen in eine scheinbar unlösliche Gegensätzlichkeit geraten waren. 

Der zwischen dem Reich und der katholischen Kirche abgeschlossene Vertrag 
wird auch auf diesem Gebiet der Herstellung des Friedens dienen, dessen 
Alle bedürfen. 

Ich habe die starke Hoffnung, daß die Regelung der das evangelische Glau- 
bensbekenntnis bewegenden Fragen in kurzer Zeit diesen Akt der Befrie- 
dung glücklich vollenden wird.? 


‘ 


IV. Rundschreiben des Reichsinnenministers an die Landesregierungen. 
12. Juli 1933 


Nachlaß Buttmann; abgedruckt bei Kupper, 229 f. 


Betr.: Maßnahmen gegen katholische Verbände 

Im Reichskonkordat, das demnächst zur Veröffentlichung gelangt, sind 
besondere Schutzbestimmungen für katholische Verbände enthalten.® Ich 
will auf den Inhalt dieser Vorschriften im Einzelnen jetzt nicht eingehen, 
darf aber die Bitte aussprechen, mit Maßnahmen gegen katholische Verbände 
zurückzuhalten. Sobald die Bestimmungen des Reichskonkordats in Kraft 
gesetzt sind, werden weitere Verhandlungen geführt werden, auf Grund 
deren allgemeine Richtlinien für die Behandlung katholischer Verbände her- 
ausgegeben werden.’ 

Aus Gründen der Parität, deren Wahrung gerade im gegenwärtigen Zeit- 
punkt im zwingenden gesamtpolitischen Interesse liegt, bitte ich ergebenst, 
in gleicher Weise gegenüber evangelischen Verbänden zu verfahren. Die 
Rechtsgrundlagen hierfür werden in allernächster Zeit geschaffen werden. 


gez. Frick 


V. Auszug aus der Niederschrift über die Sitzung des Reichskabinetts. 
14. Juli 1933 


BAR 43 11/176; abgedruckt bei Kupper, 234 ff. (dort auch Vermerk der Lesarten). 
30.) (Punkt 17 der Tagesordnung). 


Reichskonkordat 

Der Reichsminister des Innern trug den Inhalt der Vorlage vor, bei der 
Art. 1 des Entwurfs gestrichen werden sollte.!° 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers führte zur Vorlage aus, daß es not- 
wendig gewesen wäre, die Aufgaben zwischen Reich und Staat auf der einen 


? Vgl. dazu oben Nr. 27/33 (XVIII) und unten Nr. 33/33, 

8 Vgl. Art. 31 des Reichskonkordats; Anhang, 197. 

9 Vgl. unten VI. 

Bi der Entwurf des Gesetzes über den Vertrag mit dem Heiligen Stuhle; Kupper, 
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und der Kirche auf der anderen Seite abzugrenzen. Die Kirche müßte einige 
Bewegungsfreiheit erhalten. Andererseits war die Machtsphäre des Staats im 
Konkordat klar herauszuarbeiten. Beim Papst wären von den verschieden- 
sten Seiten gegen den Abschluß des Konkordats Bedenken geäußert wor- 
den.!! Er habe aber auf dem Abschluß des Konkordats bestanden, weil er 
mit Italien und Deutschland zu einem Abschluß kommen wollte, als mit 
den Ländern, die’nach seiner Auffassung den Kern der Christenwelt dar- 
‚stellten. Er hätte auch den bestimmten Eindruck aus Rom mitgenommen, 
daß die Kurie einverstanden wäre, nach einiger Zeit ein neues Konkordats- 
recht unter Verwertung der inzwischen gemachten Erfahrungen zu schaffen. 
Auch Mussolini habe stets dringend den Abschluß des Konkordats befür- 
wortet, weil er sich hiervon eine wesentliche Stärkung der deutschen Stellung 
verspräche.’? 

Der Stellvertreter des Reichskanzlers wies auf die besonders bemerkenswer- 
ten Stellen des Konkordats hin, wonach die Kirche sich bereit erkläre, alle 
Vereine, mit Ausnahme der rein religiös-sittlichen und charitativen Vereine, 
dem Staat (Reich) anzuvertrauen. Die Entpolitisierung der Geistlichkeit und 
die Einführung eines Treueids für die Bischöfe und eines Gebets für den 
Staat, die Einführung einer selbständigen Militärseelsorge mit einem exem- 
ten Armeebischof, die Bezugnahme auf eine etwaige allgemeine Wehrpflicht 
und die Behandlung des deutschen Minderheitenrechts wären besonders 
bemerkenswerte Bestimmungen des Reichskonkordats.'? 

Zwei kleine Änderungen des Konkordats stellte der Stellvertreter des 
Reichskanzlers der Entschließung des Kabinetts anheim, im Art. 14 vorzu- 
sehen, die Notifizierung der Bischöfe an die Reichsstatthalter »bei den Re- 
gierungen« statt »der Regierung«.'* Bei dem Art. 17 (der Weiterbelassung 
staatlicher Gebäude) wäre einzufügen »unbeschadet bestehender Verträge« 
wie das auch in den 3 Länderkonkordaten geschehen wäre." 

Der Reichskanzler lehnte eine Debatte über Einzelheiten des Reichskonkor- 
dats ab. Er vertrat die Auffassung, daß man hierbei nur den großen Erfolg 
sehen dürfte. Im Reichskonkordat wäre Deutschland eine Chance gegeben 
und eine Vertrauenssphäre geschaffen, die bei dem vordringlichen Kampf 
gegen das internationale Judentum besonders bedeutungsvoll wäre. Etwaige 
Mängel des Konkordats könnten später, bei besserer außenpolitischer Lage 
verbessert werden. 


11 KUPPER erörtert an dieser Stelle die Frage, ob Brüning von dem Konkordat abgeraten 
oder, wie die ausländische Presse später behauptete, den Heiligen Stuhl vor dem Abschluß 
des Konkordates gewarnt habe (235 Anm. 2). Die ablehnende Haltung des ehemaligen 
Reichskanzlers und seine vergeblichen Warnungsversuche im Juni 1933 werden jetzt bestä- 
tigt durch H. Brünıng, Memoiren 1918-1934. Stuttgart 1970, bes. 671 f. 

12 Vgl. den Bericht Papens über seinen Empfang bei Mussolini am 4. 7. bei Kupper, 138. 

18 Nach KupPrer, 236 Anm. 6 sollten Papens Ausführungen, die nicht dem Wortlaut der 
Art. 31 und 32 des Vertragstextes entsprachen, einen möglichen Widerstand Hitlers gegen 
das Konkordat verhindern. 

14 In dem ratifizierten Text hieß es dann »dem Reichsstatthalter in dem zuständigen Lan- 
de«; vgl. Anhang, 193. { 

15 Anderung nicht erfolgt. - Mit den 3 Länderkonkordaten sind die Verträge mit Bayern 
(1924), Preußen (1929) und Baden (1932) gemeint. 
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Der Reichskanzler sah im Abschluß des Konkordats 3 große Vorteile: 

1.) daß der Vatikan überhaupt verhandelt habe, obwohl, besonders in 
Österreich, damit operiert würde, daß der Nationalsozialismus unchristlich 
und kirchenfeindlich wäre; 

2.) daß der Vatikan zur Herstellung eines guten Verhältnisses zu diesem 
neuen nationalen deutschen Staat bewogen werden konnte. Er, der Reichs- 
kanzler, hätte es noch vor kurzer Zeit nicht für möglich gehalten, daß die 
Kirche bereit sein würde, die Bischöfe auf diesen Staat zu verpflichten. Daß 
das nunmehr geschehen wäre, wäre‘ zweifellos eine rückhaltlose Anerken- 
nung des derzeitigen Regiments; : 

3.) daß mit dem Konkordat sich die Kirche aus dem Vereins- und Partei- 
leben herauszöge, z.B. auch die christlichen Gewerkschaften fallen ließe. 
Auch das hätte er, der Reichskanzler, noch vor einigen Monaten nicht für 
möglich gehalten. Auch die Auflösung des Zentrums!® wäre erst mit 
Abschluß des Konkordats als endgültig zu bezeichnen, nachdem nunmehr 
der Vatikan die dauernde Entfernung der Priester aus der Parteipolitik 
angeordnet hätte. 

Daß das von ihm, dem Reichskanzler, stets erstrebte Ziel einer Vereinbarung 
mit der Kurie so viel schneller erreicht wurde, als er noch am 30. Januar 
gedacht hätte, das wäre ein so unbeschreiblicher Erfolg, daß demgegenüber 
alle kritischen Bedenken zurücktreten müßten. 

Der Reichsminister des Innern erbat, die alte Fassung des Art. 17 beizubehal- 
ten und Art. 14 entsprechend den Vorschlägen des Stellvertreters des Reichs- 
kanzlers zu fassen. Er schlug ferner eine redaktionelle Änderung im Art. 16 
vor, dem der Stellvertreter des Reichskanzlers zustimmte. 

Das Kabinett stimmte darauf dem Abschluß des Reichskonkordats zu, 
behielt sich aber die Veröffentlichung vor, bis das Reichskonkordat vollzogen 
worden wäre.'? 


VI. Auslegungsgrundsätze zu Art. 31 des Reichskonkordats. 20. Juli 19331® 
BAR 43 11/176 (WTB vom 29. 7.); abgedruckt bei Kupper, 280 f. 


Die Reichsregierung geht bei der Anwendung des Artikels 31 von folgenden 
Gesichtspunkten aus: 

Die katholischen Organisationen und Verbände, die in Abs. 1 aufgeführt 
sind, sollen ihr Eigenleben völlig in sich führen können. Der Staat hat ihnen 
gegenüber keine weitergehenden Einmischungsbefugnisse, als sie sich aus der 
allgemeinen Treuepflicht der Staatsbürger gegenüber dem Staat an sich 
ergeben. 


= 3 5. 7. 33 hatte sich die Zentrumspartei aufgelöst; vgl. Morsey, Zentrumspartei, bes. 
439 ff. 

17 Die Unterzeichnung erfolgte am 20.7. in Rom; erste Veröffentlichungen in der Tages- 
presse ab 23. 7. 

8 Nach Kurper, 280 Anm. 1 wurden diese Grundsätze am 17. 7. in Verhandlungen zwi- 
schen Buttmann und den Bischöfen Berning und Gröber erarbeitet (Ministerialdirektor Butt- 
mann vom Reichsinnenministerium [vgl. unten Nr. 48/33, Anm. 1] hatte seit dem 6.7. an 
den Konkordatsverhandlungen in Rom teilgenommen). 
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Die katholischen Organisationen, die in Abs. 2 aufgeführt sind, können, 
müssen aber nicht in staatliche Verbände (Dachorganisationen) eingeordnet 
werden. Die Einordnung darf nicht ihr vereins- und verbandsmäßiges 
Eigentum und Eigenleben, d.h. den katholischen Charakter und die Selb- 
ständigkeit in der Erfüllung ihrer satzungsmäßigen Aufgaben einschließlich 
der Führung der bisherigen Vereinstracht, der Abzeichen und Banner bei 
öffentlichem Auffreten ausschließen. Sie sollen also ihre bisherigen Satzungen 
. beibehalten, es sei denn, daß in diesen Satzungen Zwecke vorgesehen wären, 
die dem neuen Staat an sich zuwiderlaufen. Ihr Vorstand soll nach den 
bisherigen Vereinssatzungen bestellt werden. Soweit nicht die etwaige Ein- 
gliederung in staatliche Verbände die Befolgung von Vorschriften notwendig 
macht, die sich aus der Einordnung an sich ergeben, soll von Eingriffen in 
das Vereinsleben abgesehen werden. 

Die Mitglieder der katholischen Organisationen dürfen irgendeinen rechtli- 
chen Nachteil in Schule und Staat aus ihrer Zugehörigkeit nicht erfahren. 

Die Reichsregierung setzt voraus, daß die katholischen Organisationen bei 
einer Eingliederung sich mit ihren kirchlichen Behörden ins Einvernehmen 
setzen. 


33/33 DIE EINFUHRUNG DER VERFASSUNG DER 
DEUTSCHEN EVANGELISCHEN KIRCHE 
14. Juli 1933 


Am 10. Juli waren die Arbeiten am Verfassungs- 
entwurf für die DEK abgeschlossen. Daraufhin 
kamen die Landeskirchenführer am 11. Juli im 
Innenministerium zusammen, um die Verfassung 
zu unterzeichnen. Das Innenministerium erarbei- 
tete den Entwurf eines Reichsgesetzes zur Ein- 
führung der Verfassung der DEK. Dieses Gesetz 
wurde in der Kabinettssitzung am 14. Juli, in der 
auch dem Abschluß des Reichskonkordates zuge- 


stimmt wurde, beschlossen. 


I. Gesetz über die Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche. 14. Juli 
1933 
RGBI I, 471 ff. 


Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit ver- 
kündet wird: 
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Artikel 1 
Der Deutschen Evangelischen Kirche ist am 11. Juli 1933 eine Verfassung 
gegeben, die nebst der Einführungsverordnung von Reichs wegen anerkannt 
und in der Anlage veröffentlicht wird.! 

Artikel 2 
1. Die Deutsche Evangelische Kirche ist Körperschaft des öffentlichen Rechts 
des Reichs. 
2.Die Rechte und Pflichten des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes 
gehen auf die Deutsche Evangelische Kirche über. , 

Artikel 3 
Weigern sich die zuständigen Organe einer Landeskirche, Umlagen der 
Deutschen Evangelischen Kirche auf den Haushalt zu bringen, so hat auf 
Ersuchen der Reichsregierung die zuständige Landesregierung die Eintragung 
der Leistungen in den Haushalt zu veranlassen. 

Artikel 4 
Im förmlichen Disziplinarverfahren gegen kirchliche Amtsträger sind 
1. die kirchlichen Disziplinarbehörden berechtigt, Zeugen und Sachverstän- 
dige zu vereidigen, 
2. die Amtsgerichte verpflichtet, dem Rechtshilfeersuchen der kirchlichen 
Disziplinarbehörden stattzugeben. 

Artikel 5 
1. Die in der Deutschen Evangelischen Kirche zusammengeschlossenen Lan- 
deskirchen führen am 23. Juli 1933 Neuwahlen für diejenigen kirchlichen 
Organe durch, die nach geltendem Landeskirchenrecht durch unmittelbare 
Wahl der kirchlichen Gemeindeglieder gebildet werden.? 
2.Soweit nach Landeskirchenrecht weitere Organe durch mittelbare Wahl 
zu bilden sind, finden diese Wahlen bis zum 31. August 1933 statt. 
3. Die obersten Verwaltungsbehörden der Landeskirchen sind ermächtigt, 
die zur Durchführung der Neuwahlen erforderlichen Bestimmungen im 
Wege der Verwaltungsanordnung zu erlassen. Dabei wird den von ihrer 
Ortskirche anwesenden Wahlberechtigten eine Stimmabgabe durch Bevoll- 


1 Text der Verfassung Anhang, 185 ff.; der einführenden VO KGVBl Berlin, Nr 20 v. 
9483933. 

2 Vgl. dazu auch oben Nr. 27/33 (XVIII), bes. Anm. 49. Der EOK in Berlin hatte keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die vom Innenministerium vorgeschlagenen Wahlen; man 
fühlte sich allerdings vor den Kopf gestoßen, als man den von Hitler geforderten nahen 
Termin erfuhr. Vgl. Conkap, 22. — Zu der Kürze dieser Frist erklärte der Bevollmächtig- 
te für die Kirchenwahlen, Staatssekretär Pfundtner (vgl. unten Nr. 34/33, I), am 20.7. in 
einem Interview mit WTB, »daß die Reichsregierung, nachdem sie sich zur Anberaumung 
der Kirchenwahlen entschlossen hatte, selbstverständlich dafür Sorge tragen mußte, daß der 
Wahltermin so früh wie nur irgend möglich angesetzt werde, um die unter ihrer Mitwir- 
kung erzielte Einigung der evangelischen Kirchen nicht durch eine zu erregte und lang hin- 
gezogene Wahlagitation zu gefährden.« DAZ, 20. 7. 33. 

3 Die Unrechtmäßigkeit dieser Ermächtigung betont schon J. Küseı, Aus dem »Gesetz- 
blatt der Deutschen Evangelischen Kirche«. In: Die Christliche Welt 48, 1934, Sp. 69 ff. 
Nach Kater, 158 f. kam als Rechtsgrundlage für staatliche Eingriffe in den Bereich der Re- 
ligionsgesellschaften das Ermächtigungsgesetz vom 24. 3.33 in Frage, und »der durch dieses 
Gesetz gescd.affene Rechtszustand wurde im Sommer 1933 allgemein anerkannt«. Die These 
Karters, daß das Reichsgesetz vom 14.7. über die Verfassung der DEK ausdrücklich auf 
das Ermächtigungsgesetz gestützt wurde, wird allerdings nicht belegt. 


. 
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mächtigte ermöglicht. Soweit es zu diesem Zwecke oder zur Einhaltung der 
in diesem Artikel vorgeschriebenen Fristen notwendig ist, kann von den 
Vorschriften der Kirchengesetze und Kirchenverfassungen über den äußeren 
Gang des Wahlverfahrens abgesehen werden. 
4. Ein Bevollmächtigter des Reichsministers des Innern überwacht die unpar- 
teiische Durchführung der Bestimmungen dieses Artikels.‘ 

Artikel 6 
Der Reichsminister des Innern wird mit der Ausführung dieses Gesetzes 
beauftragt. 

Artikel 7 
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. 


Der Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsminister des Innern 


Frick 


Il. Begründung des Gesetzes zur Einführung der Verfassung der Deutschen 
Evangelischen Kirche. 14. Juli 1933 


BAR 43 11/161 (am 14.7. vom Reichsinnenministerium nachgereicht). 


In Fortführung der durch den Deutschen Evangelischen Kirchenbund einge- 
leiteten Einigung haben sich die Deutschen Evangelischen Landeskirchen am 
11. Juli 1933 zur Deutschen Evangelischen Kirche verbunden und dieser 
Kirche eine Verfassung gegeben. Die Deutsche Evangelische Kirche ist gemäß 
Art. 137 der Reichsverfassung eine öffentlich-rechtliche Körperschaft des 
Reichs. Es erscheint daher geboten, im reichsgesetzlichen Wege die Verfas- 
sung der Deutschen Evangelischen Kirche von Reichs wegen anzuerkennen. 
Aus der rechtlichen Tatsache, daß die Deutsche Evangelische Kirche eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts des Reichs ist, ergibt sich, daß nur das 
Reich zuständig ist, die Rechtsnormen zu treffen, die von staatlicher Seite 
notwendig sind, um den Bestand und die ordnungsmäßige Verwaltung der 
Deutschen Evangelischen Kirche zu gewährleisten. Dieser Erwägung tragen 
die Art. 3 und 4 des Gesetzentwurfs Rechnung. Die weitere Regelung des 
Verhältnisses zwischen dem Reich und der Deutschen Evangelischen Kirche 
soll einem in Kürze zum Abschluß zu bringenden Vertrage vorbehalten 
bleiben.® 

Um die innere Verbindung zwischen dem deutschen Kirchenvolk und der 
Deutschen Evangelischen Kirche mit möglichster Beschleunigung herzustel- 
len, die im deutschen Kirchenvolke bestehende Spannung und Spaltung zu 
beseitigen und damit eine Befriedung des Lebens in der evangelischen Kirche 
herbeizuführen, ist es notwendig und entspricht auch dem Wunsche der Kir- 
chenregierungen, daß schnellstens in allen evangelischen Landeskirchen die 
Vertretungskörperschaften neugebildet werden. Soweit diese Körperschaften 


4 Vgl. unten Nr. 34/33 (I). 
5 Zum Abschluß eines derartigen Vertrages ist es nicht gekommen. 
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nach Landeskirchenrecht aus unmittelbaren Wahlen der kirchlichen Ge- 
meindeglieder hervorgehen, sollen die Wahlen bereits am 23. Juli 1933 voll- 
zogen werden. Die Auswahl eines zeitlich so naheliegenden Wahltermins soll 
nach Möglichkeit verhindern, daß durch agitatorische Wahlkämpfe neue 
Spannungen in das evangelische Kirchenvolk hineingetragen werden. Die 
Wahlen zu denjenigen kirchlichen Vertretungskörperschaften, die aus mittel- 
baren Wahlen hervorgehen, sollen bis zum 31. August 1933 durchgeführt 
werden, damit dann der Bildung der in der neuen Kirchenverfassung vorge- 
sehenen Nationalsynode keine Hindernisse mehr im Wege stehen. 

Die Durchführung der Wahlen in einem derart beschleunigten Verfahren 
steht mit den in Kirchenverfassungen und Kirchengesetzen festgelegten Ver- 
fahrensvorschriften nicht im Einklang. Die einzelnen Landeskirchen bedür- 
fen daher einer reichsgesetzlichen Ermächtigung, von diesen Vorschriften, 
soweit sie den äußeren Gang des Wahlverfahrens betreffen, abzuweichen 
(vgl. Art. 5 Abs. 3 des Entwurfs). 

Bei der Fülle der Schwierigkeiten, die sich aus der starken Abkürzung des 
Wahlverfahrens ergeben werden, und um die Verwirklichung der Absicht 
der Reichsregierung, die Wahl in Freiheit und Unparteilichkeit stattfinden 
zu lassen, sicherzustellen, erscheint es zweckmäßig, einen besonderen Bevoll- 
mächtigten des Reichsministers des Innern zu bestellen, dessen Aufgabe es 
sein wird, durch rechtzeitiges Eingreifen alle Hindernisse, die sich einem un- 
gestörten und unparteilichen [sic/] Verlauf der Wahlen entgegenstellen 
könnten, zu beseitigen. 


34/33 DIE INTERVENTIONEN VON STAAT UND PARTEI 
BEI DEN KIRCHENWAHLEN 
17.-23. Juli 1933 


In dem Reichsgesetz vom 14. Juli über die Ver- 
fassung der DEK wurden Neuwahlen für alle 
durch unmittelbare Wahlen zu bildenden kirchli- 
chen Organe für den 23. Juli angeordnet. Durch 
die nationalsozialistische Propaganda kräflig un- 
terstützt, konnten die »Deutschen Christen« fast 
überall diese Wahlen für sich entscheiden. 


I. Runderlaß Staatssekretär Pfundtners an die Landesregierungen. 18. Juli 
1933 
BAR 43 11/161; abgedruckt bei Baier, 363. 


Betrifft: Evangelische Kirchenwahlen 
Auf Grund des Artikels 5 Abs. 4 des Reichsgesetzes über die Verfassung der 
Deutschen Evangelischen Kirche vom 14. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 471)! 


1 Vgl. oben Nr. 33/33 (I). 
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habe ich als Bevollmächtigter des Reichsministers des Innern am 17. Juli 

= folgende durch Presse und Rundfunk veröffentlichte Bekanntmachung 

erlassen: 

»1.) Die freie Wahl des Kirchenvolkes ist nach dem Wort des Herrn Reichs- 
kanzlers gemäß dem Reichsgesetz vom 14. Juli 1933 gewährleistet. 

2.) Die Tageszeigungen haben Anträgen der Kirchenbehörden auf Abdruck 
der amtlichen kirchlichen Bekanntmachungen über das Wahlverfahren zu 
entsprechen. 

3.) Der Bekanntgabe von Wahlaufrufen und Wahlartikeln der kirchlichen 
Wählergruppen stehen Bedenken nicht entgegen, sofern die Veröffentli- 
chungen sich auf kirchlichem Gebiet bewegen und sich von verletzenden 
Angriffen freihalten. Unter der gleichen Voraussetzung steht der Ver- 
vielfältigung und Verbreitung von Flugblättern nichts im Wege. 

4.) Anträgen auf Zulassung öffentlicher kirchlicher Versammlungen, die der 
Vorbereitung der kirchlichen Wahlen dienen, ist mit tunlichster Beschleu- 
nigung zu entsprechen. Bei der Zulassung und polizeilichen Sicherung der 
Versammlungen ist hinsichtlich aller Wählergruppen gleichmäßig zu 
verfahren. 

5.) Geldsammlungen für Wahlfonds der kirchlichen Wählergruppen sind im 
gesamten Reichsgebiet nicht zu beanstanden.«? 

Die Reichsregierung hat sich für die freie und unparteiische Durchführung 

der Wahl des evangelischen Kirchenvolkes verbürgt. Ich bitte daher dafür 

Sorge zu tragen, daß alle amtlichen Stellen entsprechend verfahren und auch 

ihrerseits die glatte und reibungslose Durchführung meiner Bekanntmachung 

ermöglichen. 
Der Bevollmächtigte des Reichsministers des Innern für 
die unparteiische Durchführung der Kirchenwahlen 


Pfundtner? 


Staatssekretär im Reichsministerium des Innern 


DI. Wahlaufruf des ehemaligen Kirchenkommissars A. Jäger. 17. Juli 1933 
Der Reichsbote, 18. Juli 1933. 


Wenn wir uns klarmachen, daß sich noch vor Monatsfrist das evangelische 
Deutschland in einem Zustande der Verwirrung befand, der in Personen- und 
Sachfragen jeder Beschreibung spottete, dann erfüllt uns heute jähe Furcht, 
daß die bisherige Entwicklung durch Unverstand oder schlechten Willen 
hätte gehindert werden können. Schon einmal hat es eine geschichtliche Lage 
gegeben, in der Anschauungskämpfe das deutsche Volk derartig zerfleischten, 
daß sein Rang in der Welt verlorenging und die Entwicklung zum einheit- 
lichen Volke auf Jahrhunderte gestört wurde. Noch war es jetzt nicht so weit 


2 Punkt 1-5 wurde als Bekanntmachung des »Reichswahlleiters« ab 18. 7. in der Tagespresse 
veröffentlicht; vgl. WTB vom 18. 7.33. 
® Zu Pfundtner vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 8. 
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gediehen, aber die Fronten hatten sich derartig verkrampft, daß nur ein 
entschlossener Wille die Lage entwirren und die Voraussetzungen schaffen 
konnte, dem hoffnungslosen Gegeneinanderstehen ein Ende zu bereiten. Es 
ist töricht, bei einem Arzt davon zu sprechen, daß er den Körper verletze, 
wenn eine Operation zur Rettung des Lebens notwendig ist. Eben deswegen 
ist es unverständlich, von einer bedrohten Freiheit der Kirche zu reden, wenn 
eben diese Freiheit gerettet und bewahrt bleiben soll. Dies Letzte und nichts 
anderes ist die Aufgabe gewesen, die der Staat sich gesetzt hatte, wenn er 
seine brüderliche Hand bot, um mit seiner Hilfe der Kirche die Selbsthilfe 
zu ermöglichen. 

Ein Rechtsbruch mußte die traurige und doch, wie wir jetzt verstehen, die 
gottgewollte Veranlassung sein, um eine Entwicklung einzuleiten, wie sie in 
dem Verfassungswerk der Deutschen Evangelischen Kirche zu einem macht- 
vollen Abschluß gelangt ist.* Ein gewaltiger Bogen spannt sich von der 
Reformation her bis in unsere Tage. So wie Adolf Hitler das damals ange- 
fangene Werk nach der politisch-sozialen Seite der Vollendung zugeführt 
hat, so schließt sich wiederum der Kreis zurück zum religiösen Geschehen 
unserer Tage. Es gilt die nunmehr erreichte und vor aller Gefährdung zu 
schützende Einheit des Volkes seelisch auf einem Hauptgebiete zu festigen, 
das das Innerste und Heiligste eines Volkes sein kann und muß. Die Massen 
waren nicht nur in eine Gottentfremdung hineingetrieben worden, es war 
auch dem übrigen suchenden Teil des Volkes der Weg zur Kirche weitgehend 
versperrt worden, weil die Kirche trotz mancher gegenteiligen Versicherun- 
gen nicht den Mut und Willen, gefunden hatte, Evangelium und Volkstum 
miteinander zu verbinden. 

Der nationalsozialistische Staat aber erhebt demgegenüber den Anspruch auf 
Totalität. Das will nicht besagen, daß er auch die Kirche, als die Form 
religiösen Kulturlebens nach seinen Gesetzen regieren wolle, wohl aber, daß 
er die Forderung nach gegenseitiger voller Bejahung erheben muß. Das 
Geschrei um die Freiheit der Kirche wäre nicht so groß gewesen, wenn alle, 
die es erhoben haben, bedacht hätten, daß der Führer in seiner großen Rede 
vom 21. 3. 1933 nicht nur die Freiheit der Kirche garantiert, sondern daß er 
als notwendiges Gegenstück auch verlangt hat, daß die Kirche dem Staate 
gegenüber ihre Pflicht erfülle. Der nationalsozialistische Staat kann es nicht 
dulden, daß große Bezirke des Lebens ihm fremd oder neutral gegenüber- 
stehen. Unter voller Würdigung jeder Eigengesetzlichkeit müssen sich alle 
Bezirke im Staate zu einer höheren Einheit verbinden. Es ist nicht Zufall, 
daß der Ruf »Heil« im neuen Staate eine beherrschende Bedeutung gewon- 
nen hat. Dieser Ruf rührt an das innerste Sehnen jedes gläubigen Herzens, 
das sein Heil nicht nur in einem äußeren Wohlergehen, das vielmehr unter 
Zurücksetzung eigensüchtigen Strebens das Heil sucht in dem, was mehr ist 
als es selbst, nämlich im Volk und in dessen Leben und ewiger gottgebunde- 
ner und gottverbundener Bedeutung. 


4 Zu dieser Motivierung des Staatseingriffs in Preußen vgl. oben Nr. 27/33, bes. I-IV, 
VI-VII, XI. 
5 Gemeint ist wohl die Regierungserklärung vom 23. 3. 33; vgl. oben Nr. 10/33. 
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Das Erscheinen Jesu in der Weltgeschichte ist in seinem letzten Gehalte ein 
Aufflammen nordischer Art inmitten einer von Zersetzungserscheinungen 
gequälten Welt. Darum werden auch deutsche Art und Evangelium den Weg 
zueinander und eine Verbindung finden, wie sie dem Volke bisher noch nicht 
geboten worden ist. 

Das Haus ist mit,der nunmehr zum Gesetz erhobenen Verfassung gebaut. 
Allen Gewalten zum Trotz soll das Volk jetzt selbst seinen Einzug halten 
und das Haus ausstatten. Dies ist der Sinn der Wahlen, bei denen es nicht 
um Parteien und Verschiedenheit der Bekenntnisse, sondern nur darum geht, 
das letzte Ziel äußerer und seelischer Einheit und Freiheit zu erreichen. 


Darum erfülle jeder deutsche und evangelische Christ am 23. Juli 1933 seine 
Pflicht! 


Jäger* 


III. Presseanweisungen des Propagandaministeriums. 17. Juli 1933 


BA, Sig. Brammer. 


a) Bestellungen: vom 17. Juli 1933 

1. Das Propagandaministerium erwartet, daß es zeitlich irgend einzurichten 
ist, daß die Rede des Reichspropagandaministers Goebbels, die er heute 
abend im Rundfunk hält, im Wortlaut gebracht wird.” 

2. Durch das Conti-Büro ist ein Aufruf des früheren Staatskommissars in 
Kirchenfragen in Preußen Jäger veröffentlicht worden. Das Propaganda- 
ministerium bittet die Zeitungen, die den Aufruf noch nicht veröffentlicht 
haben, ihn nachzuholen. 

Des weiteren bittet das Propagandaministerium in Vorbereitung der Kir- 
chenwahlen die Deutschen Christen aufs wärmste zu unterstützen. Zu diesem 
Behufe werden noch in Kürze Artikel zur Verfügung gestellt werden. Von 
dem Umfang der Beteiligung an dem Werbekampf für die Deutschen Chri- 
sten wird die Regierung abmessen, welche Bedeutung die einzelne Zeitung 
für die neue Regierung hat. 


b) Rundbrief vom 17. Juli 1933 abends. 

Es wird auf die Bekanntmachung des Bevollmächtigten des Reichsministers 
des Innern für die Überwachung der Durchführung der Kirchenwahl hinge- 
wiesen, die an die Nachrichtenbüros gegeben worden ist.’ Ihre Veröffent- 
lichung hat in den Morgenausgaben zu erfolgen. 


% Zu Jäger vgl. oben Nr. 27/33, Anm. 4. ü 

7 Die Goebbels-Rede mit dem Titel Volk an die Arbeit wurde abgedruckt im VB (M) 
193733: 

8 Vgl. oben II. 

® Vgl. oben I. 
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IV. Staatssekretär Pfundtner an den Preußischen Minister für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung. 17. Juli 1933 


BAR 43 11/161 (Abschrif); abgedruckt bei J. Glenthoj, Dokumente zur Bonhoef- 
fer-Forschung 1928-1945. München 1969, 102 f. 


Betr. Kirchenwahlen 

Wie mir mitgeteilt und durch das Geheime Staatspolizeiamt bestätigt wor- 
den ist, hat im Laufe des heutigen Nachmittags bei der Wählergruppe 
»Evangelische Kirche«"® eine polizeiliche Durchsuchung stattgefunden, wobei 
Flugblätter und Briefe beschlagnahmt wurden.!4 Die Durchsuchung ist nach 
Angabe des Geheimen Staatspolizeiamts durch den Assessor Kettler'? vom 
dortigen Ministerium veranlaßt worden, der dabei im ausdrücklichen Auf- 
trag des Herrn Ministerialdirektors Jäger gehandelt haben will und außer- 
dem erklärt haben soll, daß die Maßnahmen in meinem Einverständnis als 
Beauftragter für die kirchlichen Wahlen geschehe[r]. Sollte das letztere der 
Fall sein, so müßte ich gegen diese völlig aus der Luft gegriffene Behauptung 
schärfsten Einspruch einlegen und der Erwartung Ausdruck geben, daß 
der Beamte deswegen sofort zur Rechenschaft gezogen wird. 

Im übrigen steht die Maßnahme der Beschlagnahme mit der feierlichen 
Erklärung des Herrn Reichskanzlers'® und mit dem Reichsgesetz vom 
14. Juli!* im schärfsten Widerspruch. 


10 Unter diesem Wahlvorschlag hatten sich alle kirchenpolitischen Gruppen außer dem ra- 

dikalen Flügel der GDC zusammengesclossen. Die GDC erwirkte gegen diesen Namen 

eine einstweilige Verfügung beim Amtsgericht Berlin-Mitte (vgl. Der Reichsbote, 21.7.), 

woraufhin er in »Evangelium und Kirche« geändert wurde (nach JK 1, 1933, 60 war dies auf 

Verhandlungen im Innenministerium aufgrund der Beschlagnahme des Wahlmaterials zu- 

rückzuführen). 

or TREE: des Wahlvorschlags »Evangelium und Kirche« erließ am 20.7. folgenden 

Aufruf: 

»Die kirchliche Lage bringt uns plötzlich Wahlen am 23. Juli. 

Wir rufen alle Freunde einer staatsfreien, allein auf Gottes Wort gegründeten Kirche zur 

Beteiligung an der Wahl auf. Die Not der Stunde zwingt alle, die ihre Kirche lieb haben, 

zum Zusammenschluß. Es gilt jetzt nicht Partei noch Gruppe, sondern gemeinsame Arbeit 

am Aufbau unserer Kirche aus dem Glauben allein. 

Wir stehen dankbar und entschlossen hinter Hindenburg und Hitler als den Führern un- 

seres Staates, die jetzt durch ihr Eingreifen auch der Kirche den Weg in die Freiheit gebahnt 

In Treue zu diesem Staate wollen wir für Volk und Vaterland in unserer Kirche ar- 
eiten. 

Wir wollen eine deutsche evangelische Kirche, die von volksverbundenen und gegenwarts- 

nahen Männern geleitet wird, eine Volkskirche, deren Pfarrer — wie es auch Hitler fordert - 

nicht Vertreter einer politischen Weltanschauung sind, sondern wahre Seelsorger und Helfer 

in den Nöten unserer Tage. 

Wir wollen eine Kirche, die im Glauben unserer Väter wurzelt und eine Stätte des Friedens 

und der Wahrhaftigkeit ist, in der Luthers Wort von der »Freiheit eines Christenmenschen« 

sich im Dienst an den Brüdern bewährt. 

Wir haben mit schmerzlichem Bedauern erlebt, wie man in den letzten Monaten mit politi- 

schen Methoden rücksichtslos die Macht in der Kirche erobern wollte. Um des Gewissens, 

um der Ehre unserer Kirche und um des Evangeliums willen lehnen wir uns gegen diese 

Kampfesart auf. Wer eine Kirche will, die ohne Menschenfurcht Gottes Wort verkündet und 

in hingebender Treue unserem Volke dient, der wähle unsere Liste: Evangelium und Kir- 

che!« JK 1, 1933, 60. Ebd., 59, auch ein Wahlaufruf der jungreformatorischen Bewegung. 

11 Insgesamt ca. 620 000 Stück; ebd., 60. 

12 Näheres nicht zu ermitteln. 

18 Gemeint ist wohl die Regierungserklärung vom 23. 3. 33.; vgl. oben Nr. 10/33, 

# Vgl. oben Nr. 33/33 (I). 
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Als Bevollmächtigter des Reichsministers des Innern für die unparteische 
Durchführung der Kirchenwahlen muß ich daher dringend bitten, mit allen 
Mitteln dafür Sorge zu tragen, daß derartige unüberlegte Schritte einzelner 
Beamten im weiteren Verlauf der Wahlzeit unbedingt unterbleiben. 
Der Beauftragte des Reichsministers des Innern für die 
unpargeiische Durchführung der Kirchenwahlen 
gez. Pfundtner 
Staatssekretär 


Va. Wahlaufruf der Lübecker NSDAP. 18. Juli 1933 
Archivsammlung der Lübecker Kirchenleitung; nach: Reimers, 58 f. 


Am kommenden Sonntag, den 23.7.1933, finden auf Anordnung des Füh- 
rers in ganz Deutschland die Kirchenwahlen statt. In der Anlage erhalten die 
Parteigenossen Wahlkarteikarten, in die sie sich einzutragen haben. Diese 
Karten sind sofort dem zuständigen Blockwart wieder mitzugeben. Jeder 
Pg. hat seiner Wahlpflicht zu genügen und seine Stimme der Liste »Deutsche 
Christen« zu geben. Es erfolgt eine genaue Kontrolle über die Eintragung so- 
wie über die ausgeübte Wahl. 

Es ergeht das strengste Verbot, daß kein Pg. auf irgendeiner Liste kandidie- 
ren darf als auf der Liste »Deutsche Christen«. Ich weise hierauf besonders 
die Pgg. in der Jacobi-, Marien-, Aegidien- und Domgemeinde® hin. 

Jeder Pg., dem eine Kirchenlistenkandidatur angetragen ist, außer die Liste 
»Deutsche Christen«, hat der Ortsgruppe hiervon Kenntnis zu geben. Die 
Kandidatur darf unter keinen Umständen angenommen und ausgeübt wer- 
den. 

Eine Nichtbefolgung dieser gegebenen Anordnungen zieht den sofortigen 
Ausschluß aus der Partei nach sich. 


Vb. Anweisung der fränkischen Gauleitung an die politischen Leiter. 
19. Juli 1933 


Fränkische Tageszeitung vom 19. Juli 1933; abgedruckt bei Baier, 53. 


Im Einvernehmen mit der örtlichen Geistlichkeit werden die Vorschlagslisten 
für die Kirchenwahl, die am kommenden Sonntag stattfindet, von den ört- 
lichen Führern der Partei ausgearbeitet. Entsprechend dem Willen und der 
Stimmung des Volkes müssen mindestens 2/3 der Vorgeschlagenen National- 
sozialisten sein. Der Termin für die Fertigstellung der Listen ist Donnerstag, 
der 20. Juli 1933. Für die strikte Durchführung dieser Anweisung sind alle 
Unterführer verantwortlich. Bei besonderen örtlichen Schwierigkeiten gibt 
die Gauleitung, Propagandaleitung Gau Franken, Hitlerhaus Nürnberg, 
Aufschluß. 


15 Für diese Gemeinden war es der Partei und den DC nicht gelungen, Einheitslisten aufzu- 
stellen, so daß ein echter Wahlakt stattfinden konnte; vgl. REıMmERs, 65 
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VI. Staatssekretär Pfundtner an den Staatssekretär in der Reichskanzlei. 
19. Juli 1933 


BAR43 IIl161. 
Sofort! 


Unter Bezugnahme auf das gefällige Schreiben vom 17. d.M. - Rk. 9099! — 
bitte ich dem Herrn Reichskanzler folgende Angelegenheit aus dem Geschäfts- 
bereich des Reichsministeriums des Innern vorzutragen: 

Die Agitation für die am 23.d.M. stattfindenden Kirchenwahlen nimmt 
einen lebhafteren Verlauf, als zunächst angenommen werden konnte. Die 
kirchlichen Wähler scheiden sich im wesentlichen in zwei Gruppen, die Grup- 
pe »Deutsche Christen« und die Gruppe »Evangelische Kirche«. In letzterer 
sind die sonstigen Richtungen nahezu vollzählig vereinigt. Der Wahlkampf 
hat mit Flugblättern und Versammlungen eingesetzt. Die Flugblätter ent- 
halten zum Teil sehr scharfe Angriffe. In ihnen wird von der Gruppe »Evan- 
gelische Kirche«, wenn auch in vorsichtiger Form, auch auf die früheren Ein- 
griffe der Preußischen Staatsregierung!” Bezug genommen, was bereits ein 
erneutes Eingreifen des Preußischen Kultusministeriums in Form der Be- 
schlagnahme eines Flugblattes veranlaßt hat.!? Dem Reichsministerium des 
Innern und insbesondere mir als Beauftragten des Reichsinnenministers für 
die unparteiische Durchführung der Kirchenwahlen gehen täglich in großer 
Zahl Beschwerden der Gruppe »Evangelische Kirche« zu, die sich namentlich 
darüber beklagt, daß die Parteiorganisation der NSDAP sich offiziell in den 
Dienst der Gruppe »Deutsche Christen« gestellt habe. Es wird insbesondere 
behauptet, daß eine Reihe von Gauleitern allen Parteiangehörigen, und zwar 
auch öffentlich durch die Presse, den Befehl erteilt habe, ausschließlich die 
Gruppe »Deutsche Christen« zu wählen. Bei Nichtbefolgung dieses Befehls 
seien der Ausschluß aus der Partei und wirtschaftliche Nachteile angedroht 
worden.!? 

Die Gruppe »Evangelische Kirche« beschwert sich ferner über ihren Aus- 
schluß von Rundfunk und Presse, während beide nach ihrer Ansicht der 
Gruppe »Deutsche Christen« uneingeschränkt zur Verfügung ständen. 

Sie bringt schließlich in ihren Beschwerden immer wieder zum Ausdruck, 
daß der Herr Reichskanzler die freie, unparteiische Wahl zugesichert habe 
und bittet zur Vermeidung von Wahlprotesten, daß diese Zusicherung noch 
durch eine Erklärung vor der Wahl bestätigt werden möchte, damit für die 
Parteiangehörigen die Möglichkeit gegeben sei, auch die Gruppe »Evangeli- 
sche Kirche« zu wählen. 

Ich habe in meiner Eigenschaft als Beauftragter des Reichsinnenministers die 
anliegende Bekanntmachung erlassen, die durch Presse und Rundfunk ver- 
öffentlicht worden ist, und außerdem an die Landesregierungen laut Anlage 


16 Nicht zu ermitteln. 

17 Vgl. die Einsetzung des Staatskommissars oben Nr. 27/33. 

18 Vgl. Anm. 11. 

1% Vgl. oben V und unten VIII, daneben auch den Aufruf des pommerschen Gauleiters und 
die Erklärung im Wittener Tageblatt; GauGeR ], 94. 
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geschrieben.?° Bei offiziellen Vestößen gegen meine Bekanntmachung werde 
ich durchgreifen. 
Ich bitte der Erwägung des Herrn Reichskanzlers anheimzustellen, ob und 
inwieweit er der Bitte der Gruppe »Evangelische Kirche« nach Erlaß einer 
die Wahlfreiheit feststellenden Erklärung Rechnung tragen will, nachdem 
die freie Wahl von der Reichsregierung grundsätzlich zugesagt und durch die 
im Kirchen-Gesetz vom 14. Juli d. J. angeordnete Einsetzung eines Bevoll- 
mächtigten für die unparteiische Durchführung der Wahl ausdrücklich be- 
stätigt worden ist. 

In Vertretung 

Pfundtner (:m. p.:) 
2 Anlagen?! 


VII. Anordnung des Stellvertreters des Führers. 19. Juli 1933 
Tagespresse, 19. Juli 1933. 


Jeder, der sich zur nationalsozialistischen Weltanschauung bekennt, hat sich 
bis spätestens 20. Juli 1933 in die Wahllisten für die bevorstehenden Kir- 
chenwahlen einzutragen. Die Wahllisten liegen bei den Kirchengemeinden 
auf. Die Beteiligung an der Wahl ist Pflicht. 

gez. Rudolf Heß? 


VII. Wahlaufruf im »Völkischen Beobachter«. 19. Juli 1933 
Gauger I, 92. 


Achtung! Kirchenwahlen! Alles in die Wählerlisten! Jeder evangelische 
Parteigenosse genügt am Sonntag, dem 23. Juli, dem Tag der Kirchenwahl, 
seiner Wahlpflicht. Das ist einfach eine Selbstverständlichkeit. Ebenso selbst- 
verständlich ist es, daß er seine Stimme der »Glaubensbewegung Deutsche 
Christen« gibt. Diese Kirchenwahl, die erste Kirchenvolkswahl, ist von ent- 
scheidender Bedeutung für die zukünftige Gestaltung der Kirche und ihren 
Dienst am deutschen Volk. Damit ist diese Kirchenwahl nicht mehr eine 
interne Angelegenheit der Kirche, sondern eine Angelegenheit des deutschen 
Volkes. 


20 Vgl. oben 1. 

21 Der Runderlaß vom 18.7. (vgl. oben I) und ein Protesttelegramm des EOK Berlin vom 
19. 7.: »Aufstellung andere Listen als solcher der Deutschen Christen von amtlichen Partei- 
stellen als staatsfeindlicher Akt bezeichnet. Bei Kandidatur auf Liste Evangelium und Kirche 
vielerorts Ausstoßung aus NSDAP angedroht. Zahlreiche Gewaltakte. Unter solchen Um- 
ständen können wir Verantwortung für rechtzeitige Durchführung der Wahl nicht tragen. 
Ersuchen um entsprechende Mitteilung an die für Reichsgesetz vom 14. 7.33 verantwortli- 
chen Stellen.« 

22 Zu Heß vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 1. — Zusammen mit dieser Anordnung ließ die NS- 
Korrespondenz in der Tagespresse eine Mitteilung der »Kanzlei des Führerss veröffentli- 
chen: »Die von mehreren Seiten, u. a. auch durch Flugblätter, verbreitete Behauptung, Adolf 
Hitler habe sich von den »Deutschen Christen« losgesagt, entspricht in keiner Weise den Tat- 
sachen.« 

Die Gauleiter ordneten an, die Vorschlagslisten für die Kirchenwahlen von den örtlichen 
Parteiführern ausarbeiten zu lassen, so z. B. in Franken (vgl. oben V b), ähnlich in Hessen- 
Nassau (GAuGer I, 92). 
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Jeder Parteigenosse erkundigt sich rechtzeitig, wie und wo er zu wählen hat. 
Wählen kann bei der jetzigen Wahl jeder Evangelische (Mann oder Frau), 
der am Wahltage 24 Jahre alt ist. Zurückweisung von der Wahlkann erfolgen, 
wenn jemand die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind. 


IX. Bekanntmachung Staatssekretär Pfundtners. 20. Juli 1933 
Tagespresse, 22./23. Juli 1933. 


Der Bevollmächtigte des Reichsministeriums des Innern für die Überwa- 
chung der unparteiischen Durchführung der Kirchenwahl erläßt folgende Be- 
kanntmachung: 

»Im Hinblick auf zahlreiche an mich gelangte Anfragen stelle ich folgendes 
fest: 

1. Die freie und unparteiische Durchführung der Wahl des evangelischen 
Kirchenvolkes ist durch die Reichsregierung gewährleistet. 

2. Kein Wahlberechtigter hat zu befürchten, daß ihm aus seiner Stimmab- 
gabe Nachteile erwachsen. 

3. Versuche, die freie Wahl durch Zwangsmittel zu beeinflussen, stehen nicht 
im Einklang mit dem Willen der Reichsregierung. 


gez. Pfundtner, Staatssekretär« 


X. Aufrufe zu den Kirchenwahlen. 20.-22. Juli 1933 
VB, 20., 21. und 22. Juli; auch in der Tagespresse. 


a) Anläßlich der Kirchenwahlen wird folgender Aufruf veröffentlicht: 
Deutscher evangelischer Christ! 

Das Wählen hat im Führerstaat des Dritten Reiches seinen Sinn verloren. 
Wenn dich dennoch der Führer selbst zur Kirchenwahl aufruft, so verlangt 
er von dir eine innere Entscheidung. 

Du hast zwei Wege vor dir. 

Du kannst auch weiterhin Evangelium und Volkstum ohne Zusammenhang 
neben- und gegeneinander stehen lassen. Du wirst diesen selbstmörderischen 
Weg aber nicht wählen. 

Du wirst der großen Frage Gottes an dich die Antwort geben, welche die 
Einheit von Evangelium und Volkstum auf alle Zeiten besiegelt. Der Ver- 
such, den Parteihader aufleben zu lassen, ist ein Verbrechen vor der Geschich- 
te. Du wirst diesen Versuch rücksichtslos niederschlagen. Steh’ auf du Volk 
der Reformation! Achte Unterschiede, die sein mögen, gering. Sprich ein ge- 
waltiges Ja und bekenne: Ich will ein einiges deutsches und evangelisches. 
Volk sein. 


b) Deutsche evangelische Christen! 

Am Sonntag, den 23. Juli, mußt du die Männer deines Vertrauens zur Füh- 
rung deiner Kirche wählen. 

Der Führer selbst hat dich zur Wahl aufgerufen! Er erwartet von dir, daß: 
du deine Stimme abgibst! Anspruch auf deine Stimme haben nur Volksge- 
nossen, die sich vorbehaltlos zum Dritten Reich bekennen! ... 
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XI. Schreiben des Staatssekretärs in der Reichskanzlei an Staatssekretär 
Pfundtner. 21. Juli 1933 


BAR 43 II/161 (Reinkonzept). 


Zum Schreiben vom 19. Juli 1933 

Betrifft: Kirchenwghlen 

Den Inhalt Ihres Schreibens sowie den des wieder beigefügten Telegramms 
des Oberkirchenrats Berlin? habe ich gestern dem Herrn Reichskanzler vor- 
getragen. Der Herr Reichskanzler hat wie folgt Stellung genommen: 

Die Zusicherung der freien Wahl bedeutet, daß die Reichs- und Landesbe- 
hörden dafür besorgt sein müssen, jede gewaltsame Störung der Vorberei- 
tung der Wahl und des Wahlaktes zu verhindern. Das Rundschreiben des 
Reichsministeriums des Innern an die Landesregierungen vom 18. Juli 1933 
— IB 3011/18. 7. —* ist von diesem Gesichtspunkt aus zu billigen. In der 
Zusicherung der freien Wahl liegt dagegen keineswegs ein Versprechen, daß 
der NSDAP und ihren Gliederungen eine Auflage gemacht wird, sich jeder 
Wahlagitation zu enthalten. Zu einer dahingehenden Anweisung an die Par- 
teistellen der NSDAP ist der Herr Reichskanzler nicht in der Lage. 

Auf das Telegramm des Oberkirchenrats bittet der Herr Reichskanzler die- 
sem zu antworten, daß bei ihm nur ein einziger Fall eines unzulässigen Ein- 
griffs in die freie Wahlbetätigung der Wählergruppe »Evangelische Kirche« 
bekannt geworden sei, nämlich die am 17. Juli in der Reichsleitung des Wahl- 
vorschlags »Evangelische Kirche« durch das Geheime Staatspolizeiamt er- 
folgte Beschlagnahme von Flugblättern und Briefen. Dieser Eingriff, der auf 
Mißverständnissen beruhe, sei sofort rückgängig gemacht worden. Wenn der 
Oberkirchenrat zahlreiche Gewaltakte behaupte, durch die die freie Willens- 
bestimmung gefährdet sei, so solle er diese Gewaltakte unter näherer Be- 
zeichnung der Tatsachen und Angabe der Beweismittel darlegen. Eine Ein- 
wirkung auf die Parteistellen der NSDAP, sich der Wahlagitation gegenüber 
der Wahlgruppe »Evangelische Kirche« zu enthalten, komme nicht in Fra- 


25 
= L[ammers] 


XIL Rundfunkansprache Hitlers am Vorabend der Kirchenwahlen.?° Bay- 
reuth, 22. Juli 1933 


Der Reichsbote, 26. Juli 1933 (nach dem Wortlaut der Reichspressestelle der 
NSDAP). Ergänzung (kursiv) nach Gauger I, 94. 


Wenn ich zu den evangelischen Kirchenwahlen Stellung nehme, dann ge- 
schieht dies ausschließlich vom Standpunkt des politischen Führers aus, d. h., 
mich bewegen nicht die Fragen des Glaubens, der Dogmatik oder der Lehre. 


23 Vgl. oben IV und Anm. 21. 

24 Vgl. oben I. 

25 Pfundtner antwortete dem EOK entsprechend auf das Protesttelegramm vom 19.7. Ab- 
druck seines Schreibens bei E. V. BEnn, Die Einstweilige Leitung der Deutschen Evangeli- 
schen Kirche. In: ZevKR 1, 1951, 368. ’ , 

28 Diese Ansprache war in der Tagespresse am 22. Juli angekündigt worden: »Adolf Hitler 
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Dies sind rein innere kirchliche Angelegenheiten. Darüber hinaus aber gibt 
es Probleme, die den Politiker und verantwortlichen Führer eines Volkes 
zwingen, offen Stellung zu nehmen. Sie umfassen völkische und staatliche 
Belange in ihrer Beziehung zu den Bekenntnissen. Der Nationalsozialismus 
hat stets versichert, daß er die christlichen Kirchen in staatlichen Schutz zu 
nehmen entschlossen ist. Die Kirchen ihrerseits können nicht eine Sekunde 
darüber im Zweifel sein, daß sie des staatlichen Schutzes bedürfen und nur 
durch ihn in die Lage gesetzt sind, ihre religiöse Mission zu erfüllen. Ja, die 
Kirchen fordern diesen Schutz vom Staate an. Der Staat muß aber dafür 
umgekehrt von den Kirchen verlangen, daß sie ihm auch ihrerseits jene Un- 
terstützung zuteil werden lassen, deren er zu seinem Bestand bedarf. Kir- 
chen, die dem Staate gegenüber keinerlei positiven Erfolg in diesem Sinne 
aufweisen können, sind für den Staat genau so wertlos, wie der Staat wert- 
los ist für eine Kirche, der gegenüber er unfähig ist, seine Pflichten zu er- 
füllen. 

Entscheidend für die Existenzberechtigung von Kirche und Staat ist die see- 
lische und körperliche Gesunderhaltung der Menschen; denn ihre Vernich- 
tung würde sowhl das Ende des Staates, als auch das Ende der Kirche bedeu- 
ten. Es kann daher auch weder der Staat den religiösen Vorgängen seiner 
Zeit gegenüber indifferent sein, wie es auch umgekehrt nicht die Kirchen ge- 
genüber den völkisch-politischen Ereignissen und Wandlungen zu sein ver- 
mögen. So wie einst das Christentum, oder später die Reformation ihre gi- 
gantischen politischen Auswirkungen hatten, so wird jede politisch-völkische 
Umwälzung auch das Schicksal der Kirchen betreffen. Nur ein Geistloser 
kann sich einbilden, daß etwa der Sieg des Bolschewismus für die katholische 
oder evangelische Kirche belanglos wäre und daher weder Bischöfe oder Su- 
perintendenten in ihrer bisherigen Tätigkeit stören oder gar behindern wür- 
den. Die Behauptung, daß aber durch die Tätigkeit der Kirchen allein schon 
solche Gefahren überwunden würden, ist unhaltbar und wird durch die 
Wirklichkeit widerlegt. Weder die katholische, noch die evangelische, noch 
die russisch-unierte Kirche haben oder würden dem Bolschewismus Einhalt 
gebieten können. 

Dort, wo sich nicht eine konkret völkisch-politische Gegenwehr bildete, ist 
der Sieg des Kommunismus entweder schon gelungen, oder der Kampf zum 
mindesten bis heute unentschieden. Es ist daher klar, daß die Kirchen selbst 


im Rundfunk zur Kirchenwahl. Am Samstag, den 22. Juli, spricht der Führer von 23,30 bis 
23,45 Uhr zur Kirchenwahl über alle deutschen Sender.« 

Nach Baıer, 55, hat der bayerische Landesbischof vergeblich versucht, über Kultusminister 
Schemm auf Hitler einzuwirken, diese Rede nicht zu halten. 

Aus dem handschriftlichen Konzept eines Briefes von Ludwig Müller an Hitler (undatiert) 
geht hervor, daß Hitlers Eintreten für die DC zwischen ihm und Müller abgesprochen 
war:«...Ich brauche dringend Ihre Hilfe, weil sonst das von uns geschmiedete Machtin- 
strument in die Hände der Gegner fällt; und man muß sich darüber klar sein, daß dieser 
sogenannte »Kirchenkampf« im tiefsten Grund nichts anderes ist als Kampf gegen Sie und 
gegen den Nationalsozialismus. Sie hatten versprochen, am Sonnabend, also am letzten Tag 
vor der Wahl im Rundfunk zu sprechen. Ich muß Sie herzlich bitten, daß Sie diese Anspra- 
che halten, denn das Volk muß wissen, daß Sie zu uns stehen, wie wir zu Ihnen... Lassen 
Sie uns jetzt nicht allein ....« Archiv EKD, A 4/246. 
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zu solchen völkisch-politischen revolutionären Erhebungen Stellung nehmen 
müssen. Dies hat zum ersten Mal die römische Kirche dem Faschismus gegen- 
über in den Lateran-Verträgen getan. Das nunmehr unterzeichnete deutsche 
Konkordat ist der zweite ebenso klare Schritt auf diesem Gebiete. Es ist 
meine aufrichtige Hoffnung, daß damit auch für Deutschland eine endgültige 
Klärung durch freie Vereinbarung der Aufgabengebiete des Staates und der 
einen Kirche eingetreten ist. 

‚Als Nationsozialist habe ich den sehnlichsten Wunsch, eine nicht minder klare 
Regelung auch mit der evangelischen Kirche treffen zu können. Dies setzt 
allerdings voraus, daß anstelle der Vielzahl der evangelischen Kirchen, wenn 
irgend möglich, eine einige Reichskirche tritt. Der Staat hat kein Interesse 
daran, mit 25 oder 30 Kirchen zu verhandeln, umsomehr, als er überzeugt 
ist, daß gegenüber den gigantischen Aufgaben der jetzigen Zeit auch hier nur 
eine Zusammenfassung aller Kräfte als wirkungsvoll angesehen werden 
kann. Der starke Staat kann nur wünschen, daß er seinen Schutz solchen re- 
ligiösen Gebilden angedeihen läßt, die ihm auch ihrerseits wieder nützlich 
zu werden vermögen. 

Tatsächlich hat sich auch innerhalb der evangelischen Bekenntnisse im Kir- 
chenvolk in den »Deutschen Christen« eine Bewegung erhoben, die von dem 
Willen erfüllt, den großen Aufgaben der Zeit gerecht zu werden, eine Eini- 
gung der evangelischen Landeskirchen und Bekenntnisse anstrebte. Wenn 
diese Frage nun wirklich in Fluß geraten ist, dann wird vor der Geschichte 
nicht durch unwahre oder dumme Einwendungen bestritten werden können, 
daß dies das Verdienst der völkisch-politischen Umwälzung in Deutschland 
war und jener Bewegung innerhalb der evangelischen Bekenntnisse, die sich 
eindeutig klar zu dieser nationalen und völkischen Bewegung bekannte, zu 
einer Zeit, da leider genau so wie in der römischen Kirche zahlreiche Pastoren 
und Superintendenten in schärfster, ja oft fanatischer Weise, gegen die na- 
tionale Erhebung grundlos Stellung genommen haben. 

Im Interesse des Wiederaufstieges der deutschen Nation, den ich untrennbar 
mit der nationalsozialistischen Bewegung als verbunden ansehe, wünsche ich 
daher verständlicherweise, daß die neuen Kirchenwahlen in ihrem Ergeb- 
nis unsere neue Volks- und Staatspolitik unterstützen werden. Denn indem 
der Staat die innere Freiheit des religiösen Lebens zu garantieren bereit ist, 
hat er das Recht, zu hoffen, daß in den Bekenntnissen diejenigen Kräfte ge- 
hört werden möchten, die entschlossen und gewillt sind, auch ihrerseits für 
die Freiheit der Nation sich einzusetzen. Dies wird aber nicht gewährleistet 
durch weltabgewandte und den Erscheinungen und Ereignissen der Zeit kei- 
ne Bedeutung beimessende Kräfte einer religiösen Versteinerung, sondern 
durch die Kräfte einer lebendigen Bewegung. 

Diese Kräfte sehe ich in jenem Teil des evangelischen Kirchenvolkes in erster 
Linie versammelt, die als »Deutsche Christen« bewußt auf den Boden des 
nationalsozialistischen Staates getreten sind. Nicht in erzwungener Duldung, 
sondern in lebendiger Bejahung! Die inneren religiösen Fragen der einzelnen 
Bekenntnisse werden davon überhaupt nicht berührt. Es ist nicht meine Auf- 
gabe, dazu Stellung zu nehmen. 
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XII. Schreiben Hitlers an Ludwig Müller. München-Berchtesgaden, 
19. Juli 1933 


BA R 43 11/161 (Durchschlag); veröffentlicht in der Tagespresse am Tage der Kir- 
chenwahlen, 23.7. 33. 


Lieber Herr Pfarrer! 

Zum glücklichen Abschluß des großen Reform- und Einigungswerkes der 
evangelischen Kirche möchte ich Ihnen herzlich danken. 

Nicht nur, daß Sie selbst schon seit so vielen Jahren für dieses Werk der Her- 
stellung einer einigen Reichskirche eingetreten sind, haben Sie als mein Ver- 
trauensmann Außerordentliches für die Verwirklichung dieser großen Idee 
geleistet. Ihnen und den »Deutschen Christen« wird trotz allen Anfeindun- 
gen die Geschichte einmal das Zeugnis ausstellen, eine der entscheiden[d]sten 
Taten der religiösen Gestaltung des Lebens unseres Volkes gewollt, gefördert 
und am Ende mitvollbracht zu haben. 

Ich möchte daher Ihnen und den »Deutschen Christen« danken und Sie auch 
für alle Zukunft meines besonderen Vertrauens versichern. 


Mit deutschem Gruß! 
gez. Adolf Hitler 


XIV. Bekanntmachung Staatssekretär Pfundtners. Anfang August 1933 
DAZ, 4. August 1933. 


Der kirchliche Wahlkampf hat für die Gemeindeglieder in ihrer Gesamtheit 
mit dem 23. Juli d. J. seinen Abschluß gefunden. Auf Grund der bisherigen 
Wahlergebnisse wird sich die Bildung der höheren kirchlichen Vertretungs- 
körper reibungslos vollziehen. Ich gebe der Erwartung Ausdruck, daß nun- 
mehr der Wille zu friedlicher kirchlicher Zusammenarbeit überall Platz 
greift. Die im ordnungsmäßigen Verfahren Gewählten stehen hierbei unter 
dem Schutze der Reichsregierung. 
gez. Staatssekretär Pfundtner 


35/33 VERBOT DER GLEICHZEITIGEN MITGLIEDSCHAFT 
IN NATIONALSOZIALISTISCHEN UND KONFES- 
SIONELLEN JUGENDORGANISATIONEN 
29. Juli 1933 


JK 1,1933, 133 (ohne Datum); Stasiewski I, 288. 


Der Jugendführer des Deutschen Reiches! gibt bekannt: 
Die gleichzeitige Mitgliedschaft von Hitler-Jungen und Mitgliedern des Bun- 
des Deutscher Mädel in konfessionellen Jugendorganisationen führt zu stän- 


1 Dieses Amt war am 17. 6. 33 geschaffen worden, als Hitler den bisherigen Jugendführer der 
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digen Unzuträglichkeiten, da sich die konfessionellen Organisationen nicht 
auf ihren eigentlichen kirchlichen Aufgabenkreis beschränken. 

Ich verbiete daher mit sofortiger Wirkung die gleichzeitige Mitgliedschaft 
der Mitglieder der nationalsozialistischen Jugendorganisationen. Ich behalte 
mir ausdrücklich vor, meine Maßnahmen abzuändern, wenn sich die konfes- 
sionellen Jugendorganisationen auf ihren eigentlichen Aufgabenkreis be- 
schränken. 

gez. Baldur von Schirach? 


36/33 VERBOT DER GLEICHZEITIGEN MITGLIEDSCHAFT 
IM NSDSTB UND IN KONFESSIONELLEN 
STUDENTEN-KAMPFBUNDEN 
1. August 1933 


Zitiert in einem Schreiben des Reichsführers des Studentenkampfbundes DC an 
Landesbischof Ludwig Müller vom 18. 8. 33; Archiv EKD, A 4/245. Vgl. auch JK 
1,1933, 105 (nach einem Anschlag am Schwarzen Brett der Berliner Universität). 


Anordnung Nr. 13 
An die München, den 1. August 1933 
Kreisführer 
Hochschulgruppenführer 
Fachschulgruppenführer 


Hiermit verbiete ich! sämtlichen Kameraden des NSStB die Zugehörigkeit 
zum Studentenkampfbund »Deutsche Christen«*. Der Nationalsozialismus 


NSDAP zum »Reichsjugendführer« ernannt hatte. Am 8.7. hatte der Reichsinnenminister 
diese Ernennung bestätigt und zugleich Richtlinien für den Jugendführer des Deutschen Rei- 
ches erlassen, wonach das Eigenleben der einzelnen Verbände gewährleistet schien, anderer- 
seits aber »die Vormachtstellung der Hitler-Jugend staatlicherseits endgültig sanktioniert« 
wurde: der bisherige Reichsausschuß der Deutschen Jugendverbände, dessen Vorsitz Schirach 
schon am 5.4.33 übernommen hatte, wurde aufgelöst, und dem Reichsjugendführer trat 
lediglich ein »Führerrat« als beratendes Organ zur Seite, in dem die verschiedenen Gruppen 
von Jugendverbänden vertreten waren. Vgl. Tu. Voss, Neuordnung evangelischer Jugend- 
arbeit. Frankfurt am Main 1935, 21 ff.; M. Prıepxe, Die evangelische Jugend im Dritten 
Reich 1933-1936. Hannover und Frankfurt 1960, 61 ff. 

2 Baldur von Schirach, geb. 9. 5. 1907 in Berlin; schon als Student in die Reichsleitung der 
NSDAP nach München berufen. 1931 Jugendführer der NSDAP, 17.6. 33 Reichsjugend- 
führer; 7. 8.40 Reichsstatthalter und Gauleiter von Wien; im Nürnberger Kriegsverbrecher- 
prozeß zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt, am 30. 9. 66 entlassen. 

Lit: B. von ScHirach, Ich glaubte an Hitler. Hamburg 1968; Fesrt, 300 ff. 

1 Reichsführer des NSDStB war von 1933 bis Mitte 1934 Dr. Oskar Stäbel (geb. 1901). 

2 Nach JK 1, 1933, 282 erstreckte sich das Verbot auch auf den Ring nationalsozialistischer 
katholischer Studenten und die Arbeitsgemeinschafl nationalsozialistischer Waffenstuden- 
ten. - Der Studentenkampfbund DC war auf der Reichstagung der DC im April 1933 (vgl. 
oben Nr. 13/33) gegründet worden und von Hossenfelder Pfr. Walter Hoff unterstellt 
worden. Schon am 22. 11. 33 löste Stäbel den Kampfbund auf, »da er eine der einheitlichen 
Linie der Studentenschaft zuwiderlaufende Sonderpolitik getrieben habe.« Vgl. GAauGer I, 
114. 
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ist überkonfessionell und hat es verstanden, die konfessionelle Zwietracht 
in unserem deutschen Volke zu beseitigen. Die Genehmigung der Zugehörig- 
keit von Kameraden des NSStB zum Studentenkampfbund »Deutsche Chri- 
sten« würde gleichzeitig zur Folge haben, daß damit auch die Zugehörigkeit 
zu anderen konfessionellen Studenten-Kampfbünden freistehen würde. Da- 
durch aber würden gerade wir nationalsozialistischen Studenten den Grund- 
stein zu neuer konfessioneller Zwietracht legen. Ein solches Beginnen ist aber 
mit den Grundsätzen des Nationalsozialismus nicht vereinbar. 


% 


37/33 A. ROSENBERG: POLITIK UND KIRCHE 
16. August 1933 


Leitartikel des VB, 16. August 1933. 


Im Konkordat zwischen dem Deutschen Reich und der römischen Kirche ist 
vorgesehen, daß die politisierenden Geistlichen aus allen politischen Parteien 
zurückgezogen werden bzw. sich jeder politischen Arbeit zu enthalten ha- 
ben.! Mit dieser Bestimmung ist eine ebenso klare wie begrüßenswerte Schei- 
dung der Arbeits- und Lebensgebiete eingeleitet worden, und auch für die 
evangelische Kirche bestanden die gleichen Absichten. Nun ist in Baden der 
erste Schritt nach dieser Richtung hin erfolgt, und zwar nicht von seiten des 
Staates oder der politischen Partei, sondern seitens der Glaubensbewegung 
der »Deutschen Christen«. Der badische Landesleiter hat soeben verfügt, 
daß alle Geistlichen der »Deutschen Christen« ihre Ämter als Ortsgruppen- 
führer, Kreisleiter usw. niederzulegen haben, um sich nunmehr ganz ihrem 
eigentlichen Beruf widmen zu können.” Wir begrüßen diese Verfügung 
außerordentlich und freuen uns vor allem, daß die Initiative von der Geist- 
lichkeit selbst ihren Ausgang genommen hat, unbeschadet der Formen, in 
welchen der Staat selbst seine Abmachungen mit der evangelischen Kirche 
noch treffen wird. 

Die Konfessionalisierung der Parteien, die in so unheilvoller Weise mit der 
Gründung des Zentrums begann und sich zu einem Krebsschaden des religiö- 
sen sowie des politischen Lebens auswirkte, geht ihrem Abschluß entgegen; 
die politischen Auseinandersetzungen werden nunmehr auf einem Boden aus- 
gefochten, der nicht durchkreuzt wird von kirchlichen und religiösen Streit- 
fragen. 

Es ist vielfach in den letzten Wochen ausgesprochen worden, daß mit Ab- 
schluß des Konkordats die Zeit des liberalistischen Kulturkampfes zu Ende 
gegangen sei. Und das mit Recht. Denn ebenso wie durch das Konkordat das 


ı Vgl. Art. 32 des Reichskonkordats; Anhang, 198. 
3 Vgl. Kircie und Volk. Sonntagsblatt der Deutschen Christen (Gau Baden), Jg. 1, Nr. 34, 
70. 
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Hinübergreifen kirchlicher Interessen auf das politische Gebiet unterbunden 
worden ist, ebenso wird sich auch die politische Bewegung aus dem Kampf 
der konfessionellen Fragen herausziehen. Wenn es auch begreiflich ist, daß 
der nationalsozialistischen Bewegung im allgemeinen jene Gruppen sympa- 
thischer erscheinen, deren Führer sich in der Vergangenheit offen und ehrlich 
zum Kampf für das neue Deutschland bekannten, so sind wir doch in das 
Stadium getreten, wo der Nationalsozialismus sich nicht zur politischen 
‚Stütze der einen oder anderen kirchlichen Gruppierung hergeben kann. Diese 
Haltung entspricht genau unserm $ 24, wonach die NSDAP sich nicht ir- 
gendwie konfessionell binden könne. Den Konfessionen stehen also zur Aus- 
tragung der seelischen und geistigen Kämpfe nicht mehr die Machtmittel des 
Staates, aber auch nicht mehr die Wirkungsmöglichkeiten der Parteien zur 
Verfügung. Aus innerer und ureigenster Kraft müssen die verschiedenen Be- 
kenntnisse um die Seele des Deutschen ringen, und somit wird auch hier ein 
Leistungsprinzip an sich maßgebend werden, was bisher durch die Stützung 
des Zentrums, z. B. mit Hilfe politischer Koalitionsparteien, nicht gegeben 
gewesen war. 

Wir glauben, daß alle echten religiösen Persönlichkeiten innerhalb der deut- 
schen Kirchen diese Regelung des Lebens aufrichtig begrüßen werden, wenn 
auch naturgemäß ein Teil überalterter Führer sich mit der neuen Sachlage 
noch nicht vertraut gemacht haben wird. Aber darüber wird unsere Zeit zur 
Tagesordnung übergehen müssen. Denn was sich mit der gesamten germani- 
schen Wiedergeburt Deutschlands vollzieht, ist die organische Abgrenzung 
der verschiedensten Gebiete unseres Daseins: die politische totale Einigung, 
die Herstellung eines kraftvollen und bewußten Nationalstaates und Hand 
in Hand damit eine wahre Duldsamkeit gegenüber jeder echten religiösen 
Erscheinung. Der Liberalismus, der Politik und Religion vermischt hat, ist zu 
Ende, das Mittelalter, das die Konfession über den Staat stellte, ist ebenfalls 
gestorben, die neue Zeit kündigt sich an durch die jetzige Scheidung der 
Kompetenzen, wenn auch in dem vollen Bewußtsein, daß das Lebensgefühl 
der Zukunft auch hier noch Neugestaltungen herbeiführen kann. 


A.R. 


3 Alfred Rosenberg, geb. 12.1.1893 in Reval, hingerichtet 16. 10.1946 in Nürnberg; Ar- 
hitekt; seit 1921 Schriftleiter des VB, 1930 Schriftleiter und Hrsg. der NS-Monatshefte; 
1930 MdR, 1.4.1933 Leiter des Außenpolitischen Amtes der NSDAP, Reichsleiter; 24.1. 
1934 mit der Überwachung der weltanschaulichen Erziehung der NSDAP beauftragt; 17.7. 
1941 Reichsminister für die besetzten Ostgebiete. 
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38/33 BEMUHUNGEN A. JAGERS UM DIE NEUGLIEDE- 
RUNG DER LANDESKIRCHEN IN PREUSSEN 
August/September 1933 


I. Schreiben Ministerialdirektor Jägers! an die Landeskirchenregierung in 
Wiesbaden. 25. August 1933 


Zentralarchiv der Ev. Kirche in Hessen und Nassau, Darmstadt, 1/5835. 


Als Mitglied des Landeskirchentages und als bestellter Führer der Bewegung 
Deutsche Christen im Landeskirchentage richte ich an die Landeskirchen- 
regierung, unter Bezugnahme auf die Besprechung mit dem Herrn Landes- 
bischof am 22. 8. 1933°, die ergebene Bitte, den Landeskirchentag auf Diens- 
tag, den 12. 9. 1933 einberufen zu wollen. 

Die Einberufung ist deshalb erforderlich, weil am gleichen Tage nicht nur in 
den kleineren Landeskirchen der Nordmark?, sondern auch in Hessen-Darm- 
stadt, Hessen-Kassel und Frankfurt a. Main die Landeskirchentage einberu- 
fen werden. 

Die Einberufung dient der Verwirklichung der Absichten der Deutschen 
Evangelischen Kirche auf Ausgestaltung und Vereinheitlichung der Reichs- 
kirche‘. Die Tagesordnung, deren Festsetzung im Einzelnen vorzuschlagen 
ich mir noch erlauben werde, wird grundsätzlich folgende Punkte zu enthal- 
ten haben: Wahl des Vorstandes des Kirchentages, Neubildung der Landes- 
kirchenregierung, Beschlußfassung über Entsendung von Mitgliedern in die 
Nationalsynode, Beschlußfassung über die neu zu bildende Landeskirche. 
Ein Bericht, wie ihn die Verfassung vorsieht, braucht nicht erstattet zu wer- 
den, da der Landeskirchentag auf die Entgegennahme eines solchen Berichtes 
verzichten wird. 

Ich wäre der Landeskirchenregierung zu Dank verbunden, wenn ich mög- 


1 Zu Jäger vgl. oben Nr. 27/33, Anm. 4. -— Nach einer unveröffentlichten Aufzeichnung 
Hossenfelders vom Juli 1945 war Jäger bereits im April 1933 nach Berlin gekommen, um 
im Auftrag des Kultusministers an einer Kirchenverfassung zu arbeiten, die er erstmalig in 
Hessen einführen wollte (»Eine Stellungnahme«; Archiv des Ev. Konsistoriums Berlin, 9). 
2 Nicht zu ermitteln. 

3 Nach Jägers Vorstellungen sollten sich die Landeskirchen von Hannover, Schleswig-Hol- 
stein, Hamburg, Mecklenburg-Schwerin, Braunschweig, Oldenburg, Bremen, Lübeck, Meck- 
lenburg-Strelitz und Eutin zur Landeskirche Niedersachsen verbinden; vgl. auch unten II. 
4 Die Einstweilige Leitung der DEK (EL) hatte in der Tat großes Interesse an der Zusam- 
menlegung kleinerer Landeskirchen, hatte aber am 24. 8. »aus gegebenen Anlaß« beschlossen, 
daß in diese Richtung gehende Verhandlungen »nur in Benehmen mit der Leitung der DEK 
geführt werden dürfen«; Archiv der AKZ, Protokoll der EL vom 24. 8. 33. 

5 Obwohl die EL die hessischen Kirchen am 7.9. »aus allgemein-kirclichen Gründen« er- 
suchte, »die endgültige Entscheidung dieser Frage /der Zusammenlegung] nicht schon auf 
der für den 12. September in Aussicht genommenen Landessynode herbeizuführen« (Prot. 
v. 7.9.), wurde na des starken politischen Drucks, den Jäger fühlen ließ, sowohl in 
Wiesbaden wie in Frankfurt die neue Verfassung angenommen, während Darmstadt erst die 
Zustimmung der EL abwarten wollte; vgl. Prot. der EL v. 13. u. 14.9.; JK 1, 1933, 185; 
E.V.Benn, Die Einstweilige Leitung der DEK. In: ZevKR 1, 1951, 371; W. LuEkEN, 
Kampf, Behauptung und Gestalt der Evangelischen Landeskirche Nassau-Hessen. AGK 12, 
Göttingen 1963, 20 ff. In Hessen-Kassel hatte Jäger den Widerstand der staatlichen Stellen 
gegen die großhessische Lösung nicht beseitigen können; vgl. Prot. der EL v. 8. 9. 33. 
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lichst umgehend Bescheid erhalten könnte über die hinsichtlich gemäß $ 103 
Ziffer 2 der Verfassung vorzunehmende Berufung der 8 Mitglieder beraten- 
der Stimme. Ich bitte diese Berufung in dem Sinne des Ergebnisses der Liste 
des Landeskirchentages, nämlich in dem Sinne vorzunehmen, daß der Pro- 
zentsatz für die Bewegung Deutsche Christen mit 90 gewahrt ist. 
Ich darf nun zum Schluß nochmals meine, dem Herrn Landesbischof gemach- 
ten Ausführungen in Kürze dahin zusammenfassen, daß die Berliner Verfas- 
sungsberatungen für die Kirche Großhessen-Nassau nicht in dem Sinne amt- 
lichen Charakter getragen haben, daß ich als Leiter der Kirchenabteilung des 
Kultusministeriums hierzu die Kirchenregierungen eingeladen hätte.® Ich 
habe vielmehr als Beauftragter des Landesbischofs Müller? in dessen Eigen- 
schaft als Führers der Reichskirche® und in meiner Eigenschaft als Mitglied 
der Reichsleitung der Bewegung Deutsche Christen und endlich in meiner 
Eigenschaft als Abgeordneter des Landeskirchentages in Nassau diejenigen 
Persönlichkeiten eingeladen, welche bei der Beschlußfassung über die Neu- 
ordnung der Dinge das entscheidende Wort zu sprechen haben, weil sie im 
Namen und im Sinne des Neuen, insbesondere der Bewegung Deutsche Chri- 
sten sprechen. Es handelt sich also um Vorarbeiten zwar entscheidender Art, 
jedoch nicht verfassungsrechtlich verbindlichen Charakters. Dieser Charakter 
wird erst mit Zusammentritt der Landeskirchentage durch Beschlußfassung 
entstehen. 
Zum Schluß darf ich der Hoffnung Ausdruck geben, daß ein förmliches Ver- 
fahren, gemäß $ 105 Absatz 3 der Verfassung nicht erforderlich sein wird. 
Sollte die Landeskirchenregierung wider Erwarten anderer Auffassung sein, 
so bitte ich ergebenst um sofortigen Bescheid. Es würde dann allerdings be- 
dauerlicher Weise von vorn herein eine Atmosphäre des Kampfzustandes ge- 
schaffen sein. 1 

Heil Hitler 


Jäger (:m. p.:) 
Mitglied des Landeskirchentages und Führer der 
Bewegung Deutsche Christen im Landeskirchentag 


6 Jäger hatte bereits am 17.8. im preußischen Kultusministerium mit Vertretern der hessi- 
schen Kirchen vertraulich über die neue Verfassung für Großhessen verhandelt und alle et- 
waigen Bedenken mit »der nötigen revolutionären Rücksichtslosigkeit« auszuräumen ver- 
sucht: »Große Diskussionen bei den Landeskirchentagen auszulösen, liegt nicht in unserer 
Absicht. Das Gesetz kommt eben zur Vorlage und wird angenommen. Es gibt keine Debatte 
nach parlamentarischem Muster. Jeder Landeskirchentag besteht zu 2/3 aus Deutschen 
Christen. Und diese werden vorher informiert... Geht es so nicht, wird es von reichskir- 
chenwegen gemacht... Wer nicht gehorcht, wird hinausgeworfen.... Wofür sind die Wahlen 
[vom 23.7.33, vgl. oben Nr. 34/33] da? Es sind wortbrüchige Gesellen, die glauben, nicht 
mehr der Leitung gehorchen zu sollen.« Protokoll der Sitzung im Kultusministerium am 
17. 8. 33; Zentralarchiv der Ev. Kirche in Hessen und Nassau, Darmstadt, 44/1. 

7 Müller hatte zwar auf der Sitzung im Kultusministerium am 17.8. (vgl. Anm. 6) ein 
längeres Grußwort gesprochen, bezeichnete aber vor der EL die Bemühungen Jägers als »rein 
privater Natur« und bestritt, daß sie von der Reichsleitung der GDC ausgingen (Prot. v. 
30. 8.); am 6. 9. betonte er, Jäger sei auf Vorschlag des Bonner Kirchenjuristen Prof. ]. 
Heckel (der zunächst mit dem Kapler-Ausschuß zusammengearbeitet hatte) mit den Vor- 
arbeiten für die Richtlinien der Kirchenverfassungen betraut worden, habe aber keine 
Vollmacht zu kirchenpolitischem Handeln erhalten. 

8 Müller konnte zu der Zeit noch nicht als »Führer der Reichskirche« bezeichnet werden; er 
war lediglich preußischer Landesbischof und führte den ständigen Vorsitz in der EL. 
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I. Niederschrift über die Sitzung im Preußischen Kultusministerium. 
7. September 1933 


Archiv der Hansestadt Lübeck, Senatsakten IX, 1-3/19, S. 57. 


Vorsitz: Ministerialdirektor Jäger vom Preußischen Kultusministerium 
Dieser war von Landesbischof Müller beauftragt’, die Verhandlungen zu 
führen; sie sind als halbamtlich zu bezeichnen. Anwesend war außerdem der 
Bischof von Brandenburg Hossenfelder.'° 

Ministerialdirektor Jäger legt den Entwurf einer Verfassung über die evan- 
gelisch-lutherische Landeskirche Niedersachsens vor.'! Nach längerer Aus- 
sprache wurde der Entwurf in seinen Grundsätzen von allen Beteiligten gut- 
geheißen. 

Die Frage des Kirchenraums führte zu lebhaften Erörterungen. Gegen ein 
einiges Niedersachsen wehrte sich vor allem Hannover. Die Trennung in eine 
nordelbische und südelbische Kirche wäre von Hamburg und von Olden- 
burg abgelehnt. 

Da nach dem Gang der Verhandlungen kaum zu erwarten war, daß die Ver- 
handlungen zu einem Ergebnis führten, wurde zwischen Mecklenburg- 
Schwerin, Mecklenburg-Strelitz und Lübeck vereinbart, die Verfassung ge- 
meinsam anzunehmen. Es wurde weiter verabredet, daß der Bischofssitz 
nach Lübeck kommen soll. 

Nach einer Pause kamen die Verhandlungen doch noch zum Abschluß. Han- 
nover stellte zur Bedingung, daß ein Pfarreraustausch über die Elbe nicht 
stattfinde und daß zum Sitz des Landesbischofs Hannover erhoben werden 
soll. Beide Bedingungen wurden später fallen gelassen. Die erste wurde in 
einen Wunsch umgekleidet; als Sitz des Landesbischofs wurde Lüneburg ver- 
einbart.!? 

Die sämtlichen anwesenden Vertreter verpflichteten sich mit der Unterzeich- 
nung des Entwurfs, sich bei den maßgebenden Kircheninstanzen dafür einzu- 
setzen, daß die Verfassung, wie verabredet, angenommen würde.'? 


Böhmcker (:m. p.:)'* 


" Vgl. dazu Anm. 7. 

10 Zu Hossenfelder vgl. oben Nr. 2/33, Anm. 8. — Außerdem waren etwa 25 »Deutsche 
Christen« aus den betroffenen Landeskirchen (vgl. Anm. 3) und der sächsische Landesbi- 
schof Coch (vgl. oben Nr. 29/33, Anm. 3) anwesend, der am 14.9. an die EL schrieb: 
»... Wir waren. .mit Rücksicht darauf, daß eine sachliche Beratung des Entwurfs durch 
Herrn Ministerialdirektor Jäger nicht zugelassen wurde, nicht in der Lage, an den Verhand- 
lungen weiter teilzunehmen, und haben wegen der Zwecklosigkeit der Teilnahme die Sit- 
zung verlassen...« Zitiert nach Benn, aaO, 271. Von der EL nahm der hamburgische 
Landesbischof Schöffel an der Sitzung teil, der aber »mit seinen Darlegungen ... im ganzen 
auf stillschweigende eiskalte Ablehnung« stieß. Daraufhin wies die EL am 7.9. in einem 
Schreiben an alle Landeskirchen erneut auf ihre Anordnung vom 24.8. hin (vgl. Anm. 4) 
und äußerte nochmals »erhebliche grundsätzliche Bedenken« gegen Jägers Vorgehen. 

11 Vgl. Anhang Nr. 3. Dieser Entwurf sollte ein Musterentwurf für die Verfassung aller 
deutschen Landeskirchen sein; vgl. Prot. der EL v. 7. 9. 33. 

12 Vgl. dazu REımers, 73 ff. 

18 Die Einigungsbemühungen scheiterten schließlich jedoch an der weiteren Entwicklung des 
kirchenpolitischen Kampfes; vgl. unten Nr. 56/33 und Reımers, 74 f. 

14 Hans Böhmcker (1899-1942), 1925-1930 Amtsrichter, 1930-1933 Landrichter in Lübeck; 
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39/33 RUNDERLASS DER BAYERISCHEN POLITISCHEN 
POLIZEI BETR. ARBEIT DER KATHOLISCHEN 
ORGANISATIONEN 
19. September 1933 


“ 


BA Schu 243/1 Bd. 2, 98 (Hektographie). 


Betreff: Vereine und Versammlungen 

In letzter Zeit häufen sich die Mitteilungen über eine ungleichmäßige Be- 
handlung hinsichtlich der Veranstaltungen katholischer Organisationen. Die 
Zweifel bei der Handhabung der Bekanntmachung vom 13.6. 1933 über 
Versammlungsverbote und der Ausführungsbestimmungen hiezu vom 20. 6. 
1933! sind auf teilweise bewußt irreführende Auslegungen des Art. 31 des 
Reichskonkordats durch interessierte Kreise zurückzuführen. Infolge der Ra- 
tifizierung des Reichskonkordats? ist die Anschauung verbreitet worden, daß 
die katholischen Organisationen ihre Tätigkeit im früheren Umfange voll 
und ganz wieder aufnehmen könnten. Es wurden deshalb auch verschiedent- 
lich wieder Versammlungen, Ausmärsche, sportliche Übungen usw. geduldet 
und sogar ausdrücklich genehmigt.? Dies ist durchaus unzulässig. 

Nach den Bestimmungen des Art. 31 Abs. III des Reichskonkordats bleibt 
die Feststellung der Organisationen und Verbände, die unter die Bestimmun- 
gen des Art. 31 fallen und in ihrer Tätigkeit geschützt werden sollen, verein- 
barlicher Abmachung zwischen der Reichsregierung und dem deutschen Epi- 
skopat vorbehalten. Eine derartige Abmachung wurde jedoch bis jetzt noch 
nicht getroffen. 

Soweit es sich daher nicht um rein kirchliche Veranstaltungen handelt (vgl. 
Bekanntmachung vom 20. 6. 1933 Buchst. e), bleibt jedwede Betätigung ka- 
tholischer Organisationen (einschl. der katholischen Arbeiter- und Arbeite- 
rinnenvereine) wie Öffentliche und geschlossene Versammlungen, Theater- 
aufführungen, Ausflüge, sportliche Veranstaltungen, Geländeübungen desgl. 
Neugründungen von Vereinen usw. nach wie vor verboten. Zugelassen wer- 
den können lediglich die unbedingt notwendigen Proben von Kirchenchören, 
sowie im mäßigsten Umfange die Vorstandssitzungen von Vinzenziusver- 
einen zur Erledigung von Unterstützungsgesuchen. 

In diesem Zusammenhange wird nochmals eindringlichst auf das Verbot des 


30. 5.33 Senator, 1. 4. 37 Bürgermeister. Sept. 1940 — Sommer 1942 Beauftragter des Reichs- 
kommissars für die besetzten Niederlande, A. Seyss-Inquart, für die Stadt Amsterdam, 
danach bis zu seinem Tode am 18. 10. 42 Staatskommissar zur Wahrnehmung der Geschäfte 
des Oberbürgermeisters der Hansestadt Lübeck. 

1 Vgl. oben Nr. 25/33. 

2 Am 10. September 1933. 

3 Derartige Genehmigungen für »rein kirchliche Veranstaltungen« konnten nach dem Rund- 
erlaß vom 20. 6. 33 erteilt werden; vgl. oben Nr. 25/33. 

4 Vinzenzvereine (Vinzenzkonferenzen), 1833 in Paris gegründet, seit 1845 auch in Deutsch- 
land; Fachorganisation für Hausarmenpflege und Familienfürsorge. 1936: 862 Konferenzen 
mit ca. 12 000 tätigen und 65 000 helfenden Mitgliedern. 
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Tragens einheitlicher Kleidung durch Angehörige konfessioneller Verbände 
hingewiesen. ee 
In Zweifelsfällen ist die Entscheidung der Bayerischen Politischen Polizei zu 


erholen. 
1.V. 
Heydrich® 


L 


40/33 INTERVENTION DES AUSWÄRTIGEN AMTES BETR. 
EINFÜHRUNG DES ARIERPARAGRAPHEN IN DIE 
DEK 
22. September 1933 


Wo die »Deutschen Christen« aufgrund der Kir- 
chenwahlen vom 23. Juli die Mehrheit in den 
landeskirchlichen Körperschaften erhalten hatten, 
hatten sie bald den staatlichen Arierparagraphen 
in die kirchliche Gesetzgebung übernommen. Die 
geplante Einführung des Arierparagraphen für 
die gesamte Reichskirche löste nicht nur erhebli- 
chen Widerstand in der Kirche aus!, sondern stieß 
vor allem auf Bedenken des Auswärtigen Amtes, 
so daß der Reichsbischof den entsprechenden Ge- 
setzentwurf von der Tagesordnung der National- 
synode zurückziehen mußte. 


I. Aufzeichnung im Auswärtigen Amt. 22. September 1933 
Pol. Archiv, Kult. A, Bd. 2, Ev. Angel. 2 (Abschrift). 


In Verfolg der bereits mündlich vorgetragenen Unterredung mit Herrn 
Universitätsprofessor Lietzmann? habe ich heute eine Aussprache mit Herrn 


5 Zu Heydrich vgl. oben Nr. 25/33, Anm. 2. 

Zum Ganzen vgl. Vork, Episkopat, 137 ff. und den Brief Generalvikar Buchwiesers an 
Staatsminister Esser vom 26. 10. 33; abgedruckt bei Srasızwski I, 417 f. 

Der Vollzug der Verfügung wurde auf Antrag des Reichsinnenministers am 2. 11. 33 einge- 
stellt; vgl. unten Nr. 53/33. 

1 1300 Pfarrer folgten spontan dem Aufruf zur Gründung des Pfarrernotbundes, der in 
seiner Verpflichtungserklärung vom 11.9.33 »mit der Anwendung des Arierparagraphen 
in der Kirche« »eine Verletzung des Bekenntnisstandes« gegeben sah (GAucer I, 101 ff), 
die Marburger "Theologische Fakultät erklärte am 20.9. die Einführung des Arierparagra- 
phen für unvereinbar mit dem Wesen der Kirche (JK 1, 1933, 166 ff), 20 deutsche Neu- 
testamentler erklärten in einer Eingabe an die Nationalsynode, daß »zu kirchlichen Amts- 
trägern Juden und Heiden in gleicher Weise geeignet« seien (ebd., 203), und prominente 
Berliner Pfarrer, unter ihnen D. Bonhoeffer und M. Niemöller, forderten die Nationalsyn- 
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Universitätsprofessor Fezer? aus der unmittelbaren Umgebung des zukünf- 
tigen Reichsbischofs Müller herbeigeführt. Herr Fezer bestätigte mir alle Be- 
sorgnisse, die bereits Herr Lietzmann geäußert hatte und teilte mir mit, er 
habe vom schwedischen Erzbischof einen Brief erhalten, in dem dieser aus- 
führe, daß er sich gezwungen sehe, die Lossagung der schwedischen evange- 
lischen Kirche von der deutsch-evangelischen Kirche öffentlich auszusprechen, 
falls die National$ynode am 27. September d. J. im Einklang mit der kürz- 
lich abgeschlossenen Preußischen Generalsynode* den Arierparagraphen zum 
Gesetz der deutsch-evangelischen Kirche erhebe. In dem gleichen Briefe sei 
angedeutet, daß eine Entfernung der jüdischen Geistlichen aus der deutsch- 
evangelischen Kirche auf dem Verwaltungswege keinen derartigen Schritt 
zur Folge haben würde. Herr Fezer erklärte von sich aus, der zukünftige 
Reichsbischof Müller sei selbst gegen eine Annahme des Arierparagraphen, 
stehe aber unter dem Druck einer radikalen Gruppe. Um diesen Druck leich- 
ter überwinden zu können, würde er ein Schreiben des Auswärtigen Amts 
entschieden begrüßen. In Württemberg sei es Herrn Professor Fezer bereits 
gelungen, die radikale Gruppe durch Hinweis auf den Brief des schwedischen 
Erzbischofs umzustimmen. Dort sei jedoch die Lage einfacher, während hier 
Bedenken des Auswärtigen Amtes entschieden eine gute Wirkung tun wür- 
den. Herr Fezer bat, den Brief des Herrn Staatssekretärs, falls der beschlos- 
sen werden sollte, womöglich schon heute durch Extraboten an die evange- 
lische Kirchenleitung abgeben zu lassen, da morgen früh um 10 Uhr eine in 
der Frage entscheidende Sitzung stattfinden werde. 

Ein Entwurf zu dem genannten Briefe liegt bei. 

Hiermit dem Herrn Staatssekretär ergebenst vorgelegt. 


gez. Stieve® 


ode pi die Einführung des Arierparagraphen in den Landeskirchen zurückzunehmen (ebd., 
204 f.). ; 

2 Hans Lietzmann, geb. 2. 3. 1875 in Düsselsorf, gest. 25. 6. 1942 in Locarno; ev. Neutesta- 
mentler und Kirchenhistoriker, seit 1908 in Jena, seit 1924 in Berlin. 

3 Karl Fezer, geb. 18.4.1891 in Geislingen, gest. 13.1.1960 in Stuttgart; 1929 Prof. für 
Praktische Theologie in Tübingen, seit 1931 zugleich Ephorus am Tübinger Stift; 1933 Bera- 
ter Ludwig Müllers und Mitglied der Einstweiligen Leitung der DEK (15. 7.-27. 9. 33); En- 
de Nov. 1933 Austritt aus der GDC. 

4 Die Preußische Generalsynode hatte auf ihrer Tagung vom 5.-6. 9.33 den Arierparagra- 
phen angenommen. 

5 Fezer gibt hier offensichtlich einen Brief des schwedischen Erzbischofs an die Einstweilige 
Leitung der DEK vom 15.9. 33 sinnentstellend wieder. Der entsprechende Abschnitt in dem 
Brief Eidems lautet: »In dieser inneren Bedrängnis nehme ich den Mut, an Sie, verehrter 
Herr Landesbischof [Müller], und an die übrigen verehrten Herren Mitglieder der Kirchen- 
leitung eine nochmalige dringende Bitte zu richten, um Christi, unseres gemeinsamen Hei- 
landes, willen alles was Ihnen irgendwie möglich ist bei der bevorstehenden National-Syn- 
ode darauf einzusetzen, der definitiven Annahme des Arierparagraphen und der exklusiv 
nationalistischen [soll wohl heißen: nationalsozialistischen] Beamtengesetze vorzubeugen. Die 
Annahme dieser Bestimmungen würde die Gemeinschaft mit den übrigen evangelischen Kir- 
chen aufs aller Höchste bedrohen - oder gar unmöglich machen — und eine Isolierung der 
Deutschen Evangelischen Kirche bedeuten.« Zitiert nach E. MURTORINNE, Erzbischof Ei- 
dem zum deutschen Kirchenkampf 1933-1934. Helsinki 1968, 88. 

6 Friedrich Stieve (14. 10.1884 — 3.1.1966), seit 1916 im Auswärtigen Dienst, 1928-1932 
deutscher Gesandter in Riga, 9. 12. 1932 Leiter der Kulturabteilung des Auswärtigen Amtes, 
1938 Ministerialdirektor. 
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II. Schreiben des Auswärtigen Amtes an die Leitung der Deutschen Evange- 
lischen Kirche. 22. September 1933 


Archiv EKD, D 1/30; Abschrift im Pol. Archiv, aaO; abgedruckt bei E. Mur- 
torinne, aaO, 89 f.; teilweise bei A. Boyens, Kirchenkampf und Ökumene 1933- 
1939. München 1969, 68. 


Streng vertraulich! 

Das Auswärtige Amt hat in letzter’ Zeit aus den nordischen Staaten Nach- 
richten erhalten, die darauf schließen lassen, daß sich in den dortigen evan- 
gelischen Kirchen die Neigung bemerkbar macht, sich von der deutsch-evan- 
gelischen Kirche abzuwenden und eine Umschwenkung nach der englischen 
Kirche hin vorzunehmen. Besonders in Finnland und Schweden scheint nach 
zuverlässigen Mitteilungen eine solche Neigung immer stärker an Boden zu 
gewinnen, obwohl die leitenden Stellen nach wie vor bestrebt sind, die bis- 
herigen engen Beziehungen zu Deutschland aufrecht zu erhalten.” 

Es besteht nun nach den gleichen Nachrichten die Gefahr, daß durch die offi- 
zielle Einführung des Arierparagraphen durch die deutsch-evangelische Kir- 
che in Gestalt einer allgemeinen Beschlußfassung auf der bevorstehenden 
Nationalsynode die erwähnte Neigung in den nordischen Staaten einen der- 
artig starken Auftrieb erhält, daß die kirchlichen Leitungen sich gezwungen 
sehen, offen die Loslösung der nordischen evangelischen Kirchen von der 
deutsch-evangelischen Kirche auszusprechen. Das würde nicht nur eine höchst 
bedauerliche Isolierung der deutsch-evangelischen Kirche zur Folge haben, 
sondern auch noch eine andere, sehr bedrohliche Wirkung mit sich bringen: 
Die Verhetzung gegen Deutschland wegen der Judenfrage würde in Kreise 
getragen werden, die uns bisher aufrichtig zugetan waren und sie würde ge- 
rade in dem Augenblick zum lauten öffentlichen Ausdruck gelangen, wo 
Deutschland auf der soeben beginnenden Herbsttagung des Völkerbundes 
sich wahrscheinlich ohnehin gehässigen Angriffen wegen der Judenfrage 
ausgesetzt sieht. 

Ich halte es daher für meine Pflicht, die Leitung der deutsch-evangelischen 
Kirche auf die oben angeführte Gefahr hinzuweisen und ergebenst in Erwä- 
gung zu stellen, ob nicht eine Durchführung des Arierparagraphen auf dem 
Verwaltungswege anstelle einer offiziellen Annahme des Gesetzes möglich 
wäre. Praktisch würde damit das angestrebte Ziel erreicht werden, während 
eine neue Belebung und Verstärkung der Hetze gegen Deutschland vermie- 
den werden könnte. 


In Vertretung 
gez. von Bülow® 


7 Die Besprechungen zwischen der lutherischen Kirche Finnlands und der anglikanischen 
Kirche über die Abendmahlsgemeinschaft hatten vor Ausbruch des Kirchenkampfes begon- 
nen, also nichts mit den Ereignissen in Deutschland zu tun. Vgl. MURTORINNE, aaO, 31 
bes. Anm. 20. 

® Bernhard von Bülow, geb. 19. 6. 1885 in Potsdam, gest. 21. 6. 1936; seit 1911 im diploma- 
tischen Dienst, seit 1917 im Auswärtigen Amt; 1923 Leiter des Völkerbundreferats, 1930 
Staatssekretär. 
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41/33 WARNUNG DES AUSWÄRTIGEN AMTES VOR NICHT- 
EINHALTUNG DER KONKORDATSBESTIMMUNGEN 
23. September 1933 


BAR43 11/1391. + 


I. Der Staatssekretär im Auswärtigen Amt an den Staatssekretär in der 
Reichskanzlei. 23. September 1933 


Auf das an die Herren Reichsminister gerichtete Rundschreiben vom 10. ds. 
Mts. - (Rk. 11134)! — werden für die Besprechung mit den Reichsstatthaltern 
folgende, die Außenpolitik berührende Punkte vorgeschlagen: 
1) Die Behandlung von Ausländern in Deutschland 
2) Die Diskriminierungen im Waren- und Personenverkehr mit dem Ausland 
3) Die Klagen des Heiligen Stuhles über Nichteinhaltung der Konkordatsbe- 

stimmungen. 
Punkt 1) ist mit dem Reichsministerium des Innern, dem Reichsjustizmini- 
sterium und dem Preußischen Ministerium des Innern besprochen worden, 
> sich mit der Fassung der anliegenden Aufzeichnung einverstanden erklärt 
haben. 
Zu Punkt 3) wird ergebenst darauf hingewiesen, daß das Auswärtige Amt 
sich darauf beschränkt hat, ın der beigefügten Aufzeichnung auf die nachtei- 
ligen außenpolitischen Wirkungen der Übergriffe aufmerksam zu machen, 
während das Reichsministerium des Innern eine Übersicht über die dort ein- 
gelaufenen Beschwerden von seinem Ressortstandpunkt aus unterbreiten 
wird.? 

Bülow (:m. p.:)? 


II. Aufzeichnung des Auswärtigen Amtes 


Klagen des Heiligen Stuhles über Nichteinhaltung 
der Konkordatsbestimmungen. 
Der Heilige Stuhl hat ebenso wie der deutsche Episkopat wiederholt lebhaf- 
te Klage geführt, daß in den verschiedensten Gegenden Deutschlands Über- 
griffe gegen die katholischen Vereine, deren Fortbestand durch das Konkor- 
dat sichergestellt worden sei, — trotz der von dem Herrn Reichskanzler schon 
anläßlich der Paraphierung des Vertrages erlassenen Verfügung? — sich nicht 


1 Nicht ermittelt. 

2 Die Konferenz der Reichsstatthalter fand am 28.9. statt (vgl. unten Nr. 44/33). An- 
läßlich dieser Konferenz trafen sich die Reichsstatthalter im Innenministerium zu einer Vor- 
besprechung. Der Wunsch des Innenministeriums, bei dieser Besprechung »einen Vortrag 
über das Konkordat« zu halten, fand kein Interesse, und weil niemand diese Ausführungen 
hören wollte, wurde dem Beamten des Innenministeriums beschieden, daß der vorbereitete 
»Vortrag nicht in den Rahmen hineinpaßt«. Vgl. S. 25 des Protokolls der Vorbesprechung 
der Reichsstatthalter am 28. 9. 33; BA R 43 11/1391. 

3 Zu Bülow vgl. oben Nr. 40/33, Anm. 8. ® Vgl.oben Nr. 32/33 (III). 
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etwa vermindert, sondern eher vermehrt hätten. In zahlreichen Fällen sei 
nicht nur das Vereinsvermögen, sondern auch das Eigentum der einzelnen 
Mitglieder beschlagnahmt worden. Groß sei der wirtschaftliche und morali- 
sche Druck auf die einzelnen Mitglieder der katholischen Vereine. Ferner 
seien in letzter Zeit in Zeitungen und Zeitschriften immer wieder Artikel er- 
schienen, die nicht nur entgegen dem an die gesamte Reichspresse ergangenen 
Verbot in einer den Papst und die Katholische Kirche herabsetzenden Form 
sich mit dem Konkordat befaßten, sondern auch Schmähungen und Karika- 
turen übelster Art gegen die Geistlichkeit enthielten, während auf der ande- 
ren Seite das Erscheinen katholischer Blätter oder ihre Kennzeichnung als 
solche verboten werde. Schließlich seien in einigen Gegenden Deutschlands, 
insbesondere in der Pfalz, Bestrebungen im Gange, die Bekenntnisschulen, 
deren Fortbestand und Neueinrichtungen durch das Konkordat ausdrücklich 
zugesichert wurde, zu beseitigen.* 

Diese Übergriffe gegen die katholische Bevölkerung, die katholische Geist- 
lichkeit und katholische Einrichtungen haben den Vatikan derart verstimmt, 
daß nur mit neuen Zusicherungen loyaler Durchführung der konkordatären 
Abmachungen die kürzlich erfolgte Ratifizierung des Vertrages erreicht wer- 
den konnte.5 Es liegt auf der Hand, daß diese Vorkommnisse das gute Ver- 
hältnis zwischen Staat und Kirche, die diplomatischen Beziehungen zum Hei- 
ligen Stuhl und nicht zuletzt den errungenen großen außenpolitischen Erfolg 
des Konkordatsabschlusses ernstlich gefährden und in Frage stellen. 


42/33 RUNDERLASS DES REICHSINNENMINISTERIUMS 
BETR. GLAUBENSFREIHEIT DER BEAMTEN 
26. September 1933 


BA Schu 245 Bd. 1, 124 (Hektographie); abgedruckt bei Zipfel, 268. 


Betr.: Glaubensfreiheit der Beamten 

Zu den unerfreulichen Erscheinungen der Vorherrschaft marxistisch-materia- 
listischer Weltanschauung in Deutschland gehörte der Massenaustritt aus der 
Kirche.! Leider haben sich an dieser Bewegung in erheblicher Zahl auch 
deutsche Beamte beteiligt. Es ist zu hoffen, daß der Geist sittlicher und reli- 


* Vgl. zu diesem Abschnitt den Bericht Kardinal Bertrams an Pacelli vom 2. 9. 33 (MÜLLER, 
185 ff.; Voık, Akten, 237 ff.) und das auf diesen Bericht zurückgehende Promemoria Pacel- 
lis vom 9. 9. 33; KuPpper, 378 ff. 

5 Vgl. dazu den Entwurf einer Pressemitteilung vom 10. 9. 33 — dem Tage der Ratifizierung 
des Reichskonkordats —, nach der sich die Reichsregierung dem Heiligen Stuhl gegenüber be- 
reit erklärt hatte, »über die angeführten Materien baldigst zu verhandeln, um zu einem 
dem Wortlaut und dem Geiste des Konkordats entsprechenden gegenseitigen Einvernehmen 
zu gelangen.« Kurrer, 381 f.; vgl. aber auch den Erlaß der BPP vom 19. 9. (oben Nr. 
39/33); dazu Conway, 84 fl. 

! Die Zahl der Kirchenaustritte hatte seit 1919 schlagartig zugenommen und belief sich 
während der Jahre der Weimarer Republik auf durchschnittlich 200 000 bis 220 000. 1933 
wurden nur noch 57 000 Kirchenaustritte verzeichnet. 
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giöser Erneuerung, den der Sieg der nationalsozialistischen Revolution in so 
überwältigendem Maße in unserem Volke erweckt hat, die deutschen Beam- 
ten, soweit sie sich von der Kirche abgewendet haben, zu ihrem besseren 
Selbst und damit zur Kirche zurückführen wird. Die Rückkehr wird aber nur 
dann von dauerndem und wahrem Werte für die Beamten und für die auf 
ihr Beispiel achtende Volksgemeinschaft sein, wenn der Schritt zur Kirche 
zurück als Ergebnis freier innerer Prüfung und auf Grund selbständiger Ein- 
sicht erfolgt. Jeder Versuch einer dienstlichen Beeinflussung der Beamten 
würde hier mehr schaden, als er zu nutzen imstande wäre. Auf besonderen 
Wunsch des Herrn Reichskanzlers darf ich deshalb die Bitte aussprechen, sich 
jeder Maßnahme der nachgeordneten Beamtenschaft gegenüber zu enthalten, 
die von ihr als amtliche Beeinflussung zum Wiedereintritt in die Kirche 
empfunden oder gedeutet werden könnte. 


Frick? 


43/33 STAATLICHES PLAZET FÜR REICHSBISCHOF 
MULLER UND DAS GEISTLICHE MINISTERIUM 
26./29. September 1933 


Am 27.September 1933 trat in Wittenberg die 
erste deutsche Nationalsynode zusammen; die 
weitaus meisten der 60 Mitglieder waren Deutsche 
Christen. Zum Reichsbischof wurde einmütig 
Ludwig Müller gewählt, der dann gemäß der 
Verfassung vom 14. Juli 1933 das Geistliche Mi- 
nisterium berief. 


I. Reichsdiensttelegramm des Staatssekretärs in der Reichskanzlei an Lan- 
desbischof Müller. 26. September 1933 


BAR43 11/161. 


Für den Fall, daß Nationalsynode Sie zum Reichsbischof wählt werden Be- 
denken? seitens des Herrn Reichskanzlers nicht erhoben werden 


Staatssekretär in der Reichskanzlei 
Dr. Lammers? 


2 Zu Frick vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 9. 

1 Es gab keinen Vertrag zwischen Deutschem Reich und Reichskirche, in dem eine sog. poli- 
tische Klausel - analog dem preußischen Kirchenvertrag von 1931 — die Möglichkeit vorsah, 
daß die Regierung oder der Reichskanzler Bedenken bei der Besetzung höherer kirchlicher 
Ämter äußern könnten (vgl. dazu aber Art. 14 des Reichskonkordats; Anhang, 193). 
Müller seinerseits telegraphierte am 27.9. an die Reichskanzlei und bat um Einverständ- 
nis für die Besetzung des Geistlichen Ministeriums mit Schöffel, Hossenfelder, Weber und 
Werner; dieses Einverständnis erhielt er postwendend. 

2 Zu Lammers vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 10. 
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II. Reichsdiensttelegramm des Reichskanzlers an Reichsbischof Müller. 
29. September 1933 


BA R43 11/161; abgedruckt JK 1, 1933, 206. 


Der ersten deutschen evangelischen Nationalsynode bitte ich meinen aufrich- 
tigen Dank für die freundlichen Grüße? zu übermitteln. Zugleich beglück- 
wünsche ich Sie von Herzen zu Ihrer Berufung zum ersten deutschen evan- 
gelischen Reichsbischof. Gern habe ich davon Kenntnis genommen, daß die 
Deutsche evangelische Kirche am inneren Aufbau von Heimat und Volk treu 


mithelfen wird. 
Adolf Hitler‘ 


III. Telegramm des preußischen Kultusministers an den Reichsbischof 
JK 1,1933, 205. 


Verehrter lieber Herr Reichsbischof! 

Nehmen Sie meine herzlichsten Glückwünsche zur Erfüllung Ihrer großen 
Aufgaben mit auf den Weg. Sie wissen, daß ich die Schwere Ihrer Aufgabe 
kenne. Ich werde Ihnen von meiner Stelle aus helfen, so viel ich kann. 


In treuer Verbundenheit 
Ihr Rust® 


44/33 KIRCHENPOLITISCHE FRAGEN AUF DER 
KONFERENZ DER REICHSSTATTHALTER 
28. September 1933 


Auszug aus dem Protokoll (S. 9); BAR 43 11/1392. 


...Sodann machte der Reichsminister des Innern auf die Notwendigkeit 
aufmerksam, die Bestimmungen des Konkordats, insbesondere des Artikels 
31!, genau zu beachten. Es gehe zum Beispiel nicht an, daß konfessionelle 
Schulen beseitigt würden. 


® Müller hatte Hitler am 27. 9. in einem langen Telegramm die Grüße der Nationalsynode 
übermittelt und mitgeteilt, daß er zum Reichsbischof gewählt worden sei; BA R 43 11/161. 
4 Vermerke: 

1) Herr Staatssekretär hat das Telegramm dem Herrn Reichsbischof persönlich überreicht. 
29.43 

2) Dem Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda mit der Bitte um sofortige 
Veröffentlichung. 

5 Zu Rust vgl. oben Nr. 3/33, Anm. 2. 

1 Vgl. Anhang 197. 
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Reichsstatthalter Sauckel® (Thüringen) brachte zur Sprache, daß in Thürin- 
gen die Hitlerjugend evangelische Jugendvereine aufgelöst habe. Dieses Vor- 
gehen habe in dem überwiegend evangelischen Thüringen große Entrüstung 
erregt. Die evangelischen Kreise hätten darauf hingewiesen, daß die katho- 
lischen Jugendvereine gemäß dem Konkordat nicht beseitigt werden dürften 
und infolgedessen besser behandelt würden als die evangelischen. 

Der Reichsminister des Innern führte aus, daß der geschilderte Eingriff der 
. Hitlerjugend unzulässig sei. 

Der Reichskanzler schloß sodann die Besprechung. 


Für die Niederschrift: 
Wienstein? 6. 10. (:m. p.:) 


45/33 DIE GRÜNDUNG DER »ARBEITSGEMEINSCHAFT 
KATHOLISCHER DEUTSCHER« 
3. Oktober 1933 


I. Anordnung des Stellvertreters des Führers. München, 10. Oktober 1933 


Aus: Verordnungsblatt der Reichsleitung der NSDAP, Folge 57, 15. Oktober 1933; 
Abdruck in der Tagespresse schon ab 3. Oktober. Nachdruck: Ursachen und Folgen, 
Bd. IX, 201; Roth, 219 f. 


Der Stellvertreter des Führers! gibt bekannt: 

Schaffung einer » Arbeitsgemeinschaft Katholischer Deutscher«. 

In der Arbeitsgemeinschaft werden Männer zusammengefaßt, die ihre Kräfte 
und Kenntnisse in aktiver Arbeit für folgende Aufgaben einsetzen wollen: 
1. In dem katholischen Volksteil das Nationalbewußtsein zu stärken, eine 
ehrliche rückhaltlose Mitarbeit am Nationalsozialismus zu vertiefen und zu 
vermehren, die Reihen aktiver Kämpfer zu vergrößern. 

2. Im besonderen für ein klares Verhältnis zwischen Kirche, Staat und 
NSDAP bis in die letzten Instanzen zu sorgen, Mißverständnisse von vorn- 


2 Fritz Sauckel, geb. 27.10.1894 in Haßfurt, am 1.10.1945 im Nürnberger Kriegsver- 
brecherprozeß zum Tode verurteilt und hingerichtet; 1923 Eintritt in die NSDAP, 1927 
Gauleiter von Thüringen; 1930 Fraktionsführer der NSDAP im Thüringer Landtag, 1932 
thüringischer Ministerpräsident und Innenminister; 1933 Reichsstatthalter, 1939 Reichsver- 
teidigungskommissar, 1942 Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz. 

3 Vgl. z.B. den Protest des Reichsführers des Ev. Jugendwerkes gegen die Maßnahmen der 
Landesbeauftragten des Reichsjugendführers: in seinern Schreiben vom 21. 8. 33 an Schirach 
beruft sich Stange (vgl. unten Nr. 48/33, Anm. 2) auf die Auslegungsgrundsätze zu Art. 31 
des Reichskonkordats (vgl. oben Nr. 32/33, VI), »auf grund deren uns im Reichsinnenmini- 
sterium bis zur Regelung des Verhältnisses zwischen Evangelischer Kirche und Reich selbst- 
verständlich die gleichen Grundsätze zugebilligt wurden.« Archiv EKD, A 4/58. 

4 Zu Wienstein vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 7. 

1 Rudolf Heß; vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 1. 
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herein aus dem Wege zu räumen und alle Störungsversuche im Keime zu ver- 
hindern. 

Auf diese Weise soll trotz aller konfessionellen Grenzen die völkische Ein- 
heit vertieft und ausgebaut werden und sollen die katholischen Werte restlos 
dem Neubau des Reiches fruchtbar gemacht werden. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist somit keine Massenorganisation, sie verzichtet 
auf Massenwerbung und nimmt korporativen Beitritt nicht entgegen. 

Die Leitung besteht ausschließlich aus erprobten Kämpfern, den Parteige- 
nossen Staatssekretär Hans Dauser?, München, Major a. D. Hermann von 
Detten®, Berlin, und Regierungspräsident Rudolf zur Bonsent, Köln. 

Die oberste Leitung hat Vizekanzler von Papen? übernommen; zum Ge- 
schäftsführer wurde Dr. Graf Thun’, Berlin, bestellt. 

Die Arbeitsgemeinschaft Katholischer Deutscher ist für die obengenannten 
Aufgaben innerhalb der Reichsgrenzen die von der Reichsleitung der 
NSDAP einzig und als maßgeblich anerkannte Stelle. Die Gliederungen der 
NSDAP haben die Arbeitsgemeinschaft in ihrer Tätigkeit bei allen sich bie- 
tenden Gelegenheiten zu unterstützen.’ 


Notiz: Auf Grund dieser neugegründeten Arbeitsgemeinschaft haben sich die 
Vereinigungen »Bund Kreuz und Adler«® und »Katholische Vereinigung für 
nationale Politik«? aufgelöst.?° 


II. Vizekanzler v. Papen an Kardinal Bertram. 3. Oktober 1933 
Bischöfliches Ordinariatarchiv Passau; nach: Stasiewski I, 403. 


Euer Eminenz! 
Aus der Presse werden Ew. Eminenz die Schaffung einer Arbeitsgemeinschaft 
Katholischer Deutscher entnommen haben, deren Führung nach dem Wunsch 


2 Hans Dauser, geb. 5. 10.1877 in Marktoffingen; 1921 Mitglied der NSDAP; 1928 bis 
33 Mitglied des bayerischen Landtags; 25. 4. 33 Staatssekretär und Leiter der Abteilung Ar- 
beit und Fürsorge ım bayerischen Wirtschaftsministerium; November 1933 MdR. 

3 Hermann von Detten, geb. 30.5.1879 in Hamm; Major a.D., Mitarbeiter Papens; ab 
27.1. 34 Leiter der »Abteilung für kulturellen Frieden« in der NSDAP; später Beamter im 
Reichskirchenministerium. Vgl. Zıpreı, 57. 

* Rudolf zur Bonsen, geb. 28.10.1886 in Fredeburg i. W.; 1933 Regierungspräsident in 
Köln, Juli 1933 bis Februar 1935 Regierungspräsident in Stettin, danach i. e.R. 

5 Zu Papen vgl. oben Nr. 20/33, Anm. 3. 

© Roderich Graf von Thun; (Näheres nicht zu ermitteln). 

7 Vgl. dazu aber die Verfügung der Reichsleitung der NSDAP vom 13.10.33 (unten Nr. 
47/33, III), mit der sich die Partei von der offiziellen Unterstützung der »Deutschen Chri- 
sten« zurückzieht! 

8 Kreuz und Adler oder Bund katholischer Deutscher, am 3.4. 33 von Papen gegründet mit 
dem Ziel, »die katholischen Grundsätze im Staatsleben zur Geltung zu bringen.« Vgl. Kur- 
PER, 73. 

® Diese Vereinigung hatte unter der Firmierung »Arbeitsgemeinschaft katholischer Deut- 
scher« am 19. 2.33 in einem Schreiben an Staatssekretär Lammers Vorschläge unterbreitet, 
wie der »bischöfliche Bannfluch« gegen den Nationalsozialismus zu überwinden sei (vgl. 
ZıpreL, 263 f); sie konnte allerdings keine weitere Bedeutung erlangen. 

10 Der letzte Abschnitt lautet bei RotH, aaO: »Da das Konkordat für die Geistlichen und 
Ordensleute eine scharfe Trennungslinie zwischen Kirche und Politik zieht, erscheint es im 
Interesse des Klerus nicht für zweckmäßig, ihn als aktive Mitglieder in die AKD aufzuneh- 
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des Herrn Reichskanzlers ich selbst in die Hand nahm. Über Zweck und Ziel 
der Arbeitsgemeinschaft spricht sich gleichfalls der Erlaß des Stellvertreters 
des Führers wie das Interview aus, das ich heute der Presse gegeben habe.!! 
Ew. Eminenz möchte ich in aller Ehrerbietung mitteilen, daß ich diesen Weg 
in dem Bewußtsein gehe, damit am sichersten die vielen Reibungen, Schwie- 
rigkeiten und Mißwerständnisse zu überwinden, die erklärlicherweise im Ge- 
folge der nationalen Revolution und der Neuregelung des Verhältnisses zwi- 
schen Staat und Kirche aufgetreten sind oder täglich neu auftreten können. 
Mit der Schaffung dieser Arbeitsgemeinschaft ist die nationalsozialistische 
Vereinigung für katholische Politik unter Führung des Herrn Lossau'? auf- 
gelöst wie auch gleichfalls die von mir gegründete Vereinigung »Kreuz und 
Adler«. Beide werden ihre Geschäfte in kürzester Frist abwickeln. 
Selbstverständlich kann die Arbeit der Vereinigung nur dann zum Segen für 
Volk und Kirche werden, wenn wir die volle und rückhaltlose Unterstützung 
und Mitarbeit des hochwürdigsten Episkopats und Klerus finden. Um den 
politischen Trennungsstrich zwischen Staat und Kirche, wie ihn das Reichs- 
konkordat festlegt, nicht zu verwischen, und um auch den hochwürdigsten 
Klerus nicht in eine unklare Position zu bringen, halte ich es nicht für wün- 
schenswert, daß Geistliche oder Ordensleute die aktive Mitgliedschaft der 
Arbeitsgemeinschaft erwerben. Dahingegen ist es ganz selbstverständlich, 
daß wir die Mitarbeit des hochwürdigsten Klerus insbesondere in den zu bil- 
denden Arbeitsausschüssen auf das wärmste begrüßen und eine starke Betei- 
ligung erhoffen. Ih würde dankbar sein, wenn Ew. Eminenz diese meine 
Mitteilung an den hochwürdigsten Episkopat und durch diesen allen Mitglie- 
dern des Klerus bekannt geben wollten. 

Indem ich hoffe, daß Gottes Segen unsere Arbeit begleiten wird, bleibe ich 
mit dem Ausdruck besonderer Ehrerbietung 


Ew. Eminenz ergebener 
gez. F. v[on] Papen. 


men. Dahingegen ist seine Mitarbeit insbesondere in den zu bildenden Arbeitsausschüssen 
außerordentlich erwünscht.« R 

Die AKD stellte bereits am 19. 9. 34 ihre Arbeit wieder ein und löste sich auf, da es »im In- 
teresse einer strafferen Zusammenfassung« geboten erschien, »auch die zunächst der Arbeits- 
gemeinschaft Katholischer Deutscher überwiesenen Aufgaben in diejenigen der Reichspartei- 
leitung einzubeziehen.« Vgl. RoTH, aaO. 

11 Vgl. VB (M), 5. 10. 33. 

12 Gemeint ist die in Anm. 9 erwähnte Vereinigung. 
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46/33 DISKUSSION UBER DIE DIENSTBEFREIUNG AM 
»DEUTSCHEN LUTHERTAG« 1933 
Oktober 1933 


BAR43 11/168. 


I. Der Reichsminister des Innern an die Obersten Reichsbehörden. 3. Ok- 
tober 1933 


Betrifft: Deutscher Luthertag 1933 


Am 10. November 1933 jährt sich zum 450. Male der Tag, an dem Martin 
Luther geboren wurde. 

Die bisherigen Lutherfeiern dieses Jahres! haben eine so weitgehende An- 
teilnahme der evangelischen Bevölkerung Deutschlands erkennen lassen, daß 
der von weiten Kreisen gemachte Vorschlag, den 10. November 1933 zu 
einem besonders festlichen Gedenktag für das Werk der deutschen Reforma- 
tion auszugestalten, auf lebhaften Widerhall im gesamten deutschen Pro- 
testantismus, ja weit über Deutschlands Grenzen hinaus rechnen darf.? 

Um allen im öffentlichen Dienst stehenden Protestanten Gelegenheit zu ge- 
ben, an dem für den Luthertag vorgesehenen reichen Festprogramm mög- 
lichst weitgehend teilzunehmen, beabsichtige ich, dem Kabinett den Vor- 
schlag auf Dienstbefreiung mit der Maßgabe zu unterbreiten, daß in Gebie- 
ten mit überwiegend evangelischer Bevölkerung der Behördendienst am 10. 
November dieses Jahres überhaupt ausfällt, in Gebieten mit überwiegend 
katholischer Bevölkerung dagegen den evangelischen Beamten, Angestellten 
und Arbeitern auf Antrag Dienstbefreiung ohne Anrechnung auf den Ur- 
laub bewilligt wird. Die Frage, ob Ausfall des gesamten Behördendienstes 
oder Einzelbefreiung vom Dienst stattzufinden hat, wird danach beantwor- 


ı Z.B. die Lutherwochen in Mansfeld im Juni 1933, in Eisleben im August und in Witten- 
berg im September 1933. Innenminister Fricks Geleitwort zur Lutherwoche in Eisleben vgl. 
Das Evangelische Deutschland, Nr. 35 vom 27. 8. 33, 305. Kultusminister Rust nahm an den 
Lutherfeiern in Eisleben teil, wo er nach dem Bericht der Kreuz-Zeitung vom 25. 8. 33 u. a. 
ausführte: »Ich spreche hier offen von der Unmöglichkeit, im gegenwärtigen Augenblick die 
christlichen Kirchen aufrufen zu wollen zu einer Ausgleichung ihrer Gegensätze. Der Politi- 
ker versagt es sich, das Gebiet der Religion zu betreten. Aber innerhalb jener Kirche, an de- 
ren Wiege der volkstumsbewußte Bergmannssohn Luther steht, ist es eine Schicksalsfrage der 
lutherischen Kirche, ob sie den Volkstumsgedanken hundertprozentig aufnehmen und auf 
ihm Luthers Werk fortsetzen will oder nicht.« Zitiert nach JK 1, 1933, 177. 

U Dagegen befürchtete der Apostolische Nuntius, daß das Lutherjubiläum »zu einer Art 
Nationalfeier« ausgestaltet würde, und wurde deswegen beim Außenminister vorstellig: »Er 
könne nicht umhin, seiner Besorgnis Ausdruck zu geben, daß dadurch eine Trübung der 
Beziehungen zwischen Deutschland und dem Heiligen Stuhl eintreten werde, denn es han- 
dele sich um die Feier eines Aktes (die Anheftung der Thesen an der Kirche in Wittenberg), 
der eine ausgesprochen feindliche Tendenz gegen die Katholische Kirche gehabt habe. Er, der 
Nuntius, fürchte sogar für die Ratifikation des Konkordats, falls diese Feier in großem 
Rahmen und mit staatlicher Beteiligung stattfinde.« Neurath machte den Nuntius darauf 
aufmerksam, »daß auch von katholischer Seite Feiern in Deutschland abgehalten würden, 
die keinesw2gs immer von einem friedlichen Geist gegenüber der Protestantischen Kirche er- 
a seien.« Vgl. die Abschrift einer Aufzeichnung Neuraths vom 7.9.33; BA R 43 

1/168. 
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tet werden können, ob in dem betreffenden Gebiet der Karfreitag im Jahre 
1932 als gesetzlicher Feiertag? anerkannt war. 
Falls wegen der weiteren Ausgestaltung des Kabinettsbeschlusses noch Vor- 
schläge zu machen sind, bitte ich ergebenst, mich bis zum 15. Oktober 1933 
in Kenntnis zu setzen. 
Gleichzeitig bin ich mit den Landesregierungen, insbesondere auch wegen der 
Schulbefreiung, in Verbindung getreten. 

In Vertretung 

Pfundtner (:m. p.:)* 


I. Der Reichsverkehrsminister an den Reichsminister des Innern. 10. Ok- 
tober 1933 


Betrifft: Deutscher Luthertag 1933 
Auf das gefällige Schreiben vom 3. 10. 1933 
-G. Nr. IB 3611/29. 9.- 
Betriebs- und Verkehrsrücksichten lassen es angezeigt erscheinen, den Vor- 
schlag auf Dienstbefreiung wie folgt zu fassen (Anderungen unterstrichen): 
»daß, soweit die notwendige Fortführung des Betriebs- und Verkehrsdienstes 
es gestattet, in Gebieten mit überwiegend evangelischer Bevölkerung der 
Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des Reichs am 10. November d. Js. 
überhaupt ausfällt, in Gebieten mit überwiegend katholischer Bevölkerung 
dagegen den evangelischen Beamten, Angestellten und Arbeitern auf Antrag 
Dienstbefreiung ohne Anrechnung auf den Urlaub bewilligt wird. Den An- 
gestellten und Arbeitern ist dabei die Vergütung - der Lohn - fortzuzahlen. 
Die Frage, ob nach dem Bekenntnis der Bevölkerung Ausfall des gesamten 
Dienstes in den Verwaltungen und Betrieben des Reichs oder Einzelbefrei- 
ung vom Dienst stattzufinden hat, ........ « 
Der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft habe ich Abschrift Ihres Schreibens 
zugehen lassen. 
Frhr. v. Eltz (:m. p.:)? 


II. Schreiben des Reichsministers der Finanzen an den Reichsminister des 
Innern. 19. Oktober 1933 


Betr.: Deutscher Luthertag 1933 
Dem Abänderungsvorschlage des Herrn Reichsverkehrsministers vom 10. 
Oktober 1933 — S 2 p 340 2 — schließe ich mich an, bitte aber noch die Fragen 


8 Dies war in fast allen deutschen Ländern der Fall; einzig in Bayern war der Karfreitag 
erst am 11.4.33 durch die neue NS-Regierung zum staatlich geschützten Feiertag erklärt 
worden, um »damit vielfachen dringenden Wünschen, die seit Jahren in allen Kreisen der 
christlichen Bevölkerung ohne Unterschied der Konfession geäußert wurden«, zu entsprechen 
(VB vom 12. 4. 33). 

* Zu Pfundtner vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 8. 

5 Paul Frhr. von Eltz-Rübenad, geb. 9.2.1875 in Wahn/Rheinland, gest. 25.8.1943 in 
Linz/Rhein; Regierungsbaurat; 1924 Präsident der Reichsbahndirektion Karlsruhe, Juni 
1932 Reichspost- und -verkehrsminister. 1937 lehnte Eltz wegen der christentumsfeindlichen 
Haltung der NSDAP die Verleihung des Goldenen Parteiabzeichens ab und wurde deshalb 
von seinen Ämtern entbunden. 
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zu regeln, ob Arbeitern, die vom Dienst nicht befreit werden können, der 
normale oder ein erhöhter Lohn zu zahlen ist, sowie welcher Lohn den fei- 
ernden Arbeitern zu zahlen ist. Ich würde etwa folgende Fassung vorschla- 
gen: 

»Den Angestellten und Arbeitern sind dabei die Dienstbezüge in der Höhe 
zu belassen, in der sie ihnen während des Erholungsurlaubs zustehen. Ange- 
stellte und Arbeiter, denen mit Rücksicht auf die notwendige Fortführung 
des Betriebs- und Verkehrsdienstes Dienstbefreiung nicht gewährt werden 
konnte, können hieraus keinen Anspruch auf einen Zuschlag zu ihren werk- 
täglichen Dienstbezügen herleiten. Die Frage, ob nach dem Bekenntnis der 
Bevölkerung usw...... « 

Die übrigen obersten Reichsbehörden sowie die Hauptverwaltung der 
Deutschen Reichsbahngesellschaft haben Abschrift erhalten. 


Im Auftrage 
[Unterschrift] : 


IV. Telegramm des Reichsbischofs an den Reichskanzler. 20. Oktober 1933 


deutsche evangelische kirche mit vierzigmillionen protestanten bitten drin- 
gend freitag den 10. november möglichst von politischen kundgebungen frei 
zuhalten da bereits in allen evangelischen gemeinden weitgehende vorberei- 
tungen zur feier des 450. geburtstages des deutschen reformators martin lu- 
ther getroffen sind da auch das gesamte deutsche evangelische ausland den 
luthertag feiert ist eine freihaltung dieses tages von großer volkstumspoliti- 
scher bedeutung es bedarf keiner versicherung dass die feier dieses tages in 
ernster verantwortung fuer das schicksal der deutschen nation gestaltet wer- 


den wird reichsbischof® 


V. Der Reichsminister des Innern an die Landesregierungen. 26. Oktober 
1933 


Betrifft: Deutscher Luthertag 1933 

Wie bereits von zuständiger Stelle durch die Presse bekanntgegeben, ist der 
Luthertag vom 10. auf den 19. November 1933 verschoben worden.’ Da die- 
ser Tag ein Sonntag ist, erübrigt es sich, für ihn besondere Anordnungen über 
die Regelung des Dienstbetriebes zu treffen. 

Soweit am 10. November in den Kirchen aus Anlaß der 450. Wiederkehr des 
Geburtstages Martin Luthers besondere Schulgottesdienste veranstaltet wer- 


8 Aktenvermerke u. a.: 

1) Der Herr Reichskanzler hat Kenntnis. 

2) Der Wunsch des Reichsbischofs kann nicht erfüllt werden. Er ist verständigt und wird 
die Feier auf den 19. 11. verlegen. 

? Der VB (M) meldete am 25. 10., daß der Luthertag »von den dafür zuständigen Stellen« 

wegen der Wahlen (am 12.10. fanden Reichstagswahlen in Verbindung mit einer Volks- 

abstimmung über den Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund statt) verschoben worden 

sei. Grußworte des Reichspräsidenten, des Reichsaußenministers und des Reichsinnenmini- 

sters im VB vom 19./20. 11. 33. 
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den, bitte ich dafür sorgen zu wollen, daß sämtliche evangelischen Schüler 
und Schülerinnen daran teilnehmen. Hiervon kann in den Ländern abge- 
sehen werden, in denen bereits am Reformationstage, dem 31. Oktober, 
Schul- oder kirchliche Feiern zur Gewohnheit geworden sind. 


In Vertretung 
Pfundtner (:m. p.:) 


* 


47/33 DIE NSDAP RUCKT VON DEN »DEUTSCHEN 
CHRISTEN« AB 
6./13. Oktober 1933 


I. Rundschreiben der Reichsleitung der NSDAP an alle Gauleiter. Mün- 
chen, 6. Oktober 1933 


BA Schu 245 Bd. 1,48 (Vervielfältigung); abgedruckt bei Zipfel, 269. 


Dem Stellvertreter des Führers gehen durch das Reichsministerium des In- 
nern noch laufend Klagen darüber zu, daß Nationalsozialisten, die anläß- 
lich der Kirchenwahlen nicht die vom Stellvertreter des Führers empfohlene 
Liste »Deutsche Christen« wählten!, aus Partei und Frauenschaft ausgeschlos- 
sen würden, bzw. sonstige Nachteile durch ihre Stellungnahme hätten. 

Das beabsichtigte Ziel der Kirchenwahlen ist erreicht! Es liegt nicht im Sinne 
des Führers?, daß weiterhin zu den Wahlangelegenheiten Stellung genom- 
men wird, Ausschlüsse und dergl. sollen deswegen nicht erfolgen. 


Heil! 
Bormann? 


1 Vgl. oben Nr. 34/33 (VII und VIII). 

2 Nach einer Anordnung der Reichsleitung der NSDAP vom 12.1.34 (abgedruckt bei 
Baıer, 371 f.) hatte Hitler am 5. 8.33 auf dem Obersalzberg vor den Gauleitern über das 
'IThema »Partei und Kirche« gesprochen und »jegliche Einflußnahme auf die Entwicklung 
der Verhältnisse in der evangelischen Kirche verboten.« Ludwig Müller berichtete auf der 
16. Sitzung der Einstweiligen Kirchenleitung am 30.8. über seinen Besuch bei Hitler in 
Berchtesgaden, daß ein Parteibefehl ergehen würde, »der jeden Eingriff von parteiamtlichen 
Dienststellen in kirchliche Angelegenheiten untersagt. Wo Schwierigkeiten entstehen und von 
den örtlichen Stellen nicht bereinigt werden können, soll die Gauleitung verständigt werden 
und diese dann im Benehmen mit der obersten Stelle der DEK die Angelegenheit regeln« 
(Protokolle der EL, 28f; Archiv der AKZ). — Vgl. auch Rosenbergs Ausführungen am 
16. 8. 33; oben Nr. 37/33. 

3 Martin Bormann, geb. 17.6.1900 in Halberstadt, verschollen 1.5.1945 in Berlin; 1927 
Mitglied der NSDAP und Gaupresseobmann in Thüringen, 1928-30 im Stab des Chefs der 
SA, 25. 8.30-3.7.33 Leiter der Hilfskasse der NSDAP, 4.7.33 »Stabsleiter des Stellver- 
treters des Führers«, 10. 10. 33 Reichsleiter; 29. 5. 41 Leiter der Parteikanzlei, 12. 4. 43 »Se- 
kretär des Führers«; im politischen Testament Hitlers zum Parteiminister bestimmt. 1946 im 
Nürnberger Prozeß in Abwesenheit zum Tode verurteilt. 

Lit.: J. WuLr, Martin Bormann, Hitlers Schatten, Gütersloh 1962; H. R. 'Trevor-Roper, 
Martin Bormann. In: Der Monat 6, 1953/54, 168 ff. 
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II. Rundschreiben des Gaupropagandaleiters der Gauleitung Schleswig- 
Holstein der NSDAP. Altona/Elbe, 6. Oktober 1933 


Landeskirchliches Archiv Hamburg, B IX b 12, 8. Abt. 4, Bl. 15a-c. 


Betr.: Glaubensbewegung Deutsche Christen 

Wir verweisen auf das Gauverordnungsblatt Nr. 10/1933, in welchem es 
bezüglich der Glaubensbewegung Deutsche Christen wie folgt heißt: »Die 
Gauleitung empfiehlt allen interessierten Pgg. diesen Kampf zu unterstüt- 
zen.« Der Ton liegt auf »interessierten«. Unsere Bekanntmachung richtete 
sich lediglich an solche Pgg., die für das kirchliche Leben das notwendige In- 
teresse besaßen.- 

Im Gauverordnungsblatt Nr. 8/1933 heißt es: »Den Ortsgruppen- und 
Stützpunktleitern ist es untersagt, parteidienstlich anzuordnen, die Liste 
»Deutsche Christen« zu wählen. Die Wahl sollte den Mitgliedern lediglich 
wärmstens empfohlen werden.- Wir sind uns sehr wohl darüber klar, daß 
eine religiöse Überzeugung nicht anbefohlen werden kann. Wenn wir auch 
in politischen Dingen stur und unerbittlich unser Ziel verfechten, so sind wir 
doch bei Fragen der Religion durchaus tolerant und lassen jedem seine ehrli- 
che Überzeugung, soweit sie nicht den Bestand des Staates gefährdet oder ge- 
gen das Sittlichkeits- und Moralgefühl der germanischen Rasse verstößt 
(Programmpunkt 24).-« 

Ein Teil der Amtswalter hat aus diesen Ausführungen entnommen, als wenn 
nun für alle Ewigkeit die Glaubensbewegung Deutsche Christen mit allen 
nur möglichen Mitteln von der NSDAP zu unterstützen sei. Diese Ansicht 
ist durchaus irrig. Wir haben vielmehr die Glaubensbewegung nur deshalb 
unterstützt, um die reaktionärsten Kreise der Kirche, die unserer Bewegung 
nicht das geringste Verständnis entgegenbrachte, zu stürzen. Der Kampf in 
dieser Richtung war erfolgreich; denn die Kirchenwahlen haben mit dem 
Einfluß der reaktionärsten Kreise Schluß gemacht. — Damit ist nicht gesagt, 
daß wir als Nationalsozialisten alles gutheißen, was nunmehr in der Kirche 
bzw. in den kirchlichen Organisationen geschieht. Es ist nicht Aufgabe der 
Gauleitung, sich hier auf Einzelheiten einzulassen. Wesentlich für die Partei- 
Organisation ist lediglich, daß künftig eine parteiamtliche Unterstützung der 
Glaubensbewegung Deutsche Christen nicht mehr erfolgen darf. Sollten 
Ortsgruppen- und Stützpunktleiter der NSDAP ein Amt in der Glaubens- 
bewegung haben, so sind sie nicht verpflichtet, dasselbe niederzulegen, son- 
dern können nach wie vor für die Glaubensbewegung tätig sein. Es darf je- 
doch niemals der Eindruck erweckt werden, als wenn diese Tätigkeit irgend 
etwas mit der Ortsgruppen- bzw. Stützpunktleitertätigkeit zu tun hat. Auch 
liegt es nicht im Sinne der Bewegung, wenn durch die Arbeiten in der Glau- 
bensbewegung die Ortsgruppen- bzw. Stützpunktleitergeschäfte leiden. In 
erster Linie sind die Amtswalter der NSDAP für die Bewegung tätig. — 

Es bleibt demnach jedem Pg. unbenommen, in der kirchlichen Angelegenheit 
eine wesentlich andere Einstellung zu verfechten, als die der Glaubensbewe- 
gung Deuische Christen. — 

Daß die hier zum Ausdruck gebrachte Ansicht der Gauleitung richtig ist, be- 
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weisen die Ausführungen des Pg. Alfred Rosenberg, eines der bedeutendsten 
Köpfe der Bewegung, im »V.B.« Norddeutsche Ausgabe vom 16.8. 
1988:....* 
Dieses Rundschreiben ist auf der nächsten Mitgliederversammlung allen Pgg. 
zur Kenntnis zu bringen. — 
. Heil Hitler! 
gez. Gosau® 


III. Verfügung der Reichsleitung der NSDAP. München, 13. Oktober 1933 


Verordnungsblatt der Reichsleitung der NSDAP, Folge 58, 31. Oktober 1933; 
abgedruckt bei Zipfel, 270. 


Im Anschluß an die Erklärung des Reichsbischofs Müller, wonach keinem 
Pfarrer dadurch Schaden erwächst, daß er nicht der Glaubensbewegung 
»Deutsche Christen« angehört”, verfüge ich: 

Kein Nationalsozialist darf irgendwo benachteiligt werden, weil er sich nicht 
zu einer bestimmten Glaubensrichtung oder Konfession oder weil er sich zu 
überhaupt keiner Konfession bekennt. 

Der Glaube ist eines jeden eigenste Angelegenheit, die er nur vor seinem Ge- 
wissen zu verantworten hat. 

Gewissenszwang darf nicht ausgeübt werden.® 


gez. Rudolf Heß? 


48/33 BESPRECHUNG IM REICHSINNENMINISTERIUM 
UBER DAS VERHAÄLTNIS VON HITLER-JUGEND UND 
KONFESSIONELLEN JUGENDVERBÄNDEN 
10. Oktober 1933 


I. Amtliche Verlautbarung des Reichsministeriums des Innern 
JK 1,1933, 283. 


Am 10. Oktober 1933 fand unter dem Vorsitz von Ministerialdirektor Dr. 
Buttmann! eine Besprechung mit dem Führer der evangelischen Jugendver- 


4 (Folgt längeres Zitat aus dem oben Nr. 37/33 abgedruckten Artikel Rosenbergs). 

5 Nicht zu ermitteln. 
6 Hier wie auch in der in. Anm. 2 zitierten Anordnung der Reichsleitung der NSDAP ist die 
Verfügung auf den 17. 10. datiert; sie wurde am 17. 10. in der Presse veröffentlicht. 

? Vgl. die Erklärung Müllers vom 11. 10., in der es u. a. heißt: »Ich würde niemals zulassen, 
daß irgend jemand einen Nachteil erlitte, nur weil er nicht DC ist.« Zitiert nach GAUGER I, 


8 Vgl. dazu aber einen Aufruf der Berliner Parteileitung vom 24. 10. 33, nach dem Partei- 
mitglieder auf einer Versammlung der DC zu erscheinen hatten (JK 1, 1933, 287). 

® Zu Heß vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 1. e n 
1 Rudolf Buttmann, geb. 4.7.1885 in Marktbreit a.M., gest. 25.1.1947 in Stockdorf bei 
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bände D. Stange? und dem Führer der katholischen Jugendverbände Prälat 
Wolker? statt. Als Vertreter des Jugendführers des Deutschen Reiches‘ war 
der Leiter der Abteilung Verbände in der Reichsjugendführung, Oberge- 
bietsführer Nabersberg?, erschienen. Von den Leitern der konfessionellen Ju- 
gendverbände wurde betont, daß sie den Vorrang der nationalsozialistischen 
Jugendorganisation, die den Namen des Führers trage, in jeder Weise an- 
erkennen. Sie wünschten jedoch, daß der Jugendführer des Deutschen Reiches 
auch den konfessionellen Verbänden bestimmte Arbeitsgebiete zuweise, da 
sie den festen Wunsch hätten, im neuen Staate mitzuarbeiten. In einer neuen 
Besprechung unter Leitung des Jugendführers des Deutschen Reiches soll zu 
dem Verbot des Jugendführers, das den Mitgliedern der Hitler-Jugend eine 
gleichzeitige Mitgliedschaft bei den konfessionellen Verbänden untersagt®, er- 
neut Stellung genommen werden. Bei der Besprechung war der gemeinsame 
Wille zu reibungsloser Zusammenarbeit klar erkennbar. Übereinstimmend 
wurde festgestellt, daß eine Mitgliederwerbung zwischen den einzelnen Ju- 
gendverbänden mit Mitteln wirtschaftlichen Druckes unerwünscht sei. Es soll 
eine Schiedsstelle eingerichtet werden, die etwaige Unstimmigkeiten zwischen 
den Jugendverbänden schlichten wird. 


II. Katholische Verlautbarung zu der Besprechung mit Reichsinnenministe- 
rium 


Roth, 73 f; verkürzt auch abgedruckt in: JK 1, 1933, 283 f. 


In Ergänzung der amtlichen Mitteilung über eine Konferenz im Reichs- 
innenministerium in Sachen der Jugendverbände wird von der Leitung der 
Katholischen Jugendverbände mitgeteilt: 

Nach dem eingehenden Bericht der Vertreter der konfessionellen Verbände 
betonte der Vertreter des Reichsinnenministerium gegenüber allen Mißver- 
ständnissen den eindeutigen Willen der Regierung, gemäß den Vertrags- 


München; Bibliothekar; 1924 Abgeordneter und 1925 Fraktionschef der NSDAP im baye- 
rischen Landtag, 5.5.33 Ministerialdirektor und Leiter der kulturpolitischen Abteilung im 
Reichsinnenministerium, 12. 11.33 MdR; Sommer 1935 wegen seiner Ablehnung der NS- 
Kirchenpolitik auf eigenen Wunsch ausgeschieden; 17.10.35 bis Mai 1945 Generaldirektor 
der bayerischen Staatlichen Bibliotheken. 

2 Erich Stange, geb. 23. 3. 1888 in Schwepnitz; 1921-1954 Reichswart des Ev. Jungmänner- 
werkes Deutschlands. 

Lit: E. STANGE, Er führt uns wie die Jugend — Bericht über ein Lebenswerk im Dienst an 
der jungen Generation. Kassel 1957 (dazu die korrigierende Darstellung von K. KurıscH, 
a. Jungmännerwerk und der Anbruch des »Dritten Reiches«. In: Ev'Th 18, 1958, 
404f.). 

® Ludwig Wolker, geb. 8. 4. 1837 in München, gest. 17.7.1955 in Cervia (Italien); 1926 bis 
1939 Generalpräses des Kath. Jungmännerverbandes, seit 1940 bei der bischöflichen Haupt- 
stelle für kath. Jugendseelsorge und Jugendorganisation, 1947-52 Geistlicher Leiter des Bun- 
des der Deutschen Katholischen Jugend. 

4 Baldur von Schirach; vgl. dazu oben Nr. 35/33, Anm. 1. 

5 Carl Nabersberg, geb. 11.7.1908 in Krefeld; 1928/29 Hochschulgruppen- und Frak- 
tionsführer des NSDStB, 1931 Reichsorganisationsleiter der HJ München, 1933 stellv. Vor- 
sitzender das Reichsausschusses der Deutschen Jugendverbände, 9. 1.-30. 5. 34 Stellvertreter 
des Reichsjugendführers, dann Leiter der Auslandsabteilung der Reichsjugendführung. 

6 Vgl. oben Nr. 35/33. 
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bestimmungen des Reichskonkordates die anerkannten Verbände in ihrem 
Eigentum und ihrem satzungsgemäßen Eigenleben, einschließlich Bundes- 
tracht und Abzeichen’, zu schützen. Nach Veröffentlichung der Liste der 
anerkannten Verbände im Reichsgesetzblatt würden sehr rasch die notwen- 
digen Maßnahmen in Reich und Ländern getroffen werden können und die 
näheren Bedingungen der Einordnung festgelegt. 

Es war Einverständnis darüber, daß die der Reichsjugendführung eingeord- 
neten Verbände in ihren großen Säulen: Hitler-Jugend, Evangelische Ju- 
gend, Katholische Jugend, Sportjugend, Berufsständische Jugend in voller 
Gleichberechtigung nebeneinander stehen, und daß der Hitler- Jugend als der 
Bannerträgerin der nationalsozialistischen Jugendbewegung das Vorrecht 
eines Ehrenvorranges innerhalb der Gesamtjugend zukomme.? 

Es war Einverständnis auch darüber, daß ein gutes und kameradschaftliches 
Verhältnis die der Reichsjugendführung unterstellten anerkannten Verbän- 
de miteinander verbinden soll, wobei vom Vertreter des Reichsjugendführers 
betont wurde, daß es nicht im Interesse der Hitler-Jugend liege, wenn mit 
dem verwerflichen Mittel eines wirtschaftlichen Druckes Mitglieder zur Hit- 
ler-Jugend geworben werden sollten. 

Zur Regelung von Schwierigkeiten innerhalb der Verbände wird eine 
Schiedsstelle eingerichtet. In dem bedauerlichen Fall, wo ein Mitglied der 
katholischen Jungschar infolge eines Überfalls tödlich verunglückte, ist die 
Entlassung des schuldigen Führers ausgesprochen worden.!? 

In der Frage der Doppelmitgliedschaft wurde von seiten der katholischen 
Jugendverbände ein Vorschlag mit sehr weitgehendem Entgegenkommen ge- 
macht, wodurch eine befriedigende Lösung dieser für beide Teile schwierigen 
Fragen erhofft werden kann. Über die grundsätzliche Frage der Einheit und 
Gliederung deutscher Jugend im neuen Staate hat Generalpräses Wolker in 
einem Presseartikel »Volk von Brüdern«!! beachtenswerte Ausführungen ge- 
macht. Katholische Jugend wird von sich aus alles tun, um innerhalb der 
gesamten deutschen Jugend ihre besondere religiöse Aufgabe zu erfüllen und 
an der Gesamtaufgabe im Sinne des Führers mitzuarbeiten. 

Herr Ministerialdirektor hat in der Sitzung wörtlich und mit Nachdruck ge- 
sagt: »Wir sind an die Bestimmungen des Konkordates gebunden und den- 
ken gar nicht daran, davon abzugehen.« Er hat auch ausdrücklich betont, daß 


? Gerade in dieser Frage war es im Laufe des Sommers 1933 immer wieder zu Übergriffen 
der HJ oder zu einschneidenden Anordnungen der Landesbeauftragten des Reichsjugend- 
führers gekommen; vgl. den ausführlich belegten Bericht Wolkers an den deutschen Episko- 
pat vom 20.8.33 (abgedruckt bei Stasızwskı I, 282ff.) und den Brief Stanges an Schiradı 
vom 21. 8.33 (Archiv EKD, A 4/58). 

8 Die durch das Reichskonkordat geschützten katholischen Organisationen sollten nach 
Art. 31 in »vereinbarliher Abmachung zwischen der Reichsregierung und dem deutschen 
Episkopat« festgestellt werden. Zu einer derartigen Vereinbarung ist es nicht gekommen. 

® Diese »Säulen« - wozu noch die bündische Gruppe zu rechnen war - sollten gemäß den 
Richtlinien des Reichsinnenministers für den Jugendführer des Deutschen Reiches vom 8. 7. 
33 in einem dem Reichsjugendführer beigeordneten »Führerrat« vertreten sein; vgl. auch 
oben Nr. 35/33, Anm. 1. 

10 Nicht ermittelt. 

11 In: Junge Front 1933, Nr. 41 vom 8.10.33. 
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die Maßnahmen wirtschaftlichen Druckes gegen Mitglieder unserer Verbände 
gegen den Geist des Konkordates seien. Freilich, setzte er hinzu, wird es noch 
einige Zeit dauern, bis eine völlige Beruhigung und Befriedung hierin ein- 
getreten sind. 


49/33 VORSCHLÄGE ZUR BEGRUNDUNG DES DIETRICH- 
ECKART-BUNDES 
Oktober 1933 


BANS 19/ vorl. 1942. 


I. Die Reichsleitung der NSDAP an den Reichsführer.SS. München, 9. Ok- 
tober 1933 


In der Anlage erhalten sie die von uns in der gemeinsamen Besprechung von 
Dr. Brüning! verlangten Vorschläge zur Begründung des Dietrich-Eckart- 
Bundes mit der Bitte um Kenntnisnahme und Äußerung. Für eine mündliche 
Besprechung darüber zu einem zu verabredenden Zeitpunkt wäre ich dank- 
bar. 

Walter Buch? (:m. p.:) 


Da. Satzungen des Dietrich Eckart-Bundes 
61 


Der Verein führt den Namen »Dietrich Eckart-Bund für religiös vertieftes, 
tätiges Deutschtum«. 
$2 

Der Bund bezweckt: 

die Sammlung deutscher Menschen, die ein tätiges Leben im Dienste an ihrem 
deutschen Volke als den Sinn ihres Einzeldaseins, als die Aufgabe ihrer ein- 
geborenen Artung, als den Ausfluß des in ihnen und ihrer Artung wirkenden 
Ewigen, Göttlichen erkennen, die Erziehung dieser Menschen zu einem ver- 
tieften, aus dem Urquell deutschen Gottums schöpfenden Lebens, dessen 
Frömmigkeit sich im tätigen Handeln ausdrückt, das den Maßstab seiner Sitt- 
lichkeit in dem gläubig erforschten in ewigen Naturgesetzen sich offenbaren- 
den gottheitlichen Willen und in der Stimme des deutschen Gewissens sucht 


und findet, das Hinauf- und Zusammenwachsen dieser Menschen zu einer 
brüderlichen in brüderlicher Liebe und selbstloser Treue geeinten Gemein- 


schaft, 


1 Nicht zu ermitteln. 

2 Walter Puch, geb. 24.10.1883 in Bruchsal, gest. 12.9. 1949 durch Freitod im Ammersee; 
1927 Vorsitzender des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses (Uschla) der NSDAP, 
April 1934 Leiter des Obersten Parteigerichts in München; Reichsleiter. 
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die Vertiefung des völkischen Lebens auf allen seinen Gebieten, insbesondere 
die Vorbereitung und Durchsetzung einer arteigenen deutschen Weltanschau- 
ung und eines arteigenen deutschen Glaubens, die Bekämpfung aller dem 
deutschen Volke und seiner artgemäßen Entwicklung abträglichen und feind- 
lichen Mächte und Bestrebungen. 

Der Bund steht in*unbedingter Hingebung und in unerschütterlicher Treue 
zum Werk und Führung Adolf Hitlers. 


$3 
Der Sitz des Vereins ist Berlin. 
Der Verein soll in das Vereinsregister des Amtsgerichts Berlin-Mitte ein- 
getragen werden. 

$4 


Das Geschäftsjahr läuft vom 1. Oktober bis 30. September. 
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Mitglieder können nur Männer rein arisch-deutscher Abstammung und un- 
bedingt völkischer Gesinnung werden. 
Über die Aufnahme entscheidet der Führer des Bundes oder der von ihm be- 
stellte Unterführer. Angabe von Gründen kann, im Falle der Ablehnung, 
nicht verlangt werden. 
Die Mitglieder zahlen einen vom Führer des Bundes festzusetzenden Jahres- 
beitrag. 
Die Mitgliedschaft erlischt durch 
1. Tod | 
2. Ausschluß wegen Nichterfüllung von Pflichten gegen den Bund, wegen 
gegen die Satzungen verstoßender Handlungen oder wegen wesentlicher 
Verstöße gegen völkische Belänge. 
3. Entlassung auf Antrag. 
Das Verfahren zu 2 und 3 regelt sich nach den vom Führer des Bundes erlas- 
senen Anordnungen. 
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Vorstand im Sinne des $ 26 BGB ist der Führer des Bundes. Die Amtszeit 
des Bundesführers beträgt sieben Jahre. Die Wahl des Bundesführers er- 
folgt erstmalig durch die diese Satzungen beschließende Versammlung, 
späterhin durch das dem Bundesführer beratend zur Seite stehende Bundes- 
großthing. Das Bundesgroßthing besteht aus den Gauführern und den vom 
Bundesführer ernannten Mitgliedern. 


$7 
Der Bund gliedert sich in Gaue. 
Die Gauführer werden vom Bundesführer ernannt, der auch die Anzahl der 
Gaue und ihr Gebiet bestimmt. 
Der Bundesführer bestimmt seine Hilfsarbeiter, die Geschäftsordnung für 
diese und die Gliederung des Bundes innerhalb der Gaue auf Grund des 
Führergrundsatzes. 
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Der Bundesführer kann die von ihm vollzogenen Ernennungen jederzeit 
widerrufen. 
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Bundesthinge (Mitgliederversammlungen) werden durch den Bundesführer 
nach Bedarf an den von ihm bestimmten Ort berufen durch schriftliche oder 
gedruckte Einladungen, mittels einfacher Postsendung. Die Angabe des Ver- 
handlungsgegenstandes in der Einladung ist entbehrlich. Das Bundesthing 
wird vom Bundesführer geleitet, es faßt Beschlüsse mit einfacher Stimmen- 
mehrheit der erschienenen Mitglieder. ‘ 

Die Beschlüsse des Bundesthings sind durch einen vom Bundesführer ernann- 
ten Schriftwart zu beurkunden. Die Niederschrift ist vom Bundesführer und 
dem Schriftwart zu unterzeichnen. 


$9 
Satzungsänderungen unterliegen der Beschlußfassung des Bundesgroßthings, 
die der Zustimmung des Bundesführers bedürfen. Für Berufung des Bundes- 
großthings, Leitung, Beschlußfassung und Beurkundung der Beschlüsse gel- 
ten entsprechend die Bestimmungen des $ 8. 


$10 


Der Bund wird aufgelöst durch Beschluß nach $ 41 BGB des Bundesthings 
(Mitgliederversammlung), jedoch nur mit Zustimmung des Bundesführers. 
Der Bund muß aufgelöst werden, wenn keine sieben Mitglieder mehr 
vorhanden sind. Der Bundesführer entscheidet wie das alsdann noch vorhan- 
dene Bundesvermögen, die Bücherei und das Archiv zu verwerten ist. 


su 


Der Bundesführer und zwei Drittel der Mitglieder des Bundesgroßthings 
müssen Mitglieder der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei sein. 


Ib. Die Gliederung des Dietrich Eckart-Bundes für religiös vertieftes 
Deutschtum 


1. Die Treuschaft ist die kleinste Einheit des Bundes. Sie muß mindestens 9 
und soll nicht mehr als 40 Brüder (Mitglieder) umfassen. Sie hat minde- 
stens zweimal im Monat unter Einhaltung des Thingbrauchtums zu thin- 
gen. 

Leiter der Treuschaft ist der Treuschaftsführer. Ihm stehen beratend zur 
Seite der Treuschaftsheilswalter, der Treuschaftswissenswalter und der 
Treuschaftstatwalter. Diese bilden mit dem Treuschaftsführer zusammen 
die Treuschaftsleitung. 

Außer diesen Waltern hat jede Treuschaft folgende Verwaltungsbeamte: 
Treuschaftswerbemeister, Treuschaftsspittler, Treuschaftszahlmeister und 
Treuschaftsschriftwart (Treuschaftskämmerer). Eine zur Bildung einer 
Treuscnaft nicht ausreichende Anzahl von Brüdern kann zu einer Thing- 
gemeinde zusammen geschlossen werden. 
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2. Der Gau besteht aus mehreren Treuschaften und der Gauleitung. Der Gau- 
führer allein hat das Recht der Aufnahme von Mitgliedern. Er hat das 
Recht Treuschaften und Thinggemeinden aufzustellen und aufzulösen. 
Mindestens einmal im Jahr findet ein Gauthing für alle Brüder des Gaues 
statt. 

Die Gauleitung besteht aus dem Gauführer und seinen Beratern, dem Gau- 

heilswalter, dem Gauwissenswalter und dem Gautatswalter. Gauverwal- 

tungsbeamte sind entsprechend wie bei der Treuschaft zu bestellen. 

Alle zum Gaubezirk gehörenden Treuschaften und Thinggemeinden unter- 

stehen dem Gauführer. Der Verkehr der Treuschaften und Thinggemein- 

den mit dem Gau geht über den Treuschaftsführer bezw. Leiter der Thing- 
gemeinde zum Gauführer. 

Die Mitglieder der Gauleitung sind während ihrer Amtszeit vom Besuch 

der Thinge entbunden und unterstehen unmittelbar dem Gauführer. 

3. Dem Bundesführer stehen beratend zur Seite Bundesheilswalter, Bundes- 
wissenswalter und Bundestatwalter. Diese unterstehen dem Bundesführer 
unmittelbar. Der Bundesführer bildet mit seinen Bundeswaltern die 
Bundesleitung. 

Als Verwaltungsbeamte sind zu bestellen der Bundeszahlmeister, der 

Bundesspittler und der Bundeskämmerer. 

4. Ernennungen brauchen nicht angenommen zu werden. Der Ernannte kann 
seine Enthebung beantragen, er hat die Amtsgeschäfte bis zu seiner Ent- 
hebung gewissenhaft aus- und weiterzuführen. 

Der Treuschaftsführer ernennt: 

1. seine Walter unter Genehmigung des Gauführers, 

2. seine Verwaltungsbeamten nach Anhörung seiner Walter. 

Der Gauführer ernennt: 

1. die Treuschaftsführer und Leiter der Thinggemeinden nach Anhörung 

seiner Walter, 

2. seine Walter unter Genehmigung des Bundesführers, 

3. seine Verwaltungsbeamten nach Anhörung seiner Walter. 

Der Bundesführer ernennt: 

1. die Gauführer nach Anhörung des Bundeswalter, 

2. die Bundeswalter, 

3. die Bundesverwaltungsbeamten und Hilfsarbeiter nach Anhörung sei- 

ner Bundeswalter. 

Enthebungen werden von jener Stelle vorgenommen, die die Ernennung aus- 

gesprochen hat. 

Es können 1. ältere verdiente Brüder vom Treuschaftsführer, mit Geneh- 
migung des Gauführers, als Berater in die Treuschaftsleitung 
berufen werden, 

2. aus dem Amt scheidende Treuschaftsführer und Gauwalter 
können von dem Gauführer, mit Genehmigung des Bundes- 
führers, in die Gauleitung berufen werden. 

5. Das Bundesgroßthing wird, nach Bedarf, mindestens einmal jährlich be- 
rufen. 


49 151 


Ilc. Beitrittserklärung 


Hierdurch erkläre ich mich bereit, dem Dietrich Eckart-Bund für religiös ver- 
tieftes, tätiges Deutschtum, beizutreten. 

Ich versichere, 

daß ich den Bund als notwendiges, der artbewußten religiösen Erneuerung 
des deutschen Volkes dienendes En der von Adolf Hitler geführten Frei- 
heitsbewegung anerkenne, 

daß ich keiner öffentlichen oder dh de poktischen, religiösen, wissen- 
schaftlichen oder rein gesellschaftlichen Richtung oder Vereinigung angehöre 
oder in eine solche eintreten werde, die internationale Ziele solcher Art ver- 
folgt, daß sie dem deutschen Volke in irgend einer Hinsicht Schaden bringen 
oder es schwächen könnte, oder deren Art auch sonst unserem deutschen We- 
sen nicht entspricht (wie z.B. Freimaurerlogen aller Richtungen, Rotarier- 
klub, Schlaraffia usw.), daß ich insbesondere keiner politischen Richtung und 
keinen Verbindungen angehöre, die auf die Teilung oder Zerstörung des 
deutschen Reiches hinarbeiten (oder die Wiederkehr des Hauses Habsburg 
betreiben) und daß ich keinerlei dem deutschen Volke schädliche offene oder 
geheime Verbindungen mit politischen Feinden des deutschen Volkes habe, 
daß ich ein ehrenhaftes und makelloses Vorleben besitze und mir keines 
krankhaften Trieblebens bewußt bin und mich nicht triebmäßig durch nar- 
kotische Mittel berausche, 

daß ich mit Leib und Leben bereit bin, für die hohen Ziele des Dietrich 
Eckart-Bundes durch die Tat zu wirken, daß ich insbesondere jederzeit und 
überall mit allen meinen Kräften zu wirken bereit bin: für die Reinhaltung 
des Blutes, des Willens und des Geistes des deutschen Volkes, für die Er- 
kenntnis des deutschen Wesens und für die Förderung der deutschen Wissen- 
schaft und deutschen Kunst, für die Freiheit des deutschen Volkes und für die 
Bekämpfung aller feindlichen, geistigen oder materiellen Mächte, 

daß ich willens bin, alle Mitglieder des Bundes ohne Ausnahme wahrhaftig 
als Brüder zu betrachten, 

daß ich meinen Bundespflichten auf das gewissenhafteste nachkommen will, 
daß ich gute und edle Sitten pflegen will, 

daß ich keiner materialistischen Weltanschauung huldige, 

daß ich bestrebt sein will, an einer dem germanischen Geiste entsprechenden 
Weltauffassung mitzuarbeiten, insbesondere an der Wiedererweckung, Ver- 
tiefung und Ausgestaltung eines dem deutschen Volke artgemäßen, von art- 
widrigen, besonders jüdischen Bestandteilen befreiten Gottglaubens. 

(Ort und Tag) (Unterschrift) 


Id. Brauchtum des Dietrich Eckart-Bundes für religiös vertieftes, tätiges 
Deutschtum 


1.Die Aufnahme von Mitgliedern erfolgt durch feierliche Weihe - vgl. 
Weihebrauchtum —. In außergewöhnlichen Fällen kann mit Genehmigung 
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des Gauführers die Aufnahme auch durch Verpflichtung mittels Handschlags 
erfolgen, jedoch muß die Weihe bei nächstmöglicher Gelegenheit nachgeholt 
werden. 
Die Mitglieder nennen sich untereinander Brüder. 
2.a) Im Schriftverkehr sind nach Möglichkeit Fremdwörter zu vermeiden 
und die deutsehen Schriftzeichen zu gebrauchen. 
 b) Jedes Schriftstück trägt links oben Namen und Amtsbezeichnung des 
Absenders und Empfängers, rechts oben den Tag der Absendung. 
c) Jedes amtliche Schriftstück trägt links oben ein Stichwort, das den In- 
halt bezeichnet. 
d) Bei der Zeitangabe sind die deutschen Monatsnamen zu gebrauchen. 
e) Die Überschrift lautet: Heil! Lieber Bruder....... ! 
f) Die Schreiben schließen links unten: D.K.u.Tr.z.S. (Durch Kampf und 
Treue zum Sieg). Rechts unten: Heil Hitler! 
In Treue verbunden oder Ihr treuverbundener. 
8) Auf den Thingen und anderen amtlichen Veranstaltungen haben sich die 
Brüder mit »Sie« anzureden. 
3. Thingfolge: 
1. Eröffnung. 
2. Lesung des Heilswalters. 
3. Begrüßung der Gäste. 
4. Bekanntgabe amtlicher Nachrichten. 
5. Vortrag. 
6. Besprechungen und allgemeine Aussprache. 
7. Rechenschafts- und Lageberichte. 
8. Anwesenheitsliste. 
9. Verschiedenes. 
10. Lesung des Wissenswalters. 
11. Schluß. 
4. Eröffnung des Things: 
Haben die Brüder auf Anweisung der Tatwalter ihre Plätze eingenommen 
und ist vollkommene Ruhe eingetreten, fordert der Leiter des Things die 
Brüder auf, sich zu erheben. Der Leiter eröffnet sodann das Thing durch drei 
Hammerschläge, die von dem Tatwalter wiederholt werden, und spricht: 
Kraft meines Amtes als Führer dieses Things eröffne ich das Thing bei stei- 
gender — hoher — scheidender — Sonne, da es Zeit ist zu tagen, ich gebiete 
Recht und verbiete Unrecht. Nach kleiner Pause fordert er die Brüder auf, 
Platz zu nehmen und setzt die Thingfolge fort. 
5. Zum Schluß des Things fordert der Leiter des Things die Brüder auf, sich 
zu erheben, und gibt Hammerzeichen wie zu Beginn, die vom Tatwalter wie- 
derholt werden und spricht: Ich schließe das heutige Thing, gedenke jeder 
der übernommenen Pflichten, der Brüderlichkeit, des Vertrauens und der 
Treue, sowie der Aufgabe draußen im Leben unsere Gedanken zur Tat wer- 
den zu lassen. Heil! 
Die Brüder reichen sich hierauf die Hände und antworten mit Heil. 
6. Während des Things hat niemand zu sprechen dem das Wort nicht erteilt 
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ist. Jeder dem das Wort erteilt ist, hat sich von seinem Platz zu erheben. Das 
Rauchen im Thingraum ist vor und während des Things verboten. 
Der Tatwalter hat für würdige Herstellung des Thingraumes zu sorgen. Der 
Würde des Things entsprechende Haltung der Brüder, während des Things, 
ist Selbstverständlichkeit. 
Kommt ein Bruder zu spät zum Thing, so nimmt er lautlos Platz. Durch sein 
Zuspätkommen darf das Thing in kant Weise gestört werden. 
7. Aufgaben der Walter. 

a) Der Tatwalter ist der Vertreter des Führexs in der Tatwaltung. Er be- 


aufsichtigt den Verwaltungsdienst. Er ist dafür verantwortlich, daß 
alle Anordnungen tatsächlich ausgeführt werden. Er hat dafür zu sor- 
gen, daß jeder seine Bundespflicht erfüllt, der Thingbesuch regelmäßig 
ist, Beiträge pünktlich bezahlt werden usw. Im Thing führt er den 
zweiten Hammer. 

Er sammelt die Anwesenheitslisten und hält sie zur Einsichtnahme für 
seinen Führer zur Verfügung. 


b) Der Wissenswalter ist der Berater und Vertreter des Führers in der Wis- 


senswaltung, er soll der geistige Anreger des Bundeskörpers sein. Er 
schlägt die geistigen Aufgaben für die Bruderschaft vor und erweckt in 
den Brüdern dadurch für alle dem Bunde wichtigen Fragen der Wissen- 
schaft Anteilnahme. Er macht dem Führer Vorschläge über den zu be- 
arbeitenden Wissensstoff und bezeichnet nötigenfalls die Schriftquelle 
hierfür. Die schriftlich eingereichten Vorträge überprüft er oder läßt sie 
von geeigneten Brüdern mit der nötigen Fachkenntnis durchprüfen. Er 
legt ein Vortragsarchiv an. 

Er macht Vorschläge für den Lehrstoff der Brüder und für Besprechun- 
gen und Aussprache. 

Er unterstützt den Führer im Erziehen der Brüder, sich einer guten und 
einwandfreien deutschen Sprache zu bedienen. Er verfolgt das Schrift- 
tum, berichtet über alles ihm wichtig erscheinende und macht Vor- 
schläge zum Beschaffen von Büchern für die Bücherei. 


c) Der Heilswalter ist Berater und Vertreter des Führers in der Heilswal- 
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tung. Er hat dafür zu sorgen, daß die Bruderschaft von einer vertieften, 
artgemäßen Gottesauffassung immer mehr durchdrungen wird, und ist 
der Berater der Brüder in Glaubenssachen. 

Der Pflege guten Gemeinschaftsgeistes und herzlicher Brüderlichkeit 
widmet er besondere Beachtung. Wenn er Störungen in dieser Bezie- 
hung merkt, so greift er vermittelnd ein. Er soll der Vertrauensmann 
der Brüder in solchen Fällen sein. Er ist auch der Helfer der Brüder 
und hat die Aufsicht über das Spittelwesen, das der Spittelmeister nach 
seinen Weisungen leistet. Er achtet auf das Wahren des Brauchtums, auf 
Ernst und Zucht im Thing, Verstöße dagegen rügt er. 
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Ile. Weihe-Brauchtum des Dietrich Eckart-Bundes für religiös vertieftes, 
tätiges Deutschtum 


Heilswalter zu den Freunden (neuaufzunehmenden Brüdern): 
Der Kreis ist geöffnet, 
um Eure Hände zu fassen. 
Bereitet die Herzen 
und tilgt jedes Sinnen 
das nicht von deutschem Willen durchglüht. 
Wisset: 
Wir sind aus Gott geboren 
zur sichtbaren Welt. 
Nur im Ringen unseres Volkes 
können wir gültig 
den Weltsinn erfüllen. 
Wir haben uns einzig 
dem deutschen Heile verschworen. 


Schriftwart: 

Meine Freunde, ich werde Ihnen jetzt die von Ihnen schon schriftlich aner- 
kannten Bedingungen zum Eintritt in unseren Dietrich Eckart-Bund vor- 
lesen, damit Sie über die von Ihnen zu übernehmenden Aufgaben nicht im 
Unklaren sind: Ich frage Sie: Sind Sie bereit, bei Ihrer Mannes Ehre und 
dem ewigen göttlichen Rätsel zu versichern 
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daß Sie unseren Bund als notwendiges, der artbewußten religiösen Er- 
neuerung des deutschen Volkes dienendes Glied der von Adolf Hitler 
geführten deutschen Freiheitsbewegung anerkennen? 


. Daß Sie den Beitritt zu unserem Bunde mit heiligstem Ernst und star- 


kem Verantwortungsgefühl vollführen wollen? 


. Daß Sie, Ihre Frau und Ihre Kinder nach bestem Wissen keinen farbi- 


gen oder jüdischen Bluteinschlag haben und daß Sie auch in Zukunft 
Ihre Sippe reinhalten wollen? 


. Daß Sie.unsern Ihnen bekannt gegebenen Bestimmungen über die Zu- 


gehörigkeit zu öffentlichen und geheimen Verbindungen entsprechen 
und auch in Zukunft entsprechen wollen? 


. Daß Sie keiner politischen, religiösen, wissenschaftlichen oder rein ge- 


sellschaftlichen Richtung oder Vereinigung angehören, die internatio- 
nale Ziele solcher Art verfolgt, daß sie dem deutschen Volke in irgend 
einer Hinsicht Schaden bringen oder es schwächen könnten, daß Sie 
insbesondere keiner politischen Richtung und keinen Verbindungen 
angehören, die auf die Teilung oder Zerstörung des deutschen Reiches 
hinarbeiten (oder die Wiederkehr des Hauses Habsburg betreiben), 
und daß Sie keinerlei dem deutschen Volke schädliche offene oder ge- 
heime Verbindungen mit politischen Feinden des deutschen Volkes 
haben? 
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Daß Sie ein ehrenhaftes und makelloses Vorleben besitzen, sich keines 
krankhaften Trieblebens bewußt sind und sich nicht triebmäßig durch 
narkotische Mittel berauschen? 
Daß Sie mit Leib und Leben bereit sind, für die hohen Ziele des Diet- 
rich Eckart-Bundes durch die Tat zu wirken, daß Sie insbesondere je- 
derzeit und überall mit all Ihren Kräften zu wirken bereit sind: 
Für die Reinerhaltung des Blutes, des Willens und des Geistes des 
deutschen Volkes, \ 
für die Erkenntnis des deutschen Wesens, und für die Förderung der 
deutschen Wissenschaft und deutschen Kunst. 
Für die Freiheit des deutschen Volkes und für die Bekämpfung aller 
feindlichen geistigen oder materiellen Mächte. 


.Daß Sie willens sind, alle Mitglieder des Bundes ohne Ausnahme 


wahrhaftig als Brüder zu betrachten, den Geist der Liebe und Versöhn- 
lichkeit untereinander zu pflegen und nicht nur selbst alle Streitigkei- 
ten, alle kränkenden und ehrenrührigen Anschuldigungen und An- 
griffe gegen Brüder zu unterlassen, sondern es auch unter keinen Um- 
ständen zu dulden, daß sich andre Brüder in dieser Weise gegen die 
Einigkeit und den Geist der Brüderlichkeit vergehen. Daß Sie ferner 
willens sind, einander in allen Lebenslagen brüderlich bis in den Tod 
beizustehen. 

Daß Sie Ihren Bundespflichten auf das gewissenhafteste nachkommen 
wollen? 


. Daß Sie gute und edle Sitten pflegen wollen? 
. Daß Sie keiner materialistischen Weltanschauung huldigen? 
. Daß Sie bestrebt sein wollen, an einer dem germanischen Geiste ent- 


sprechenden Weltauffassung mitzuarbeiten, insbesondere an der Wie- 
dererweckung, Vertiefung und Ausgestaltung eines dem deutschen 
Volke artgemäßen, von artwidrigen, besonders jüdischen Bestandteilen 
befreiten Gottglaubens? 

Daß Sie mit uns bekennen: 

Der völkische Gedanke, die Volkwerdung des deutschen Menschen 
nordischer Artung, beruht im Tiefsten im gottheitlichen Werden, in 
der Einheit von Blut und Glauben. Der deutsche Mensch nordischer 
Artung erfühlt und erkennt von Natur aus das Göttliche als das Ewig- 
Eine sonder Bestimmtheit und sonder Eigenschaft der Person (Eckart), 
als im All und in ihm wirkend, als das All und ihn selbst mit diesem 
tragend, alles im All und in ihm selbst werdend. Die artgebundene 
Volkheit ist überpersönliche Schöpfung göttlichen Werdens auf Erden. 
Der einzelne Mensch ist Erscheinungsform und Wirkungsträger dieser 
Volkheit. Durch sie und in ihr ist er göttlichem Werden eingeordnet. 
Seine natürlich erfühlte Aufgabe ist, dem ewigen Werden, dem hei- 
lichen [sic!] Leben, insonderheit der Lebensform und -Einheit »Volk- 
heit« zu dienen und an deren Vollendung dienend mitzuarbeiten. 

In «er sittlichen Entscheidung ist der deutsche Mensch lediglich auf die 
innere Auseinandersetzung mit dem Göttlichen, auf sein Gewissen ge- 
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stellt. Die ewige im Diesseits zu erfüllende Aufgabe ist Heiligung des 
Lebens. Grundlage dieser Aufgabe ist der von gläubiger Wissenschaft 
erspürte gottheitliche Werdewille im All und auf Erden. 
Der deutsche Mensch glaubt an das deutsche Volk und dessen ihm ein- 
geborene gottheitliche Bestimmung, durch seine arteigene Emporent- 
wicklung, der Vollkommnung und Vollendung zum Führer der 
Menschheit zu werden, wie es einst seine nordischen Ahnen waren. 
Sie haben eine kleine Zeit zur Überlegung. 
(Pause). 
Ich frage Sie eindringlich und feierlich, ob Sie überzeugt sind, daß Sie den 
an Sie gestellten Bedingungen entsprechen, ob Sie den von Ihnen geforder- 
ten Aufgaben nachzukommen bereit sind und ob Sie nach den eben gehör- 
ten Bedingungen darauf beharren, in unseren Bund einzutreten? 
(Antwort). 
Ich bitte Sie dann, mir in den Weiheraum zu folgen. 
(Eintritt in den Weiheraum). 
Führer: 1. Hammerschlag: 
Wir stehen im Kampf für das deutsche Blut. 
Führer: 2. Hammerschlag: 
Wir stehen im Kampf für den deutschen Geist. 
Führer: 3. Hammerschlag: 
Wir stehen im Kampf für die deutsche Seele. 
Brüder, gebt mir unser ewiges deutsches Zeichen. 
(Führer macht über die Brüder das Hakenkreuzzeichen, die Brüder ma- 
chen das Zeichen in leichter Verbeugung auf der Brust). 
Heilswalter: 
O heilger Atem Du der Schöpfungswelt, 
urgründiger Geist, der in des Grashalms Sprießen 
wie in des Baumes Wuchs geheim sich hält, 
.Du Kreisender am goldnen Sternenzelt, 
Du Flammender aus glutger Sonnenquelle, 
Du Strömender in jeder Wassersquelle, 
unrastiges Bett, durch das die Jahre fließen. 


Du Former jeder ungestaltgen Macht, 
Umreißer Du zerfließender Gewalten, 
Gebot, das firnenklar zum Himmel ragt 
und sich erfüllt im tiefen Erdenschacht, 
Du Meißel am Gestein, Du der Gezeiten 
urkundiger Lenker, die sich engen, weiten, 
weil sie Dein Wort in ihrem Willen halten. 


Du einiger Geist des Werdens und des Seins, 
Verwandler gegenwärtiger Bestände, 
ewger Bestand im flüchtigen Bild des Scheins, 
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Du Saft und Hülle edlen Zukunftweins, 
Du Weg und Ziel, Du allgewaltger Geist, 
der Tausendfaches in die Einheit reißt, 

Du ewger Anfang nach vollbrachtem Ende. 


Wir rufen Dich, der ohne Namen lebt, 

Du rufst uns auf zu treuem Bruderbund 

wirkt Deine Schöpferkraft, die allzeit strebt 
zum ewgen Werke, das Dein Wille webt. i 
Du gabst uns Blut und Geist und Heimaterde 
damit daraus das Volk der Deutschen werde, 
das Zeugnis gibt von seinem ewigen Gute. 


Wir spüren Dich auf unserm Herzensgrund, 

wir fühlen Dich in unsern Adern brennen, 

Du rufst uns auf zu treuem Bruderbund 

Fügst Hand in Hand und gibst Dich selber kund. 
Du bist des deutschen Volkes ewiger Geist, 

Du rufst uns auf, damit wir Dich bekennen. 

Führer: Wissenswalter des Bundes, deute den Freunden die sich bereit erklärt 
haben Forderungen und Aufgaben unseres Bundes zu erfüllen, den Sinn 
unseres ewigen deutschen Zeichens. 

Wissenswalter: 

Mit elementarer und geheimnisvoller Kraft stieg mit der Sichtbarwerdung 
des deutschen Freiheitswillens das Hakenkreuz-Wendekreuz. Zeichen der 
Lebenswende. Wende vom Außenrande des Lebens zu seinem Kern, von 
der Gottesferne zur Gottesnähe. Zeichen des Lebens aus Gott. Aus Gott 
stammt die schöpferische Ordnung von Rassen und Völkern. Jede wahre 
Gemeinschaft wächst aus Gott und trägt in sich die Notwendigkeit ihrer 
arteigenen Form. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, kämpfen wir um die Hinwen- 
dung zu Gott, um die Hinwendung zum Urgrund unseres artgemäßen 
Lebens. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, geht unser Streben auf unsere 
Wiedergeburt als Volk aus Gott. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, kämpfen wir für die Verwirk- 
lichung unserer arteigenen Lebensgesetzlichkeit. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, lebt in uns der Glaube an die 
göttliche Berufung des Deutschvolkes. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, erkennen wir als die uns nach 
gottheitlichen Willen gesetzte Aufgabe: Vollendung unserer selbst in un- 
serer Artung, in unserer Rasse, in unseren Volk. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, haften wir nicht im Alltag des 
Heute, sondern zielen in heilige Zukunft, über unsere Geschlechter hinaus 
ins unbekannte Ewige. 

Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, fordern wir von uns selbst Dienst 
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am Überpersönlichen, Dienst am völkischen Leben als aus Gott geborenes 
ewiges Leben. 
Weil wir unter dem Hakenkreuz —_ wissen wir uns zur Erhaltung, 
Weitergabe und Vollendung der notwendig erdgebundenen Erscheinungs- 
form des all-einen Lebens in seiner gottgewollten rassig-völkischen Gestal- 
tung verpflichtet, 
Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, wissen wir, daß wir nicht Selbst- 
zweck sind, sondern Lebensträger zur gottbestimmten Steigerung unserer 
Volkheit. 
Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, wissen wir, daß, wer sein art- 
bestimmtes Leben schändet, Gott und seinen Vaterwillen schändet. 
Weil wir unter dem Hakenkreuz stehen, wissen wir uns der Gotteskind- 
schaft teilhaftig, wenn wir unser Leben wesensgetreu erfüllen. 
Die Aufgaben der Kämpfer unter dem Hakenkreuz sind verschieden. 
Vom Kampf um die äußere Macht bis zum Kampf um die innerste art- 
eigene geistig seelische Macht sind alle Kämpfer im heiligen Zeichen des 
Hakenkreuzes verbunden. 
Unsere Aufgabe im Dietrich-Eckart-Bund ist es, das völkische Gewissen zu 
sein und den gottheitlichen Lebenswillen der innersten Wesenskräfte un- 
seres Volkes zu befreien. Deutsch in jenem höchsten Sinne will unser Bund 
sein, wie ihn Dietrich Eckart uns wies: »Sieh, das ist es ja, was man so 
unter Deutsch versteht, im höchsten Sinne: Der Wille zum Unmöglichen, 
zum Ziel der Ziele; zur Vollendung, die sich nie auf Erden findet, aber 
ahnen läßt, im Wohllaut aller Töne, Formen, Farben, im Gleichmaß der 
Gestirne und Gesetze, im Abglanz einer ewigen Harmonie.« 
In diesem dienenden Wissen stehen wir unter dem Hakenkreuz, das wir 
nicht nur vor unseren Augen sehen, das uns tief ins Herz eingebrannt ist 
als flammendes Mal, das uns aufruft zur brüderlichen Verbundenheit mit 
Gleichgesinnten und zur befreienden Tat unseres völkischen Lebens aus 
Gott. 

Führer: Tatwalter des Bundes, weise uns den Weg unserer Tat. 

Tatwalter: 
Hakenkreuz und Flammenzeichen wecken in uns Begeisterung und Willen. 
Fruchtlos aber wäre die heiligste Ergriffenheit, wenn sie nicht Taten zeug- 
te. Was wir empfingen, müssen wir weitergeben. Wir müssen davon zeu- 
gen in den vielen kleinen Taten des Alltags, in stillschaffendem Fleiß und 
nimmer-müder Ausdauer. Wir müssen opferwillig über uns hinauswachsen 
und selbstlos dem Höheren dienen, zu dem wir aufgerufen wurden. Durch 
uns selbst müssen wir Zeugnis ablegen für den innersten Lebenswillen des 
deutschen Volkes. Keine gültige Tat kann geschehen, sie sei denn aus einem 
reinen, zuchtvollen, opfererprobten Herzen geboren. Beginnen wir damit, 
in unserem eigenen Inneren den deutschen Weg zu gehen, den Weg zum 
Edeltum der deutschen Seele, in der weder Selbstsucht noch Neid, weder 
Eitelkeit noch Mißgunst herrscht, in der sich Vertrauen zu den Brüdern 
und Verantwortungsgefühl für die Wegbereitung jeder deutschen Tat aus- 
breitet. Spenden wir helfende Liebe und stärken die Kraft hierzu durch 
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. das Bewußtsein, daß nicht dem Einzelnen unsere Hilfeleistung und Liebe 
gilt, sondern dem ewigen deutschen Wesen, dessen Träger er ist. Völkischer 
Wille fordert Tat auch als Entscheidung, wenn sich Fremdes heranschleicht. 
Niemand von uns ertöte den heiligen Zorn und den mutigen Entschluß in 
seinem Herzen. Aber stärker als alle Verneinung sei die eigene Tat, die als 
klares, eindeutiges »Ja« dem innersten Lebenswillen unseres Volkes zur 
Macht verhilft. 

Unsere Macht sei nicht Herrschaft, sondern Dienst am deutschen Leben. 
Laßt uns nie vergessen das Mahnwort Dietrich Eckarts: »Wesentlich 
nenne ich den, der im Wesentlichen, d.h. im Seelischen so verankert ist, 
daß er sich nie im Hang an die irdischen Dinge verlieren kann, daß er also 
auch nicht der Machtgier zum Opfer fällt.« 
Führer: 

Meine Freunde! Da Ihr jetzt in eine festgefügte Gemeinschaft gegenseiti- 
gen Vertrauens als Brüder eintreten wollt, muß ich Euch sagen, welchen 
Sinn unser Bund in der großen deutschen Erneuerungsaufgabe zu erfüllen 
hat. Ihr hörtet eben, daß die Aufgaben der Kämpfer unter dem Haken- 
kreuz verschieden sind. Unsere Aufgabe ist das tätige Streben nach religiö- 
ser Sinnerfüllung unseres deutschen Lebens. Wir bekennen uns zu dem 
Glauben, daß die Verschiedenheit der Völker gottgewollt ist und daß da- 
her jedes Volk zu seiner arteigenen Vollendung streben muß. Wir beken- 
nen uns zu dem Glauben, daß die Bestimmung des Menschen die Gottes- 
kindschaft ist und daß diese Gotteskindschaft nicht erreicht werden kann 
ohne Erfüllung der völkischen Aufgabe: 

Ohne Kampf für deutsches Blut, 

deutschen Geist, deutsche Seele. 
In unserem Wirken für diese Ziele wissen wir uns dem heiligen Führer- 
willen unseres Kanzlers und Volksherzogs Adolf Hitler fest verbunden. 
Wir sehen ihn uns voranziehen als den einen großen sichtbaren Vertreter 
des völkischen Lebensaufbruches und verehren in ihm das göttliche Wal- 
ten, das unser Volk nach furchtbarer Not neu und stärker erstehen lassen 
will zum Heile der Welt. Keiner von Euch, meine Freunde, kann in unse- 
ren Bruderkreis treten, der nicht in Adolf Hitler die zeitliche Erscheinung 
der ewigen Ideen unseres Volkes erlebt. Denn der kann nicht an der ge- 
meinsamen vielfältigen deutschen Aufgabe wirken, der sich nicht in heißer 
Dankbarkeit und Verehrung vor dem Führer neigt, durch dessen Mund 
Gottesstimme redet, durch dessen Tat Gotteswille sich kund tut. 
Denkt nicht, daß wir neben der großen nationalsozialistischen Bewegung 
einen Bund bestehen lassen, der Sonderziele verfolgt. Nein, wir stehen in 
der innersten Mitte der deutschen Freiheitsbewegung. Wir fühlen unser 
Bestehen als heilige Verpflichtung an unserem Volke und seinem Willen 
zur Neugeburt. Denn die Kräfte, die in unserem Streben wirksam sind, 
müssen wir hineingeben in die Gestaltungsmächte, die den neuen deutschen 
Staat und die Grundlagen einer neuen deutschen Kultur formen. 
Wir haben unseren Bund nicht umsonst unter die Hut des Mannes gestellt, 
der als einer der Ersten mit der Macht seiner Dichterseele für deutsches 
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Wesen sowohl an Adolf Hitlers Seite als auch in unseren Reihen kämpfte. 
Sein Name sei Sinnbild für den Zusammenhalt der vielfältigen unter dem 
Hakenkreuz artbewußt kämpfenden Kräfte.° 

Wir haben uns das völkische Gewissen genannt. Das Gewissen muß immer 
wach sein. Im Gewissen spricht Gottes Wille, spricht der Wille der Welt- 
gesetzlichkeit zueuns. Darum dürfen die herrlichen Erfolge der Freiheits- 
bewegung uns nicht dazu veranlassen, unseren Kampfwillen schwächer zu 
spannen. Nein, wir sind verpflichtet, bis zum äußersten unsere Kräfte an 
die Verwirklichung unserer Aufgaben zu setzen. Täuschen wir uns nicht: 
Die fremden Mächte im deutschen Volke sind noch nicht tot. Sie sind ein- 
geschüchtert durch den Schlag, mit dem die Tatkraft der Regierung sie traf. 
Aber sie wühlen nun um so geheimer und listiger weiter. Machen wir un- 
sere Augen klar für die Erkenntnis unseres innersten deutschen Wesens 
und kämpfen wir mit allen unseren Kräften, wenn wir sehen: es geschieht 
etwas, was der deutschen Art nicht entspricht. Wir sind hingestellt, um von 
innen her die Kräfte auszustrahlen, ohne die das umfassende Werk völki- 
scher Neugestaltung weder Gültigkeit noch Dauer haben kann. Es gibt 
viele Millionen, die dem neuen Deutschland zujubeln und doch nicht wirk- 
lich sehend geworden, doch noch nicht wahrhaft vom völkischen Geiste be- 
seelt sind. Bevor das nicht der Fall ist, kann es dem inneren Feinde immer 
wieder gelingen, den deutschen Menschen zu überlisten und das bisher er- 
reichte unwirksam zu machen. Schwere und langwierige Arbeit gibt es 
noch zu leisten, bis der völkische Gedanke allen Deutschen in seiner ganzen 
Weite und Tiefe aufgegangen ist. Unser Bund hat die hohe Aufgabe über- 
nommen, diese Arbeit zu leisten, damit das Rettungswerk am deutschen 
Volke ganz vollzogen werden kann. Als völkisches Gewissen will er dar- 
über wachen, daß das deutsche Volk nie wieder in falsche, fremde Bahnen 
einlenkt. _ 

Werdet in diesem Augenblicke aus tiefstem Herzen der entsetzlichen Not 
inne, in die unser Volk geraten war. Werdet Euch der ungeheuren Tragik 
bewußt, daß ein mit so vielen hohen göttlichen Eigenschaften begabtes 
Volk, ein Volk von so viel kindlicher Vertrauensseligkeit durch Über- 
listung und Betrug um das unersetzliche Glück seines eigenen Erlebens ge- 
bracht werden konnte. 

Versetzt Euch innerlich in die schmähliche Lage, gefesselt und geblendet 
vor hohnlachenden Feinden zu stehen. Und wenn wütende Empörung, 
heiliger Zorn über solche Not und Schande in Euch auflodern, dann laßt 
die gotteslästerliche Blendung und Knechtung unseres Volkes als eigene 
Not und Schande an Euer Herz greifen und faßt den heiligen Entschluß, 
an Euch selbst das reinigende Befreiungswerk zu vollenden und dann an 


3 Dietrich Eckart, geb. 23.3.1868 in Neumarkt (Oberpfalz), gest. 26. 12.1923 in Berchtes- 
gaden, hatte mit seinen völkisch-antisemitischen Schriften starken Einfluß auf den frühen 
Hitler gewonnen (vgl. oben Nr. 14/33, Anm. 1). Seit 1921 war er Chefredakteur des VB. 
Lit.: M. PLewnıa, Auf dem Weg zu Hitler. Der »völkische« Publizist Dietrich Eckart. 
Bremen 1970. 


49 161 


dem unerläßlichen Befreiungswerke Eures Volkes bis zu Eurem letzten 
Atemzuge mit dem ganzen Einsatze aller Eurer Kräfte des Geistes und des 
Leibes rastlos und treu mitzuwirken. 
Fühlt Euch in diesem Wirken brüderlich verbunden. Liebt und helft ein- 
ander, dann liebt Ihr deutsche Art, dann helft Ihr deutscher Art. Unsere 
Feinde haben deshalb so oft ein leichtes Spiel mit uns gehabt, weil - neben 
der Arglosigkeit - unser größter Fehler darin besteht, daß wir so sehr zu 
innerem Zwiste und zur Selbstzerfleischung geneigt sind. Immer war es 
etwas Leichtes für unsere Feinde, einen Teil unseres Volkes gegen den an- 
deren aufzuhetzen. Wenn wir je zur Entfaltung aller in uns liegenden 
Kräfte kommen sollten, ist es unerläßliche Voraussetzung, daß wir Deut- 
schen uns zunächst über alle Gegensätze und Unterschiede hinweg in 
heißer artbedingter Bruderliebe finden. Deshalb ist es eine der höchsten 
Aufgaben unseres Bundes, diese unverbrüchliche, durch nichts zu ertötende 
Liebe mit aller Macht zu fördern und zu pflegen. Ich selbst will mich be- 
mühen Euch in dieser Liebe voranzugehen. Wie Ihr Euch untereinander 
zur Liebe verpflichtet fühlt um deutscher Art willen, so fühlt Ihr Euch mir 
und ich fühle mich Euch verpflichtet in der beharrlichen opferwilligen 
Hingabe an unsere freiwillig übernommene deutsche Aufgabe. Wir sind 
ein Bund des Vertrauens. Wir fühlen uns vom deutschen Freiheits- und 
Erneuerungswillen als wirkende deutsche Wesenskraft berufen, weil die 
neue deutsche Volkwerdung der starken Kraft gegenseitigen Vertrauens 
bedarf. In brüderlicher Verbundenheit wollen wir der gemeinsamen gro- 
ßen Aufgabe dienen. Immer strebend bemüht wollen wir sein im Sinne des 
Dietrich Eckart-Wortes: 
»Zur Einheit will der Deutsche, will heraus aus Trug und Schein, ein Gan- 
zes will er, das Wunder der Vollkommenheit.« 
(Pause). 

Kehrt Eure Augen dem Lichte, diesen heiligen Flammen zu. Sie sollen 
Euch ein Sinnbild der Erleuchtung, des Erkennens sein. Das Feuer ist aber 
auch ein Sinnbild der wärmenden Liebe und Reinheit, des deutschen Ge- 
mütes. Die alles schmelzende, verzehrende und zerstörende Glut versinn- 
bildlicht uns auch die Gewalt des göttlichen und menschlichen Willens, der 
Tat. Feuertaufe soll Euch die Kraft geben zur inneren Erleuchtung, zur 
wärmenden Liebe und zur schöpferischen, abwehrenden und zerstörenden 
Tat. In Feuergluten werden die Welten geboren. In Feuergluten hämmert 
der Schmied das Schwert. In Feuergluten geht alles Geschaffene zu 
Grunde. 
Da wir uns aber Erkenntnis, Liebe und Macht in einer übermenschlichen 
Einheit verbunden denken, ist uns das Feuer auch Sinnbild des Unbegreif- 
lichen, des erhabensten Geheimnisses und tiefsten Rätsels unseres Daseins. 
Heilswalter, laßt die Freunde nun bei dem göttlichen Geheimnis und vor 
seinem flammenden Sinnbilde das Treuegelöbnis ablegen und rufet die 
Kräfte des Volkes und der Heimat zu Zeugen. 

Heilswaiter: 
Ich rufe die Zeugen zu Eurem Manneswort: 
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Zeuge ist der ganze Erd- und Himmelsraum, 
Zeuge ist der Boden, der Euch nährt, 

ist das Meer mit seinen großen Wellen, 
seiner Tiefe, die uns schauern macht. 
Zeugen sind die weiten, kühlen Seen, 

sind die Winde, Me durch Halme streichen, 
ist der Sturm, der an den Häusern rüttelt, 
sind die Wolken, die am Himmel segeln 
oder sich zu Ungewittern ballen. 

Zeugen sind die ragend hohen Berge, 

sind die stillen Heideeinsamkeiten, 

sind geheimnisraunend grüne Wälder 
und der Blumen tausendfache Pracht. 
Zeuge ist der goldne Sternenreigen, 

ist der Mond mit seinen milden Strahlen, 
ist der Sonne heilige Lebensquelle. 
Zeugen sind die Käfer tief im Grase, 
hoch im Fels die Gemsen, sind die Rehe, 
die im dichten Waldesdickicht hausen. 
Zeugen sind die edlen stolzen Pferde, 
sind die treuen Hunde, alle Tiere, 


groß und klein, ob schwach, ob stark von Kräften. 


Zeuge ist das Herzblut unseres Volkes, 

sei’s von Heldensöhnen hingegeben, 

sei es pulsend in der Brüder Herzen, 

Zeugen sind die Mütter, die gebären, 

die im Schoß und Herzen bergend hüten 
Leib- und Seelengut des ganzen Volkes. 
Zeugen sind die Väter von Geschlechtern, 

die schon kräftig wachsen, die noch nahen 
und die noch im Arm der Zukunft schlummern. 
Zeuge ist der Ahnen lange Kette, 

die Ihr weiterreicht dem nächsten Gliede. 
Zeuge ist das Leben Eures Volkes, 

ist das Leben Eurer heiligen Heimat. 

Zeuge ist der Seele Schöpferkraft, 

die in hohen Domen sich verkündet, 

die im Bild und Klang sich offenbart, 

im Gedicht sich birgt und die im Denken, 

von den Lebensstrahlen ganz durchflutet, 
Weisheit wird. Die Kraft ruf ich zum Zeugen. 


Alles horcht und lauscht. Laßt Euer Wort 
klar aus treubewußtem Herzen steigen, 
laßt es fallen in die große Macht, 

die im Dasein aller Wesen wirkt. 
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Seid des Wortes allzeit eingedenk, 

damit nicht in einer finstern Stunde, 

je ein Zeuge drohend Euch bedränge! 

Daß Ihr Euch nicht von ihm selber löst, 

aus dem heiligen Raum, den Gottes Wille 
Euch zum Wohnsitz gab, um ihn zu füllen 

mit der Kraft, die Euch im Blute wirkt. 
Ständen Erd und Himmel machtvoll auf 
gegen Euch, wenn Ihr das Wort nicht haltet , 
aus Euch selber bräch der ärgste Zeuge, 

aus Euch selber bräch der herbste Fluch, 

aus Euch selbst die unheilvollste Flamme, 

die verzehrte, was nicht würdig lebt. 
Heimatlose Schemen irret Ihr, 

durch Euch selbst verbannt, gestraft durchs Leben. 


Denn es stände in Euch selber auf, 
Gott im Volk, dem Ihr Euch heute weiht. 

Führer: Schließt nun den Kreis, indem Ihr Eure Hände faßt und sprecht mir 
nach: 
»Ich gelobe im Bewußtsein der gottgewollten artgebundenen Gemeinschaft 
des deutschen Volkes und seiner Weltsendung, Blut, Geist und Seele vor 
fremden Einflüssen zu bewahren, für die Reinerhaltung deutscher Wesens- 
art, die Weiterentwicklung unserer artgemäßen Weltanschauung, die Er- 
weckung unseres deutschen Gotterlebens zu kämpfen und in diesem ge- 
meinsamen Streben Führer und Brüder des Dietrich Eckart-Bundes allzeit 
die Treue zu halten.« 
Löst die Kette. 
Empfangt nun die heilge Weihe. 
(Der Führer fährt mit dem Hammer langsam dreimal durch das Feuer, 
wendet sich dann gegen den ersten Neubruder mit den Worten): 
Fortan bist Du unser Bruder ..... (es folgt der Name des Aufgenom- 
menen), (beim Aussprechen des Namens macht der Führer mit dem Ham- 
mer das Zeichen des Hakenkreuzes über dem Herzen auf die linke Brust- 
seite des Neubruders, dasselbe vollführt er der Reihe nach an sämtlichen 
Neubrüdern. Wenn alle Neubrüder auf diese Weise die Feuertaufe erhal- 
ten haben, tritt der Führer wieder zurück und spricht sie mit den Worten 
an:) 
Seid deutsch bis ins Mark, 
bleibt rein bis ins Blut, 
der Ewige weiht Euch als seine Getreuen. 
(Während dieses Verses macht der Führer mit dem Hammer das Zeichen 
des Hakenkreuzes in die Luft.) 
Heilswalter, Wissenswalter und Tatwalter tretet hervor und gebt den 
Neubrüdern Euren Segen auf ihren ferneren Lebensweg. 

Heilswalter: (tritt vor, taucht einen Fichenzweig ins Feuerbecken, macht mit 
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dem lohenden Zweige über den Brüdern das Zeichen des Hakenkreuzes 
und spricht:) 
Die Flamme durchglühe Dich, daß Du Dich selbst vergißt, 
daß Du in Deinem Fühlen nur noch Deutschland bist. 
Wissenswalter: (ebenso) 

Die Flamme erlewchte Dich, daß Du Dich selbst vergißt, 

daß Du in deinem Denken nur noch Deutschland bist. 

_ Tatwalter (ebenso): 

Die Flamme erfüll Dich, daß Du Dich selbst vergißt, 
daß Du in Deinen Taten nur noch Deutschland bist. 

Führer: Kraft meines Amtes als Führer, erkläre ich Euch als Brüder aufge- 
nommen in unseren Dietrich Eckart-Bund. Fahre nun jeder der Reihe nach 
mit der rechten Hand durch das Feuer und mache sich mit der durch die 
heilige Flamme des Deutschtums gereinigten Hand auf der linken Brustsei- 
te über dem Herzen selbst das Zeichen des Hakenkreuzes. Und wenn Euer 
Herz in Stunden deutscher Not gepeinigt ist, dann macht Euch dasselbe 
Zeichen, das Ihr heute zum erstenmal auf Euer Herz zeichnetet. In diesem 
ewigen deutschen Zeichen wollen wir fortan zu einer Gemeinschaft der 
Liebe, zu einer [Text des Folgenden verderbt). 


50/33 RUNDSCHREIBEN M. BORMANNS AN ALLE GAU- 
UND. REICHSLEITER 
13. Oktober 1933 


BA Schu 243/1 Bd. 2, 100; abgedruckt bei Conway, 88. 


Wie der Parteileitung berichtet wird, sollen immer noch mehr oder weniger 
offen einzelne katholische Geistliche in und außerhalb der Kirche gegen den 
Nationalsozialismus und seine Führer arbeiten. Das gleiche wird über ein- 
zelne katholische Organisationen berichtet. Im Auftrage bitte ich, konkrete 
und nachweisbare Fälle über ein derartiges Vorgehen unbedingt jeweils so- 
fort nach hier zu melden. 


Heil! 
(M. Bormann)' 


1 Zu Bormann vgl. oben Nr. 47/33, Anm. 3; zum Ganzen Conway, 88 ff. 
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51/33 AUSZUG AUS HITLERS REDE ZUM AUSTRITT 
DEUTSCHLANDS AUS DEM VOLKERBUND 
24. Oktober 1933 


Zeitgenössischer Druck: Die Rede unseres Führers im Sportpalast am 24. Oktober 
1933. Abdruck des Auszuges nach VB (B) vom 26. 10. 33 bei Müller, 212. Sehr ver- 
kürzte Fassung im VB (M) vom 26. 10.33. 
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. . Und nicht minder haben wir aufgenommen den Kampf gegen die Zerset- 
zung unserer Religion. Ohne daß wir uns irgendeiner Konfession verpflichte- 
ten, haben wir doch wieder dem Glauben die Voraussetzung gegeben, weil 
wir der Überzeugung waren, daß das Volk diesen Glauben benötigt und 
braucht. Wir haben daher den Kampf gegen die Gottlosenbewegung nicht 
mit ein paar theoretischen Erklärungen aufgenommen, wir haben sie ausge- 
rottet.! Und vor allem haben wir die Priester aus der Niederung des poli- 
tischen Parteistreites herausgeholt und wieder in die Kirche zurückgeführt.? 
Es ist unser Wille, daß sie niemals zurückkehren sollen in ein Gebiet, das für 
sie nicht geschaffen ist, das sie entwürdigt und das sie zwangsläufig in Gegen- 
satz zu Millionen Menschen bringen muß, die im Innern gläubig sein wollen, 
aber Priester sehen möchten, die Gott dienen und nicht einer politischen Par- 
teil. - 


52/33 UNTERREDUNG ZWISCHEN HITLER 
UND REV. MACFARLAND 
31. Oktober 1933 


BAR 43 II/161. Fast wörtliche englische Übersetzung der Unterredung bei Ch. S. 
Macfarland, The New Church and the New Germany. New York 1934, 145 f, 
32 f. 


I. Der Staatssekretär in der Reichskanzlei an das Auswärtige Amt und ver- 
schiedene Reichsministerien. 2. November 1933 


Der Herr Reichskanzler hat am 31. Oktober den ehemaligen Generalsekre- 
tär des Bundesrats der christlichen Kirchen in Amerika, Reverend Charles 
Macfarland!, empfangen. Eine Abschrift der Aufzeichnung über das bei die- 


1 In der Sprache des Nationalsozialismus wurde »gottlos« gleichgesetzt mit »marxistisch«; 
bie een auf das Verbot der »marxistischen« oder »gottlosen« Parteien (KPD 
und SPD). 

2 Vgl. Art. 32 des Reichskonkordats, nach dem sich Geistliche und Ordensleute nicht mehr 
politisch betätigen durften; vgl. Anhang, 198. 

1 Charles Stedman Macfarland (1866-1956), kongregationalistischer Pfarrer in USA; 1911 
bis 1930 Generalsekretär des Federal Council of the Churches of Christ in America. 
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sem Empfang geführte Gespräch übersende ich anbei mit der Bitte um ver- 
trauliche Kenntnisnahme. 


gez. Dr. Lammers? 


I. Aufzeichnung der Reichskanzlei. 31. Oktober 1933 


Der Herr Reichskanzler empfing heute den früheren Generalsekretär des 
Bundesrats der christlichen Kirchen in den Vereinigten Staaten, Pastor Char- 
les S. Macfarland. Herr Macfarland leitete das Gespräch damit ein, daß er 
seine Mission als eine völlig private bezeichnete. Er habe keinerlei amtlichen 
Auftrag, sondern lediglich den Wunsch, sich der Reichsregierung zur Verfü- 
gung zu stellen als ein Mann, dessen Stimme in weiten Kreisen in Amerika 
gehört werde. Er habe Deutschland seit drei Wochen bereist und mit nicht 
weniger als 60 verschiedenen Persönlichkeiten, besonders über kirchliche Fra- 
gen, gesprochen. Als er im Jahre 1915 sich auf einer kirchlichen Mission in 
Deutschland befand, habe er den Eindruck gewonnen, daß der damalige 
Reichskanzler von Bethmann-Hollweg keine Fühlung mit dem Vertreter der 
Vereinigten Staaten in Berlin gehabt habe. Dadurch seien viele Mißverständ- 
nisse entstanden, die man hätte vermeiden können. Er habe jetzt eine völlig 
veränderte Atmosphäre festgestellt. Der amerikanische Botschafter Dodd? 
habe sich in sehr warmen Worten über seinen Empfang durch den Herrn 
Reichskanzler* ausgesprochen. Herr Dodd sei zweifellos von den allerbesten 
Absichten beseelt und wünsche das vertrauensvolle Verhältnis zur Reichs- 
regierung, das sich bereits in so kurzer Zeit angebahnt habe, zu vertiefen. Da 
Herr Dodd aber eine zurückhaltende Natur sei, wäre es nützlich, wenn die 
Initiative zu einem regeren Meinungsaustausch mit ihm von der Reichsre- 
gierung ausgehe. 

Auf sein eigentliches Thema übergehend betonte Macfarland, daß die Lage 
der evangelischen Kirche in Deutschland starke Rückwirkungen auf die Be- 
urteilung deutscher Verhältnisse durch das Ausland habe. Sein Eindruck sei, 
daß sich in den Kreisen der evangelischen Pastoren zwei etwa gleich starke 
Parteien scharf gegenüberstehen. In beiden Lagern gäbe es aggressive Kräfte. 
Aus einem Gespräch mit Reichsbischof Müller: habe er die Zuversicht gewon- 
nen, daß dieser sich bemühe, zwischen diesen beiden Kräften einen Ausgleich 
herzustellen. In Amerika herrsche die Auffassung vor, die durch sensationel- 
le Zeitungsartikel genährt werde, daß die Reichsregierung durch Ernennung 
des Reichsbischofs und andere organisatorische Veränderungen über ihre 


Über seinen Besuch in Deutschland schrieb M. das Buch The New Church and the New 
Germany (New York 1934), das von E. HırscH kritisch besprochen wurde: Dr. Macfarland, 
die Deutschen und das Okumenische. In: Deutsches Volkstum 1934, 540 ff. 

2 Zu Lammers vgl. oben Nr. 6/33, Anm. 10. 

3 William Edward Dodd (1869-1940), 15. 7. 33 bis 29. 12. 1937 Botschafter der USA in 
Deutschland. 

Lit.: W. E. Dopp, Jr./M. Dopp (Hrsg.), Ambassador Dodd’s Diary 1933-1938. New 
York 1941. 

4 Die Unterredung mit Hitler fand am 17.10.33 statt; vgl. dazu Dodds Bericht in seinem 
Tagebuch (Anm. 3), 48ff. 

8 Nicht zu ermitteln. 
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Kompetenzen hinaus in die Verfassung der evangelischen Kirche eingegrif- 
fen habe. Er, Macfarland, halte das für einen falschen Eindruck, den er auf- 
zuklären bestrebt sein wird. Die Frage habe aber eine große Tragweite, weil 
die Organisation der deutschen evangelischen Kirche mit der internationalen 
Kirchenorganisation in engster Verbindung stehe. Er bäte daher, an den 
Herrn Reichskanzler die Frage richten zu dürfen, welches seine Auffassung 
über das richtige Verhältnis zwischen Kirche und Staat sei. 

In seiner Antwort führte der Herr Reichskanzler folgendes aus: Von der 
nationalen Erhebung in Deutschland sei das ganze deutsche Volk erfaßt wor- 
den. Schon aus diesem Grunde könne man von einem Eingreifen der Reichs- 
regierung in das kirchliche Leben nicht sprechen. Regierung und Volk in 
Deutschland ständen nicht zueinander im Gegensatz, sondern seien mitein- 
ander identisch. Die Wahlen vom 12. November® würden hierfür den besten 
Beweis erbringen. Die Reichsregierung nähme an der inneren Organisation 
der evangelischen Kirche nur Anteil, soweit es sich um den Abschluß des Ver- 
tragswerks handele, durch das die evangelische Kirche auf eine neue Grund- 
lage gestellt werde. Während die Struktur des Deutschen Reichs grund- 
legende Veränderungen erfahren habe, hätten immer noch 267 evangelische 
Landeskirchen in Deutschland bestanden. Es hat sich der Zustand heraus- 
gebildet, daß bei politischer Einigkeit des deutschen Volkes eine Zersplitte- 
rung in der evangelischen Kirche eingerissen sei. Es sei daher ein unabweis- 
bares Erfordernis gewesen, hier klare organisatorische Verhältnisse zu schaf- 
fen. Gerade dadurch erhalte die evangelische Kirche in Deutschland ihre 
wahre Freiheit und Selbständigkeit. Irgendwelche Eingriffe der Reichsregie- 
rung in die innere Organisation der evangelischen Kirche oder gar eine Ein- 
flußnahme auf den Lehrstoff der Kirche? komme überhaupt nicht in Frage. 
Die Reichsregierung habe in vereinzelten Fällen lediglich dort eingreifen 
müssen, wo durch Zuspitzung gegensätzlicher Auffassungen Gefahr einer 
Störung der öffentlichen Ordnung bestand.? 

Herr Macfarland fragte alsdann, wie die Reichsregierung sich zu etwaigen 
Kundgebungen evangelischer Pastoren stellen würde, die mit der Auffassung 
der Reichsregierung über die Belange der evangelischen Kirche nicht überein- 
stimmten. 

Der Herr Reichskanzler antwortete, daß eine solche Auflehnung evange- 
lischer Geistlicher an sich nicht in erster Linie gegen die Reichsregierung sich 


© Am 12.11.33 sollten Reichstagswahlen stattfinden, verbunden mit einer Volksabstimmung 
über den am 19. 10. 33 vollzogenen Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund. 

? Tatsächlich gab es 1933 noch 28 ev. Landeskirchen in Deutschland (vgl. die Aufstellung am 
Schluß der Verfassungsurkunde der DEK; Anhang, 189 f. 

® Derartiges war aber doch vorgekommen. So hatte z.B. der Regierungspräsident von 
Schleswig im September 1933 angeordnet: »Bei Besichtigungen und Prüfung des Religions- 
unterrichtes stellten meine Sachbearbeiter fest, daß immer noch die Geschichte von Isaaks 
Opferung behandelt wird. Ohne Rücksicht auf bevorstehende Änderungen des alttestament- 
lichen Stoffes im Lehrplan der Schulen ordne ich an, daß die genannte Geschichte schon jetzt 
im Lehrplan zu streichen ist, da die in ihr vertretene Gottesanschauung undeutsch ist.« Vgl. 
JK 1, 1933, 177 nach Deutsche Staatsbürgerzeitung vom 21.9. 33. 

® Vgl. auch Hitlers Verteidigung der staatlichen Eingriffe in kirchliche Angelegenheiten ge- 
genüber dem Dean of Chichester; oben Nr. 27/33, Anm. 6. 
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_ richte. Sie sei vielmehr im Sinne des geistlichen Berufs als eine Versündigung 
religiöser Art, und zwar sowohl gegen das Dogma wie gegen die kirchlichen 
Oberen und das Kirchenvolk selbst aufzufassen. Wenn gegensätzliche Strö- 
mungen innerhalb der Pastorenschaft beständen, so werde zweifellos das 
Kirchenvolk selbst seinen Einfluß dahin geltend machen, daß diese Mei- 
nungsverschiedenheiten beseitigt würden. Aufgabe der Reichsregierung sei 
lediglich, an der Schlichtung solcher Konflikte mitzuwirken. Seine, des 
Reichskanzlers, bisherige Amtsführung sei darauf gerichtet gewesen, dem 
Volke das kirchliche Leben zu erhalten. Er habe dafür Beweise genug gege- 
ben. Sein einziger Wunsch gehe dahin, daß dem Volk eine christliche 
Erziehung vermittelt werde. 

Herr Macfarland erwähnte, daß er in allen Kreisen der evangelischen Pa- 
storenschaft ein unbedingtes Zutrauen zu der Person des Reichskanzlers ge- 
funden habe. Nur ständen diejenigen Pastoren, die gegen die Kirchenpolitik 
der jetzigen Regierung eingestellt seien, unter dem Eindruck, als ob die der 
Regierung nahestehenden kirchlichen Kreise sich der vollen Unterstützung 
des Reichskanzlers erfreuten, während sie selbst abseits stehen müßten. Er 
frage daher, ob nicht der Herr Reichskanzler, wenn auch nicht in seiner 
Eigenschaft als Reichskanzler, so doch als Persönlichkeit gemeinsamen Ver- 
trauens, führende Männer aus beiden Lagern empfangen wolle, um auf die- 
sem Wege eine Einigung durch seine Autorität herbeizuführen.'? 

Der Herr Reichskanzler antwortete darauf, daß er selbstverständlich hierzu 
bereit sei. Er könne aber erst dann in vermittelnde Funktion treten, wenn er 
hierzu von einem der interessierten Teile gebeten werde. Er ermächtigte aber 
Herrn Macfarland, von dieser Erklärung seiner Bereitschaft zu einer Ver- 
mittlung den ihm gut dünkenden Gebrauch zu machen. 


gez. Thomsen!! 


53/33 RUNDERLASS DER BAYERISCHEN POLITISCHEN 
POLIZEI BETR. VOLLZUG DER VERFUGUNG VOM 
19. SEPTEMBER 1933 
2. November 1933 


BA Schu 243/1 Bd. 2, 101 (Hektographie). 


Betreff: Betätigung katholischer Vereine und Organisationen 
Der Vollzug der Verfügung der Bayerischen Politischen Polizei vom 
19. 9. 1933! betreff Vereine und Versammlungen katholischer Organisa- 


% Ein derartiger Empfang fand — unter veränderten kirchenpolitischen Voraussetzungen - 
am 25.1.34 statt; vgl. dazu J. GrentueJ), Hindenburg, Göring und die evangelischen 
Kirchenführer. Ein Beitrag zur Beleuchtung des staatspolitischen Hintergrundes der Kanz- 
leraudienz am 25. Januar 1934. In: AGK 15, 45ff. > M. j 

11 Hans Thomsen, geb. 14.9.1891; 1932 Oberregierungsrat, 1933 Ministerialrat in der 
Reichskanzlei; 1936-41 an der deutschen Gesandtschaft in Washington, 1943-45 Gesandter 
in Stockholm. 

ı Vgl. oben Nr. 39/33. 
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tionen ist auf Antrag des Reichsinnenministers? durch den Herrn Staatsmini- 
ster des Innern mit sofortiger Wirksamkeit eingestellt worden. Die Einstel- 
lung des Vollzugs ist nicht zu veröffentlichen, sondern intern durchzu- 
führen. 

Die Vollzugsbehörden werden angewiesen, mit aller Schärfe darüber zu 
wachen, daß die zugelassene Betätigung der religiösen berufsständischen und 
charitativen Verbände und Vereine nicht in eine politische Betätigung aus- 
artet. 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, haben die Bezirksämter sofort die Son- 
derbeauftragten bei den Bezirksämtern von der Aufhebung des Vollzuges 
zu verständigen, unter Aushändigung der beiliegenden Zweitschrift. 

Den Vollzugsbehörden wird es weiterhin zur Pflicht gemacht, über jeden 
Fall von politischer Betätigung der Bayerischen Politischen Polizei umgehend 
Bericht zu erstatten. 

Ich ersuche, keine Einzelaktionen durchzuführen, sondern das anfallende be- 
lastende Material der Bayerischen Politischen Polizei zuzuleiten. 


gez. Heydrich? 


54/33 DIE SPORTPALASTKUNDGEBUNG DER 
»DEUTSCHEN CHRISTEN« UND IHRE FOLGEN 
November 1933 


Die radikalen Forderungen nach einer »deutschen 
Volkskirche«, die auf einer Massenkundgebung 
der »Deutschen Christen«e am 13. November im 
Berliner Sportpalast laut geworden waren, hatten 
zu scharfen Protesten auf nicht-deutschchristlicher 
Seite geführt und die Zerrissenheit der evangeli- 
schen Kirche aufs neue offenbart. Der Reichs- 
bischof mußte von den »Deutschen Christen« ab- 
rücken, und damit war deutlich geworden, daß die 
Bildung einer evangelischen Reichskirche unter 
Führung der »Deutschen Christen« nicht möglich 
war. 


® In einem Brief an Erzbischof Gröber vom 12.11.33 schreibt Vizekanzler von Papen die 
Aufhebung des Verbots seiner Intervention bei Hitler zu: »Durch den Bericht, den ich dem 
Reichskanzler über die bayerischen Verhältnisse erstattete, sah dieser sich veranlaßt, einzu- 
greifen und die völlige Aufhebung des besonders beanstandeten Versammlungsverbotes der 
Bayerischer Politischen Polizei vom 19. September des Jahres anzuordnen.« Zitiert nach 
STAsıEwskt I, 442. 

3 Zu Heydrich vgl. oben Nr. 25/33, Anm. 2. 
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I. Kirchenaustrittserklärung A. Rosenbergs. 15. November 1933 


BA NS 8/257 (nicht abgezeichneter Durchschlag mit Anlage in Abschrif; auch 
Briefkopf mit Schreibmaschine geschrieben). 


Alfred Rosenberg 

Berlin W 68 . Ros./]. 
Zimmerstr. 88 15.11.1933 
Herrn 


Reichsbischof Ludwig Müller 
Berlin-Charlottenburg 
Jebensstr. 2 


Sehr geehrter Herr Reichsbischof! 

Anliegend gestatte ich mir eine Austrittserklärung aus der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche zu übersenden, die ich dem Bistum Berlin zugeschickt habe. Sie 
enthält eine kurze Begründung dieses Schrittes, aber ich nehme an, daß 
Ihnen ein Austritt auch durchaus erwünscht ist, da seit längerem die Prediger 
der Deutschen Christen es für nötig erachtet haben, in verschiedenen Städten 
auch öffentlich gegen mich zu polemisieren. 


Heil Hitler 
Anlage 
Alfred Rosenberg 
Berlin W 68 Ros./]. 
Zimmerstr. 58 15. 11.1983 


An die Kanzlei des Reichsbistums 
der evangelisch-lutherischen Kirche 
Berlin-Charlottenburg 

Jebensstr. 3 


Hiermit erkläre ich meinen Austritt aus der evangelisch-lutherischen Kirche. 


Veranlassung dazu gibt mir die Erklärung des Reichsbischofs Müller vom 
15. November 1933. Reichsbischof Müller hält es für richtig das Wort Irr- 
lehre gegenüber Anschauungen zu gebrauchen, die der soeben abgesetzte 
Gau-Obmann Berlins der Deutschen Christen auf einer Versammlung dieser 
Bewegung im Sportpalast vertreten hat.! Diese Anschauungen werden aber 


1 Am 13.11. hatte der Berliner Gauobmann der Deutschen Christen, Dr. Reinhold Krause, 
in Anwesenheit zahlreicher deutsch-christlicher Kirchenführer in wörtlicher Anlehnung an 
Rosenbergs Mythus des 20. Jahrhunderts u. a. die »Befreiung von allem Undeutschen im 
Gottesdienst und im Bekenntnismäßigen, Befreiung vom Alten Testament mit seiner jüdi- 
schen Lohnmoral, von diesen Viehhändler- und Zuhältergeschichten« und den grundsätz- 
lichen »Verzicht auf die ganze Sündenbock- und Minderwertigkeitstheologie des Rabbiners 
Paulus« gefordert. Aufgrund des Drucks vor allem seitens des Pfarrernotbundes rückte der 
Reichsbischof von dieser Kundgebung ab (VB, 16. 11.; GaucGer I, 110; zum Ganzen vgl. 
MEIER, 40 ff.), und Krause wurde aus seinen kirchlichen Ämtern wie auch als Gauob- 
mann der Deutschen Christen entlassen. 
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zum größten Teil heute schon im Volk mit /dem] Bewußtsein vertreten, 
die Fortentwicklung in der deutschen Reformation darzustellen. Viele hatten 
sich unter dem früheren Regime naturgemäß gesagt, daß man alte Formen 
nicht durch eine Kirchenaustrittsbewegung ändern, sondern sie lebendig fort- 
entwickeln müsse. Sie hatten die Hoffnung, daß dies nach dem Siege der Be- 
wegung möglich sein würde. Diese Hoffnung ist ihnen durch die Ketzer-Er- 
klärung des Reichsbischofs Müller genommen worden, der der neuen Bewe- 
gung gegenüber den gleichen Standpunkt einnimmt und die gleiche Termino- 
logie benutzt, wie die römische Dogmatik übertragen zu den protestantischen 
Strömungen. 

Eine Abschrift dieses Briefes gestatte ich mir dem Herrn Reichsbischof Müller 
und dem Herrn Bischof Hossenfelder zuzustellen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 


U. Aufzeichnungen Bodelschwinghs® über seinen Empfang beim Reichs- 
präsidenten. 16. November 1933 


Archiv Bethel, Nachlaß Pastor Fritz von Bodelschwingh E 33, Bd. 3, $. 497 f. (Ste- 
nogramm-Übertragung; Fragezeichen bei Unklarheiten vom Übersetzer des Steno- 
gramms, handschriflliche Korrekturen von Bodelschwingh). 


Anruf bei Staatssekretär Meißner.? Er ist unterrichtet. Will zuerst morgen 
fragen. — Ich sage, daß ich abreise. Darauf stellt er alsbaldigen Vortrag bei 
Hindenburg in Aussicht. Bald darauf Anruf von ihm: Hindenburg sei gern 
bereit, mich zu empfangen. Eine Bedingung: Es soll darüber nichts in die 
Presse kommen. Weder von der Kanzlei noch durch mich. Dies sage ich zu. 
Es ständen etwa 20 Minuten zur Verfügung. 

Donnerstag morgen 10.35 Uhr im Reichspräsidentenpalais. Empfang durch 
die Diener, von denen einer schon seit Bethmann-Hollweg“ Dienst bei den 
verschiedenen Reichskanzlern getan hat. Erkundigung wegen der äußeren 
Form: Keinen Hut mitnehmen, kein deutscher Gruß. Anrede mit Reichs- 
präsident oder Feldmarschall, aber nicht Exzellenz, das hätte er nicht gern. — 
Seit morgens !/s9 Uhr an der Arbeit. Daneben unmittelbar kleinen Spazier- 
gang im Garten. Sonst wäre er ganz frisch. — 10.46 Uhr erscheint Meißner 
und sagt, es würde noch einige Minuten dauern, da der Oberbürgermeister 
von Frankfurt eine Ehrenurkunde überreichen müsse. Dieser kommt mit der 
Urkunde. SA marschieren vorüber. 10.56 Uhr geht er fort. Man hört bei der 
Verabschiedung die mächtige Baßstimme des alten Herrn. 


Dem Reichsleiter der DC wurde von Dr. Ley bedeutet, daß auch Hitler die Entlassung 
Krauses nicht billige und »fortan nicht mehr (glaube), daß die deutschen Christen auf dem 
rechten Wege zur deutschen Volkskirche seien«. Hossenfelder sah im Vorgehen Krauses einen 
»Affront der Partei« gegen sich; vgl. »Eine Stellungnahme« vom Juli 1945 (Archiv des Ev. 
Konsistoriums Berlin). 

® Zu Bodelschwingh vgl. oben Nr. 23/33, Anm. 3. -— Nach seinem Rücktritt als Reichs- 
bischof galt B. als Führer der bekenntnistreuen Gruppen in der ev. Kirche, die sich im Wi- 
derstand gegen die »Deutschen Christen« und die von ihnen beherrschten Kirchenregierungen 
gesammelt und im September 1933 im Pfarrernotbund zusammengeschlossen hatten. 

3 Zu Meißner vgl. oben Nr. 17/33, Anm. 8. 

4 'Theobald von Bethmann-Hollweg (1856-1921), Reichskanzler von 1909 bis 1917. 
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Meißner öffnet die Tür und nennt meinen Namen. Hindenburg steht auf- 
recht hinter seinem Schreibtisch. Groß und ganz schneidig, so daß vom Alter 
nichts zu merken ist, Verbeugung an der Tür. Zwei Schritte hin, kräftiger 
Händedruck. »Es ist mir eine Freude, Sie zu sehen, schon weil ich Ihren 
Herrn Vater® sehr verehrt habe.« Wir setzen uns. Er eröffnet sofort das 
Gespräc: »In der Schlacht bei Friedberg im Jahre 1807° hat ein Verwandter 
von Ihnen mit einem Onkel (?) zusammen gekämpft. Ich habe ihn in meiner 
Jugend noch gekannt. Ich weiß nicht, wer es gewesen ist.« — Ein in Ost- 
preußen Lebender? Vielleicht ein Bolschwingh, meint er. Aber die beiden 
Familien hatten gewisse Beziehungen hin und her. — Dann fragt er nach dem 
Hause Bodelschwingh in der Nähe von Dortmund (?). Jetzt im Besitz von 
Knyphausen. Diese wären mit seinem Schwiegersohn verwandt. Er spricht 
von dem Unfall von Karl Knyphausen. Um den Tod der Frau und der Er- 
zieherin weiß er genau Bescheid. 

Das alles in sehr zutraulicher, fast väterlicher Sprechweise, so daß man gar 
nicht befangen ist. 

Ich komme auf den Gegenstand der Besprechung. Ich danke ihm für jedes 
Wort, das er in den letzten Monaten für die evangelische Kirche gesprochen 
hat.” Hunderttausende hören auf jedes dieser Worte und sind ihm dankbar 
dafür. »Es ist mir eine große Freude, das zu hören«, sagt er mit ganz beweg- 
tem Ton, und es scheint eine Träne in seine Augen zu treten. 

Er spricht im großen Zusammenhang: Die Not der Kirche immer noch sehr 
groß. Die Kirchenwahl unter schwerem politischen Druck.® Das Ergebnis 
unwahr. Auf dem ganzen Kirchenvolk liegt dieser Druck der Unwahrhaftig- 
keit. Die Gegenaktion, der Notbund der Pfarrer, die neue Bewegung, das 
Vorgehen von Niemöller.? 

Es zeigt sich, daß er ganz unterrichtet ist. Über Niemöller weiß er Bescheid. 
Er spricht von dessen militärischer Tüchtigkeit und Tapferkeit. - Hinden- 
burg sagt, in ’der Sache hätte er auch schon einen Schritt unternommen.!? — 
Ich versuche ihm das Ansteigen der Hinderungen (?) deutlich zu machen. Er 


5 Friedrich v. Bodelschwingh (1831-1910), Gründer und Leiter der Betheler Anstalten bei 
Bielefeld. 

© Gemeint ist die Schlacht bei Friedland in Ostpreußen, in der Napoleon über die Russen 
siegte. 

7 Val. oben Nr. 27/33 (XIII) und unten Anm. 12. 

8 Vgl. dazu oben Nr. 34/33. 

® Vgl. dazu oben Nr. 40/33, Anm. 1. — Martin Niemöller, geb. 14. 1. 1892 in Lippstadt; 
bis 1919 Marineoffizier (im 1. Weltkrieg u. a. U-Boot-Kommandant); 1923-1931 Geschäfts- 
führer des Provinzialverbands Westfalen der Inneren Mission; Gründer und Vorsitzender 
des Pfarrernotbunds; seit 1934 Mitglied des Reichsbruderrats, seit 1936 des Rates der DEK; 
im Juli 1937 verhaftet; nach dem Prozeß im Februar 1938 widerrechtlich in das KZ Sachsen- 
hausen, später nach Dachau deportiert. 1947-1964 Kirchenpräsident der Ev. Kirche Hessen- 
Nassau; 1947-1956 Mitglied des Rates der EKD und Leiter des kirchlichen Außenamtes; 
1945-1968 Mitglied in Gremien der Okumene (Provisional Committee; Executive Com- 
mittee; Präsident im Weltkirchenrat). Lit.: D. SchmipT, Martin Niemöller. Hamburg 1960?; 
die Hamburger historische Dissertation über Martin Niemöller im Kirchenkampf von 
J- Scamipr soll Ende 1971 im Druck erscheinen. j 

10 Dieses Detail der Unterredung bezieht sich vermutlich auf die Suspendierung Niemöllers 
durch das Brandenburgische Konsistorium am 11. 11., die am 16. 11. wieder aufgehoben 
wurde. 
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kann es sich anscheinend nicht gleich vorstellen. Meißner unterstützt mich 
wiederholt sehr verständig. Das Ereignis im Sportpalast. Er sagt, Müller 
habe ja eine Erklärung für das Bekenntnis der Kirche gegeben.!! Er habe mit 
ihm über diese Dinge gesprochen und werde es weiter tun. Denn es sei sein 
Wille und Wunsch, daß Frieden werde in der Kirche. Ich erinnere ihn an ein 
von Müller gesagtes Wort: er wolle sorgen, daß in Deutschland Christus ge- 
predigt werde.!? Ich sage, hier liege meine bange Sorge, daß etwas Fremdes 
hineingemischt würde. 

Ich bitte schließlich, er möchte, wo sich ihm die Gelegenheit biete, ein Wort 
sagen, um so für die Freiheit der Kirche einzutreten gegenüber den staat- 
lichen und parteiamtlichen Instanzen. Er möchte sich durch eine gute Kor- 
respondenz (?) weiter unterrichten lassen, daß er von uns informiert würde. 
Diesen Gedanken nimmt er mit Dank und Zustimmung auf. Zu dem andern 
sagt er nichts Bestimmtes, um sich nicht festzulegen. Ich habe aber das Emp- 
finden, daß er die Sache selbst neu ins Herz nimmt. 

Er kommt dann auf Bethel zu sprechen, wie es bei uns’ ginge; wieviel Men- 
schen bei uns wären; was für Leute in erster Linie. Ich erzähle von den Epi- 
leptischen, Gemütskranken, von den Arbeitslosen. Wie schön und wichtig 
der Dienst an den vielen gebildeten Menschen darunter. Sie wollen nur etwas 
geliebt sein. 

Er wird warm und gütig: »Danach haben die Menschen ein Verlangen.« Er 
spricht von den Trinkern und der Arbeit an ihnen. -— Noch eine ähnlich 
freundliche allgemeine Bemerkung. Verabschiedung, Dank. — Er steht wie- 
der aufrecht an seinem Tisch. 

Man hat nichts von dem Raum gesehen, nur den Mann. Er ist geistig ganz 
frisch, seine Sprache langsam und stark. Das alte Gesicht tief gefurcht, aber 
ganz lebendig. Der aufrechte Soldat. Der Mann, dem die geistige Bedeutung 
nur die Tiefe der Verantwortung ins Gesicht geschrieben hat und der die 
Bürde vieler großer Entscheidungen trägt. 

Draußen vor der Tür noch ein kurzes Gespräch mit Meißner. — Der alte 
Mann wäre genau orientiert durch Herrn von Berg'*, der ihm aber etwas 
zu radikal sei, und den andern adeligen Herrn, dessen Namen er nannte... 
—Er, Meißner, würde auch sonst dauernd auf dem laufenden gehalten 
durch... 

Meißner sprach von Hitler, der nicht Bescheid weiß und sich nicht um die 
Sache kümmern will. Offenbar ist da vorläufig nichts zu machen. 

In Neudeck habe Hindenburg eingehend über die Kirchenfrage mit Hitler 
gesprochen.* Anscheinend aber seitdem nicht mehr. — Ich sage, das Unglück 


11 Vgl. oben Anm. 1. 

12 Auf der Reichstagung der Glaubensbewegung »Deutsche Christen« am 27. 10. hatte 
Reichsbischof Müller von seinem Besuch bei Hindenburg berichtet und Hindenburgs Ab- 
schiedsworte zitiert: »Sorgen Sie, daß Christentum in Deutschland gepredigt wird.« Zitiert 
nach JK 1, 1933, 307. 

13 Der Königliche Kammerherr Friedrich Wilhelm von Berg, 1918 Chef des Zivilkabinetts, 
ei Me ee zwischen dem alten Berliner EOK und Hindenburg (Auskunft 

arnatz). 
ı* Am 29.6. 33; vgl. oben Nr. 27/33 (XIII). 
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sei Hossenfelder.!5 Der sei untragbar. Dem stimmt Meißner zu. »Das ist der 
böse Geist«. Ich frage noch nach der Möglichkeit einer Besprechung mit 
Merz (?)!® Das hält er für unmöglich. Hindenburg habe nur wegen der per- 
sönlichen Beziehungen zu mir sich bereit erklärt. Zwei Leute würde er jetzt 
nicht empfangen ... 


+ 


55/33 AUSZUG AUS DER REDE DES BAYERISCHEN 
MINISTERPRÄSIDENTEN IN NEUBURG A.D. 
19. November 1933 


Aus: Augsburger Postzeitung, 20. November 1933. 


Es wäre nicht wahr und nicht offen von mir, wenn ich in meiner ersten politi- 
schen Rede nach der Wahl! nicht frei bekennen würde, daß mich ein Aufruf 
der bayerischen Bischöfe mit tiefem Schmerz erfüllt hat, der immer nur be- 
dingt an die Seite des Kanzlers trat und der in seinem zweiten Teil immer 
wieder aufhob, was er in seinem ersten gesagt hatte.? Seitdem ich an der 
Spitze der bayerischen Staatsregierung stehe’, kenne ich nichts anderes als 
objektive klare Geschäftsführung im Sinne und Geist des Führers. Mich hat es 
deshalb tief betrübt, daß ich in diesem Aufruf der bayerischen Bischöfe Vor- 


15 Zu Hossenfelder vgl. oben Nr. 2/33, Anm. 8 und 18/33, Anm. 3. Unter dem Ein- 
druck der Proteste des Pfarrernotbundes und der nicht-deutschchristlichen Bischöfe gegen 
die Sportpalastkundgebung mußte H. am 20. 12. als Reichsleiter der »Deutschen Christen« 
und von allen kirchlichen Ämtern zurücktreten. 

16 Auf einer Besprechung am 15. 11. war in Aussicht genommen, daß der Bonner Theologie- 
professor Karl Barth (1886-1968), nicht der Betheler Dozent Georg Merz (1892-1959), um 
einen Empfang bei Hindenburg oder Hitler nachsuchen sollte; Landeskirchliches Archiv 
Bielefeld, Akte » Jungreformatorische Bewegung«. 

1 Gemeint ist die Reichstagswahl vom 12. 11.33, die mit einer Volksabstimmung über den 
Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund verbunden war. 

2 Obwohl bayerische Parteifunktionäre und Staatsminister bei einzelnen Ordinariaten inter- 
veniert und einen für den Nationalsozialismus werbenden Wahlaufruf gefordert hatten, war 
aus der Kundgebung des bayerischen Episkopats vom 8.11. die Kritik an den antikatholi- 
schen Tungiätoen der Nationalsozialisten herauszulesen. So hieß es u.a.: »Bei der 
Abstimmung am 12. November handelt es sich nicht darum, ob wir alle jene Vorkommnisse 
und Verordnungen der letzten Monate gutheißen, die uns mit Kummer und Sorge erfüllen. 
Nicht darum, ob wir die gegen die katholischen Vereine gerichteten Maßnahmen in Bayern 
und die Entheiligung des Sonntags billigen. Wir Bischöfe hegen das Vertrauen, daß das 
Reichskonkordat auc in bezug auf den Schutz der Religion und öffentlichen Sittlichkeit, in 
bezug auf die Heiligung des Sonntags, in bezug auf die Bekenntnisschule, in bezug auf die 
Freiheit und das Eigenleben der katholischen Vereine durchgeführt werde, daß überhaupt 
die Belastungen des katholischen Gewissens aufhören und die Gleichberechtigung der Katho- 
liken vor dem Gesetz und im Staatsleben anerkannt werde... Was dagegen die Abstim- 
mung zur Reichstagswahl am 12. November betrifft, handelt es sich dabei um eine partei- 
politische Frage, die wir mit Rücksicht auf Art. 32 des Reichskonkordates dem freien Er- 
messen und Gewissen der Wahlberechtigten überlassen ...« Über Entstehung und _— 
der Kundgebung vgl. Vork, Episkopat, 141 ffl.; Text auch bei Mürrer, 219, un 
STAsıEwsKI 1, 440 f. 

3 Siebert (vgl. oben Nr. 24/33, Anm. 3) war seit 12. 4. 33 bayerischer Ministerpräsident. 
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behalte fand, die Freudigkeit der Zustimmung vermißte, die der neue Staat 
für seine Arbeit von allen Instanzen fordern kann und fordern muß. Ebenso 
hat mich gekränkt ein Brief, den ich von einem höheren Geistlichen erhielt. 
Er schrieb, daß er dem neuen Reich nicht mit der inneren Verbundenheit die- 
nen könne, weil er glaube, daß manche Schritte, die in der letzten Zeit unter- 
nommen worden seien, sich gegen das katholische Volk richteten. Ich habe in 
den neun Monaten, seitdem die Verantwortung für die Geschicke Bayerns 
auf mir ruhen, bewiesen, daß ich nach jeder Richtung jedem, der guten Wil- 
lens ist, Gerechtigkeit willfahren lassen will. Ich stelle hier mit aller Eindeu- 
tigkeit fest: So wie die Parteien zerschlagen sind und bleiben, so wird sich das 
neue Deutschland in der politischen Gewalt über sein Volk mit niemand 
mehr teilen. Die Zeit der Parteien ist vorbei, aber auch die Zeit der politisie- 
renden Kirche ist vorbei. (Lebhafter Beifall.) 

Wir haben eine viel zu große Hochachtung vor der hohen Mission der Kir- 
chen und der Geistlichen beider Konfessionen, als daß wir noch jemals zu- 
geben könnten, daß sie außerhalb ihres hohen und so verantwortungsvollen 
Amtes noch auf [die] politische Gestaltung der Dinge in Deutschland Einfluß 
nehmen könnten. Das muß offen gesagt werden, weil eine klare Linie immer 
der beste Wegweiser für beide Teile ist. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
der neue Staat mit aller Liebe und Inbrunst die hohen geistigen, sittlichen 
und christlichen Grundsätze wahren Christentums für seinen Aufbau und 
für seine Zukunft nützen muß. 

Ich bin ferner der Meinung, daß die beiden christlichen Konfessionen Mit- 
helfer und Mitstreiter bei der Neuerrichtung von Volk und Staat sein müs- 
sen. Wir wollen, daß die christlichen Kirchen mit all ihren seelischen, sitt- 
lichen und christlichen Grundsätzen in den Neuaufbau der Dinge hinein- 
gestellt sind. Das zwingt aber auch dazu, mit der überwundenen Zeit der 
politisierenden Kirchen in weltlich-politischen Dingen ein für allemal Schluß 
zu machen. (Großer Beifall.) In politischen Fragen verlangt der National- 
sozialismus das Volk ganz für sich. Wir können unbeschadet der Tatsache, 
daß die Jugend vor allem im sittlichen Geist erzogen werden muß, auch einen 
politischen Einfluß auf die Jugend niemand anders mehr einräumen als dem 
Staat. 

Das mußte ich in dieser Stunde feststellen, weil es mir ein heiliges Anliegen 
ist, daß die Vertragsbestimmungen, welche zwischen dem Staat und der Kir- 
che abgeschlossen worden sind, auch durchgeführt werden in dem Geist, unter 
dem sie geboren sind. Man sagt, das Konkordat sei insbesondere auch in 
Bayern nicht ganz so durchgeführt worden wie man es wünschen müsse. Ich 
gebe zu, daß da und dort manches nicht vollkommen in der Ausführung 
war.* Aber einmal ist zu dem einschlägigen Artikel die Vollzugsverordnung 
noch nicht so klar und ganz zwischen den Vertragspartnern geregelt, daß 
eine völlig eindeutige Auffassung gegeben wäre’, dann aber darf man auch 


* Vgl. oben Nr. 39/33 und die Darstellung der antikirchlihen Aktionen in Bayern bei 
Vork, Episkopat, 121 ff. 
5 Vgl. dazu oben Nr. 32/33 (VI). 
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nicht vergessen, daß wir in den letzten neun Monaten die größte geistige Re- 
- volution durchführen konnten, die die Weltgeschichte gesehen. Wenn ein 
großes, schweres Gewitter niedergeht, dann ist es natürlich, daß es auch Ge- 
röll gibt. So ist es auch nicht zu vermeiden, daß in solchen Zeiten von nach- 
geordneten Instanzen Fehler begangen werden. Man sollte da nicht so klein- 
lich sein. Hat man,denn vergessen, wie man sich 13 Jahre lang gegen unsere 
Bewegung gestellt hat? Es ist Frieden gemacht worden und wir wollen die 
zurückliegende Zeit nicht mehr vor unseren Augen aufrollen, weil sie häßlich 
war und Deutschland ins Unglück führte. Aber das muß vom Standpunkt 
der Klarheit der Verhältnisse festgestellt sein: man soll nicht so ängstlich und 
besorgt sein, wenn hier und da etwas nicht nach Wunsch und Willen gegan- 
gangen ist. Man soll sich auch an die Zeit erinnern, wo man unsere Bewegung, 
die heute Deutschland heißt, mit allen erlaubten und, Gott sei’s geklagt, auch 
unerlaubten Mitteln zu unterdrücken versucht hat. 

Das Volk hat gesprochen. Man nehme das Wort ernst, das sich immer be- 
wahrheitet hat. Volksstimme ist Gottesstimme. Noch nie hat ein Volk so 
deutlich und klar gesprochen wie das Volk in Deutschland am 12. Novem- 
ber®, als es dem Reichskanzler Adolf Hitler erklärte: Du, geliebter Führer, 
und deine Mission entscheide die Politik Deutschlands, und sonst niemand. 
(Stürmischer Beifall.) 


56/33 DIE REAKTION AUF DIE NEUE PHASE DER KIRCH- 
LICHEN AUSEINANDERSETZUNGEN IM SPIEGEL 
DER PRESSEANWEISUNGEN DES PROPAGANDA- 
MINISTERIUMS 
27. November - 14. Dezember 1933 


BA, Sig. Brammer. 


I. Anweisung Nr. 79 vom 27. November 1933 


Über den Pastorenstreit! innerhalb und außerhalb der Deutschen Christen 
soll die Berichterstattung erheblich mehr eingeschränkt werden. Nachdem die 
Mitteilungen über die Austritte und die Eintritte in die Glaubensbewegung 
im Großen wiedergegeben worden sind, hat es keinen Zweck, gegenüber dem 
Auslande den Eindruck zu erwecken, als ob das deutsche Volk völlig auf- 
gewühlt in religiösen Konflikten sei. Das Gegenteil ist der Fall. Es handelt 
sich lediglich um einen dogmatischen oder politischen Streit innerhalb der 
Geistlichkeit bezw. der Führung der Deutschen Christen. Von Fall zu Fall 


® Bei der Wahl am 12.11. wurde die Politik der Regierung und die Einheitsliste von 92°/o 
der Bevölkerung gebilligt. i d£; , 
3 Die Auseinandersetzungen in der Kirche wurden von den Nationalsozialisten gern mit 
dem Wort »Pastorenstreit« oder »Pastorengezänk« wiedergegeben; zum Ganzen vgl. JK 1, 
1933, 373 ff.; Gaucer I, 109 ff.; MEIER, 34 ff. und oben Nr. 54/33, Anm. 1. 
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wird natürlich ein bedeutenderes Ereignis auf diesem Gebiete genauer be- 
sprochen werden müssen. Von Fall zu Fall werden dann von der Regierung 
besondere Anweisungen ergehen. 


Il. Anweisung Nr. 81 vom 28. November 1933 


Es ist nunmehr vom Propagandaministerium ein offizielles Verbot heraus- 
gegeben worden, wonach keine Zeile mehr über den Streit innerhalb der 
Deutschen Christen veröffentlicht werden darf. Ein Verstoß gegen diese 
Richtlinien würde ein sofortiges Verbot der begreffenden Zeitung nach sich 
ziehen. Unter das Veröffentlichungsverbot fallen ebenso die offiziellen Ver- 
lautbarungen der Kirchenregierung, ferner Verlautbarungen des Reichs- 
bischofs, sofern nicht ausdrücklich die Genehmigung des Propagandaministe- 
riums hierfür vorliegt. Wir bitten dringend darum, sich im Einzelfall mit 
dem Berliner Büro in Verbindung zu setzen. Das Propagandaministerium ist 
der Meinung, daß sich die evangelische Geistlichkeit mehr um die Seelsorge 
und das Winterhilfswerk zu kümmern habe, als einen dogmatischen oder po- 
litischen Streit auszufechten, dessen Sinnlosigkeit offen zutage liegt. Es wird 
lediglich heute nachmittag noch eine kurze Meldung herausgehen, deren Te- 
nor lautet: »Es ist alles geklärt«. In Wirklichkeit ist keineswegs alles geklärt, 
aber die Regierung hat von sich aus in dieser Richtung eingegriffen.? 


II. Anweisung Nr. 93 vom 5. Dezember 1933 


Die Erklärung des Prof. Lauerer-Nürnberg, der als Mitglied des Geistlichen 
Ministeriums in Aussicht genommen war und dieses Amt abgelehnt hat?, darf 
nicht veröffentlicht werden. 


IV. Anweisung Nr. 89 vom 6. Dezember 1933 


Das Propagandaministerium erinnert an das uneingeschränkte und strikte 
Verbot aller Veröffentlichungen über Kirchenfragen mit Ausnahme der kir- 
chenamtlichen Mitteilungen des Reichsbischofs. Auch Erklärungen der strei- 
tenden Parteien usw. sollen nicht gebracht werden. Nur der Evangelische 
Pressedienst für das Kirchenministerium* darf Veröffentlichungen heraus- 
geben. 


V. Bestellung vom 6. Dezember 1933 


Die von uns herübergegebene Erklärung des Reichsbischofs® darf nicht ge- 
bracht werden. Die ursprüngliche Mitteilung, daß das Propagandaministe- 
rium die Veröffentlichung genehmigt habe, entspricht nicht den Tatsachen. 


? Vgl. unten Nr. 58/33. 

® Hans Lauerer, der Rektor der Diakonissenanstalt in Neuendettelsau, war am 3.12. vom 
Reichsbischof in das neue Geistliche Ministerium berufen worden, hatte das Amt aber trotz 
dreimaliger Berufung nicht angenommen. Vgl. auch BAıER, 80. 

* Gemeint ist wohl die Kirchenregierung (Reichsbischof und Geistliches Ministerium). 

® Am 6.12. (so Gaucer I, 118) erließ der Reichsbischof eine Kundgebung an die GDC, in 
der er die Schirmherrschaft über die »Deutschen Christen« niederlegte; JK 1, 1933, 399f. 
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Eine untergeordnete Instanz des Ministeriums hatte fälschlich die Erlaubnis 
. gegeben. Es muß der endgültige Bescheid des Ministeriums abgewartet wer- 
den. 

Telefonisch mittags weitergegeben an alle drei Zeitungen. 


VI. Wolff-Rundryf vom 6. Dezember 1933 


Der Erlaß des Reichsbischofs an die Deutschen Christen darf nicht gebracht 
werden. 


VI. Anweisung Nr. 116 vom 14. Dezember 1933 


Zu der Anweisung, keine Meldungen über den Kirchenkonflikt zu bringen, 
wird vom Propagandaministerium mitgeteilt, daß auch Vorsicht angebracht 
ist gegenüber Berichten bezügl. Verhandlungen von Landessynoden usw. Die 
Landesstellen des Propagandaministeriums sind angewiesen, mit den betref- 
fenden kirchlichen Stellen zusammenzuarbeiten und dafür zu sorgen, daß 
nur Berichte über diese Verhandlungen an die Offentlichkeit gelangen, die 
nicht indirekt zu diesem Streit Stellung nehmen. Es empfiehlt sich, unter die- 
sen Umständen stets nur die von WTB gebrachten Texte zu veröffentlichen. 


VIH. Anweisung Nr. 117 vom 14. Dezember 1933 


Gewisse kirchliche Stellen beginnen jetzt wieder mit dem Versuch, die seiner- 
zeitige Erklärung des Reichsbischofs Müller, in der er seine Trennung von 
den Deutschen Christen begründete, zur Veröffentlichung zu bringen. Diesen 
Versuchen ist Widerstand zu leisten. Das Verbot besteht nach wie vor. 


57/33 AUFRUF GAULEITER FLORIANS GEGEN DIE KIRCH- 
LICHE PRESSE 
28. November 1933 


Volksparole Düsseldorf, 28. November 1933. 


Aufruf an die Bevölkerung! 

Warnung vor Volksverrätern! 
Der 12. November! hat eindeutig erwiesen, daß das deutsche Volk einig hin- 
ter seinem Führer und Kanzler und seiner Regierung steht. Wer diese Einig- 
keit und die am 12. November unter Führung von Adolf Hitler hergestellte 


1 Gemeint ist die Reichstagswahl vom 12.11.33, die mit einer Volksabstimmung über 
Deutschlands Austritt aus dem Völkerbund verbunden war. 
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Vertrauensgemeinschaft des deutschen Volkes stören will, ist ein Volksver- 
räter. 

Wer aufruft: »Katholiken, lest katholische Zeitungen« oder »Protestanten, 
lest protestantische Zeitungen«, also Gegensätze oder eine andere Spaltung 
als diese konfessionelle in das deutsche Volk tragen will, ist ein Volksver- 
derber und ein Verräter an der schwer erkämpften deutschen Einheit. Gewis- 
senlose Elemente haben es gewagt, für die eine oder die andere Sache in zer- 
setzendem Geiste Stimmung zu machen. Ich werde jeden neuen Versuch die- 
ser Zersetzung und Schürung der alten Zwietracht rücksichtslos im Interesse 
der Bevölkerung, die sich jahrelang nach der am'12. November hergestellten 
Einigkeit gesehnt hat, bekämpfen. 

Es gibt keine katholische Presse, es gibt keine protestantische Presse, es gibt 
nur eine deutsche Presse. 

Ich werde es nicht dulden, daß künstlich der Zwiespalt zwischen den beiden 
Konfessionen und damit zwischen deutschen Menschen aufgerissen wird. 
Deutsche Zeitungen, die die öffentlichen deutschen Belange zu vertreten und 
somit staatspolitisch, erzieherisch zu wirken haben, können sich nicht als ka- 
tholische, protestantische, bürgerliche oder proletarische Presse bezeichnen, 
wenn sie nicht schon einen Gegensatz zwischen deutschen Menschen ernstlich 
hervorrufen wollen. 

Kirchliche Arbeit kann voll und ganz in den dazu bestimmten Kirchenblät- 
tern gewürdigt werden. Ich rufe hiermit die Bevölkerung auf, sobald Wer- 
ber erscheinen, die in gewissenloser Weise für angeblich katholische oder pro- 
testantische Zeitungen eintreten, mir dieselben namhaft zu machen, damit ich 
sie zur Verantwortung ziehen kann. 

Mir sind Fälle bekannt, in denen unter anderem an geheiligter Stätte, neben 
Weihwasserbecken und Kruzifixen, Werbeaufrufe für konfessionelle Zeitun- 
gen veröffentlicht waren. 

Wo ich noch einmal feststelle, daß in die Kirchen politische Tendenz hinein- 
getragen wird und diese Stätten der Erbauung mißbraucht werden, werde ich 
mich schützend vor die Reinheit der Gottesstätten stellen. Die Bevölkerung 
des Gaues Düsseldorf hat am 12. November eine vorbildliche Haltung ein- 
genommen. Diese wird mit mir den Kampf gegen Volksverderber und Ver- 
räter und dunkle Zersetzer aufnehmen zur Erhaltung einer wahrhaften deut- 
schen Volksgemeinschaft unter unserem Führer Adolf Hitler. 


Florian? 
Gauleiter 


® Friedrich Karl Florian, geb. am 4.2.1894 in Essen; seit 1930 Gauleiter von Düsseldorf 
und MdR; 1942 Reichsverteidigungskommissar. 
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58/33 ANORDNUNG DES REICHSINNENMINISTERS 
30. November 1933 


Aus: Ganger I, 116; anderer Wortlaut JK 1, 1933, 373 (nach VB vom 2. 12. 33 » 


In der Deutschen Evangelischen Kirche sind zur Zeit Auseinandersetzungen 
im Gange, die auf eine Klärung der kirchlichen Gesamtlage hinzielen.! Der 
Herr Reichskanzler hat die ausdrückliche Entscheidung getroffen, daß, da es 
sich um rein kirchliche Angelegenheiten handelt, von außen her in diesen 
Meinungsstreit nicht eingegriffen werden soll. Insbesondere soll jedes polizei- 
liche Eingreifen, wie Schutzhaft, Polizeibeschlagnahme und ähnliches unter- 
bleiben. Ich bitte daher ergebenst, die nachgeordneten Dienststellen unver- 
züglich mit entsprechender Weisung zu versehen. Es ist selbstverständlich, 
daß die zur Wahrung der äußeren Ordnung etwa notwendigen Maßnahmen 
insoweit zulässig sind, als sie nicht den Charakter eines Eingriffes in den 
innerkirchlichen Meinungskampf haben. Aus gegebenem Anlaß weise ich 
darauf hin, daß auch kirchliche Stellen nicht befugt sind, ein Einschreiten 
staatlicher Organe im kirchlichen Meinungskampf herbeizuführen. 


59/33 DIE EINGLIEDERUNG DER EVANGELISCHEN 
JUGEND IN DIE HITLER-JUGEND 
Dezember 1933 


Reichsbischof Müller, dessen Position durch die 
Ereignisse im Zusammenhang mit der Sportpa- 
lastkundgebung der »Deutschen Christen« er- 
schüttert war, kam mit der von ihm betriebenen 


ı Vgl. oben Nr. 54/33 und 56/33. 

* Vgl. dazu auch den bei Gaucer I, 114 abgedruckten Aufsatz eines NS-Pressebüros und 
den von Wilhelm Kube (vgl. oben Nr. 13/33, Anm. 2) im Preußischen Pressedienst am 
1.12. 33 veröffentlichten Aufsatz »Neue Aufgaben«, in dem es u. a. heißt: 
»Selbstverständlich können in gewissen Dingen auch Meinungsverschiedenheiten bestehen 
und ausgetragen werden. Die Auseinandersetzungen auf kirchlihem und religiösem Gebiet, 
die wir in den letzten Wochen erlebt haben, beweisen das einwandfrei. Nur in den Dingen 
des Staates, der Rasse und der Nation darf es keine Meinungsverschiedenheiten geben. Und 
die Meinungsverschiedenheiten auf kirchlichem Gebiet dürfen nicht ins Politische übertragen 
werden. Nicht die Zugehörigkeit zum Katholizismus, zur deutsch-christlichen Bewegung 
oder zu irgend einer anderen religiösen Organisation beweist die nationale Zuverlässigkeit 
und den nationalsozialistischen Wert. Beide sind von der konfessionellen oder religiösen 
Einstellung unabhängig. Und es hat keiner das Recht, sich auf den Führer oder die natio- 
nalsozialistische Bewegung zu berufen, wenn er in kirchlichen Dingen segnet oder flucht. Je- 
der alte Nationalsozialist hat aus den langen Jahren des Kampfes seine innere Einstellung 
zum Herrgott gesucht und gefunden. Für ihn ist diese Einstellung Anlaß, die religiöse Über- 
zeugung seines Kampfgefährten zu achten und zu ehren und sich nicht deswegen mit ihm zu 
verzanken. Das wäre Götzenwerk und nicht Gotteswerk.« Zitiert nach GAuGeER I, 118. 
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Eingliederung der evangelischen Jugend in die 
Hitler-Jugend den schon seit Herbst 1933 ge- 
äußerten Forderungen der Reichsiugendführung 
entgegen. 


I. Auszug aus einer Rede des Reichsjugendführers in Braunschweig. 
7. Dezember 1933 


Evangelium im Dritten Reich, Nr. 53 vom 31. 12. 33; Datierung und Ergänzung 
(kursiv) nach Gauger I, 125. \ 


Man sagt neuerdings von uns, wir seien eine antichristlihe Bewegung. Man 
sagt sogar, ich sei ein ausgesprochener Heide, der am besten im Fegefeuer be- 
graben werde (Große Heiterkeit).' Man sagt, die Jugend würde in unchrist- 
lichem Geiste erzogen. Wenn ich nicht an Gott glaubte, wäre ich nie Natio- 
nalsozialist geworden. Daß ich an Gott glaube, ist selbstverständlich. Denn 
sonst wäre es nie niemals möglich gewesen, diese Weltanschauung zu begrei- 
fen. Und ich habe auch das Gefühl, daß diese nationalsozialistische Bewe- 
gung auf Gedeih und Verderb mit dem Herrn im Himmel verknüpft ıst. 
Diesen Beweis hat die nationalsozialistische Bewegung sichtbarer gebracht als 
die christlichen Parteien (Ungeheurer Beifall). Diese christlichen Parteien, die 
nunmehr verschwunden sind, versuchen jetzt wieder unter der Maske irgend- 
einer Jugendorganisation das Gift der Zwietracht in diese Jugend hineinzu- 
tragen. Und dagegen setze ich mich zur Wehr. Ich erkläre hier feierlichst vor 
der deutschen Öffentlichkeit, daß ich auf dem Boden des Christentums stehe, 
aber ich erkläre ebenso feierlichst, daß ich jeden Versuch, konfessionelle Ge- 
gensätze in unsere HJ hineinzutragen, schärfstens unterdrücken werde (Leb- 
hafter Beifall). Ich werde diese Organisation niemals dazu hergeben, daß 
nun verschiedene Glaubensrichtungen innerhalb unseres Volkes dort zum 
Ausdruck kommen. Ich möchte ein Forum schaffen, in dem es nichts Trennen- 
des gibt. 

Wir beanspruchen, daß alle anderen Jugendorganisationen in Deutschland 
keine Daseinsberechtigung mehr besitzen. Diese Organisationen müssen zu- 
gunsten der Hitlerjugend verschwinden. Wir wollen es nicht mit Gewalt er- 
reichen, das möchte ich feierlich betonen, sondern durch die Größe der Lei- 
stung. Es ist für uns ein unerträglicher Zustand, daß unter dem Motto irgend- 
welcher kirchlicher Sonderinteressen Jugendorganisationen geschaffen wer- 
den und immer noch abseits stehen.? 

Der neueintretende Hitlerjunge soll nicht von seinen Kameraden gefragt 


2 Anfang Oktober hatte es Schirach (vgl. oben Nr. 35/33, Anm. 2) in Frankfurt/O. als 
geschichtliche Sendung des Nationalsozialismus bezeichnet, die konfessionellen Gegensätze 
zu überbrücken, und ausgerufen: »Ich gehöre keiner Konfession an, ich bin weder evange- 
lisch noch katholisch, aber ich glaube nur an Deutschland.« JK 1, 1933, 248. 

® Nach JK 1, 1933, 248 hatte Schirach schon in der in Anm. 1 erwähnten Rede die Auf- 
lösung sämtlicher Jugendverbände und ihre baldige Eingliederung in die HJ angekündigt, 
diese Außerung aber wieder zurückgezogen. 

Zum Verhältnis zwischen HJ und konfessionellen Jugendorganisationen zu diesem Zeit- 
punkt vgl. oben Nr. 48/33. 
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werden: »Bist du Protestant?« oder »Bist du Katholik?«, sondern er soll nur 
‚ gefragt werden: »Bist du ein Deutscher«. Wenn er dann »ja« sagt, dann soll 
er uns willkommen sein (Starker Beifall). 

Und nun versucht man, diese unsere Einstellung in den Schmutz zu ziehen, 
versucht, gegen uns zu predigen, versucht, den Haß hineinzutragen in diese 
junge Gemeinschaft und versucht, unsere Kameraden durch diese konfessio- 
nellen Streitigkeiten zu spalten. Wir sind eine Gemeinschaft, in der es nie 
zweierlei Auffassungen gegeben hat. 

Die größte Stärke der Hitlerjugend ist die, daß es vom Führer zur Gefolg- 
schaft von Mann zu Mann immer nur einen einzigen Willen, einen einzigen 
Glauben und eine einzige Überzeugung gegeben hat. 

Und wie wir in den vergangenen Jahren jedem einzelnen die Möglichkeit ge- 
geben haben, seine private konfessionelle Meinung außerhalb der HJ zu 
äußern, so werden wir das auch in Zukunft tun. Es ist selbstverständlich, daß 
jedes Mitglied der HJ nach wie vor seiner Überzeugung Ausdruck geben 
darf und seinem Glauben leben darf. Aber es ist ebenso selbstverständlich, 
daß innerhalb der Reihen einer Jugendorganisation, die dem Staat gehört 
und dem Staat verpflichtet ist, innerhalb dieser Jugend, die das Wort »Ich« 
klein schreibt und das Wort »Wir« groß, innerhalb einer solchen Gemein- 
schaft kein Streit entstehen darf über Konfession. 


U. Abkommen über die Eingliederung der evangelischen Jugend in die 
Hitler-Jugend. 19. Dezember 1933 


JK 2, 1934, 43 f.; Gauger I, 126. Nachdruck: M. Priepke, Die evangelische Jugend 
im Dritten Reich 1933-1936. Hannover und Frankfurt/Main 1960, 186 f. 


1. Das Evangelische Jugendwerk erkennt die einheitliche staatspolitische Er- 
ziehung der deutschen Jugend durch den nationalsozialistischen Staat und 
die HJ als Träger der Staatsidee an. 

Die Jugendlichen des Evangelischen Jugendwerkes unter 18 Jahren werden 
in die HJ und ihre Untergliederungen eingegliedert. Wer nicht Mitglied der 
HJ wird, kann fürderhin innerhalb dieser Altersstufen nicht Mitglied des 
Evangelischen Jugendwerkes sein. 

2. Geländesportliche (einschließlich turnerische und sportliche) und staats- 
politische Erziehung wird bis zum 18. Lebensjahre nur in der HJ getätigt. 

3. Die gesamten Mitglieder des Evangelischen Jugendwerkes tragen entspre- 
chend ihrer Zugehörigkeit zur HJ den Dienstanzug der HJ. 

4. An 2 Nachmittagen in der Woche und an 2 Sonntagen im Monat bleibt 
dem Evangelischen Jugendwerk die volle Freiheit seiner Betätigung in erzie- 
herischer und kirchlicher Hinsicht mit Ausnahme der in Ziffer 2 genannten 
Betätigung. An diesen Tagen werden, wenn nötig, die Mitglieder jeweils von 
der anderen Organisation beurlaubt. 

Für die Mitglieder des Evangelischen Jugendwerkes wird der Dienst in der 
HJ ebenfalls auf 2 Wochentage und 2 Sonntage im Monat beschränkt. Außer- 
dem wird für die evangelische Lebensgestaltung und evangelische Jugender- 
ziehung durch volksmissionarische Kurse und Lager den Mitgliedern des 
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Evangelischen Jugendwerks vom Dienst in der HJ ein entsprechender Ur- 
laub erteilt. 


Berlin, den 19. Dezember 1933 


Der Jugendführer des Deutschen Reiches 

Baldur von Schirach 

Der Reichsbischof der Deutschen Evangelischen Kirche 
Ludwig Müller? 


3 Um die von ihm betriebene Eingliederung rechtlich abzusichern, hatte Müller am 12. 12. 
den Reichsführer des Ev. Jugendwerkes, E. Stange (vgl. oben Nr. 48/33, Anm. 2) unter 
Berufung auf Art.6 Abs.1 der Verfassung der DEK von seinen »Befugnissen und Ver- 
pflichtungen« entbunden, den Führerrat aufgelöst und »die dem Reichsführer und dem 
Führerrat zustehenden Aufgaben und Rechte... einstweilen selber« übernommen (Abschrift 
des Schreibens von Müller an Stange vom 12.12.33 im Nachlaß Buttmann). Noch im 
Oktober hatte Müller Stange versichert, daß an eine Eingliederung nicht zu denken 
sei; zu gleicher Zeit bestanden aber schon Fühlungnahmen zwischen Stellen der Reichs- 
kirchenregierung und der HJ-Führung; vgl. K.KurıscHn, Das Ev. Jungmännerwerk und 
der Ausbruch des »Dritten Reiches«. In: Ev'Th 18, 1958, 417. 
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ANHANG 


1. Die Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche vom 11. Juli 1933 


VB, 16. Juli 1933 (ohne Unterschriflen); RGBl I, 472 f.; GBIDEK 1933, 2 f. 
Nachdruck K]J 1933-1944, 17 ff.; Kater, 209 ff. (ohne Unterschriften). 
sv 


In der Stunde, da Gott unser deutsches Volk eine große geschichtliche Wende 
erleben läßt, verbinden sich die deutschen evangelischen Kirchen in Fortfüh- 
rung und Vollendung der durch den Deutschen Evangelischen Kirchenbund 
eingeleiteten Einigung zu einer einigen 

Deutschen Evangelischen Kirche. 


Sie vereinigt die aus der Reformation erwachsenen gleichberechtigt neben- 
einanderstehenden Bekenntnisse in einem feierlichen Bunde und bezeugt da- 
durch: »Ein Leib und ein Geist, ein Herr, ein Glaube, eine Taufe, ein Gott 
und Vater unser aller, der da ist über allen und durch alle und in allen.« 

Die Deutsche Evangelische Kirche gibt sich nachstehende Verfassung: 


Abschnitt I 
Artikel 1 


Die unantastbare Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche ist das 
Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen Schrift bezeugt 
und in den Bekenntnissen der Reformation neu ans Licht getreten ist. Hier- 
durch werden die Vollmachten, deren die Kirche für ihre Sendung bedarf, 
bestimmt und begrenzt. 

Abschnitt II 

Artikel 2 

1. Die Deutsche Evangelische Kirche gliedert sich in Kirchen (Landeskirchen). 
2. Bekenntnisverwandte Kirchengemeinschaften können angeschlossen wer- 
den. Die Art des Anschlusses wird durch Gesetz bestimmt. 
3. Die Landeskirchen bleiben in Bekenntnis und Kultus selbständig. 
4. Die Deutsche Evangelische Kirche kann den Landeskirchen für ihre Ver- 
fassung, soweit diese nicht bekenntnismäßig gebunden ist, durch Gesetz ein- 
heitliche Richtlinien geben. Sie hat die Rechtseinheit unter den Landeskirchen 
auf dem Gebiet der Verwaltung und Rechtspflege zu fördern und zu gewähr- 
leisten. 
5. Eine Berufung führender Amtsträger der Landeskirchen erfolgt nach 
Fühlungnahme mit der Deutschen Evangelischen Kirche. 
6. Alle kirchlichen Amtsträger sind beim Amtsantritt auf die Verfassung der 
Deutschen Evangelischen Kirche zu verpflichten. 

Abschnitt III 

Artikel 3 


1. Die Deutsche Evangelische Kirche regelt das deutsche gesamtkirchliche 
Rechtsleben. 

2. Sie ordnet ihr Verhältnis zum Staat. 

3. Sie bestimmt ihre Stellung zu fremden Religionsgesellschaften. 
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Artikel 4 


1. Die Deutsche Evangelische Kirche will die in ihr geeinte deutsche evange- 
lische Christenheit für die Erfüllung des göttlichen Auftrages der Kirche rü- 
sten und einsetzen. Sie hat deshalb von der Heiligen Schrift und den refor- 
matorischen Bekenntnissen her sich um eine einheitliche Haltung in der Kir- 
che zu bemühen und der kirchlichen Arbeit Ziel und Richtung zu weisen. 

2. Ihre besondere Fürsorge widmet sie dem deutschen Volkstum, vornehm- 
lich der Jugend. 

3. Die freie kirchliche Arbeit von gesamtkirchlicher Bedeutung, insbesondere 
auf dem Gebiet der inneren und äußeren Missidn, nimmt sie unter ihre för- 
dernde Obhut. 

4. Die Verbundenheit mit den evangelischen Deutschen im Ausland hat sie 
zu wahren und zu festigen. 

5. Sie pflegt die Beziehungen zu den befreundeten Kirchen des Auslandes. 


Abschnitt IV 
Artikel 5 


1. An der Spitze der Kirche steht der lutherische Reichsbischof. 

2. Dem Reichsbischof tritt ein Geistliches Ministerium zur Seite. 

3. Eine Deutsche Evangelische Nationalsynode wirkt bei der Bestellung der 
Kirchenleitung und bei der Gesetzgebung mit. 

4. Beratende Kammern verbürgen den im deutschen evangelischen Volkstum 
lebendigen Kräften die freie schöpferische Mitarbeit im Dienst der Kirche. 


Artikel 6 


1. Der Reichsbischof vertritt die Deutsche Evangelische Kirche. 

Er ist berufen, die Gemeinsamkeit des kirchlichen Lebens in den Landeskir- 
chen sichtbar zum Ausdruck zu bringen und für die Arbeit der Deutschen 
Evangelischen Kirche eine einheitliche Führung zu gewährleisten. Er trifft 
die zur Sicherung der Verfassung erforderlichen Maßnahmen. 

2. Der Reichsbischof weist die Mitglieder des Geistlichen Ministeriums in ihr 
Amt ein. Mit den führenden Amtsträgern der Landeskirchen tritt er zu 
regelmäßigen Aussprachen und Beratungen zusammen. Er vollzieht die Er- 
nennung und Entlassung der Beamten der Deutschen Evangelischen Kirche. 

3. Der Reichsbischof hat das Recht, jede geistliche Amtshandlung vorzuneh- 
men, insonderheit zu predigen, Kundgebungen im Namen der Deutschen 
Evangelischen Kirche zu erlassen und außerordentliche Buß- und Festgottes- 
dienste anzuordnen. 

Soweit es sich hierbei um die Wahrung und Pflege eines anderen als seines 
Bekenntnisses handelt, werden seine Befugnisse durch das hierfür berufene 
Mitglied des Geistlichen Ministeriums wahrgenommen. 

4. Der Reichsbischof erhält einen kirchlichen Sprengel. 

Für die Erledigung der kirchlichen Verwaltungsgeschäfte hat der Reichs- 
bischof seinen Amtssitz in Berlin. 

5. Der Reichsbischof wird der Nationalsynode von den im leitenden Amt 
stehenden Führern der Landeskirche in Gemeinschaft mit dem Geistlichen 
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Ministerium vorgeschlagen und von der Nationalsynode in das Bischofsamt 
berufen. 


6. Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 
Artikel 7 


1. Das Geistliche Ministerium ist berufen, unter Führung des Reichsbischofs 
die Deutsche Evangelische Kirche zu leiten und Gesetze zu erlassen. 
2. Es besteht aus drei Theologen und einem rechtskundigen Mitglied. Bei 
der Berufung der Theologen ist das in der Deutschen Evangelischen Kirche 
lebendige Bekenntnisgepräge zu berücksichtigen. Die Zahl der Mitglieder 
kann im Bedarfsfall erhöht werden. Die Mitglieder verwalten ihr Amt selb- 
ständig. Sie tragen dem Reichsbischof gegenüber die Verantwortung für die 
Einheit der Kirche. 
3. Die besondere Aufgabe der theologischen Mitglieder ist es, das geistliche 
Band der Landeskirchen zur Deutschen Evangelischen Kirche, die Gemein- 
schaft unter den Angehörigen gleichen Bekenntnisses und deren Vertrauens- 
Tara zu den übrigen Gliedern der Deutschen Evangelischen Kirche zu 
estigen. 
4. Die Mitglieder des Geistlichen Ministeriums werden vom Reichsbischof 
ernannt. Die theologischen Mitglieder werden durch die im leitenden Amt 
stehenden Führer der Landeskirchen dem Reichsbischof vorgeschlagen. Das 
Amt des rechtskundigen Mitgliedes ist mit der Stelle des leitenden rechtskun- 
digen Mitgliedes in der Verwaltung der Evangelischen Kirche der altpreußi- 
schen Union verbunden. Die Stelle wird nach Verständigung mit dem Reichs- 
bischof besetzt. Der Inhaber der Stelle muß die Befähigung zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienst besitzen. 
5. Das rechtskundige Mitglied ist der Stellvertreter des Reichsbischofs in 
Rechtsangelegenheiten; es leitet die Deutsche Evangelische Kirchenkanzlei als 
oberste kirchliche Verwaltungsbehörde. 
6. Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 8 


1. Die Deutsche Evangelische Nationalsynode besteht aus sechzig Mitglie- 
dern. Zwei Drittel werden von den deutschen evangelischen Landeskirchen 
aus den Synoden und Kirchenleitungen entsandt. Ein Drittel beruft die Deut- 
sche Evangelische Kirche aus Persönlichkeiten, die sich im kirchlichen Dienst 
hervorragend bewährt haben. 

2. Die Bestellung der Mitglieder der Nationalsynode wird durch Gesetz ge- 
regelt. Das Amt der Mitglieder dauert sechs Jahre. 

Auf die Eingliederung neuer Kräfte ist bei jeder Umbildung der National- 
synode besonders Bedacht zu nehmen. 

3. Die Nationalsynode wird durch den Reichsbischof mindestens einmal im 
Jahre berufen. Der Reichsbischof soll im übrigen dem Verlangen der Natio- 
nalsynode nach einer Berufung Rechnung tragen. Ort und Zeit der Tagung 
bestimmt der Reichsbischof. Er eröffnet die Synode durch einen Gottesdienst 


187 


und führt bei der ersten Tagung die Geschäfte bis zur Regelung des Vorsitzes. 
Die Synode gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 9 


1. Die beratenden Kammern werden vom Geistlichen Ministerium zu fort- 
laufender verantwortlicher Arbeit herangezogen und haben das Recht des 
ratsamen Gutachtens. 

2. Die Mitglieder werden durch den Reichsbischof im Einvernehmen mit 
dem Geistlichen Ministerium ernannt. x 


Abschnitt V 
Artikel 10 


Die deutschen evangelischen Kirchengesetze werden von der Nationalsynode 
im Zusammenwirken mit dem Geistlichen Ministerium oder von diesem 
allein beschlossen, durch den Reichsbischof ausgefertigt und im Gesetzblatt 
der Deutschen Evangelischen Kirche verkündet. Sie treten am vierzehnten 
Tage nach der Ausgabe des Gesetzblattes in Kraft, soweit nicht ein anderes 
bestimmt ist. 


Abschnitt VI 
Artikel 11 


1. Alle Einnahmen und Ausgaben werden jährlich auf einen Haushaltsplan 
gebracht. Er wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch Gesetz festgestellt. 
2. Der Gesetzesform bedarf ferner ein Beschluß über die Aufnahme von An- 
leihen oder die Übernahme von Sicherheitsleistungen zu Lasten der Deut- 
schen Evangelischen Kirche. 

3. Über die Haushaltsführung ist jährlich einem von der Nationalsynode zu 
bestimmenden Haushaltausschuß Rechnung zu legen. 

Er erteilt die Entlastung. 

4. Die Deutsche Evangelische Kirche bringt ihren Finanzbedarf durch Um- 
lagen der Landeskirchen auf. 


Abschnitt VII 
Artikel 12 


1. Die Verfassung kann durch Gesetz geändert werden, soweit es sich nicht 
um Bestimmungen über das Bekenntnis und den Kultus handelt. Das Gesetz 
bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der 
Nationalsynode oder der Einstimmigkeit im Geistlichen Ministerium. 

2. Zu einer Verfassungsänderung, welche die Gliederung oder die Organe 
der Deutschen Evangelischen Kirche betrifft, bedarf das Gesetz der Mitwir- 
kung der Nationalsynode. 


Berlin, den 11. Juli 1933. 
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Für die Evangelische Kirche der altpreußischen Union: 
Ludwig Müller 
Jäger, D. Winckler 
zugleich für sämtliche D. Ernst Stoltenhoff 
preußischen Landeskirchen D. Ernst Hundt 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche des Freistaats Sachsen: 
Dr. Friedrich Seetzen Friedrich Coch 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers: 
D. Marahrens 
Für die Evangelische Landeskirche in Württemberg: 
D. Wurm 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Bayern rechts des Rheins: 
D. Meiser 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche Schleswig-Holstein: 
Bischof D. Adolf Mordhorst 
Für die Thüringer evangelische Kirche: 
D. Wilhelm Reichardt, Landesoberpfarrer 
Für die Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen Staat: 
D. Dr. Schöffel, Landesbischof 
Für die Evangelische Landeskirche in Hessen: 
D. Dr. Dr. Wilhelm Diehl, Prälat 
Für die Vereinigte evangelisch-protestantische Landeskirche Badens: 
D. Kühlewein, Landesbischof 
Für die Evangelische Landeskirche in Hessen-Kassel: 
D. Möller, Landesoberpfarrer 
Für die Evangelisch-lutherische Kirche von Mecklenburg-Schwerin: 
D. Rendtorff, Landesbischof 
Für die —— protestantisch-evangelisch-christliche Kirche der Pfalz 
(Pfälzische Landeskirche): 
D. Dr. Keßler, Kirchenpräsident 
Für die Braunschweigische evangelisch-lutherische Landeskirche: 
D. Bernewitz, Landesbischof 
Für die Evangelische Landeskirche in Nassau: 
D. Kortheuer, Landesbischof 
Für die Evangelische Landeskirche Anhalt: 
D. Dr. Knorr 
Für die Evangelisch-lutherische Kirche des Landesteils Oldenburg: 
D. Dr. Tilemann, Oberkirchenratspräsident 
Für die Bremische Evangelische Kirche: 
Dr. R. Quidde 
Für die Evangelische Landeskirche Frankfurt am Main: 
Trommershausen 
Für die Evangelisch-reformierte Landeskirche der Provinz Hannover: 
Koopmann, Präsident des Landeskirchenrats 
Für die Lippische Landeskirche: 
Corvey 
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Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche des Landesteils Lübeck im 
Freistaat Oldenburg: 
Kieckbusch 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche von Mecklenburg-Strelitz: 
Dr. Heepe 
Für die Evangelisch-Iutherische Kirche in Reuß älterer Linie: 
D. Reuter 
Für die Evangelische Landeskirche von Waldeck und Pyrmont: 
H. Dihle 
Für die Evangelisch-lutherische Landeskirche von Schaumburg-Lippe: 
Heidkämper 
Für die Evangelisch-lutherische Kirche im Lübeckischen Staate: 
D. Stülcken 
Für die Evangelische Kirche des Landesteils Birkenfeld: 
Zeller 


2. Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich. 
20. Juli 1933 


Text des am 10.9. 33 ratifizierten Konkordats nach Kupper, 384 ff. Ebd., 256 ff. 
mit leichten Abweichungen der Text des unterzeichneten Konkordats. Zeitgenössi- 
scher Druck u. a. Tagespresse ab 23. Juli 1933. 


Seine Heiligkeit Papst Pius XI. und der Deutsche Reichspräsident, von dem 
gemeinsamen Wunsche geleitet, die zwischen dem Heiligen Stuhl und dem 
Deutschen Reich bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zu festigen und 
zu fördern, 
gewillt, das Verhältnis zwischen der katholischen Kirche und dem Staat für 
den Gesamtbereich des Deutschen Reiches in einer beide Teile befriedigenden 
Weise dauernd zu regeln, 
haben beschlossen, eine feierliche Übereinkunft zu treffen, welche die mit 
einzelnen deutschen Ländern abgeschlossenen Konkordate ergänzen und auch 
für die übrigen Länder eine in den Grundsätzen einheitliche Behandlung der 
einschlägigen Fragen sichern soll. 
Zu diesem Zweck haben 
Seine Heiligkeit Papst Pius XI. zu Ihrem Bevollmächtigten 
Seine Eminenz den Hochwürdigsten Herrn Kardinal Eugen Pacelli, 
Ihren Staatssekretär, 
und der Deutsche Reichspräsident zum Bevollmächtigten den Vizekanzler 
des Deutschen Reiches, Herrn Franz von Papen, 
ernannt, die, nachdem sie ihre beiderseitigen Vollmachten ausgetauscht und in 
guter und gehöriger Form befunden haben, über folgende Artikel überein- 
gekommen sind: 

Artikel 1 


Das Deutsche Reich gewährleistet die Freiheit des Bekenntnisses und der 
öffentlichen Ausübung der katholischen Religion. 
Es anerkennt das Recht der katholischen Kirche, innerhalb der Grenzen des 
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für alle geltenden Gesetzes, ihre Angelegenheiten selbständig zu ordnen und 
zu verwalten und im Rahmen ihrer Zuständigkeit für ihre Mitglieder bin- 
dende Gesetze und Anordnungen zu erlassen. 


Artikel 2 


Die mit Bayern (1924), Preußen (1929) und Baden (1932) abgeschlossenen 
Konkordate bleiben bestehen und die in ihnen anerkannten Rechte und Frei- 
heiten der katholischen Kirche innerhalb der betreffenden Staatsgebiete un- 
verändert gewahrt. Für die übrigen Länder greifen die in dem vorliegenden 
Konkordat getroffenen Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit Platz. Letztere 
sind auch für die obengenannten drei Länder verpflichtend, soweit sie Gegen- 
stände betreffen, die in den Länderkonkordaten nicht geregelt wurden oder 
soweit sie die früher getroffene Regelung ergänzen. 

In Zukunft wird der Abschluß von Länderkonkordaten nur im Einverneh- 
men mit der Reichsregierung erfolgen. 


Artikel 3 


Um die guten Beziehungen zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen 
Reich zu pflegen, wird wie bisher ein Apostolischer Nuntius in der Haupt- 
stadt des Reiches und ein Botschafter des Deutschen Reiches beim Heiligen 
Stuhl residieren. 

Artikel 4 


Der Heilige Stuhl genießt in seinem Verkehr und seiner Korrespondenz mit 
den Bischöfen, dem Klerus und den übrigen Angehörigen der katholischen 
Kirche in Deutschland volle Freiheit. Dasselbe gilt für die Bischöfe und son- 
stigen Diözeseanbehörden für ihren Verkehr mit den Gläubigen in allen An- 
gelegenheiten ihres Hirtenamtes. 

Anweisungen, Verordnungen, Hirtenbriefe, amtliche Diözesanblätter und 
sonstige die geistliche Leitung der Gläubigen betreffende Verfügungen, die 
von den kirchlichen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit (Art. 1 Abs. 2) 
erlassen werden, können ungehindert veröffentlicht und in den bisher üb- 
lichen Formen zur Kenntnis der Gläubigen gebracht werden. 


Artikel 5 


In Ausübung ihrer geistlichen Tätigkeit genießen die Geistlichen in gleicher 
Weise wie die Staatsbeamten den Schutz des Staates. Letzterer wird gegen 
Beleidigungen ihrer Person oder ihrer Eigenschaft als Geistliche sowie gegen 
Störungen ihrer Amtshandlungen nach Maßgabe der allgemeinen staatlichen 
Gesetzgebung vorgehen und im Bedarfsfall behördlichen Schutz gewähren. 
Artikel 6 

Kleriker und Ordensleute sind frei von der Verpflichtung zur Übernahme 
öffentlicher Amter und solcher Obliegenheiten, die nach den Vorschriften des 
kanonischen Rechtes mit dem geistlichen Stande bzw. dem Ordensstande 
nicht vereinbar sind. Dies gilt insbesondere von dem Amt eines Schöffen, 
eines Geschworenen, eines Mitglieds der Steuerausschüsse oder der Finanz- 
gerichte. 
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Artikel 7 


Zur Annahme einer Anstellung oder eines Amtes im Staat oder bei einer von 
ihm abhängigen Körperschaft des öffentlichen Rechts bedürfen Geistliche des 
Nihil obstat ihres Diözesanordinarius sowie des Ordinarius des Sitzes der 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft. Das Nihil obstat ist jederzeit aus wichti- 
gen Gründen kirchlichen Interesses widerrufbar. 


Artikel 8 


Das Amtseinkommen der Geistlichen ist in gleichem Maße von der Zwangs- 
vollstreckung befreit wie die Amtsbezüge der Reichs- und Staatsbeamten. 


Artikel 9 


Geistliche können von Gerichtsbehörden und anderen Behörden nicht um 
Auskünfte über Tatsachen angehalten werden, die ihnen bei Ausübung der 
Seelsorge anvertraut worden sind und deshalb unter die Pflicht der seel- 
sorgerlichen Verschwiegenheit fallen. 


Artikel 10 


Der Gebrauc geistlicher Kleidung oder des Ordensgewandes durch Laien 
oder durch Geistliche oder Ordenspersonen, denen dieser Gebrauch durch die 
zuständige Kirchenbehörde durch endgültige, der Staatsbehörde amtlich be- 
kanntgegebene Anordnung rechtskräftig verboten worden ist, unterliegt 
staatlicherseits den gleichen Strafen wie der Mißbrauch der militärischen 
Uniform. 

Artikel 11 


Die gegenwärtige Diözesanorganisation und -zirkumskription der katho- 
lischen Kirche im Deutschen Reich bleibt bestehen. Eine in Zukunft etwa er- 
forderlich erscheinende Neueinrichtung eines Bistums oder einer Kirchenpro- 
vinz oder sonstige Änderungen der Diözesanzirkumskription bleiben, soweit 
es sich um Neubildungen innerhalb der Grenzen eines deutschen Landes han- 
delt, der Vereinbarung mit der zuständigen Landesregierung vorbehalten. 
Bei Neubildungen oder Änderungen, die über die Grenzen eines deutschen 
Landes hinausgreifen, erfolgt die Verständigung mit der Reichsregierung, 
der es überlassen bleibt, die Zustimmung der in Frage kommenden Länder- 
regierungen herbeizuführen. Dasselbe gilt entsprechend für die Neuerrich- 
tung oder Änderung von Kirchenprovinzen, falls mehrere deutsche Länder 
daran beteiligt sind. Auf kirchliche Grenzverlegungen, die lediglich im Inter- 
esse der örtlichen Seelsorge erfolgen, finden die vorstehenden Bedingungen 
keine Anwendung. 

Bei etwaigen Neugliederungen innerhalb des Deutschen Reichs wird sich die 
Reichsregierung zwecks Neuordnung der Diözesanorganisation und -zirkum- 
skription mit dem Heiligen Stuhl in Verbindung setzen. 


Artikel 12 
Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 11 können kirchliche Ämter frei 
errichtet und umgewandelt werden, falls Aufwendungen aus Staatsmitteln 
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nicht beansprucht werden. Die staatliche Mitwirkung bei der Bildung und 
. Veränderung von Kirchengemeinden erfolgt nach Richtlinien, die mit den 
Diözesanbischöfen vereinbart werden und für deren möglichst einheitliche 
Gestaltung die Reichsregierung bei den Länderregierungen wirken wird. 


Artikel 13 


Die katholischen Kirchengemeinden, Kirchengemeindeverbände und Diö- 
zesanverbände, die Bischöflichen Stühle, Bistümer und Kapitel, die Orden 
und religiösen Genossenschaften sowie die unter Verwaltung kirchlicher Or- 
gane gestellten Anstalten, Stiftungen und Vermögensstücke der katholischen 
Kirche behalten bzw. erlangen die Rechtsfähigkeit für den staatlichen Be- 
reich nach den allgemeinen Vorschriften des staatlichen Rechts. Sie bleiben 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren; den 
anderen können die gleichen Rechte nach Maßgabe des für alle geltenden Ge- 
setzes gewährt werden. 


Artikel 14 


Die Kirche hat grundsätzlich das freie Besetzungsrecht für alle Kirchenämter 
und Benefizien ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemein- 
den, soweit nicht durch die im Artikel 2 genannten Konkordate andere Ver- 
einbarungen getroffen sind. Bezüglich der Besetzung von Bischöflichen Stüh- 
len findet auf die beiden Suffraganbistümer Rottenburg und Mainz wie auch 
für das Bistum Meißen die für den Metropolitansitz der Oberrheinischen 
Kirchenprovinz Freiburg getroffene Regelung entsprechende Anwendung. 
Das gleiche gilt für die erstgenannten zwei Suffraganbistümer bezüglich der 
Besetzung von domkapitularischen Stellen und der Regelung des Patronats- 
rechtes. 

Außerdem besteht Einvernehmen über folgende Punkte: 

1. Katholische Geistliche, die in Deutschland ein geistliches Amt bekleiden 
oder eine seelsorgerliche oder Lehrtätigkeit ausüben, müssen 

a) deutsche Staatsangehörige sein, 

b) ein zum Studium an einer deutschen höheren Lehranstalt /gemeint ist: 
Hochschule] berechtigendes Reifezeugnis erworben haben, 

c) auf einer deutschen staatlichen Hochschule, einer deutschen kirchlichen 
akademischen Lehranstalt oder einer päpstlichen Hochschule in Rom ein we- 
nigstens dreijähriges philosophisch-theologisches Studium abgelegt haben. 

2. Die Bulle für die Ernennung von Erzbischöfen, Bischöfen, eines Koadju- 
tors cum jure successionis oder eines Praelatus nullius wird erst ausgestellt, 
nachdem der Name des dazu Ausersehenen dem Reichsstatthalter in dem zu- 
ständigen Lande mitgeteilt und festgestellt ist, daß gegen ihn Bedenken all- 
gemein politischer Natur nicht bestehen. Bei kirchlichem und staatlichem Ein- 
verständnis kann von den in Absatz 2, Ziffer 1 a, b und c genannten Erfor- 
dernissen abgesehen werden. 


Artikel 15 


Orden und religiöse Genossenschaften unterliegen in bezug auf ihre Grün- 
dung, Niederlassung, die Zahl und - vorbehaltlich Artikel 15 Absatz 2 — die 
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Eigenschaften ihrer Mitglieder, ihre Tätigkeit in der Seelsorge, im Unterricht, 
in Krankenpflege und karitativer Arbeit, in der Ordnung ihrer Angelegen- 
heiten und der Verwaltung ihres Vermögens staatlicherseits keiner besonde- 
ren Beschränkung. 

Geistliche Ordensobere, die innerhalb des Deutschen Reiches ihren Amtssitz 
haben, müssen die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Provinz- und Or- 
densoberen, deren Amtssitz außerhalb des deutschen Reichsgebietes liegt, 
steht, auch wenn sie anderer Staatsangehörigkeit sind, das Visitationsrecht 
bezüglich ihrer in Deutschland liegenden Niederlassungen zu. 

Der Heilige Stuhl wird dafür Sorge tragen, daß.für die innerhalb des Deut- 
schen Reiches bestehenden Ordensniederlassungen die Provinzorganisationen 
so eingerichtet wird /werden?], daß die Unterstellung deutscher Nieder- 
lassungen unter ausländische Provinzialobere tunlichst entfällt. Ausnahmen 
hiervon können im Einvernehmen mit der Reichsregierung zugelassen wer- 
den, insbesondere in solchen Fällen, wo die geringe Zahl der Niederlassungen 
die Bildung einer deutschen Provinz untunlich macht oder wo besondere 
Gründe vorliegen, eine geschichtlih gewordene und sachlich bewährte 
Provinzorganisation bestehen zu lassen. 


Artikel 16 


Bevor die Bischöfe von ihrer Diözese Besitz ergreifen, leisten sie in die Hand 
des Reichsstatthalters in dem zuständigen Lande bzw. des Reichspräsidenten 
einen Treueid nach folgender Formel: 

»Vor Gott und auf die heiligen Evangelien schwöre und verspreche ich, so 
wie es einem Bischof geziemt, dem Deutschen Reich und dem Lande... 
Treue. Ich schwöre und verspreche, die verfassungsmäßig gebildete Regie- 
rung zu achten und von meinem Klerus achten zu lassen. In der pflichtmäßi- 
gen Sorge um das Wohl und das Interesse des deutschen Staatswesens werde 
ich in Ausübung des mir übertragenen geistlichen Amtes jeden Schaden zu 
verhüten trachten, der es bedrohen könnte.« 


Artikel 17 


Das Eigentum und andere Rechte der öffentlich-rechtlichen Körperschaften, 
der Anstalten, Stiftungen und Verbände der katholischen Kirche an ihrem 
Vermögen werden nach Maßgabe der allgemeinen Staatsgesetze gewährlei- 
stet. 

Aus keinem irgendwie gearteten Grunde darf ein Abbruch von gottesdienst- 
lichen Gebäuden erfolgen, es sei denn nach vorherigem Einvernehmen mit 
der zuständigen kirchlichen Behörde. 


Artikel 18 


Falls die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden 
Staatsleistungen an die katholische Kirche abgelöst werden sollten, wird vor 
der Ausarbeitung der für die Ablösung aufzustellenden Grundsätze recht- 
zeitig zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Reich ein freundschaftliches 
Einvernehmen herbeigeführt werden. 
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Zu den besonderen Rechtstiteln zählt auch das rechtsbegründete Herkom- 
men. 

Die Ablösung muß den Ablösungsberechtigten einen angemessenen Ausgleich 
für den Wegfall der bisherigen staatlichen Leistungen gewähren. 


Artikel 19 


Die katholisch-theologischen Fakultäten an den staatlichen Hochschulen blei- 
ben erhalten. Ihr Verhältnis zur kirchlichen Behörde richtet sich nach den 
in den einschlägigen Konkordaten und dazugehörenden Schlußprotokollen 
festgelegten Bestimmungen unter Beachtung der einschlägigen kirchlichen 
Vorschriften. Die Reichsregierung wird sich angelegen sein lassen, für sämt- 
liche in Frage kommenden katholischen Fakultäten Deutschlands eine der 
Gesamtheit der einschlägigen Bestimmungen entsprechende einheitliche Pra- 
xis zu sichern. 
Artikel 20 


Die Kirche hat das Recht, soweit nicht andere Vereinbarungen vorliegen, zur 
Ausbildung des Klerus philosophische und theologische Lehranstalten zu er- 
richten, die ausschließlich von der kirchlichen Behörde abhängen, falls keine 
staatlichen Zuschüsse verlangt werden. 

Die Einrichtung, Leitung und Verwaltung der Priesterseminare sowie der 
kirchlichen Konvikte steht, innerhalb der Grenzen des für alle geltenden Ge- 
setzes, ausschließlich den kirchlichen Behörden zu. 


Artikel 21 


Der katholische Religionsunterricht in den Volksschulen, Berufsschulen, Mit- 
telschulen und höheren Lehranstalten ist ordentliches Lehrfach und wird in 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der katholischen Kirche erteilt. Im 
Religionsunterricht wird die Erziehung zu vaterländischem, staatsbürgerli- 
chem und sozialem Pflichtbewußtsein aus dem Geiste des christlichen Glau- 
bens- und Sittengesetzes mit besonderem Nachdruck gepflegt werden, ebenso 
wie es im gesamten übrigen Unterricht geschieht. Lehrstoff und Auswahl der 
Lehrbücher für den Religionsunterricht werden im Einvernehmen mit der 
kirchlichen Oberbehörde festgesetzt. Den kirchlichen Oberbehörden wird 
Gelegenheit gegeben werden, im Einvernehmen mit der Schulbehörde zu 
prüfen, ob die Schüler Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Leh- 
ren und Anforderungen der Kirche erhalten. 


Artikel 22 


Bei der Anstellung von katholischen Religionslehrern findet Verständigung 
zwischen dem Bischof und der Landesregierung statt. Lehrer, die wegen ihrer 
Lehre oder sittlichen Führung vom Bischof zur weiteren Erteilung des Reli- 
gionsunterrichts für ungeeignet erklärt worden sind, dürfen, solange dies 
Hindernis besteht, nicht als Religionslehrer verwendet werden. 


Artikel 23 


Die Beibehaltung und Neueinrichtung katholischer Bekenntnisschulen bleibt 
gewährleistet. In allen Gemeinden, in denen Eltern oder sonstige Erziehungs- 
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berechtigte es beantragen, werden katholische Volksschulen errichtet werden, 
wenn die Zahl der Schüler unter gebührender Berücksichtigung der örtlichen 
schulorganisatorischen Verhältnisse einen nach Maßgabe der staatlichen Vor- 
schriften geordneten Schulbetrieb durchführbar erscheinen läßt. 


Artikel 24 


An allen katholischen Volksschulen werden nur solche Lehrer angestellt, die 
der katholischen Kirche angehören und Gewähr bieten, den besonderen Er- 
fordernissen der katholischen Bekenntnisschule zu entsprechen. 

Im Rahmen der allgemeinen Berufsausbildung der Lehrer werden Einrich- 
tungen geschaffen, die eine Ausbildung katholischer Lehrer entsprechend den 
besonderen Erfordernissen der katholischen Bekenntnisschule gewährleisten. 


Artikel 25 


Orden und religiöse Kongregationen sind im Rahmen der allgemeinen Geset- 
ze und gesetzlichen Bedingungen zur Gründung und Führung von Privat- 
schulen berechtigt. Diese Privatschulen geben die gleichen Berechtigungen 
wie die staatlichen Schulen, soweit sie die lehrplanmäßigen Vorschriften für 
letztere erfüllen. 

Für Angehörige von Orden oder religiösen Genossenschaften gelten hinsicht- 
lich der Zulassung zum Lehramt und für die Anstellung an Volksschulen, 
mittleren und höheren Lehranstalten die allgemeinen Bedingungen. 


Artikel 26 


Unter Vorbehalt einer umfassenden späteren Regelung der eherechtlichen 
Fragen besteht Einverständnis darüber, daß, außer im Falle einer lebensge- 
fährlichen, einen Aufschub nicht gestattenden Erkrankung eines Verlobten, 
auch im Falle schweren sittlichen Notstandes, dessen Vorhandensein durch 
die zuständige bischöfliche Behörde bestätigt sein muß, die kirchliche Einseg- 
nung der Ehe vor der Ziviltrauung vorgenommen werden darf. Der Pfarrer 
ist in solchen Fällen verpflichtet, dem Standesamt unverzüglich Anzeige zu 
erstatten. 


Artikel 27 


Der Deutschen Reichswehr wird für die zu ihr gehörenden katholischen Offhi- 
ziere, Beamten und Mannschaften sowie deren Familien eine exemte Seel- 
sorge zugestanden. Die Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Armeebi- 
schof. Seine kirchliche Ernennung erfolgt durch den Heiligen Stuhl, nachdem 
letzterer sich mit der Reichsregierung in Verbindung gesetzt hat, um im Ein- 
vernehmen mit ihr eine geeignete Persönlichkeit zu bestimmen. 

Die kirchliche Ernennung der Militärpfarrer und sonstigen Militärgeistlichen 
erfolgt nach vorgängigem Benehmen mit der zuständigen Reichsbehörde 
durch den Armeebischof. Letzterer kann nur solche Geistliche ernennen, die 
von ihrem zuständigen Diözesanbischof die Erlaubnis zum Eintritt in die 
Militärseelsorge und ein entsprechendes Eignungszeugnis erhalten haben. Die 
Militärgeistlichen haben für die ihnen zugewiesenen Truppen und Heeresan- 
gehörigen Pfarrechte. 
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Die näheren Bestimmungen über die Organisation der katholischen Heeres- 
seelsorge erfolgen durch ein Apostolisches Breve. Die Regelung der beam- 
tenrechtlichen Verhältnisse erfolgt durch die Reichsregierung. 


Artikel 28 


In Krankenhäusern, Strafanstalten und sonstigen Häusern der öffentlichen 

Hand wird die Kirche im Rahmen der allgemeinen Hausordnung zur Vor- 

nahme seelsorgerlicher Besuche und gottesdienstlicher Handlungen zugelas- 

sen. Wird in solchen Anstalten eine regelmäßige Seelsorge eingerichtet und 

müssen hierfür Geistliche als Staats- oder sonstige öffentliche Beamte einge- 

= werden, so geschieht dies im Einvernehmen mit der kirchlichen Oberbe- 
örde. 


Artikel 29 


Die innerhalb des Deutschen Reiches wohnhaften katholischen Angehörigen 
einer nichtdeutschen völkischen Minderheit werden bezüglich der Berück- 
sichtigung ihrer Muttersprache in Gottesdienst, Religionsunterricht und 
kirchlichem Vereinswesen nicht weniger günstig gestellt werden, als der 
rechtlichen und tatsächlichen Lage der Angehörigen deutscher Abstammung 
und Sprache innerhalb des Gebietes des entsprechenden fremden Staates ent- 
spricht. 
Artikel 30 


An den Sonntagen und gebotenen Feiertagen wird in den Bischofskirchen so- 
wie in den Pfarr-, Filial- und Klosterkirchen des Deutschen Reiches im An- 
schluß an den Hauptgottesdienst, entsprechend den Vorschriften der kirch- 
lichen Liturgie, ein Gebet für das Wohlergehen des Deutschen Reiches und 
Volkes eingelegt. 

Artikel 31 


Diejenigen katholischen Organisationen und Verbände, die ausschließlich reli- 
giösen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen und als solche der 
kirchlichen Behörde unterstellt sind, werden in ihren Einrichtungen und in 
ihrer Tätigkeit geschützt. 

Diejenigen katholischen Organisationen, die außer religiösen, kulturellen 
oder karitativen Zwecken auch anderen, darunter auch sozialen oder berufs- 
ständischen Aufgaben dienen, sollen, unbeschadet einer etwaigen Einordnung 
in staatliche Verbände, den Schutz des Artikels 31 Absatz 1 genießen, sofern 
sie Gewähr dafür bieten, ihre Tätigkeit außerhalb jeder politischen Partei zu 
entfalten. 

Die Feststellung der Organisationen und Verbände, die unter die Bestim- 
mungen dieses Artikels fallen, bleibt vereinbarlicher Abmachung zwischen 
der Reichsregierung und dem deutschen Episkopat vorbehalten. 

Insoweit das Reich und die Länder sportliche oder andere Jugendorganisa- 
tionen betreuen, wird Sorge getragen werden, daß deren Mitglieder die Aus- 
übung ihrer kirchlichen Verpflichtungen an Sonn- und Feiertagen regelmäßig 
ermöglicht wird und sie zu nichts veranlaßt werden, was mit ihren religiösen 
und sittlichen Überzeugungen und Pflichten nicht vereinbar wäre. 
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Artikel 32 


Auf Grund der in Deutschland bestehenden besonderen Verhältnisse wie im 
Hinblick auf die durch die Bestimmungen des vorstehenden Konkordats ge- 
schaffenen Sicherungen einer die Rechte und Freiheiten der katholischen Kir- 
che im Reich und seinen Ländern wahrenden Gesetzgebung erläßt der Hei- 
lige Stuhl Bestimmungen, die für die Geistlichen und Ordensleute die Mit- 
gliedschaft in politischen Parteien und die Tätigkeit für solche Parteien aus- 
schließen. 
Artikel 33 
Die auf kirchliche Personen oder kirchliche Dinge bezüglichen Materien, die 
in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, werden für den kirch- 
lichen Bereich dem geltenden kanonischen Recht gemäß geregelt. 
Sollte sich in Zukunft wegen der Auslegung oder Anwendung einer Bestim- 
mung dieses Konkordats irgendeine Meinungsverschiedenheit ergeben, so 
werden der Heilige Stuhl und das Deutsche Reich im gemeinsamen Einver- 
nehmen eine freundschaftliche Lösung herbeiführen. 
Artikel 34 

Das vorliegende Konkordat, dessen deutscher und italienischer Text gleiche 
Kraft haben, soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden baldigst ausge- 
tauscht werden. Es tritt mit dem Tag ihres Austausches in Kraft. 
Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten dieses Konkordat unterzeich- 
net. 
Geschehen in doppelter Urschrift. 
In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933. 

L. S. gez. Eugenio Cardinale Pacelli. 

L. S. gez. Franz von Papen. 


Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage abgeschlossenen Konkordates 
zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich haben die ordnungs- 
mäßig bevollmächtigten Unterzeichneten folgende übereinstimmende Erklä- 
rungen abgegeben, die einen integrierenden Bestandteil des Konkordats 
selbst bilden. 

Zu Artikel 3 


Der Apostolische Nuntius beim Deutschen Reich ist, entsprechend dem No- 
tenwechsel zwischen der Apostolischen Nuntiatur in Berlin und dem Aus- 
wärtigen Amt vom 11. und 27. März 1930, Doyen des dort akkreditierten 
Diplomatischen Korps. 

Zu Artikel 13 


Es besteht Einverständnis darüber, daß das Recht der Kirche, Steuern zu er- 
heben, gewährleistet bleibt. 

Zu Artikel 14 Absatz 2 Ziffer 2 
Es besteht Einverständnis darüber, daß, sofern Bedenken allgemein politi- 
scher Natur bestehen, solche in kürzester Frist vorgebracht werden. Liegt 
nach Ablauf von 20 Tagen eine derartige Erklärung nicht vor, so wird der 
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Heilige Stuhl berechtigt sein, anzunehmen, daß Bedenken gegen den Kandi- 
daten nicht bestehen. Über die in Frage stehenden Persönlichkeiten wird bis 
zur Veröffentlichung der Ernennung volle Vertraulichkeit gewahrt werden. 
Ein staatliches Vetorecht soll nicht begründet werden. 


Zu Artikel 17 


Soweit staatliche Gebäude oder Grundstücke Zwecken der Kirche gewidmet 
sind, bleiben sie diesen, unter Wahrung etwa bestehender Verträge, nach wie 
vor überlassen. 

Zu Artikel 19 Satz 2 


Die Grundlage bietet zur Zeit des Konkordatsabschlusses besonders die Apo- 
stolische Konstitution »Deus scientiarum Dominus« vom 24. Mai 1931 und 
die Instruktion vom 7. Juli 1932. 


Zu Artikel 20 


Die unter Leitung der Kirche stehenden Konvikte an Hochschulen und Gym- 
nasien werden in steuerrechtlicher Hinsicht als wesentliche kirchliche In- 
stitutionen im eigentlichen Sinne und als Bestandteil der Diözesanorganisa- 
tion anerkannt. 

Zu Artikel 24 


Soweit nach Neuordnung des Lehrerbildungswesens Privatanstalten in der 
Lage sind, den allgemein geltenden staatlichen Anforderungen für Ausbil- 
dung von Lehrern oder Lehrerinnen zu entsprechen, werden bei ihrer Zulas- 
sung auch bestehende Anstalten der Orden und Kongregationen entspre- 
chend berücksichtigt werden. 

Zu Artikel 26 


Ein schwerer sittlicher Notstand liegt vor, wenn es auf unüberwindliche oder 
nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwierigkeiten 
stößt, die zur Eheschließung erforderlichen Urkunden rechtzeitig beizubrin- 
gen. 
Zu Artikel 27 Absatz 1 
Die katholischen Offiziere, Beamten und Mannschaften sowie deren Fami- 
lien gehören nicht den Ortskirchengemeinden an und tragen nicht zu deren 
Lasten bei. 
Absatz 4 
Der Erlaß des Apostolischen Breve erfolgt im Benehmen mit der Reichsre- 
gierung. 
Zu Artikel 28 
In dringenden Fällen ist der Zutritt dem Geistlichen jederzeit zu gewähren. 


Zu Artikel 29 
Nachdem die Deutsche Reichsregierung sich zu dem Entgegenkommen in 
bezug auf nichtdeutsche Minderheiten bereitgefunden hat, erklärt der heilige 
Stuhl, in Bekräftigung seiner stets vertretenen Grundsätze bezüglich des 
Rechtes der Muttersprache in der Seelsorge, im Religionsunterricht und im 
katholischen Vereinsleben, bei künftigen konkordatären Abmachungen mit 
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anderen Ländern auf die Aufnahme einer gleichwertigen, die Rechte der 
deutschen Minderheit schützende Bestimmung Bedacht nehmen zu wollen. 


Zu Artikel 31 Absatz 4 
Die im Artikel 31 Absatz 4 niedergelegten Grundsätze gelten auch für den 
Arbeitsdienst. 
Zu Artikel 32 


Es herrscht Einverständnis darüber, daß vom Reich bezüglich der nichtkatho- 
lischen Konfessionen gleiche Regelungen betreffend parteipolitische Betäti- 
gung veranlaßt werden. 
Das den Geistlichen und Ordensleuten Deutschlands in Ausführung des Ar- 
tikels 32 zur Pflicht gemachte Verhalten bedeutet keinerlei Einengung der 
pflichtmäßigen Verkündigung und Erläuterung der dogmatischen und sitt- 
lichen Lehren und Grundsätze der Kirche. 
In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933. 

L. S. gez. Eugenio Cardinale Pacelli. 

L. S. gez. Franz von Papen. 


Anhang 


(Die hohen Vertragschließenden vereinbaren Geheimhaltung des Anhangs). 

Im Falle einer Umbildung des gegenwärtigen deutschen Wehrsystems im 

Sinne der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht wird die Heranziehung 

von Priestern und anderen Mitgliedern des Welt- und Ordensklerus zur Lei- 

stung der Militärdienstpflicht im Einvernehmen mit dem Heiligen Stuhl nach 

Maßgabe etwa folgender Leitgedanken geregelt werden: 

a) Die in kirchlichen Anstalten befindlichen Studierenden der Philosophie und 
Theologie, die sich auf das Priestertum vorbereiten, sind vom Militär- 
dienst und den darauf vorbereitenden Übungen befreit, ausgenommen 
der Fall der allgemeinen Mobilisierung. 

b) Im Falle einer allgemeinen Mobilisierung sind die Geistlichen, die in der 
Diözesanverwaltung oder in der Seelsorge beschäftigt sind, von der Ge- 
stellung frei. Als solche gelten die Ordinarien, die Mitglieder der Ordina- 
riate, die Vorsteher der Seminare und kirchlichen Konvikte, die Seminar- 
professoren, die Pfarrer, Kuraten, Rektoren, Koadjutoren und die Geist- 
lichen, die dauernd einer Kirche mit öffentlichem Gottesdienst vorstehen. 

c) Die übrigen Geistlichen treten, falls sie tauglich erklärt werden, in die 
Wehrmacht des Staates ein, um unter der kirchlichen Jurisdiktion des 
Armeebischofs sich der Seelsorge bei den Truppen zu widmen, falls sie 
nicht zum Sanitätsdienst eingezogen werden. 

d) Die übrigen Kleriker in sacris oder Ordensleute, die noch nicht Priester 
sind, sind dem Sanitätsdienst zuzuteilen. Dasselbe soll im Rahmen des 
Möglichen mit den unter a) erwähnten Priesteramtskandidaten gesche- 
hen, die noch nicht die höheren Weihen erhalten haben. 

In der Vatikanstadt, am 20. Juli 1933. 

L. S. gez. Eugenio Cardinale Pacelli. 
L. S. gez. Franz von Papen. 
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3. Von Ministerialdirektor A. Jäger vorgelegter Entwurf für die Verfas- 
sung der evangelischen Landeskirchen.* August/September 1933 


Archiv der Hansestadt Lübeck, Senatsakten IX 1-3/19, S. 59-67. 


Abschnitt I 


Artikel 1 
Die Kirche baut si&h auf der Gemeinde auf. 
Die Gemeinde ist die Gemeinschaft des Glaubens, der Liebe und der Zucht. 
Sie wirkt an dem inneren und äußeren Aufbau der Kirche mit. 
Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 2 
Der Pfarrer ist als Diener an Wort und Sakrament der Hüter des kirchlich- 
religiösen Lebens der Gemeinde. Er wird durch den Landesbischof in sein 
Amt berufen. 

Artikel 3 
Der Kirchenvorstand ist berufen, die Gemeinde zu leiten. Er besteht aus dem 
Pfarrer und den Führern der Pflichtenkreise 
des kirchlich-religiösen Lebens, vornehmlich der Armenpflege und der Kir- 
chenzucht, 
der allgemeinen kirchlichen Verwaltung, 
des kirchlichen Geldwesens. 
Die Führer der Pflichtenkreise werden durch den Dekan auf Vorschlag des 
Pfarrers ernannt. Es werden ihnen je zwei Berater zugeordnet, die ebenfalls 
dem Kirchenvorstand angehören. 
Die Führer verwalten den ihnen anvertrauten Pflichtenkreis selbständig. Sie 
sind für die Einheit der Gemeinde verantwortlich. 
Das Amt der Führer dauert 6 Jahre. 
Zur Führung des Kirchenvorstandes wird einer der Führer der Pflichten- 
kreise berufen; die Führung kann auch dem Pfarrer übertragen werden. 
Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Abschnitt II 


Artikel 4 
1) An der Spitze der Kirche steht der Landesbischof. 
2) Dem Landesbischof tritt der Landeskirchenrat zur Seite. 
3) Die Landessynode wirkt bei der Bestellung der Kirchenleitung und bei der 
Gesetzgebung mit. 
4) Beratende Kammern verbürgen den im Volkstum lebendigen Kräften die 
freie schöpferische Mitarbeit im Dienste der Kirche. 


Artikel 5 
1) Der Landesbischof vertritt die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Nie- 
dersachsens. Er ist der Hüter des kirchlich-religiösen Lebens und trifft die 
zur Sicherung der Verfassung erforderlichen Maßnahmen. 


* Hier Modellentwurf für die Ev.-luth. Landeskirche Niedersachsens (zu Nr. 38/33). 
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2) Der Landesbischof weist die Mitglieder des Landeskirchenrates in ihr Amt 
ein. Mit den führenden Amtsträgern der Kirche tritt er zu regelmäßigen 
Aussprachen und Beratungen zusammen. Er vollzieht die Ernennung und 
Entlassung der Beamten der Kirche. 

3) Der Landesbischof hat das Recht, jede geistliche Amtshandlung vorzuneh- 
men, insonderheit zu predigen, Kundgebungen im Namen der Evange- 
lisch-Lutherischen Landeskirche Niedersachsens zu erlassen und außer- 
ordentliche Buß- und Festgottesdienste anzuordnen. 

4) Der Landesbischof erhält einen kirchlichen Sprengel. 

Für die Erledigung der kirchlichen Verwaltungsgeschäfte hat der Landes- 
bischof seinen Amtssitz in... 

5) Der Landesbischof wird nach Anhörung der Landessynode durch den 
Reichsbischof in das Bischofsamt berufen. 

6) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 6 

1) Der Landeskirchenrat ist berufen, unter Führung des Landesbischofs die 
Evangelisch-Lutherische Landeskirche Niedersachsens zu leiten und Ge- 
setze zu erlassen. 

2) Er besteht aus einem Theologen, einem Laien und einem rechtskundigen 
Mitglied. Die Zahl der Mitglieder kann im Bedarfsfalle erhöht werden. 
Die Mitglieder verwalten ihr Amt selbständig. Sie tragen dem Landes- 
bischof gegenüber die Verantwortung für die Einheit der Gemeinden. 

3) Die Mitglieder des Landeskirchenrates werden vom Landesbischof er- 
nannt. Das theologische Mitglied wird durch die Landessynode nach 
Anhörung führender Amtsträger der Kirche vorgeschlagen. 

Der Laie wird von der Landessynode vorgeschlagen. Sein Amt dauert 
6 Jahre. 

Das rechtskundige Mitglied muß die Befähigung zum Richteramt oder 
zum höheren Verwaltungsdienst besitzen. Es ist der Stellvertreter des 
Landesbischofs in Rechtsangelegenheiten; es leitet die Landeskirchen- 
kanzlei als oberste kirchliche Verwaltungsbehörde. 

4) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 7 

1) Die Landessynode besteht aus 30 Mitgliedern, von denen zwei Drittel 
Laien sein müssen. Die eine Hälfte der Mitglieder wird aus den Gemein- 
den entsandt. Die andere Hälfte beruft die Evangelisch-Lutherische Lan- 
deskirche Niedersachsens aus Persönlichkeiten, die sich im kirchlichen 
Dienst hervorragend bewährt haben. 

2) Das Amt der Mitglieder dauert 6 Jahre. 

Auf die Eingliederung neuer Kräfte ist bei jeder Umbildung der Landes- 
synode besonders Bedacht zu nehmen. 

3) Die Landessynode wird durch den Landesbischof mindestens einmal im 
Jahr berufen. Der Landesbischof soll im übrigen dem Verlangen der 
Landessynode nach einer Berufung Rechnung tragen. Ort und Zeit der 
Tagung bestimmt der Landesbischof. Er eröffnet die Synode durch einen 
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Gottesdienst und führt bei der ersten Tagung die Geschäfte bis zur Rege- 
lung des Vorsitzes. Die Synode gibt sich eine Geschäftsordnung. 
4) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 8 
1) Die Beratenden Kammern werden vom Landeskirchenrat zu fortlaufen- 
der verantwortlicher Arbeit herangezogen und haben das Recht des rat- 
samen Gutachtens. 
2) Die Mitglieder werden durch den Landesbischof im Einvernehmen mit 
dem Landeskirchenrat ernannt. 


Artikel 9 
1) Es wird ein Kirchengericht gebildet. 
2) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Abschnitt III 


Artikel 10 
Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Niedersachsens gliedert sich in 
Propsteien; diese wiederum in Dekanate. 


Artikel 11 
1) Der Dekan führt die geistliche Aufsicht über die Pfarrer seines Bezirkes. 
2) Der Propst führt die Oberaufsicht über die Pfarrer und Dekanate seines 
Bezirkes. 
3) Der Dekan und der Propst sind dem Landesbischof für die Entfaltung des 
kirchlich-religiösen Lebens verantwortlich. 
4) Das Nähere zu Artikel 10 und 11 bestimmt ein Gesetz. 


Abschnitt IV 


Artikel 12 
1) Der Kirchmeister faßt die Verwaltung der Pfarreien des Dekanats leitend 
zusammen. 
2) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Artikel 13 
1) Der Landeskirchenrat entsendet ständige Beauftragte an den Sitz der 
Propstei, welche die Geschäftsführung der Kirchenvorstände und Kirch- 
meister beaufsichtigen und nach Weisung leiten. 
2) Das Nähere bestimmt ein Gesetz. 


Abschnitt V 


Artikel 14 

Die Gesetze der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Niedersachsens wer- 
den von der Landessynode im Zusammenwirken mit dem Landeskirchenrat 
oder von diesem allein beschlossen, durch den Landesbischof ausgefertigt und 
im Gesetz- und Verordnungsblatt der Evangelisch-Lutherischen Landeskir- 
che Niedersachsens verkündet. Sie treten am 14. Tage nach der Ausgabe des 
Gesetz- und Verordnungsblattes in Kraft, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ıst. 
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Abschnitt VI 


Artikel 15 

1) Alle Einnahmen und Ausgaben werden jährlich auf einen Haushaltsplan 
gebracht. Er wird vor Beginn des Rechnungsjahres durch Gesetz festge- 
stellt. 

2) Der Gesetzesform bedarf ferner ein Beschluß über die Aufnahme von An- 
leihen oder die Übernahme von Sicherheitsleistungen zu Lasten der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Niedersachsens. 

3) Über die Haushaltsführung ist jährlich einerä von der Landessynode zu 
bestimmenden Haushalts-Ausschuß Rechnung zu legen. Er erteilt die 


Entlastung. 
4) Die Aufbringung des Finanzbedarfes wird durch Gesetz geregelt. 
Abschnitt VII 
Artikel 16 


Die Verfassung kann durch Gesetz geändert werden. Das Gesetz bedarf der 
Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Landessyn- 
ode oder der Einstimmigkeit im Landeskirchenrat. 
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CHRONOLOGISCHES DOKUMENTENVERZEICHNIS 


Dieses Verzeichnis enthält: 


1. Alle Dokumente, die in dem vorliegenden Band vollständig oder auszugsweise 
abgedruct sind (Fettdruck) mit Quellenangabe; 
2. alle Dokumente, aus denen im Text oder in den Anmerkungen zitiert wird 


(Kursivdruck); 


‚3. alle Dokumente, die im Text oder in den Anmerkungen erwähnt werden (Nor- 


maldruck). 


Datumsangaben, die in dem vorliegenden Band nicht auftauchen, aber erschlossen 
werden konnten, sind in Klammern eingeschlossen. 


1919 

(31. Juli) 

1920 

25. Februar 
1924 

29. März 

1929 

14. Juni 

1930 

(30. September) 


10. Oktober 


1931 
10. Februar 


11. Mai 
13. Juni 


1932 

12. Oktober 
18. November 
22. November 


1939 

(23. Januar) 
1. Februar 
1. Februar 
4. Februar 
6. Februar 
7. Februar 
9. Februar 


16. Februar 
18. Februar 
19. Februar 
23. Februar 


Weimarer Reichsverfassung (Art. 137) 
Parteiprogramm der NSDAP 
Bayerisches Konkordat 

Preußisches Konkordat 


Bischöfliches Ordinariat Mainz an Gaulei- 
tung der NSDAP 
Erklärung Rosenbergs 


Pastorale Anweisung des bayerischen Episko- 
pats 

Preußischer Kirchenvertrag 

Erklärung der NS-Fraktion zum Preußischen 
Kirchenvertrag 


Badisches Konkordat 
Interview Rosenbergs 
Presseartikel Köhlers 


Hirtenbrief Gföllners 

Aufruf der Reichsregierung 
Presseartikel Schachleiters 
Verordnung des Reichspräsidenten 
Pressebericht über ein Staatsbegräbnis 
Rede Rusts (Auszug) 

Pressebericht über Kirchgang von Parteiver- 
bänden 

Rede Hitlers (Auszug) 

Heß an Reichskanzlei 

Lossau an Lammers 

Rede Rusts 


109 
14 f., 125, 144 
105 


15, 105 


23 
16 


23 
30,79, 135 


30 
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23. Februar 
23. Februar 
24. Februar 
25. Februar 
25. Februar 
26. Februar 
26. Februar 
28. Februar 
28. Februar 
2. März 

3. März 

4. März 

7. März 

8. März 

8. März 

13. März 
16. März 
21. März 
21. März 
23. März 


24. März 

25. März 
25./26. März 
25./26. März 
28. März 

28. März 

30. März 

1. April 

3. Aprıl 

(5. April) 

6. April 

6. April 

7. April 

7. April 


7. April 

10. April 
10. April 
11. April 


13. April 
16. April 
18. April 
22. April 
22. April 
22. April 


22. April 
22. April 
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Vermerk Wiensteins 

Lammers an Pfundtner 

Runderlaß Görings 

Erlaß Rusts 

Pfundtner an Lammers 

Rede Görings 

Rede Hitlers 

Aktenvermerk Lammers’ 
Verordnung des Reichspräsidenten 
Beschluß des Reichskabinetts 
Runderlaß Görings 

Rede Hitlers 

Verfügung des preußischen Justizministers 
Frick an Kapler 

Rundschreiben Dibelius’ 

Bergen an Auswärtiges Amt 
Memorandum Bergens 

Ansprache Hitlers 

Erklärung Hitlers 
Regierungserklärung Hitlers (Auszug) 


Ermächtigungsgesetz 

Lammers an Schachleiter 

Bericht über Protestkundgebung 
Presseartikel Staebes 

Kundgebung des deutschen Episkopats 
Bekanntmachung Schemms 

Schachleiter an Lammers 

Vermerk Lammers’ 

Rede Kubes (Auszug) 

Kapler an die Reichsregierung 

Hitler über das Christentum 

Bertram an Hindenburg 

2. Gesetz zur Gleichschaltung der Länder 
Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbe- 
amtentums (Auszug) 

Protokoll der Kabinettssitzung 

Runderlaß des preußischen Innenministers 
Hossenfelder an Ley 

1. Durchführungsverordnung zum Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 
Aufruf Zoellners 

Bertram an Hitler 

Presseartikel Bohms 

Verfügung Granzows 

Aktennotiz Lammers’ 

Aufzeichnung des mecklenburgischen Ober- 
kirchenrates 

Mecl. Oberkirchenrat an Hindenburg 
Kapler an Hindenburg 


22f. 
19, 20, 22, 23 f., 
61, 76f., 112, 
114 


22. April 


23. April 
24. April 
24. April 
25. April 
25. April 
25. April 
(25. April) 
25. April 
26. April 
26. April 
27. April 
27. April 
28. April 
4. Mai 


6. Mai 
6. Mai 


6. Mai 
12. Mai 
1. Juni 
2. Juni 
2. Juni 
6. Juni 
7. Juni 
7. Juni 


11. Juni 
13. Juni 


13. Juni 
14. Juni 
15. Juni 
15. Juni 
20. Juni 


20. Juni 
21. Juni 


21. Juni 
21. Juni 
22. Juni 
22. Juni 
22. Juni 
23. Juni 
24. Juni 
24. Juni 
24. Juni 


Vereinigung mecklenburgischer Geistlicher an 
Hindenburg 

Aufruf Kaplers 

Meißner an Lammers 

Ley an Bürckel 

Bericht Kaplers 

Frlaß Hitlers 

Bekanntmachung Bohms 

Hossenfelder an Reichskanzlei 

Besprechung Berning/Kaller mit Papen 
Besprechung Berning/Steinmann mit Hitler 
Besprechung Berning/Böhler mit Rust 

Bohm an Granzow 

Granzow an Bohm 

Hitler an Bertram 

Gesetz über die Ermächtigung des bayeri- 
schen Landesbischofs 

Rede Rusts 

3. Durchführungsverordnung des Gesetzes 
zur Wiederherstellung des Berufsbeamten- 
tums 

Rede Leys 

Presseinterview Müllers 

Reichel an Bodelschwingh 

Runderlaß Schemms 

Anordnung Leys 

Rundschreiben des DEKA 

Rundschreiben des DEKA 

Notverordnung des sächsischen Landeskonsi- 
storiums 

Rede Sieberts 

Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 

Runderlaß Heydrichs 

Bretschneider an Bodelschwingh 

Müller an Verfassungsausschuß 
Bodelschwingh an Hindenburg 
Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 

Runderlaß Himmlers 

Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 

Wiese an Bodelschwingh 

Hindenburg an Bodelschwingh 

Verfügungen Leys 

EOK Berlin an Kultusministerium 

Rust an Trendelenburg 

Rust an Kirchenkonferenz 

Rust an Ev. Kirche der APU 

Jäger an Kirchensenat der APU 

EOK Berlin an Göring 


57 

63, 65, 129 
57 

57 f. 

59 


58 
63 f., 65, 129 
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24. Juni 
24. Juni 
25. Juni 
26. Juni 
26. Juni 
26. Juni 


(27. Juni) 
27. Juni 
27. Juni 
27. Juni 
28. Juni 
28. Juni 
28. Juni 
29. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
30. Juni 
Anfang Juli 
1. Juli 
1. Juli 
1. Juli 
2. Juli 
3. Juli 
3. Juli 
4. Juli 
4. Juli 
5, Juli 
6. Juli 
7. Juli 
7. Juli 
7. Juli 


8. Juli 
8. Juli 


8. Juli 
8. Juli 
9. Juli 
11. Juli 
12. Juli 
12. Juli 
12. Juli 
13. Juli 
13. Juli 
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Tagebuchnotiz Schweitzers 
Kirchenkonferenz an Hindenburg 

Ev. Preßverband an Reichsinnenministerium 
Jäger an Ev. Kirche der APU 

Aufruf Werners 

Aufruf der altpreußischen Generalsuperin- 
tendenten 

Dibelius an Jäger 
Rundfunkansprache Jägers 
Erlaß Jägers 

Göring an Rust 

Verfügung Müllers 

Jäger an Ev. Kirche der APU 
Niederschrift über Gespräch Hitler/Backhaus 
Rede Rusts 

Siebers an Leiber 

Verfügung Jägers 

Jäger an Müller 

Hindenburg an Hitler 

Aktenvermerke Lammers’ 

Frick an Müller 

Rundschreiben Jägers 

Verfügung Fritschs 

Fritsch an Coch 

Unterredung Hitler/Dean of Chichester 
Runderlaß der Regierung von Unterfranken 
Erklärung Leys 

Mitteilung des Preußischen Pressedienstes 
Rundschreiben Jägers 

Anordnung Jägers 

Meldung des VB 

Bertram an Göring 

Bericht Papens 

Runderlaß Himmlers 

Anordnung Jägers 

Berning an Frick 

Göring an Bertram 

Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 

Stuckart an Lammers 

Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 

Verfügung Hitlers 

Richtlinien Fricks 

Bertram an Innenministerium 

Verfassung der DEK 

Rundschreiben Fricks 

Hitler an Hindenburg 

Hitler an Müller 

Hindenburg an Hitler 

Anordnung des Innenministeriums 


102 

102 ff., 133 
123, 147 
36 

109, 185 ff. 
67, 104 


14. Juli Rust an Jäger 89 


14. Juli Erlaß Jägers 94 
14. Juli Niederschrift über Sitzung des Reichskabi- 
netts 104 ff. 
14. Juli Gesetz über die Verfassung der DEK 107 f£., 110, 111, 
114, 117 
14. Juli Begründung des Gesetzes zur Einführung der 
Verfassung der DEK 109 f. 
15. Juli Runderlaß Heydrichs 65 f. 
15. Juli Niederschrift über Besprechung bei Göring 89f. 
15. Juli Stratenwerth an Marahrens und Bodel- 
schwingh Hf. 
15. Juli Frick an Rust 93 
17. Juli Wahlaufruf Jägers 111 f. 
17. Juli Rede Goebbels’ 113 
17. Juli Presseanweisung des Propagandaministe- 
riums 113 
17. Juli Pfundtner an Rust 114 f. 
18. Juli Runderlaß Pfundtners 110 f., 116, 119 
18. Juli Wahlaufruf der Lübecker NSDAP 115 
19. Juli Anweisung der fränkischen Gauleitung 115 
19. Juli Wahlaufruf im VB 115 
19. Juli Pfundtner an Lammers 116 f., 119 
19. Juli EOK Berlin an Innenministerium 117 
19. Juli Anordnung Heß’ 117 
19. Juli Hitler an Müller 122 
20. Juli Auslegungsgrundsätze zu Art. 31 des Reichs- 
konkordats 106 f. 
20. Juli Zeitungsinterview Pfundtners 108 
20. Juli Wahlaufruf der Gruppe »Evangelium und 
Kirche« 114 
20. Juli “Bekanntmachung Pfundtners 118 
20. Juli Reichskonkordat 190 ff. 
20.-22. Juli Aufrufe zu den Kirchenwahlen 118 f. 
21. Juli Jäger an EOK Berlin 94 
21. Juli Lammers an Pfundtner 119 
(Juli) Müller an Hitler (Konzept) 120 
(22. Juli) Pfundtner an EOK Berlin 119 
22. Juli Rundfunkansprache Hitlers 119 ff. 
29. Juli Bekanntmachung Schirachs 122 ff. 
1. August Anordnung Stäbels a8} 
4. August Bekanntmachung Pfundtners 122 
5. August Rede Hitlers vor Gauleitern 143 
14. August Hossenfelder an Oberste Leitung der PO 42 
16. August Leitartikel Rosenbergs 124 f., 143, 145 
17. August Protokoll einer Sitzung im preußischen Kul- 
tusministerium 127 
20. August Bericht Wolkers 147 
21. August Stange an Schirach 137, 147 
24. August Beschluß der Einstweiligen Leitung der DEK 126, 128 
24. August Rede Rusts 140 
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25. August 


Ende August 
August/Sept. 


2. September 
7. September 


7. September 
7. September 


7. September 
9. September 
10. September 
11. September 
14. September 
15. September 
19. September 
20. September 
22. September 
22. September 
(23. September) 
23. September 
23. September 
25. September 
26. September 
26. September 
(27. September) 
27. September 
27. September 
28. September 
29. September 
29. September 
Ende Sept. 
Ende Sept. 


Anfang Okt. 
3. Oktober 
3. Oktober 
5. Oktober 
6. Oktober 
6. Oktober 
8. Oktober 
9. Oktober 
10. Oktober 
10. Oktober 
10. Oktober 


Oktober 
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Jäger an Landeskirchenregierung in Wiesba- 
den 

Geleitwort Fricks 

Entwurf für die Verfassung der ev. Landes- 
kirchen 

Bericht Bertrams an Pacelli 

Einstweilige Leitung der DEK an die hessi- 
schen Kirchen 

Niederschrift über Sitzung im preußischen 
Kultusministerium 

Rundschreiben der Einstweiligen Leitung der 
DEK 

Aufzeichnung Neuraths 

Promemoria Pacellis 

Entwurf einer Pressemitteilung 

Aufruf des Pfarrernotbundes 

Coch an Einstweilige Leitung 

Eidem an Einstweilige Leitung 

Runderlaß Heydrichs 

Gutachten der Theol. Fakultät Marburg 
Aufzeichnung Stieves 

Bülow an Leitung der DEK 

Eingabe an Nationalsynode 

Bülow an Lammers 

Aufzeichnung des Auswärtigen Amtes 
Bertram an Innenministerium 

Runderlaß Fricks 

Lammers an Müller 

Berliner Pfarrer an Nationalsynode 

Müller an Reichskanzlei 

Müller an Hitler 

Protokoll der Reichsstatthalterkonferenz 
Hitler an Müller 

Aktenvermerke der Reichskanzlei 

Rust an Müller 

Anordnung des Schleswiger Regierungspräsi- 
denten 

Rede Schirachs 

Papen an Bertram 

Pfundtner an Oberste Reichsbehörden 
Presseinterview Papens 

Rundschreiben Bormanns 

Rundschreiben Gosaus 

Presseartikel Wolkers 

Buch an Reichsführer SS 

Anordnung Heß’ 

Eltz an Reichsinnenministerium 

Amtl. Verlautbarung des Reichsinnenministe- 
riums 

Kath. Verlautbarung zu Besprechung im In- 
nenministerium 


126 f. 
140 


201 fi. 
134 


126 
128 
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